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Vorrede. 


Im Jahrgang 1895 der Annalen des Deutschen Rei- 
ches (8. 493-784) habe ich unter der Ueberschrift „Die deut- 


schen Schutzgebiete, ihre rechtliche Stellung, Verfassung und Ver- 


waltung“* eine auch als besondere Schrift erschienene Abhandlung 
veröffentlicht, welche in eine Einleitung und fünf Kapitel zerfällt. 
Die Einleitung enthält hauptsächlich Erörterungen über den Be- 
oritf und die Arten der Kolonien im wirthschaftlichen und recht- 
lichen Sinne,. emen kurzen Ueberblick über die Geschichte der 
Kolonien und der Kolonisation und eine Besprechung der Kolonial- 
politik des Deutschen Reiches. Das erste Kapitel giebt eine 
Uebersicht über die deutschen Schutzgebiete, ihre geographischen, 
ethnographischen und wirthschaftlichen Verhältnisse, während im 
zweiten Kapitel die Gründung und Erwerbung der Kolonien im 


Allgemeinen besprochen ist und sodann die Erwerbsakte in Bezug 


auf die deutschen Schutzgebiete rechtlich gewürdist sind. Das 
dritte Kapitel behandelt die Stellung der deutschen Schutzgebiete 
in öffentlich-rechtlicher Hinsicht, insbesondere nach Massgabe des 
RG. vom 17/6 S6 bezw. 15/3 SS über die Rechtsverhältnisse der 
deutschen Schutzgebiete. Im vierten Kapitel ist die Stellung deı 
Kolonialgesellschaften, ihre Verfassung und Verwaltung erörtert. 
Das fünfte Kapitel endlich bringt eine Darstellung der Verfassung 
und Verwaltung der Schutzgebiete im Einzelnen. Demgemäss sind 
in diesem Kapitel besprochen: die Stellung des Kaisers, die Ge- 
setzgebung, die Regierungs- und Verwaltungsorganisation der Schutz- 
gebiete, die ‚Justizverwaltung und Rechtspflege, die Finanzverwal- 
tung, das Zollwesen und der auswärtige Handelsverkehr, die Ver- 
waltune des Innern, die Heeresverwaltung und die auswärtige 
Verwaltung und schliesslich die rechtliche Stellung der Eingebo- 


renen. 
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In Folge der seit dem Erscheinen dieser Abhandlung auf dem 
(zebiete der deutschen Kolonialpolitik, bezw. der Reichsgesetzgebungs 


4 


eingetretenen Veränderungen (Erweiterung des Kolonialbesitzes, 


Uebernahme der Verwaltung des Gebiets der Neu - Guinea - Kom- 
pagnie durch das Reich, Inkrafttreten des BGB., Erlass eines neuen 
Konsulargerichtsbezirksgesetzes und eines neuen Schutzgebietsge- 
setzes u. s. w.) ist ein grosser Theil des Inhalts der Abhandlung 
jetzt veraltet. 

Bei der ın Folge dessen nothwendie eewordenen Umarbeitung 
der Abhandlung konnte von einer Wiederholung der in der Ein- 
leitung enthaltenen allgemeinen Erörterungen kolonial-politischer 
und kolonialrechtlicher Natur in der Hauptsache absesehen Wer- 
den. Es genügte, wenn in drei einleitenden Paragraphen die Be- 
sriffe: Kolonie, Protektorat und Interessensphäre, dann die Ein- 
theillnne der Kolonien und die Grundsätze über die Erwerbung 
der Kolonien kurz besprochen wurden und im Uebrigen auf die 
bezüslichen ausführlichen Darstellungen in der früheren Abhand- 
lung verwiesen wurde. 

Dagegen mussten selbstverständlich die übrigen Theile der 
Abhandlung auch bei der neuen Bearbeitung eine ausführlichere 
Darstellune erfahren, wenn auch srundsätzlich die in der früheren 
Abhandlung enthaltenen allgemeinen Ausführungen und Erörte- 
rungen nicht wiederholt wurden und in der Hauptsache lediglich 
der geltende Rechtszustand Berücksichtigung fand. Begreiflicher 
Weise ist dies aber nicht in der Weise geschehen, dass eine jede 
in einem Schutzgebiete geltende Verordnung oder Dienstanweisung 
genau aufgeführt und besprochen wurde, da viele dieser zum Theil 
überdiess sehr rasch wechselnden Vorschriften nur untergeordnete 
Bedeutung haben. Es wurde daher nur Vollständiekeit in Bezug 
auf die Gesetze und die wichtigsten allgemeinen Verordnungen 
erstrebt, während im Uebhrigen bei verschiedenen Materien die ein- 
zelnen Verordnungen nur insoweit aufgeführt wurden, als dies 
nothwendig war um darzuthun, in welchem Sinne die rechtliche Re- 
gelung und Ordnung des Gegenstandes erfolgt ist. 

Die neue Abhandlung, bezw. Schrift stellt sich sonach im 
Wesentlichen als eine Bearbeitung des z. Z. in den. deutschen 
Schutzgebieten und in Bezug auf dieselbe geltenden Rechts dar, 
wobei die allgemeinen theoretischen Erörterungen als aus der Schrift 
„Die Schutzgebiete* bekannt vorauseesetzt werden. Es wurde da- 


her auch darauf verzichtet, die in den einzelnen Paragraphen der 
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„Schutzgebiete“ enthaltenen ausführlichen Litteraturangaben zu 
wiederholen, und lediglich auf die betr, Stelle der „Schutzgebiete* 
verwiesen, wo sich jeweils diese Angaben befinden. 

Ebenso wurde auch unterlassen, die in den letzten Jahren 
veröffentlichten zahlreichen Schriften und Abhandlunsen über die 


wirthschaftlichen, ethnographischen, geographischen und sonstigen 


Verhältnisse der Schutzgebiete im Einzelnen genau und vollständig 


anzuführen, da eine derartige Aufzählung nach dem Zwecke der 


1 


Schrift keine besondere Bedeutung gehabt hätte und sich Jeder- 
mann über die einschlägige Litteratur aus den dankenswerthen 
Veröffentlichungen des Hauptmanns a. D. und Bibliothekars der 


ı Brose leicht orientiren kann. 


Kolonialgesellschaft Maximilia 


Aus Zweckmässiekeitsgründen, insbesondere im Interesse grös- 


1 
h 


serer Uebersichtlichkeit wurde eine etwas andere Anordnune des 


Stoffes vorgenommen, zumal das von den Kolonialsesellschaften 


handelnde Kapitel wegfallen, bezw. durch einen einzigen Para- 
graphen ersetzt werden konnte, da es keime Kolonialgesellschaft 
mehr giebt, die über ein Schutzgebiet Hoheitsrechte ausübt. 
Schliesslich mag nur bemerkt werden, dass eine Kritik der ın 
den Sehutzgebieten geltenden Verwaltuneseinrichtungen und der in 
Bezug auf dieselben geltenden Rechtsvorschriften grundsätzlich 
vermieden wurde, wenn auch eine solche Kritik oft nahe genug lag, 
da es sich nach dem Zwecke der Schrift ledielich um eine Dar- 
stellune des geltenden Rechts, nicht aber um kolonialpolitische 


Betrachtungen handeln konnte, 
München, im November 1900 


Der Verfasser. 
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Nachtrag. 


Durch Kaiserl. V. v. 9/11 00 (Kol.Bl. S. 559 ff.) wurde be- 
stimmt. dass das SchGG. v. 25/7 00 in den Schutzgebieten am 
1. Januar 1901 in Kraft zu treten hat. Im Uebrigen hat die Ver- 
ordnung ohne irgend welche wesentliche Aenderung des materiellen 
Rechtszustandes die in den verschiedenen, die Rechtsverhältnisse 
der einzelnen Schutzgebiete regelnden Verordnungen zerstreuten 
Vorschriften über die Feststellung des Begriffs der Eingeborenen, 
die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen, die Mitwirkung 
einer Staatsanwaltschaft, die Zuständigkeit der Schutzgebietsgerichte 
in Schwurgerichtssachen, die Bestellung von Gerichtsbehörden in 
den Schutzgebieten u. s. w. unter formeller Aufhebung dieser Ver- 
ordnungen für alle Schutzgebiete einheitlich zusammengefasst und 
einige neue Bestimmungen über das geistige Eigenthum, die Er- 
nennung von Notaren durch den Reichskanzler und das Recht des 


Gouverneurs Strafaufschub zu bewilligen, hinzugefügt. 


Einleitung. 


s 1. Kolonien, Protektorate, Interessensphären '). 


I. Mit dem Ausdrucke „Kolonien* bezeichnet man nach dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauche Niederlassungen und Ansiedelungen 
von Angehörigen eines Volkes ausserhalb des von ihm bereits in 
Besitz genommenen und politisch beherrschten Gebiets. Solche 
Kolonien können sich, wie dies bei der russischen Kolonisation in 
asiatischen Gebieten (Sibirien u. s. w.) der Fall ist, geographisch 
unmittelbar an das vom kolonisirend: N Volke bereits besiedelte und 
beherrschte Gebiet anschliessen. In der Regel denkt man aber 
beim Ausdruck „Kolonien* an die überseeischen m den 
übrigen Welttheilen gelegenen Kolonien europäischer Staaten. 

Im Vorstehenden ist der Ausdruck „Kolonien“ lediglich im 
ethnographischen Sinne gebraucht und daher der Schwer- 
punkt darauf gelegt, dass eine grössere Anzahl von Angehörisen 
einer Nation in einem von ihrer Nationalität noch nicht bewohnten. 
bezw. nicht beherrschten Gebiete sich niederlässt. 

Eine Kolonie in rechtlichem Sinne ist jedoch nur dann 
gegeben, wenn die von einem Volke AUSFELANLENEN Ansiedelungen 
in einer staatsrechtlichen oder völkerrechtliehen Ab- 
hängiekeit vom Mutterlande stehen. Demzemäss scheiden 
vom Begriffe der Kolonien im rechtlichen Sinne aus: a) diejenigen 
Kolonien im ethnographischen Sinne, die sich zu selbstständigen 
vom Mutterlande unabhängigen Staatswesen entwickelt haben. wie 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, und die aus ehemaligen 
europäischen Kolonien entstandenen Staaten von Centralamerika 
und Südamerika. b) diejenigen kolonialen Niederlassungen, die in 
einem bereits einer anderen Staatsgewalt unterworfenen Gebiete 


erfolet sind, da diese Niederlassungen der (sewalt des Niederlas- 
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sungsstaats und nicht der des Mutterstaats der Kolonisten unter- 
stehen. 

Bei den Kolonien im Rechtssinne denkt man in der Regel 
daran, dass sie auch Kolonien im ethnographischen Sinne sind. 
Es ist aber gar nicht nothwendig, dass sich beide Begriffe decken. 
Wenn nämlich eine von einem Volke gegründete Kolonie durch 
Vertrae oder Eroberung von einem anderen Staate erworben wird, 
so wird sie ZWaT im Rechtssinne zweifellos eine Kolonie des erWwerl- 
benden Staats, bleibt aber vom ethnographischen Standpunkte aus 
betrachtet eine Kolonie des Volkes, das sie gegründet hat (Kap- 
land, theilweise auch Kanada). 

Der Beeriff der Kolonie im rechtlichen Sinne setzt stets eine 
rechtliche Unterordnung unter das Mutterland voraus; 
dagegen widerspricht ein blosses Bundesverhältniss, auf Grund des- 
sen die Kolonien und der Mutterstaat sich gleichstehende Mitglieder 
eines Staatenbundes oder Bundesstaates sind, dem Begriffe der Ko- 
lonie: wohl aber kann die Unterordnung der Kolonie unter das 
Mutterland zweifacher Art sein, sie kann nämlich staatsrechtlichen 
oder völkerrechtlichen Charakter haben. Im ersteren Falle spricht 
man von Kolonien im eigentlichen Sinne, im zweiten Falle 
von Protektoratsländern. 

Kolonien im eigentlichen Sinne sind nichts anderes als über- 
seeische Provinzen oder Nebenländer eines (europäischen) Staates, 
da sie der Souveränität des Mutterstaates ebenso unterworfen sind, 
wie jede andere Provinz. Gleichgültig ist es dabei, dass die Ko- 
lonien mit Rücksicht auf ihre geographische Lage, eigenthümliche 
ethnographische, wirthschaftliche und politische Verhältnisse gegen- 
iiber den übrigen Provinzen des betreffenden Staats gewöhnlich 
eine besondere Stellung einnehmen, indem entweder thatsäch- 
lich sich die Staatseewalt in den Kolonien nicht so intensiv 
geltend macht, wie in anderen Provinzen, oder den Kolonien in 
reehtlieher Hinsicht eine grössere Unabhängigkeit und ein be- 
sonderes Mass von Selbstverwaltung eingeräumt ist, wie dies z. B. 
bei den englischen Repräsentativ - Kolonien der Fall ist. Selbst 
der Umstand ist von keiner Bedeutung, dass die Kolonien nach 
dem positiven Rechte einzelner Staaten gar nicht als integrirende 
Bestandtheile des Mutterstaates gelten, daher dem Mutterlande ge- 
venüber staatsrechtlich nicht Inland sind und ihre Anzehörigen 
nicht oder doch nur theilweise das Staatsbürgerrecht des Mutter- 


landes besitzen. Ausschlasgebend ist lediglich die Thatsache, dass 
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die eigentlichen Kolonien nicht selbstständige wenn auch m ihrer 
Souveränität beschränkte staatliche Gememmwesen mit eigener Staats- 


sewalt sind, sondern der Souveränität des Mutterstaats voll und 


sanz unterliegen, so dass eine und dieselbe Staatsgewalt im Mutter- 


lande und in den Kolonien wirksam ist. 

Wie die eieentlichen Kolonien staatsrecehtlich durch- 
aus den Provinzen eleichstehen, so erscheinen dieselben vom Stand- 
punkte des Völkerrechts aus als Bestandtheile des betretien- 
den Mutterstaats, weil im Sinne des Völkerrechts alle Theile der 
Erdoberfläche zum Gebiete eines Staates gehören, über welche er 
seine staatliche. Gewalt auszuüben befust ist, so dass dem sog. 
Territorialitätsprineip entsprechend, die innerhalb der Grenzen 
dieses Gebiets befindlichen Personen und Sachen seiner ausschliess- 
lichen Herrschaft unterworfen sind und die Einwirkung eines an- 
deren Staats auf das Gebiet und die darin befindlichen Personen 
wie Sachen nur mit Einwilligung des ersteren Staats zulässig er- 
scheint. 

II. Zu den Kolonien werden auch die Protektoratsländer 
gerechnet d. h. überseeische Staatswesen, über welche ein europä- 
ischer Staat die sog, Schutzherrlichkeit ausübt. Unter einem Pro- 
tektorate versteht man nämlich ein Schutzverhältniss zwischen zwei 
Staaten des Inhalts, dass der eme Staat, der Oberstaat oder schutz- 
herrliche Staat, zum dauernden Schutze des anderen Staats, des 
Schutzstaats oder Unterstaats verpflichtet ist, wogesen ihm ein 
mehr oder minder weitgehender Einfluss auf die auswärtigen Ver- 
hältnisse des Schutzstaats, den er im völkerrechtlichen Verkehr zu 
vertreten hat, theilweise auch auf dessen innere Verhältnisse ein- 
seräumt ist. In Folge der Abhängiekeit, in der der Unterstaat 
vom schutzherrlichen Staate sich betindet, ist derselbe in seiner 
Souveränität beschränkt, er ist halbsouverän, sein Charakter als 
Staat ist aber nicht vernichtet; er ist nicht Provinz des schutzherr- 
lichen Staats, sondern ein halbsouveränes Staatswesen mit eigener, 
wenn auch beschränkter Staatseewalt. Die Abhängiskeit des Schutz- 
staats vom schutzherrlichen Staate ist eine völkerrechtliche, kein: 
staatsrechtliche; der Schutzstaat ist dem schutzherrlichen Staate 
nicht einverleibt. sondern ist noch eine selbstständiee, wenn auch 
nicht ganz unabhängige staatliche Persönlichkeit. In älterer wi 
neuerer Zeit hat das Protektorat auf dem (3ebiete des Kolonial- 
wesens eine grosse Rolle gespielt; man braucht in dieser Beziehung 
nur auf die Schutzstaaten der englisch-ostindischen und holländisch- 
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ostindischen Kompagnie und auf die in neuerer Zeit von Frank- 
reich begründeten Protektorate von Cochinchina, Anam, Tonking 
und Tunis hinzuweisen. Das Protektorat ist in allen diesen Fällen 
ein Mittel um die Einverleibung eines (Gebiets als Kolonie entweder 
zu verhüllen oder vorzubereiten. Deshalb ist es auch im einzelnen 
"alle oft sehr schwierig, festzustellen, ob ein Protektorat oder eine 
iche Kolonie vorliegt, d. h. ob. das betreffende Gebiet als 


Kolonie dem sog; schutzherrlichen Staate einverleibt ist oder noch 


ein wenn auch nur halbsouveränes staatliches Gemeinwesen. bildet. 
Es ist dies um so schwieriger, als häufig die Ausdrücke „Protek- 
torat“, „Schutzgebiet“ und del. in ganz unbestimmter Weise ge- 
braucht werden. 

III. Während es sich bei den eieentlichen Kolonien und den 
Protektoratsländern um Gebiete handelt, die bereits in einem staats- 
echtlichen Unterordnungs- oder völkerrechtlichen Abhängigkeits- 
Verhältnisse zu einem europäischen >Staate stehen, bezeichnet man 
mit dem in neuerer Zeit aufgekommenen Ausdrucke „Interessen- 
sphä re®* oder „Macht sphä re* Gebiete, die erst als Kolo- 
nien oder Protektoratsländer von einem Staate erworben werden 
sollen. auf deren Erwerbung derselbe aber ein ihm vertragsmässig 
zusesichertes Anrecht hat. 

„Interessensphären“ oder „Machtsphären* sind nämlich auf 
Grund von Vereinbarungen unter den betheiligten Kolonialstaaten 
abgeerenzte Gebiete, innerhalb deren em Staat ausschliesslich be- 
rechtiet erscheint, seine koloniale Herrschaft durch Besitzergreifung 
oder durch Abschluss von Protektoratsverträgen zu begründen. 
Der Inhalt derartiger Abmachungen geht dahin, dass sich jeder Ver- 
ragstheil verpflichtet, dem kolonisatorischen Vorgehen des anderen 
Theils innerhalb des seinem Einflusse überlassenen Gebiets nicht 
entgegenzutreten und sich seinerseits der Erwerbung jeglicher ko- 
lonialen Herrschaft innerhalb dieses Gebiets zu enthalten. Als 
Rechtstitel für den Erwerb von Souveränitäts- und Protektorats- 
rechten sind derartige Verträge nicht zu betrachten; sie eben nur 
den betheilieten Staaten die Möglichkeit, ungehindert durch. die 
übrieen Vertragstheile innerhalb der ihrem Einflusse überlassenen 
(Gebiete auf dem Wege der Besitzergreifung oder des Vertragsab- 
schlusses Souveränitätsrechte oder Protektoratsrechte zu erwerben. 
Dritte bei der Vereinbarung nicht betheiligte Staaten sind an und 
für sich nicht gehindert, in die durch die Vereinbarung festgesetzten 


Interessensphären anderer Staaten einzugreifen, jedoch wird in der 


Rerel die Rücksichtnahme, die sich die. Staaten im völkerrecht- 
liehen Verkehre schulden, von derartigen Eingriffen abhalten. 
(leichbedeutend mit dem Ausdrucke „Interessensphäre* wird 
mitunter auch. der Ausdruck „Hinterland“ gebraucht und damit 
dasjenige Gebiet bezeichnet, in welchem ein Staat im Anschlusse 
an bereits vorhandene Kolonien ohne Gefahr emer Kollision mit 
rivalisirenden Nachbarmächten seine koloniale Herrschaft, sei es 
durch Okkupation, sei es durch Begründung von Protektoratsver- 
hältnissen, ausdehnen kann!), In diesem Sinne ist der Ausdruck 
„Hinterland“ im der Nov. vom 2/7 99 zum Schutzgebietsgesetze 
vom 17/4 86 sebraucht, indem daselbst gesagt ist, dass die Be- 
stimmungen über Kolonialgesellschaften auch auf deutsche Gesell- 
schaften Anwendung finden, welche koloniale Unternehmungen in 
dem Hinterland eines deutschen Schutzgebiets oder in sonsti- 
ven, dem Sehutzgebiete benachbarten Bezirken betreiben und ihren 
Sitz entweder im Reichsgebiete oder in einem Schutzgebiet oder in 


einem Konsularserichtsbezirke haben. 


$S 2. Die Eintheilung der Kolonien °). 


I. In der Regel unterscheidet man drei Hauptarten von Ko- 
lonien: 1. die Ackerhau- oder Ansiedelungskolonien, 2. die Pflan- 
zungs-(Plantagen-)Kolonien, 3. die Handelskolonien. 

l.Ackerbau oder Ansiedeluneskolonien können 
von Europäern nur in Ländern der gemässisten Zone, also in 
Ländern angelegt werden, wo es den Weissen ohne Gefahr für 
ihre Gesundheit möglich ist, die schwere Arbeit des Ackerbauers 
zu verrichten (Nordamerika, Australien, Theile von Südamerika, 
Südafrika u. s. w.). Ferner ist die Anlegung von Ackerbaukolonien 
nur möglich in unkultivirten, höchstens von JJäger- oder Hirten- 
stämmen dünn bevölkerten Gegenden, wo also freies, der Urbar- 
machung harrendes und herrenloses Land noch im Uebertlusse vor- 
handen ist. Die Anlage und das Gedeihen von Ansiedelungskolo- 
nien verlangt nicht sowohl grosse Aufwendung von Kapital .als 
starke Einwanderung aus dem Mutterlande. Die Entwickelung 
solcher Kolonien ist im Anfange eine langsame; sind aber die ersten 
Schwieriekeiten überwunden, so blühen sie in der Regel rasch aut 
und gewinnen festen Bestand. In der Bevölkerung der Ansiede- 
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luneskolonien, die den Grund und Boden der Kolonie durch ihre 
eirene Arbeit kultivirt hat, entwickelt sich gewöhnlich ziemlich 
rasch unabhängige Gesinnung und Streben nach Selbstständigkeit, 
<o dass das Mutterland solchen Kolonien eine weitgehende Auto- 
nomie einräumen muss, um sie nicht zum Abfalle zu veranlassen. 
9. Die Handelskolonien bilden den Gegensatz zu den 
Ansiedelunes- oder Ackerbaukolonien insofern, als man unter 


Handelskolonien solche Kolonien versteht, in denen sich die Euro- 


] 
päer lediglich zum Zwecke des Betriebs des Handels aufhalten. 
Handelskolonien können nicht in dünnbevölkerten Gebieten ange- 
lest werden, sondern setzen eine starke, bis zu einem gewissen Grade 
kultivirte Bevölkerung voraus, mit der für das Mutterland vortheil- 
hafter Handel getrieben werden kann. Handelskolonien verlangen 
andererseits keine starke Einwanderung, zumal sich die Einwanderer 
in solehen Kolonien: gewöhnlich nicht dauernd niederlassen; da- 
gegen können Handelskolonien, die namentlich in Indien und Ost- 
asien eeeründet worden sind, nur von einem kapitalkräftigen, leb- 
haften Handel treibenden Volke angelegt werden, das die nöthigen 
Kapitalien für den Betrieb des überseeischen Handels aufwenden 
kann. 


2 


3, Pflanzunes-(Plantagen-)Kolonien sind Kolo- 
nien. in denen die sog. Kolonialwaaren, d. h. Kaffee, Thee, Zucker- 
rohr, Indigo, Baumwolle, Gewürze u. s. w. erzeugt werden, die in 
Europa massenhaft Absatz finden, daselbst aber mit Rücksicht auf 
das Klima nieht gebaut werden können. Derartige Kolonien wer- 
den daher angelegt in tropischen und subtropischen Gegenden 
(Westindien, Südamerika u. s. w.), wo erfahrungsgemäss die Euro- 
päer die zum Plantagenbau erforderliche körperliche Arbeit ent- 
weder gar nicht oder nur unter grossen Schwierigkeiten leisten 
können. Die Zahl der Einwanderer aus dem Mutterlande, welche 
sich dauernd in solehen Kolonien niederlassen, ist zwar grösser 
als bei den Handelskolonien, beschränkt sich aber in der Regel 
auf Personen, die Plantagen anlegen oder erwerben, oder als Be- 
amte. Aufseher und del. die Plantagenbesitzer unterstützen, wäh- 
rend die Arbeit auf den Plantagen von eingeborenen oder aus 
anderen tropischen Gegenden eingeführten Arbeitern geschieht. — 

Es liest in der Natur der Sache. dass die drei Arten der 
Kolonien in der Wirklichkeit nicht immer scharf geschieden sind, 
und dass eine und dieselbe Kolonie verschiedenen Charakter an 


sich tragen kann, z. B. eine Plantagenkolonie gleichzeitig Handels- 
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kolonie ist. wie auch die verschiedenen Arten der Kolonien im 
Laufe der Zeit in einander übergehen können. 

II. Neben den soeben erörterten drei Hauptarten der Kolonien 
sind noch die Strafkolonien zu erwähnen, d.h. Gebiete in 
überseeischen Ländern, in welehe zu schweren Strafen verurtheilte 
Verhrecher verbracht werden, um sie für die menschliche Gesell- 
schaft unschädlich zu machen und ihnen ausserdem durch Verset- 
zung in ganz neue Verhältnisse die Möglichkeit. zu verschaffen, 
sich zu bessern und brauchbare Menschen zu werden. Früher haben 
die Strafkolonien eine grosse Bedeutung gehabt; namentlich war 
bekanntlich Australien bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts eine 
enelische Strafkolonie. Gegenwärtie ist aber die Bedeutung der 
Strafkolonien gesunken. ‚Je mehr nämlich der Zweck einer Straf- 
kolonie dadurch erreicht wird, dass die deportirten Verbrecher 
bezw. ihre Nachkommen zu ordentlichen Ansiedlern werden, um so 
mehr hebt sich der Charakter einer Strafkolonie von selbst aut, 
bis es schliesslich im Interesse der Entwickelung der Kolonie un- 
möglich wird, noch weitere Verbrecher in dieselbe zu verbannen. 
Dazu kommt noch, dass die Gebiete, in welchen Strafkolonien an- 
eelest werden können, immer seltener werden, weil sich jede andere 
Kolonie gegen die Nachbarschaft einer Strafkolonie wehrt und auch 
durch einzelne internationale Abmachungen die Anlegung von Straf- 
kolonien in gewissen Gebieten ausgeschlossen ist. Immerhin sind auch 
gegenwärtig noch Strafkolonien möglich; wie namentlich die fran- 
zösischen Strafkolonien zeieen. Auch in einzelnen deutschen Schutz- 
sebieten, wie namentlich in Südwestafrika wäre die Anlegung von 


Strafkolonien möglich cewesen!). 


$, 5. Die Erwerbung von Kolonien’). 


[. Da die Kolonien. e 8. vom Standpunkte des Völker- 
rechts Bestandtheile des betreffenden Mutterstaats sind, so kann 
der Erwerb von bereits bestehenden Kolonien eines Staates durch 


t\ In den 9Der Jahren des voriren Jahrhunderts wurde die Frage lebhaft 


erörtert, ob nicht Deutschland Strafkolonien anlegen und die Deportation ein- 


führen soll. Die Frage wurde jedoch schliesslich von der Reichsregierung ver- 


neint, ob aus in jeder Hinsicht stichhaltigen Gründen kann hier dahingestellt 
bleiben. Vel. meine Abhandlung „Die Anlegune von Strafkolonien in den 
deutschen Schutzeebieten“. Beil. z. Allg, Zte. 1896 No 154. 155 und 157. 
BRUCK, Die Zukunft Südwestafrikas, Grenzboten I 1899 S. 289 Ir. 
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einen anderen Staat nur erfoleen durch Vertrag, d.h. freiwil- 
live Abtretung oder durch Eroberung *d. h, gewaltsame Em- 
verleibung des betreffenden Staates mit seinen Kolonien in das 
Gebiet eines anderen Staates’). 

Was dagegen die Neugründung von Kolonien auf 
völkerrecehtlich herrenlosem Lande anlangt, so 
erfolgt dieselbe durch Besitzergre itung (( )kkupation), welche 
bewirkt, dass der okkupirende Staat über das völkerrechtlich her- 
renlose Gebiet die Souveränität erwirbt, wie an einer privatrechtlich 
herrenlosen Sache durch Besitzerereifung Eigenthum erworben wird. 
Herrenlos im Sinne des Völkerrechts ist aber alles Gebiet, das 
keiner staatlichen Herrschaft unterworfen ist. Nicht herrenlos ist 
nun zunächst alles Gebiet, das der Gewalt emes der zur völker- 
rechtlichen Gemeinschaft gehörigen Staatswesens untersteht. Ande- 
rerseits ist es zweifellos, dass ein von unciwilisirten Völkerschaften 
bewohntes Gebiet, dessen Bewohner es in ihrer politischen Organi- 
sation über eine dorfmässige Zusammenschliessung nicht hinaus 
gebracht haben, und auch die Vorschriften des Völkerrechts weder 
kennen, noch zu befolgen geneigt sind, als völkerrechtlich herrenlos 
zu betrachten ist. Nun giebt es aber auch politische Gemeinwesen 
z. B. im Innern von Afrika, die als Staaten zu betrachten sind, 
da bei denselben die Elemente eines jeden Staates, ein auf einem 
Gebiete sesshaftes, unter einer obersten Gewalt organisirtes Volk 
gegeben sind, die aber noch nicht förmlich in die völkerrechtliche 
Gemeinschaft aufgenommen sind. Die von solchen Staatswesen 
beherrschten Gebiete wird man gleichfalls nicht als völkerrechtlich 
herrenlos betrachten können. 

Da die Okkupation thatsächliche Besitzergreifung ist mit der 
Absicht, das in Besitz genommene Gebiet dauernd zu beherrschen, 
so genügen nicht lediglich symbolische Handlungen, Flaggenhissen, 
Errichtung von Grenzpfählen, Proklamirung der Gebietshoheit u. s. w., 
es müssen vielmehr in dem thatsächlich besetzten Gebiete Einrich- 
tungen geschaffen werden, die die Ausübung einer öffentlichen Ge- 


walt und die Aufrechterhaltung der Sicherheit der Person und de 


2 


Eisenthums gewährleisten. 

Durch die völkerrechtliche Besitzergreifung wird die Sou- 
veränität über das betreffende Gebiet erworben, während da- 
durch die am Grund und Boden bestehenden Priyatrechte der 


1!) Vol. darüber insbesondere a. a. O0. S. 92T. 
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Eineeborenen sowohl, wie anderer Personen nicht berührt werden. 
[st aber der eesammte Grund und Boden oder doch ein Theil 
desselben in dem: betreffenden Gebiete auch privatrechtlich herren- 
los, so kann die Besitzergreifung zur Folge haben, dass der ok- 
kupirende Staat gleichzeitig auch Eigenthümer dieses Grundbe- 
sitzes wird, vorauseesetzt, dass auch den Erfordernissen der Pri- 
vatrechtlichen Okkupation genügt worden ist. Der Erwerb der 
Souveränität über ein bisher herrenloses Gebiet hat zur Folee, dass 
die in diesem (zehiete sich aufhaltenden Personen (Eingeborene 
wie Einsewanderte) der (gewalt des betreffenden Staates uUnNterWwör- 


fen werden. Wenn die Eingeborenen wenigstens Anfänge einer 
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politischen Organisation zeigen, werden übrigens gegenwärtige noch 
besondere Verträge mit ihnen abgeschlossen, in denen sie sich 
der Herrschaft des okkupirenden Staats nicht selten mit Vorbehalt 
gewisser ihren Häuptlingen verbleibender Rechte unterwerfen!). 


II. Die Erwerbung eines kolonialen Protektorats kann 


# 


nur erfolgen auf Grund eines zwischen dem Mutterstaate (schutz- 
herrlichen) Staate und dem Schutzstaate abzuschliessenden Vertrags. 
ohne dass eine Besitzergreifuns hinzuzutreten hätte. Der Vertras 
ist zur Begründung des Protektorats ausreichend: andererseits 


kann aber eine Besitzergreifung den Vertrag nicht ersetzen. Durch 


| 


Okkupation kann überhaupt em Protektorat nicht begründet wer- 
den, weil die Okkupation ein völkerrechtlich herrenloses Gebiet 
voraussetzt. Die Begründung eines Protektorats aber verlangt, dass 
das betreftende Gebiet eimer staatlichen Herrschaft unterworfen, 


also nicht völkerrechtlich  herrenlos ist. Die Umwandluns eines 


“ 


Protektoratslandes in eine eigentliche Kolonie kann entweder so 
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erfolgen, dass der Schutzstaat freiwillig sich der Souveränität des 


£ 


sehutzherrlichen Staats unterwirft und damit seine staatliche Exis- 
tenz aufgiebt oder dass der schutzherrliche Staat gewaltsam den 
Schutzstaat seiner Selbstständiekeit beraubt und ihn zur Kolonie 
1. €. 'S. macht. 


rl, über diese Verträre 8.9312. 8:0. 
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I. Kap. Die deutschen Schutzgebiete und ihre Erwerbung. 


4. Die einzelnen Sehutzgebiete '). 


77 


I. Das südwestafri kanische Schutzgebiet, Die Süd- 
erenze des Schutzgebiets bildet der Oranjefluss ‘bis zum 20° öst- 
licher Länge von Greenwich. Die Ostgrenze beginnt im Süden am 
Oranjefluss, lauft längs des 20° östlicher Länge nach Norden bis 
zum Schneidepunkt des 22° südlicher Breite, von da nach Osten 
bis zum 21. Längengrad, dann nach Norden diesen Grad entlang 
bis zum Schneidepunkt desselben mit dem 18° südlicher Breite und 
schliesslich nach Osten längs des T'schobeflusses bis zu dessen Mün- 
dung in den Zambese. Die Nordgrenze folgt dem Kunene bis zum 
Wasserfalle von Humbe, läuft dann in gerader Linie östlich zum 
Kumbango und zieht diesem entlang bis Andara und von da wieder 
in eerader Linie östlich zum Zambese, den sie bei den Catima Mo- 
lolofällen erreicht und bis Mpalera folgt. Die Westgrenze wird 
vom Meere, bezw. den englischen Besitzungen an der Walfischbaı 
gebildet. 

Die Aberenzung des Schutzgebiets gegen die portugiesischen 
Besitzungen ist erfolgt durch den Vertrag mit Portugal vom 30. De- 
zember 1886, (Kol.-Ztg. 1887 8. 505; RısBow I ». 89), gegen 
die englischen Besitzungen durch eine im Frühjahre 1885 mit der 
englischen Regierung getroffenen Vereinbarung (Denkschrift über 
die deutschen Schutzgebiete vom 2. Dezbr. 1885, Verh. des deut- 
schen Reichstags. 6. Legisl.Per. II. Sess. 1885/86 Drucks. N. 44) 
und durch das deutsch-englische Abkommen vom 1. Juli 1890 (Kol.- 
Bl. 8. 122: Rıesow IS. 92), Art. III, in dessen letztem Absatz 
die senauere Feststellung der Südgrenze des englischen Walfisch- 
bai-Gebiets späterer Regelung vorbehalten wurde, diebisher noch nicht 
erfolgt ist. Das Schutzgebiet umfasst ca. 835100 Quadratkilometer 
(etwa 15000 Quadratmeilen) und ist von etwa 300 000 Eingeborenen 
und 3000 Europäern (einschliesslich der Schutztruppe) bewohnt. Von 
1 


den eingeborenen Stämmen, die nur etwa des Schutzgebiets 
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thatsächlich innehaben, sind die den nördlichen Teil des Schutzge- 
biets bewohnenden Owambos und die südlich von denselben sitzen- 
den hauptsächlich Viehzucht treibenden Hereros die zahlreichsten. 
Weniser stark sind einzelne Hottentotenstämme (Namas oder Na- 
maquas u. s. w.), dann die Bastards, Mischlinge von Weissen und 
Farbieen. Ausserdem kommen in einzelnen Landstrichen Berg- 
damaras und Buschmähner in geringer Anzahl vor. 

Der 180 deutsche Meilen lange Küstenstrich ist sandig und 
das Hinterland ist verhältnissmässie wasserarm, doch kann in den 
Flussthälern namentlich wenn Bewässerungsanlagen errichtet wer- 
den, Ackerbau getrieben werden, wie auch ausgedehnte zur Vieh- 
zucht treflich geeienete Weidegründe vorhanden sind. Dazu kommt 
noch, dass das Klima sehr gesund ıst, so dass das Schutzgebiet, 
mit Ausnahme des Küstenstrichs sich in klimatischer wie wirtschaft- 
licher Beziehung zweifellos zur Ackerbau- oder Ansiedlungskolonie 
eienet. 


> 4 


II. Kamerun (Biafrabai) und Togogeb 


et, 
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I. Das Kamerungebiet. Die Abgrenzung dieses Ge- 
biets beruht auf einer eanzen Reihe von internationalen Verträgen: 
a) einer Vereinbarung mit England, welche durch verschiedene 
zwischen dem englischen Minister des Auswärtigen und dem deut- 
schen Botschafter in London am 29. April, 7. Mai, 16. Mai und 
2. Juni 1885 gewechselte Noten abgeschlossen wurde (Deutsche 
Kolonialpolitik IV. Heft 8. 65—69; RıeBow I S. 215 fl.); b) einem 
Abkommen mit Frankreich vom 24. Dezember 1885 (Deutsche Kol.- 
Pol. V. Heft S. 50; Rızsow I S. 79): e) einer Vereinbarung mit 
Eneland vom Juli/August 1886 (Kol.Zte. S. 538; RıEBOow I S. 229); 
d) Art. V des deutsch-englischen Vertrags vom 1. Juli 1890; e) ein 
Abkommen zwischen England und Deutschland vom 14. April 1893 
(Kol.Bl. S. 213; RıEBow I 8. 695 £f.); f) der Vereinbarung vom 
15. November 1893 (Kol.Bl. 8. 531: Rıebow IL 8. 54) zwischen 
der englischen und deutschen Regierung; g) einem Vertrag mit 
Frankreich vom 15. März 1894 (Kol.Bl. 8. 159 fi.: RırBow II 
S. 80). Nach diesen Abmachungen bildet die Westgrenze das Meer, 
die Küstenlänee beträst 320 Kilometer. Die Südgrenze gegen die 
französischen Besitzungen wird durch eine vom Campofluss aus- 
sehende im Vertrage vom 24. Dezember 1885 näher bezeichnete 
Linie, die Osterenze durch eine im Uebereinkommen vom 15. März 
1894 festgesetzte, höchst eigentümlich gebrochene Linie gebildet, 


welche vom 10° nördlicher Länge ab dem linken Ufer des Schari 
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bis zu dessen Mündung in den Tsschadsee folgt. Die ganz schmale 
Norderenze bildet das Südufer des T'schadsees. Die Nordwestgrenze 
ist eine vom sog. Rio del Rey ausgehende in nordöstlicher Richtung 
bis zum Tschadsee laufende Linie, die in den Verträgen vom 29/4 
bezw. 7/5 85, 27/7 bezw. 2/8 86, 1/7 90, 14/& 94 und 15/11 93 
genauer festgestellt ist. Der Flächeninhalt des Schuzgebiets ist 
auf etwa 495000 qkm. zu schätzen. Die Bevölkerung besteht aus 
verschiedenen den Bantunegern zuzuzählenden Stämmen, von denen 
die an der Küste wohnenden Duallas, die den Zwischenhandel zwi- 
schen der Küste und dem Innern betreiben, hervorzuheben sind. 

Mit Rücksicht auf das den Weissen im allgemeinen nicht zu- 
sagende Klima kann Kamerun nur als Handels- und Plantagen- 
kolonie in Betracht kommen. 

2. Das Togogebiet. 

In Bezug auf dieses Gebiet kommt abgesehen von älteren Ab- 
machungen vor allem in Betracht Art. IV des deutsch-englischen 
Uebereinkommens vom 1/7 90 wonach die Grenze zwischen dem 
deutschen Schutzgebiete Togo und der britischen Goldküsten- 
kolonie an der Küste von den bei den Verhandlungen der beider- 
seitiren Kommissare vom 14. und 28. ‚Juli 1886 gesetzten Grenz- 
zeichen ausgeht und sieh in nördlicher Richtung bis zum Parallel- 
kreis 6°10‘ nördlicher Breite erstreckt. Von hier aus geht sie west- 
lich dem genannten Breitengrade entlang bis zum linken Ufer des 
Akaflusses und steiet hierauf den Thalweg des letzteren bis zum 
Breitenparallel 6°20° nördlicher Breite hinauf, Sie läuft sodann 
auf diesem Breitengrade in westlicher Richtung weiter bis zum 
rechten Ufer des Dschane- oder Sehanowflusses, folet dem Ufer 
dieses Flusses bis zum Breitenparallel, welcher durch den Punkt 
der Einmündung des Drineflusses in den Volta bestimmt wird, um 
dann nach Westen auf dem gedachten Breitengrade bis zum Volta 
fortgeführt zu werden. Von diesem Punkte an geht sie am linken 
Ufer des Volta hinauf, bis sie die in dem Abkommen von 1888 
vereinbarte neutrale Zone erreicht, welche bei der Einmündung des 
Dakkaflusses in den Volta ihren Anfang nimmt. 

Eine endgiltige Auseinandersetzung mit England erfolgte durch 
das Abkommen vom 14/11 99 betreffend die Interessensphären in 
der Südsee und in Togo (Kol.Bl. S. 803 fi.; RıeBow IV 8.129), 
in dessen Art. I England anerkannte, dass die Gebiete im Osten 
der neutralen Zone, welche durch das Abkommen von 1888 m 
Westafrika geschaffen worden ist, an Deutschland fallen und zwar 
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läuft nach Art. V ın der neutralen Zone die Grenze zwischen den 
beiderseitigen Gebieten durch den Dakafluss bis zum Schnittpunkt 
desselben mit dem 9. Grad nördlicher Breite, von dort soll die 
(srenze in nördlicher Richtung, indem sie den Ort Moroeuzu an 
(srossbritannien lässt so festgesetzt werden, dass Gambaso und die 
sämtlichen Gebiete von Mamprusi an Grosshritanien, Vendi und die 
sämtlichen Gebiete von Chakosi an Deutschland fallen. Zwischen den 
französischen und deutschen Besitzungen an der Selavenküste erfolste 
die Abgrenzung durch das Abkommen vom 23/7 97 (Kol.Bl. Beil. 
zu Nr. 21 vom 25. Okt. 1897; RısBow IL 8. 351). Naclı diesem 
Abkommen läuft die Grenze vom Schnittpunkt der Küste mit dem 
Meridian der Insel Bayol, diesen Meridian entlang bis zum Südufer 
der Lagune, welchem sie bis zu einem Punkte etwa 100 m östlich 
von der Ostspitze der Insel Bayol folgt. Sie geht von da gerade 
nach Norden bis zur Mitte der Lagune, folgt dann der Mittellinie 
der Lagune bis zu ihrem Zusammentreffen mit dem Thalweg des 
Mono und diesem Thalweg selbst bis zum 7. Grad nördlicher Breite. 
Vom Schnittpunkt des Monothalwees mit dem 7° nördlicher Breite 
verläuft die Grenze auf diesem Breitengrade bis zu seinem Schnitt- 


punkte mit dem Meridian der Insel Bayol, welcher weiterhin die 


(srenze bildet bis zu seinem Zusammentreffen mit demjenigen Breite- 
grad, welcher durch die Mitte der Luftlinie zwischen Bassila und 
Penesoulon gehend gedacht wird. Von diesem Punkte verläuft die 
(srenze nach dem Flusse Kava und zwar längs einer Linie, welche 
gleich weit von dem Wege von Bassila noch Bafilo über Kiovikoi 
einerseits, sowie von den Wegen von Sudu nach Semere und Aledjo 
nach Semere entfernt ist, so dass sie in der Mitte zwischen Daloni 
und Aledjo sowie in der Mitte zwischen Sudu und Aledjo sich hin- 
zieht. Vom Schnittpunkt mit dem Kava folgt sie dessen Thalweg 
flussabwärts auf eine Länge von 5 km und führt dann in meridio- 
naler Richtung nach Norden bis zum 10° nördlicher Breite. Semere 
verbleibt Frankreich. Vom 10° nördlicher Breite läuft dann die 
(srenze in gerader Richtung auf einen Punkt des Weses Dje-Gandou 
zu, welcher sich in gleich weiter Entfernung von beiden »enannten 
Orten befindet, so dass Dje Frankreich, Gandou Deutschland ver- 
bleibt. Von hier bildet die Grenze bis zum 11° nördlicher Breite 
eine Linie, welche in einem Abstand von 30 km parallel zu dem 
\Vege Sansanne-Mango-Pama sich hinzieht. Der 11. Grad nördlicher 
Breite bildet sodann die Grenze bis zu seinem Schnittpunkt mit 


der weissen Volta, auf alle Fälle Pousno Frankreich. Koun-Diaoi 
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Deutschland lassend. Sodann bildet der Thalweg der weissen Volta 
die Grenze bis zum 10° nördl. Breite, welchem sie weiterhin bis 
zum Schnittpunkt parallel mit dem Meridian 3 °52’ (westlich Parıs) 
(1° 32° westlich Greenwich) folst?). 

Der Flächenraum von Togo, dessen Küstenlänge nur 52 km 
beträgt, umfasst ca. 600000 qkm mit ca. 1 Million Einwohner, 
Neger vom Ewestamme. Das Klima entspricht dem von Kamerun. 

II. Das ostafrikanische Schutzgebiet. 

Die Abgrenzung dieses Gebiets beruht, was die Südgrenze gegen 
die portugiesischen Besitzungen anlangt, auf dem Vertrage mit 
Portugal vom 30. Dezember 1886 (Kol.Ztg. 1887 S. 505; RIEBOW 
[ S. 89), inhaltlich dessen die Grenzlinie dem Laufe des Flusses 
Rowuma von seiner Mündung ins Meer bis zur Mündung des M’sina- 
flusses in den Rowuma folgt, und von da nach Westen weiter auf dem 
Breitenparallel bis zum Ostufer des Nyassasees läuft. 

Die Feststellung der Grenze gegen die englischen Besitzungen und 
Interessensphären erfolgte durch die Verträge vom 29/10 bezw. 1/11 
86 (Reichsanz. vom 30/12 96 und Kol.Zte. 1887 S. 38 #f.), dann 
durch Art. I und II des Vertrass vom 1/7 90. In Art. XI dieses 
Vertrags verpflichtete sich die englische Regierung den Sultan von 
Sansibar zur Abtretung des seiner Hoheit unterworfenen 10 See- 
meilen breiten Küstenstreifens samt Dependenzen, sowie der Insel 
Mafia zu bewegen. Diese Abtretung ist auch erfolgt (vgl. Kol.Bl. 1890 
S. 301. 307. 331: Kol.Zte. 1891 8. 1). In Ausführung des Art. ] 
des Vertrags vom 1/7 90 ist dann das deutsch-englische Abkommen 
vom 25/7 93 über die Festsetzung der Grenze zwischen dem Rilima- 
Ndscharo und der ostafrikanischen Küste getroffen worden (Kol.Bl. 
S, 370: Rıeßow II 8. 31). Infolge dieser Abmachungen erstreckt 
sich das Schutzgebiet vom Kap Delgado im Süden, wo es an die 
portugiesische Provinz Mozambique grenzt bis zum Flusse Umbe, 
bezw. dem Kilima-Ndscharo und dem Viectoria-Nyanza, der auf dem 
1. Grad südlicher Breite von der Grenzlinie überschritten wird, im 
Norden. Im Westen erstreckt sich das Gebiet bis zum Tanganika 
und Nyassa, bezw. bis zur Ostgrenze des Kongostaates ?). Im Osten 


i) In art. 2 des Abkommen war auf die Dauer von vier Jahren von der 


Ratifikation der französischen Resierung das Recht des freien Durchzugs für 
ihre Truppen und ihr Kriegsmaterial auf der Strasse Kuande bis zum rechten 
Voltaufer über Sansanne-Maneo und Gumbaga, sowie auf der Strasse Kuande- 


Pama über Sansanne-Mango vorbehalten. 


> 


2) Vgl. Dr. R. A. Herrmann, Völkerrechtliche Betrachtungen über den 
Kiwu-Grenzstreit. Kol.ztg. 1900 5. 24 ff. 
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wird das Schutzgebiet, zu dem auch die Insel Mafia gehört, vom 
Indischen Ocean besrenzt. Der Umfanz des Schutzgebiets beträgt 
ca. 995000 qkm. Die eingeborenen Stämme sind in erster Linie 
Bantuneger; die Bantu des südlichen Teils des Schutzgebiets sind 
den Sulus verwandt. Im Norden bis in die Mitte des Schutzzebiets 
wohnen die Massais (Hamiten), im Nordwesten zwischen Vietoria- 
und Tanganıka-See die ebenfalls hamitischen Wahuma oder Watussi. 
Zu den Sulustämmen des Südens gehören die Wahehe und die Ma- 
fit. Ein Mischvolk von Eingeborenen und Arabern sind die Sua- 
heli. An der Küste wohnen Araber, Beludschen, Inder, Perser, 
(zoanesen, Syrer, ÄAegypter und Türken, 

Deutsch-Ostafrika stellt eine Reihe von terassenartieen Plateau- 
bildungen dar, die dadurch entstanden sınd, dass durch den öst- 
lichen Teil Afrikas von Abessynien nach Natal hinunter sich em 
einheitlicher Gebirgsrücken zieht, der im Kenia- und Kilima-Ndscharo- 
Stock eine Höhe von mehr als 20000 Fuss erreicht. Von da aus 
fällt das Land in Terassen nach der Küste ab, so dass auf ver- 
hältnısmässie ensem Raume alle Zonen der Erde über- und neben- 
einander liegen. Die Fruchtbarkeit der einzelnen Gebiete ist natür- 
lich verschieden, zweifellos sind aber weite Strecken von ausserge- 
wöhnlicher Fruchtbarkeit vorhanden, zumal es in Ostafrika, das 
zwei Regenzeiten hat, nicht an der nötisen Feuchtiekeit fehlt. Die 
Folge der geologischen und klimatischen Verhältnisse ist eine grosse 
Vielseitigkeit der Kulturen im deutsch-ostafrikanischen Gebiete, von 
der Küste an, wo die Baumwollenstaude und der Tabak sedeiht, 
zu den höher gelegenen Landschaften, wo die Kaffeestaude wächst, dann 
zu den (sebieten, die klimatisch dem südlichen und mittleren Europa 
entsprechen und darüber hinaus bis zur Zone des ewigen Schnees. 

IV. Das Neu-Guinea-Schutzegebiet. 

Dasselbe umfasst den nordöstlichen Teil des nicht unter ene- 


lischer oder niederländischer Hoheit stehenden Festlandes von Neu- 


(zuinea „Kaiser Wilhelmsland* ‚ die vor der Küste desselben 


liegenden Inseln den „Bismarck-Archipel“ und zwei zur Salomons- 
gruppe gehörige Inseln. 

Das Kaiser Wilhelmsland erstreckt sich an der Nordostküste 
der Insel vom 141° östlicher Länge (Greenwich) bis zu dem Punkte 
in der Nähe von Mitre Rock, wo der 8° südlicher Breite die Küste 
schneidet, und wird gegen Süden und Westen durch eine Linie be- 
grenzt, welche zunächst dem 8. Breitengrad bis zu dem Punkte folet, 


wo derselbe vom 147° östlicher Breite durchschnitten wird, dann 
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in einer geraden Linie in nordwestlicher Richtung auf den Schneide- 
punkt des 6° südlicher Breite und des 141° östlicher Länge zu- 
läuft und von hier nach Norden, diesem Längengrade folgend, wieder 
das Meer erreicht. Der Bismarck-Archipel umfasst die vor dem 
Kaiser Wilhelmsland liegenden Inseln des früher Neubritannien ge- 
nannten Archipels und alle andern östlich von Neu-Guinea zwischen 
dem Aequator und dem 8° südlicher Breite und zwischen dem 
141 und 154° östlicher Länge hegenden Inseln. 

Die Aberenzung dieses Gebiets erfolgte durch Ziffer 4 des be- 
reits erwähnten Uebereinkommens mit Frankreich vom 24. Dezember 
1885 und die Abmachungen mit England vom 25/29 April 1885 
und 6. bezw. 10. April 1886 (Rıesow I 8. 79 und 8. 83). Nach 
diesen Abmachungen fielen auch mehrere zur Gruppe der Salomons- 
Inseln gehörige Inseln ım die deutsche Interessensphäre. 

Durch art. II des deutsch-engelischen Abkommens vom 14. No- 
vember 1899 (Kol.Bl. S: 803 fi.; Rıssow IV S. 129) und die 
dazu gehörige Schlusserklärung ist Deutschland aber lediglich die 
"Insel Bougainville samt der dazu gehörigen Insel Buka verblieben, 
während die östlich und südöstlich von Bougainville liegenden Inseln 
an England fielen. 

Das Kaiser Wilhelmsland hat einen Flächeninhalt von etwa 
181 000 qkm (ca. 3300 (Quadratmeilen), der Bismarck-Archipel etwa 
52000 qkm (ca. 1000 Quadratmeilen), die beiden zur Salomons- 
gruppe gehörigen Inseln etwa 7000 qkm (ca. 150 Quadratmeilen), 
im Ganzen etwa 240000 qkm oder ca. 4500 Quadratmeilen. 

Die Bevölkerung besteht aus Melanesiern oder Papuas. Das 
Klima ist tropisch, so dass das Schutzgebiet lediglich zur Plantagen- 
kolonie sich eignet. 

Durch Vertrag vom 12. Februar, bezw. 30. Juni 1899 (Kol.Bl. 
S. 469; Rıekow II S. 76) erwarb Deutschland von Spanien die 
volle Landeshoheit über die Karolinen-Inseln mit den Pa- 
lau und den Marianen (Guam ausgenomm) und das volle 
Eisentum an diesen Inseln gegen eine auf 25 Millionen Peseten 
festgesetzte Entschädigung. Daraufhm wurden durch Allerhöchsten 
Erlass vom 18/7 99 (RGBl. 8. 541, Kol.Bl. S. 506) diese Insel- 
gruppen vom Zeitpunkte der Uebergabe an die Kaiserl. Behörden 
unter den Schutz des Reichs «estellt. 

Durch Kaiserl. Verordnung vom 18/7 99 (Kol.Bl. S. 93) wurde 
das Inselgebiet der Karolinen, Palau und Marianen bis auf weiteres 
zu einem Teile des Schutzgebiets von Deutsch-Neu-Guinea erklärt. 
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V. Das Schutzgebiet der Marschall-Brown- 
und Providence-Inseln (einschliesslich ‚„Pleasant- 
Islan.d*). 

Das Schutzgebiet besteht aus drei kleinen nordöstlich von Neu- 
(Guinea bezw. den Salomons-Inseln liegenden Inselgruppen (Koral- 
len-Inseln), welche nach Massgabe des deutsch-englischen Ueberein- 
köommens vom 6. April 1886 in die deutsche Interessensphäre fallen. 
Das gesamte Schutzgebiet hat einen Flächeninhalt von ca. 400 qkm 
(7 Quadratmeilen) und wird von ca. 15000 Mikronesiern bewohnt. 
Das Haupterzeugnis bildet Kopra. 

VI. Die Samoa-Inseln. 

Durch Art. I—IlI des deutsch -englischen Uebereinkommens 
vom 14/11 99 und das deutsch - englisch - amerikanische Ueberein- 
kommen vom 2/1299 (Kol.Bl. 1900 S. 204 £., Kol.Bl. 1899 S: 803 f. 
RIEBOW IV 8. 126 fi. 129 ft.) wurden die Rechte und Inter- 
essen Deutschlands, der Vereinigten Staaten von Nordamerika und 
(zrossbritanniens an den bisher neutralen Inselgruppen von Samoa 
und Tonga (einschliesslich von Savage-Island) in der Weise geord- 
net, dass Deutschland ausschliessliche Rechte auf die westlich des 
171° westlicher Länge von Greenwich, nämlich Upolu mit dem 


Hafen Apia und Savai, Amerika auf die östlich desselben Grades 
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gelegenen Inseln der Samoagruppe, namentlich Tutuola, und Ene- 
land auf die Tonga-Inseln nebst Savage-Island erhielt. 

Durch Allerh. Erlass vom 17/2 1900 (Beil. z. N. 7 des Kol. 
Bl. 1900) wurden sodann die westlich des 171. Längengrades von 


Greenwich gelegenen Inseln der Samoagruppe unter den Schutz 


w 


des Deutschen Reiches gestellt. 


Durch die Erwerbung der Samoa-Inseln wurde das im ‚Jahre 


u A 


1880 vom Reichstag verschuldete Versäumniss wieder gut gemacht. 


(Vel. „Schutzgebiete* S. 44 f.) Das Reich ist m den Besitz 


'ı. 


wichtiger Plätze in der Südsee gelangt und beherrscht jetzt die 


| 


Inseln, auf welchen s. Z. deutsches Blut seflossen ist. 


Vll. Das Kiautschousebiet. 


iz 


Die Erwerbung dieses Gebiets beruht auf dem Vertrase zwi- 
schen dem Deutschen Reiche und China vom 6. März 1898 (RıE- 
BOW IV 8. 163 ft.), nach dessen Art. II der Kaiser von China 
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beide Seiten des Eingangs der Bucht von Kiautschou pachtweise, 
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vorläufig auf 99 Jahre an Deutschland überliess. Gleichzeitig ver- 


a 


zichtete China zu Gunsten des Deutschen Reiches auf die Aus- 


” 


übune von Hoheitsreehten im verpachteten Gebiete während deı 


ıgel, Rechteverhältnies: 
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Pachtdauer. Das verpachtete (#ebiet umfasst: 1. an der nördlichen 
Seite des Eingangs der Bucht: die Landzunge abgegrenzt nach 
Nordosten durch eine von der nordöstlichen Eeke von Potato-Is- 
land nach Loshan-Harbour zezogene Linie, 2. an der südlichen 
Seite des Eingangs zur Bucht: die Landzunge abgegrenzt nach 
Siidwesten durch eine vom südwestlichsten Punkte der südsüdwestlich 
von Chiposan-Island befindlichen Einbuehtung in der Richtung auf 
Tolosan-Island gezogenen Linie; 3. die Inseln Chiposan und Po- 
tato-Island:; 4. die gesammte Wasserfläche der Bucht bis zum 
höchsten derzeitigen Wasserstande; 5. sämmtliche der Kiautschou- 
Bucht vorgelagerten und für deren Vertheidigung von der Seeseite 
in Betracht kommenden Inseln, wie namentlich Tolosan, Tscha- 
lientau u. s. w. 

Das in dieser Weise an Deutschland überlassene Gebiet ist 
ca. 540 qkm gross und zählt etwa 60--80000 chinesische Be- 
wohner. 

Ausserdem versprach in Art. I die chinesische Regierung in 
einer Zone von 50 km (100 chinesische Li) im Umkreise von der 


Kiautschou-Bucht den freien Durchmarsch deutscher Truppen zu 


oder Zeit (während der Pachtperiode) zu gestatten, sowie daselbst 
) \ | 


keinerlei Massnahmen oder Anordnungen ohne vorgehende Zustim- 
mun® der deutschen Regierung zu trefien und insbesondere einer 
etwa erforderlich werdenden Regulierung der Wasserläufe kein 
Hinderniss entzesenzusetzen. Dabei behielt sich der Kaiser von 
China alle Rechte der Souveränität in dieser Zone bevor, insbe- 
sondere auch die Befugniss, im Einvernehmen mit der deutschen 
Regierung Truppen zu stationiren, sowie andere militärische Mass- 
regeln anzuordnen. 

Was die Erwerbung von Kiautschou anlangt, das durch Kaiser]. 
Verfügung vom 27/4 98 zum Schutzgebiete erklärt wurde (RIEBOW 
IV S. 165), so war dieselbe erfolgt, weil Deutschland in wirth- 
schaftlicher Beziehung eine Eingangsthür zu dem grossen Absatz- 
gebiet des chinesischen Reichs mit seinen 400 Mill. Einwohnern 
braucht, wie sie Frankreich in Tonking, England in Hongkong 
und Russland im Norden Chinas besitzt, und ohne solchen terri- 
torialen Stützpunkt deutsche Unternehmungen in China schliesslich 
anderen Völkern mehr zu gute kommen würden als Deutschland. 
In maritimer Hinsicht war ferner der Erwerb einer Station ein 
Bedürfniss für die deutsche Flotte, da die Grösse und der Umfang 


der deutschen ostasiatischen Handelsinteressen daselbst die dauernde 
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Anwesenheit emes deutschen Geschwaders nothwendig machen, 
dieses Geschwader aber einen Hafen braucht, wo deutsche Schiffe, 
ohne von dem guten Willen fremder Regierungen abhänsie zu 
sein, ausgerüstet, verproviantirt und im Nothfalle ausgebessert wer- 


den können. 


In a |gemein politischer Beziehung kam aber in Betracht, dass 
Frankreich und Eneland in Tongking bezw. Hongskone festen Fuss 
gefasst haben, Russland am Amur steht und selbst Spanien, Por- 
tueal und Holland in Ostasien eigene Besitzungen haben. Gesen- 
über diesen Mächten wäre Deutschland als eine Macht zweiten 
I 


Stützpunkt geschaffen hätte. 


anges erschienen, wenn es sich nicht ebenfalls einen territorialen 


Dazu trat noch die Erwägung, dass die Festsetzung des Deut- 
schen Reiches in Kıiautschou als eine Lebenstrage für das Fort- 


bestehen der Mission in Schantung sieh darstellte. 


&S 5. Die Erwerbung der deutschen Schutzgebiete !). 


Il. Wie bereits m $ 3 hervorgehoben, haben die Verträge, 
welche das Reich mit England, Frankreich und Portugal über die 
Abgrenzung der bezüglichen Kolonialgebiete und Interessensphären 
abgeschlossen hat, nicht die Bedeutung von Rechtstiteln für die 
Erwerbung der Schutzgebiete durch das Reich. In Betracht kom- 
men konnte vielmehr als Erwerbstitel nur die Okkupation in Ver- 
bindung mit den mit verschiedenen Häuptlingen, Sultanen u. s. w. 
in Südwestafrika, Kamerun, Togo, Ostafrika und in der Südsee 
abseschlossenen Unterwerfungsverträgen, soweit die betreffenden 
(sebiete völkerrechtlich herrenlos waren. Das war der Fall in 
Siidwestafrika, in Westafrika, in Ostafrika, abgesehen von den 
vom Sultan von Sansibar Ende des Jahres 1890 erworbenen Ge- 
bietstheilen, in Neu - Guinea und auch im Gebiet der Marschall- 
Inseln. 

Da dureh die Besitzergreifung völkerrechtlich herrenloser Ge- 
biete der okkupirende Staat die Souveränität über das betreffende 
(sebiet erwirbt, so erlangte auch das Deutsche Reich srundsätzlich 
die Souveränität über die Schutzgebiete. 

Weil jedoch die Souveränität nur dann erworben wird, wenn 
die Besitzergreifung durch Herstellung von Verwaltungseinriehtungen 

), Schutzeebiet 
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1. 8. w. eine effektive ist, also soweit die staatliche Herrschaft 
thatsächlich reieht, dies aber noch nicht im ganzen Umfange aller 
Schutzgebiete der Fall ist, so haben die „Schutzgebiete*, insoweit 
sie noch nicht thatsächlich okkupirt sind, noch die Eigenschaft 
von Interessensphären, die allmählich durch Herstellung 
von Verwaltuneseinrichtungen der Herrschaft des Deutschen Reichs 
zu unterwerfen und zu Kolonien zu machen sind?). 

II. Insoweit diejenigen (zebiete, welche gegenwärtig als Schutz- 
gebiete gelten, bereits der Herrschaft einer anerkannten Staatsge- 
walt unterworfen waren, konnten sie von Deutschland nicht als 
herrenlose Gebiete okkupirt werden, Deutschland musste sie durch 
Vertrag von dem betreffenden Staate erwerben. Dies war zunächst 
der Fall bei den vom Sultan von Sansibar Ende des Jahres 1890 
an das Reich abgetretenen Küstenstreifen sammt Zubehörungen 
und der Insel Mafia. Das Sultanat Sansibar ist nämlich als ein 
in die völkerrechtliche Gemeinschaft aufgenommenes Staatswesen 
zu betrachten. Deshalb haben auch Deutschland und England in 
einer Vereinbarung vom 29. Oktober bezw. 1. November 1886 die 
Souveränität des Sultans von Sansibar über die Inseln Sansibar 
und Pemba, sowie die kleineren in der Nähe dieser Inseln inner- 
halb eines Umkreises von zwölf Seemeilen liegenden Inseln, ferner 
über die Inseln Lamu und Mafia und den Küstenstreifen von der 
Mündung des Miniganiflusses bis Kipini anerkannt, wie dies Frank- 
reich schon im Jahre 1862 gethan hatte. 

Der Rechtstitel des Deutschen Reichs in Bezug auf die ehe- 
malisen Besitzungen des Sultans von Sansibar ist daher nicht die 
Okkupation, sondern der mit dem- Sultan abgeschlossene Abtre- 
tungsverträg. 

Das Gleiche gilt in Bezug auf die Karolinen-, Marianen- 
und Palau-Inseln, die das Deutsche Reich durch die bereits 
erwähnte Vereinbarung vom 12/2 bezw. 30/6 99 von Spanien er- 
worben hat, da diese Inseln, wie in dem bekannten Karolinen- 
Streitfalle festgestellt wurde, der Souveränität Spaniens unterstanden. 

2) Bezeichnend ist in dieser Beziehung die Allerh. V. v. 2/5 94 (RGBl. S. 461, 
Kol.Bl. S. 220, Rıssow IE 8. 90), durch welche der Reichskanzler ermächtigt 
wurde, für diejenigen innerhalb einer deutschen Interessensphäre in Afrika ge- 
ehörenden Gebietstheile, hinsicht- 


legenen, zu dem Sehutzgeebiete bisher nicht 


k 
lich deren der fortschreitende Einfluss der deutschen Verwaltung die Vereini- 


eunge mit dem Schutzgebiete angezeig »rscheinen lässt, die hiezu erforderlichen 


Anordnungen in Betreff der Organisation der Verwaltung und Rechtspflege 


nach Massgabe der für das Schutzgebiet geltenden Vorschriften zu treffen. 
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Anlansend die Erwerbung der Samoa-Inseln, so ist hier 
auszueehen von der Generalakte der Samoakonferenz vom 14/6 89 
(Riebow IS. 656), in deren Art. I bestimmt war, dass die Sa- 
moa-Inseln als ein neutrales Gebiet zu betrachten seien, innerhalb 
dessen die Bürger und Unterthanen der drei Vertragsmächte gleiche 
Rechte in Bezug auf Wohnsitz, Handel und persönlichen Schutz 
besitzen sollen. Gleichzeitig erkannten die drei Mächte die Un- 
abhänsiekeit der samoanischen Regierung und das freie Recht der 
Eingeborenen an, ihren Häuptling oder König zu wählen und ihre 
Resierungsform in Gemässheit ihrer eigenen Gesetze und (Gewohn- 
heiten zu bestimmen. 

In Art. III waren ferner Bestimmunsen getroffen über die 
Errichtung eines obersten Gerichtshofs und seiner Zuständiekeit, 
in Art. V über die Errichtung eines Munieipalraths von Apia und 
in Art. VI über die in Samoa zulässigen Steuern, Zölle und Ab- 
eaben und die der samoanischen Regierung zufliessenden Einkünfte; 
Art. VII enthält Bestimmungen über die Beschränkung des Ver- 
kaufs und Gebrauchs von Waffen, Munition und berauschenden 
(setränken u. Ss. w. 

Betrachtet man die Bestimmungen der Samoa-Akte in ihrem 
Zusammenhange und mit Rücksicht darauf, dass die Verhältnisse 
der Samoa-Inseln durch die Akte eingehend geregelt wurden, so 
kann nicht wohl ein Zweifel bestehen, dass die drei Vertragsmächte 
die Samoa-Gruppe als herrenloses (Gebiet betrachteten, das an und 
für sich jede von ihnen hätte okkupiren können. Um jedoch die 
einseitige Okkupation durch einen Staat zu verhindern, erklärten 
sie die Inseln für .neutrales“ Gebiet in dem Sinne, dass alle drei 
Mächte zemeinschaftlich die Herrschaft über die Inseln ausübten. 
Dass sich die drei Vertragsmächte aber als Herren und Souveräne 
der Inseln betrachteten, ergiebt sich daraus, dass sie sich befugt 
erachteten, ihren Unterthanen und Angehörigen gegenseitig Rechte 
auf den Inseln einzuräumen, und die Gerichtsbarkeit und die Verwal- 
tune, die Steuern, Zölle und sonstigen Einkünfte u. s. w. durch 
die Acte zu regeln. Allerdings war in Art. II gesagt, dass die 
Zustimmung der samoanischen Regierung zu den nachfolgenden 
Festsetzungen (Art. III u. fl.) eingeholt werden soll. Diese Be- 
stimmung hatte aber nur nebensächliche Bedeutung und war nur 
deshalb getroffen, weil in Art. I den Eingeborenen eine gewisse 
Unabhängiekeit und Selbstständiekeit in ihren inneren Verhältnissen 


eingeräumt war. Dass auf die Zustimmung der samoanischen 
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Regierung ein besonderes Gewicht . nicht gelegt werden kann, er- 
giebt sich namentlich auch daraus, dass im Abs. 1 des Art. II aus- 
drücklich gesagt ist, dass, wenn Bestimmungen der Verträge, die 
die drei Mächte mit der samoanischen Regierung abgeschlossen 
haben mit den Vorschriften der Akte im Widerspruch stehen sollten, 
letztere vorgehen, sowie daraus, dass in Abs. 2 des Art. I einsei- 
tig bestimmt ist, wer als König von Samoa anerkannt wird. 

Deshalb haben auch die drei Vertragsmächte sich befugt 'er- 
achtet, durch die erwähnten Abmachungen einseitig, also ohne Zu- 
stimmung der samoanischen Regierung, die Theilung der Inselgruppe 
unter sich vorzunehmen, indem sie gegenseitig auf die ihnen aus 
dem Condominatsyerhältnisse zustehenden Rechte auf die betreflen- 
den Inseln verzichteten. 

Es kann hienach nicht zweifelhaft sein, dass das Deutsche 
zeich auf Grund der Abmachungen mit England einerseits und 
Nordamerika andererseits die Souveränität über die Inseln Opolu 
und Sawai besitzt. 

Was Kiautschou anlanst so hat das Deutsche Reich von 
Uhina durch den am 6/3 98 abgeschlossenen Vertrag zunächst für 
99 Jahre das gesammte innere Wasserbecken der Kiautschou-Bucht 
bis zur Hochwassergrenze, ferner die südlich und nördlich vom Ein- 
eange der Bucht liegenden grösseren Landzungen bis zur natürlichen 
Aberenzung durch die geeieneten Höhenzüge, sowie die innerhalb 
der Bucht und vor derselben gelegenen Inseln mit einem Gesammt- 
flächen-Inhalt von einigen Quadratmeilen gepachtet und sich von 
der chinesischen Regierung für die Dauer der Pachtzeit alle die 
ihr in dem abgetretenen Gebiete zustehenden Hoheitsrechte über- 
tragen lassen. Gleichzeitig wurde verabredet, dass innerhalb einer 
rings um die Bucht gezogenen Zone von fünfzig Kilometern seitens 
der chinesischen Regierung ohne die Zustimmung der deutschen 
Regierung keine Massnahmen und Anordnungen getroffen und ins- 
besondere der deutscherseits nothwendig erachteten Regulierung 
der: Wasserläufe keine Hindernisse entgegengesetzt werden dürfen. 

Durch die letztere Vereinbarung wurde zu Gunsten des von 
Deutschland gepachteten Gebiets auf dem betreffenden chinesischen 
(zebiete eine Art Staatsdienstbarkeit begründet. In der Verpach- 
tung des Kiautschou-Gebiets auf längere Zeit liegt dagegen eine 
thatsächliche Abtretung des Gebiets an das deutsche Reich, da 
China sämmtliche Hohheitsrechte über das Gebiet dem deutschen 
Reiche überlassen hat, ohne sich selbst nur formell die Souveränität 
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über dasselbe zu wahren, wie dies bezüglich der Souveränität der 
Türkei über die Oesterreich-Ungarn zur Verwaltung überlassenen 
Provinzen Bosnien und Herzogewina in Art. 25 des Berliner Ver- 
trags vom 13. Juli 1878 geschehen ist. 

Es liest daher ein Fall einer sog. verschleierten Abtretung 
vor. die das deutsche Reich berechtigt, die Souveränität über das 
gepachtete Gebiet voll und ganz und zwar zu eigenem Rechte 
auszuüben '). Es hat deshalb auch ein Allerh. Erlass vom 27. April 
1898 (RGBl. S. 171) das Kiautschou-Gebiet ganz in derselben Weise 
zum Schutzgebiet erklärt, wie dies bezüglich der übrigen Schutz- 


5% 1} 1 . 
ebilete zeschehen 18t. 


II. Kap. Die öffentlich-rechtliche Stellung und die Ver- 
fassung der Schutzgebiete. 


Die reichseesetzliche Regelung der Rechtsverhältnisse 
der deutschen Schutzgebiete ?). 


IR 
vun 
=> 
. 


Il. Eine reichsgesetzliche Regelung der Rechtsverhältnisse deı 
Schutzgebiete erfolgte zunächst durch das nur vier Paragraphen 


2) V Rivıer, Völkerrecht 8. 175 £. REHMm, Allgemeine Staatslehr« 
f., welcher den „Pachtvertrae* v. 6/3 98 wörtlich nimmt, vertritt die An 


sicht, dass Kiautschou chinesisches Staatseebiet zeblieben sei und das Reich 


las Recht auf Vertretunze Chinas in Ausübung seiner Staatseewalt über 


dieses Gebiet besitze. Damit stimme auch, dass deutsche Reich ausdrück- 


1 


senen Gebiete vi rhlieben: 


lich die Verpflichtung übernahm, die in dem über! 


Bevölkerung zu beschützen. Diese Bestimmung wäre nach RkHm’s Ansicht 
überflüssig, wenn das Kiautschougebiet deutsches Staatsgebiet wäre, denn da 
mit wären die dort wohnhaften Chinesen deutsche Staatsangehörige geworden; 
sie seien aber chinesische Unterthanen eeblieben. Es liege daher bei diesem 
Schutzgebiete kein staatsrechtliches, sondern nur ein völkerrechtliches Verhält- 
nis zu Deutschland vor; Kiautschou sei völkerrechtliche Pertinenz, nicht Neben 
staat, aber völkerrechtliches Nebenland Deutschlands. — Gegenüber diesen 
nicht ganz durchsichtigen Ausführungen wird man wohl darauf hinweisen kön 
nen, dass das Reich auf Grund des „Pachtvertrags“ über das Kiautschou-Gebiet 
und dessen Bewohner, also auch über die Chinesen die Souveränität zu eigenem 


‘hte ausübt. Dass ihm dieses Recht zunächst nur auf 99 Jahre zusteht, ist 


um so gleichrültiger, als es höchst unwahrschemlich ist, dass Deutschland nach 


Ablauf der „Pachtzeit“ das Gebiet wieder aufrieb 
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umfassende (zesetz vom 17. April 1886 betr. die Rechtsverhältnisse 
der deutschen Schutzgebiete, das in drei Theile zerfiel. Der erste 
lediglich den $S 1 enthaltende Theil bildet das eigentliche Verfas- 
sungsrecht der Schutzgebiete, indem daselbst bestimmt ist, dass die 
Schutzgewalt in den deutschen Schutzgebieten der Kaiser im Na- 
men des Reichs ausübt. Der zweite die SS 2 und 3 umfassende 
Theil des (Gesetzes regelte die Rechtspflege in der Weise, dass 
grundsätzlich, wenn auch mit manchen in dem $ 3 enthaltenen oder 
für zulässig erklärten Abänderungen das KGG. vom 10/7 79 auf 
die Schutzgebiete für anwendbar erklärt wurde. In gleicher Weise 
war im dritten Theile ($ 4) die Regelung des Personenstandes der- 
art erfolet, dass das RG. vom 4/5 70 betr. die Eheschliessung und 
die Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im 
Auslande in den Schutzgebieten für anwendbar erklärt wurde. 

Da sich die Unmöglichkeit herausstellte, die Rechtsverhältnisse 
an unbeweglichen Sachen unverändert nach den einschlägigen Vor- 
schriften des preuss. Rechts, die nach Massgabe der Bestimmungen 
des KGG. vom 10/7 79 auch in den Schutzgebieten zur Anwen- 
dung kommen sollten, zu ordnen, erging am 7/7 87 eine Novelle, 
welche die Regelung dieser Materie Kaiserlicher Verordnung an- 
heimgab. 

Eine umfassendere Novelle zum Gesetz vom 17/4 86 wurde 
erlassen am 15/3 88, worauf sodann das Gesetz betreffend: die 
Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete am 19/3 88 in neuer 
Fassung vom Reichskanzler bekannt gemacht wurde. Das Schutz- 
gebietsgesetz unterschied sich in dieser Fassung von dem ursprüng- 
lichen Gesetz vom 17/4 86 zunächst dadurch, dass m $ 3 dem 
Kaiserl. Verordnungsrechte auf dem Gebiete der Rechtspflege ein 
grösserer Spielraum eingeräumt wurde. Sodann waren sieben neue 
Paragraphen (SS 5—11) hinzugefügt worden. 

In $5 wurde dem Reichskanzler das Recht beigelegt, den Be- 
amten in den Schutzgebieten Befugnisse, welche den Konsuln nach 
anderen Gesetzen als dem KGG. vom 10/7 79 und dem RG. vom 
4/5 70 zustehen, zu übertragen; $S 6 handelte von der Naturali- 
sation von Eingeborenen sowie von Ausländern, die sich in den 
Schutzgebieten niederlassen, $7 von der Gleichstellung der Einge- 
borenen mit den Reichsangehörigen in Bezug auf das Recht zur Füh- 
rung der Reichsflagge, die 8$$S S—10!) handelten von der Verfassung 


')$ 8 hat durch G. v. 2/9 99 eine etwas veränderte Fassung erhalten 
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der Kolonialsesellschaften und S 11 vom Rechte des Reichskanzlers, 
die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Verordnungen zu 
erlassen und dieses Recht auf Beamte der Schutzgebiete zu über- 
tragen. Zur Ergänzung des Sch@G. ist dann noch das RG. vom 
30/3 92 über die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete er- 
gangen. 

Nachdem das BGB. mit seinen Nebengesetzen und das neue 
Handelsgesetzbuch vom 10/5 97 am 1. Januar 1900 in Kraft ge- 
treten waren, ergab sich die Nothwendigkeit, ein neues Konsular- 
eerichtsbarkeitsgesetz zu erlassen, um die neuen Gesetze den Ver- 
hältnissen der Konsulargerichtsbezirke anzupassen, und diejenigen 
Aenderuneen des Gesetzes vom 10/7 79 vorzunehmen, die sich im 
Laufe der Zeit als nothwendig erwiesen hatten. Dieses Gesetz er- 
eine am 7/4 1900 (RGBl. S. 213, Kol.Bl. S. 356), Um nun aber 
auch das neue Konsulargerichtsbarkeitsgesetz den Verhältnissen der 
Schutzgebiete anzupassen, wurde am 7. Juni 1900 dem Reichstage 
eine Novelle zum SchGG. vorgeleet (Reichstag 10. Legisl.-Periode 
[. Sess. 1898/1900 N. 881), in deren Art. I die vorgeschlagenen Ab- 
änderungen des Sch@GG@. aufgeführt waren, während Art. II die dem 
Reichskanzler zu ertheilende Ermächtigung enthielt, den Text des 
Schutzgebietsgesetzes, wie er sich aus den Aenderungen ergiebt, die 
im Art. I sowie in der Novelle vom 2/7 99 vorgesehen sind, unter 
fortlaufender Reihenfolge der Paragraphenzahlen und Nummern 
durch das Reichsgesetzblatt bekannt zu machen, und in Art. 3 be- 
stimmt war, dass das Gesetz an einem durch Kaiserl. Verordnung 
festzusetzenden Tag in Kraft zu treten habe. 

Der Reichstag nahm den Gesetzentwurf mit einer kleinen we- 
sentlich redaktionellen Aenderung an, fügte demselben jedoch fol- 
senden neuen Paragraphen ein: „Den Angehörigen der im deutschen 
Reiche anerkannten Relieionseesellschaften werden in den Schutz- 
eebieten Gewissensfreiheit und religiöse Duldung gewährleistet. Die 
freie und öffentliche Ausübung dieser Kulte, das Recht der Er- 
bauung eottesdienstlicher Gebäude und die Einrichtung von Missio- 
nen der bezeichneten Religionsgesellschaften unterliegen keinerlei 
gesetzlicher Beschränkung noch Hinderung*. 

Was nun die vorgenommenen Aenderungen anlangt, so wurde 
eemäss Art. 1, Abs. I der Novelle vom 25/7 00 der von der Regelung 
der Rechtspflege in den Schutzgebieten handelnde S 2 Sch@GG. 
durch vier Paragraphen, $S 2, 2a, 2b, 2c ersetzt. 


Nach dem neuen $2 finden auf die Gerichtsverfassung in den 
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Schutzgebieten von dem von der Gerichtsverfassune handelnden 
2. Abschnitte des KGG. vom 7/4 1900 (8$ 4—18) die 88 5,7 bis 
15, 17, 18 mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass an 
die Stelle des Konsuls der vom Reichskanzler zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit ermächtiste Beamte und an die Stelle des Konsu- 


> 


larserichts das in Gemässheit der Vorschriften über das letztere 
zusammengesetzte Gericht des Schutzegebiets tritt. 

Ausgeschieden wurde S 4, wonach die Konsulargerichtsbezirke 
vom Reichskanzler nach Vernehmung des Bundesrathsausschusses 
für Handel und Verkehr bestimmt werden, da diese Vorschrift auf 
die Schutzgebiete nicht passt, dann $ 6, der von der Ermächtigung 
des Konsuls durch den Reichskanzler zur Ausübung der Gerichts- 
barkeit handelt, da eine entsprechende Vorschrift sich in S2 der 
Novelle selbst findet und endlich $ 16, der die Bestimmung der 
mit den Verrichtungen der Gerichtsschreiber, Gerichtsvollzieher und 
Zustellungsbeamten zu betrauenden Personen dem Konsul, also dem 
Richter überlässt, da in den Schutzgebieten den Richtern gewöhn- 
lich dergleichen Beamte von den vorgesetzten Dienststellen, regel- 
inässig vom Reichskanzler zuzutheilen sein werden. 

Nach $ 2a gelten in den Schutzgebieten die im $ 19 KGG. vom 
7/4 1900 bezeichneten Vorschriften der Reichsgesetze und preuss. 
(sesetze. Die Vorschriften der SS 20—22, des S23 Abs. 1—3: und 
d, der $S 26, 29—31, 33-—35, 37-45, 47, 48, 52—75 KGG. finden 
entsprechende Anwendung. 

Der$ 19 KGG. lautet: „In den Konsulargerichtsbezirken gelten 
für die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen, so- 
weit nicht in diesem (Gesetz ein Anderes vorgeschrieben 1st: 1) die 
dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vorschriften der Reichsge- 
setze und der daneben innerhalb Preussens im bisherigen Geltungs- 
bereiche des preussischen allgemeinen Landrechts in Kraft stehen- 
den allgemeinen Gesetze, sowie die Vorschriften der bezeichneten 
(jesetze über das Verfahren und die Kosten in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten, in Konkurssachen und in den Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. 2) Die dem Strafrecht angehörenden Vor- 
schriften der Reichsgesetze, sowie die Vorschriften dieser Gesetze 
über das Verfahren und die Kosten in Strafsachen. * 

Es kommen daher alle diese Gesetze grundsätzlich auch in den 
Schutzgebieten zur Anwenduns. 

Fasst man aber die in $ 2a aufgezählten Paragraphen der 


KGG. vom 7/4 1900 ins Auge, so ergiebt sich, dass fast das ganze 
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KGG. in den Schutzgebieten für anwendbar erklärt worden ıst, 
d. h. dass in den Schutzgebieten auch die Abänderungen der im 8 19 
a... O0. aufgeführten Gesetze Platz greifen, die dass KGG. für die 
Konsulargerichtsbezirke getroffen hat. Im Einzelnen ist Folgendes 
zu bemerken: Ausgeschieden ist der vom Umfang der Konsularge- 
richtsbarkeit handelnde erste Abschnitt ($$S 1—3), da in den Schutz- 
eebieten bei dem territorialen Charakter der dort ausgeübten Schutz- 
sewalt eine Bezeichnung der ‘der Gerichtsbarkeit unterliegenden 
Personen. nieht erforderlich ist. 

Ausgeschieden sind von dem dritten Abschnitte „Allgemeine 
Vorschriften über das anzuordnende Recht“ (SS 19—30) der Ab- 
satz 4 des & 23, der von der Ausübung der den Polizeibehörden 
zustehenden Befugnisse durch den Konsul handelt, S 24, der den 
Reichstfiskus an. die Stelle des Landesfiskus treten lässt, da nach 
dem (Gesetz vom 30/3 92 jedes Schutzgebiet seinen eigenen Fiskus 
hat, und 8 25, der sich auf die Schutzgenossen bezieht, $ 27, der 
die Geltung deutschen, bezw. ausländischen Rechts in den Konsu- 
largerichtsbezuken regelt, und $S 28, der die Zustellungen betrifft. 
Ausgeschieden sind vom vierten Abschnitte „Besondere Vorschriften 
über das bürgerliche Recht“ (SS 31—40) 8 32, der die von den 
Kolonialgesellschaften handelnden SS 8S-10 Sch@G. auch in den 
Konsulargerichtsbezirken für anwendbar erklärt, und $ 36, der die 
Eheschliessung in den Konsulargerichtsbezirken regelt (Gesetz vom 
4.15. TO). 

Ausgeschieden ist vom fünften Abschnitte (SS 41—48) „Be- 
sondere Vorschriften über das Verfahren in bürgerlichen Rechts- 
streitiskeiten, in Konkurssachen und in den Aneelesenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit* S 46 über die Zwangsvollstreckung, 
ferner der ganze sechste Abschnitt (SS 49—51) „Besondere Vor- 
schriften über das Strafrecht“, ‘von denen der $ 49 von der An- 
wendbarkeit der fremden Strafgesetze in den Konsulargerichtsbe- 
zivken handelt, $S 50 die Einführung der preussischen Strafgesetze 
in den Konsulargerichtsbezirken durch Kaiserl. Verordnung für 
zulässig erklärt und S 51 dem Konsul ein Polizeiverordnungsrecht 
beilest, das in den Schutzgebieten überflüssig ist, da in dieser Be- 
ziehung die Verordnungsgewalt des Kaisers bezw. des Reichskanz- 
lers und der Beamten in den Schutzeebieten eintritt. 

Der siebente Abschnitt „Besondere Vorschriften über das 
Verfahren in Strafsachen“ ($$ 52—72) ist in den Schutzgebieten 


ganz anwendbar und vom achten Abschnitt „Besondere Vorschriften 
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über die Kosten“ (88 73—76) ist nur $ 76 ausgeschieden, welcher 
bestimmt. dass, soweit die Gebühren der Rechtsanwälte durch 
Ortsgebrauch geregelt sind, dieser zunächst zur Anwendung zu kom- 
men hat. 

In $ 2b ist bestimmt, dass die Eingeborenen der im $ 2 ge- 
veeelten Gerichtsbarkeit und den im $ 2a bezeichneten Vorschriften 
nur insoweit unterliegen, als dies durch Kaiserl. Verordnung be- 
stimmt wird. Den Eingeborenen können durch Kaiserl. Verord- 
nune bestimmte andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt werden. 

Endlich bestimmt $ 2e entsprechend dem $ 3 KGG. vom 
7/4 00 und in Uebereinstimmune mit dem bisherigen Rechtszustande, 
dass die Militärgerichtsbarkeit durch dieses Gesetz nicht berührt 
werde. 

Nach Abs. II des Art. 1 wurden im $3 die Nr. 1 (Unterwer- 
fung Nicht-Reichsangehöriger unter die (erichtsbarkeit, Nr. 2 (Kai- 
serl. Verordnungsrecht bezüglich der Rechtsverhältnisse an unbe- 
weglichen Sachen) und Nr. 5 (Kaiserl. Verordnungsrecht bezüglich 
Erweiterung der Bestimmung des 8 232 RStPrO.) gestrichen, weil 
die erste Nummer durch die anderweite Regelung des Umfangs 
der Gerichtsbarkeit in territorialem Sinne, Nr. 2 durch die Ord- 
nung des betreffenden Punktes m $ 21 KGG. vom 7/4 00 
und Nr. 5 durch die weitergehende Vorschrift des S 59 a. a. VO. 
eegenstandslos geworden waren. 

Die Nr. 4a (bezüglich Mitwirkung der Staatsanwaltschaft) und 
Nr. 9 (hinsichtlich Ersetzung des Reichsgerichts als Berufungs- und 
Beschwerde-Instanz) des 8.3 wurden anders gefasst, um sie den 
neueren Vorschriften des KGG. vom 7/4 00 anzupassen. 

Die bisheriee Nr. 11, wonach dureh Kaiserl. Verordnung von 
der Vorschrift der Vereimnnahmung von Geldstrafen zur Reichskasse 
($ 46 KGG. vom 10/7 79) abgewichen werden komnte, fiel weg, 
weil die entsprechende Vorschrift des neuen KGG. ($ 24) in den 
Schutzgebieten nicht für anwendbar erklärt ist. 

Dagegen wurde eine neue Nr. 11 über die gerichtliche und 
notarielle Beurkundung von Rechtsgeschäften eingefügt. 

Durch Abs. III des Art. 1 erhielt der von der Eheschliessung 
und der Beurkundung des Personenstandes handelnde $ 4 eine 
neue Fassung, um namentlich den territorialen Charakter des @. 


vom 4/5 70 für die Schutzgebiete zum Ausdruck zu bringen. 
Mit Rücksicht auf die Novelle v. 25/7 00 hat daher das Schutz- 
gebiets-Gesetz gegenwärtig folgende Fassung (RGBl. 8. 813 f.): 
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81. Die Sehutzeewalt in. den Schutzeebieten übt der Kaiser im Namen 


des Reiches 

$ 2. Auf die Gexichtsverfassung in den Schutzgebieten finden die Vor 
sehriften der 88 5, 7 bis 15, 17, 18 des Gesetzes über die Konsulargerichts 
k 
Anwendung, dass an die Stelle des Konsuls der von dem Reichskanzler zul 
\u 


sulargerichts das in Gemässheit der Vorschriften über das letztere zusammen- 


} 


it vom 7. April 1900 Reichs-Gesetzbl. S. 213) mi 


der Massgabe entsprechend« 


jung der Gerichtsbarkeit ermächtiete Beamte und an die Stelle des Kon 


gesetzte Gericht des Schutzgebiets tritt. 


3. In den Sehutzeebieten eelten die im & 19 des Gesetzes über die Kon- 


sulareerichtsbarkeit bezeichneten Vorschriften der Reichszesetze und preussi- 


schen Gesetze, Die Vorschriften der Ss ZU bis 22, des S 23 Abs. 1 bis 3 und 


9 5 or 


5. der SS 26. 29 bis 31, 33 bis 35, 37 bis 45, 47, 48, 52 bis 75 des Gesetzes 


über die Konsulargerichtsbarkeit finden entsprechende Anwendung. 


$ 4. Die Eingeborenen unterliegen der im $ 2 geregelten Gerichtsbarkeit 


und den im $:3 bezeichneten Vorschriften nur insoweit, als dies durch Kaiseı 


liche Verordnung bestimmt wird. Den Eingeborenen können durch Kaiserliche 


Verordnune andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt werden. 


ehtsbarkeit wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 


5. Die Militärgeri 


4 


S6. Durch Kaiserliche Verordnung kann: 
1. in Vorsehriften über Materien. die nicht Gegenstand des Strafgesetzbuchs 


für das Deutsche Reieh sind, Gefängnis bis zu einem Jahre, Haft, Geldstrafe 


und Einziehune einzelner Geeenstände angedroht werden; 


voreeschrieben werden, dass in Strafsachen a. die Mitwirkung einer 


Staatsanwaltschaft mit der Massgabe eintritt, dass, soweit die Staatsanwaltschaft 


s. 2 Satz 1 des 


zuständig ist, die Vorsehriften der Ss 56. 65 und des S 71 
Gesetzes über die Konsulargerichtsbärkeit ausser Anwendung bleiben; b. eine 


Voruntersuchung stattfindet, deren Reeelung der Verordnung vorbehalten bleibt; 


22 
c. der $ 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit keme Anwen- 
dunze findet; 

3. aneeordnet werden, dass in Strafsachen, wenn der Beschluss über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens eine Handlung zum Gegenstande hat, welche 


zur Zuständiekeit der Schöffengerichte oder zu den in den SS 74 und 75 des 


Gerichtsverfassungsgesetzes bezeichneten Vergehen gehört, in der Hauptver- 


handlung eine Zuziehung von Beisitzern nicht erforderlich ist; 


{. die Gerichtsbarkeit in den zur Zuständigkeit der Schwurgerichte ze- 


hörenden Sachen den Gerichten der Schutzgebiete in der Weise übertraren 
werden, dass für diese Sachen, soweit nicht auf Grund der Nr. 2 etwas Anderes 


bestimmt ist, die Vorschriften Anwendung finden, welche für die im SS Abs. 2 


des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit bez 


ichneten Sachen gelten; 

5. an Stelle der Enthauptung eine Andere, eine Schärfung nicht enthal- 
tende Art der Vollstreckung der Todesstrafe angeordnet werden; 

6. die nach dem Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit beertindete Zu- 
stündiekeit des Reichsgerichts einem Konsulargeericht oder einem Gerichtshof 
in eimem Schutzgebiet übertragen und über die Zusammensetzune des letzteren 
Geriehtshofs, sowie über das Verfahren in Berufungs- und Beschwerdesachen, 


abe Anord 


nungen getroften werden, dass das Gericht aus einem Vorsitzenden und min 


die vor einem dieser Gerichte zu verhandeln sind, mit der Mas 
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destens vier Beisitzern bestehen muss; 


7. für die Zustellune, die Zwangsvollstreekung und das Kostenwesen die 
Anwendung einfacherer Bestimmungen vorgeschrieben werden; 

8. für die gerichtliche und notarielle Beurkundune von Rechtsgeeschäften 
mit Ausschluss der 


vorgeschrieben, sowie die Zuständigkeit der Notare eingeschränkt. werden; 


tacheres Verfahren 


'üneen von Todeswegen ein & 


9. die Verlängerung aller zur Geltendmachung von Rechten und zur Er- 


füllune von Pflichten gesetzlich festeestellten Fristen angeordnet werden. 

& 7. Auf die Eheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes 
in den Schutzeebieten finden die 8$ 2 bis 9, 11, 12 und 14 des Gesetzes vom 
1. Mai 1870 (Bundes-Gesetzbl. S. 599, Reichs-Gesetzbl. 1896 S. 614) entsprechende 


1 


Anwendung. Die Ermächtigung zur Eheschliessung und zur Beurkundung des 


15 


Personenstandes wird durch den Reichskanzler ertheilt. 


Die Form einer Ehe, die in einem Schutzgebiet geschlossen wird. bestimmt 


sich ausschliesslich nach den Vorschriften des bezeichneten Gesetzes, 
Die Ein 


als dies dureh Kais 


rliegen den Vorschriften der Abs, 1, 2 nur insoweit, 


borenen unt 


rliche Verordnung bestimmt wird. Den Eingzeborenen kön- 
nen durch Kaiserliche Verordnung andere Theile der Bevölkerung gleichge- 
stellt werden. 

$ S. Die Befugnisse, welche den deutschen Kensuln im Auslande nach 
anderen als den beiden in $$ 2 und 7 bezeichneten Gesetzen zustehen, können 
durch den Reichskanzler Beamten in den Schutzgebieten übertragen werden. 

$ 9. Ausländern, welche in den Schutzgebieten sich niederlassen, sowie 
Einzeborenen kann durch Naturalisation die Reichsangehörigskeit von dem 


Reichskanzler verliehen werden. Der Reichskanzler ist ermächtigt, diese Be- 


fügnis einem anderen Kaiserlichen Beamten zu übertragen, 

Auf die Naturalisation und das durch dieselbe begründete Verhältnisse der 
Reiehsangehörigkeit finden die Bestimmungen des Gesetzes über die Erwerbung 
und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (Bun- 


Orr 


desgesetzbl. S. 355, Reichs-Gesetzbl. 1896 S. 615), sowie Art. 3 der Reich 


verfassung und $ 4 des Wahlgesetzes für den deutschen Reichstag (Bundes- 
sesetzbl. S. 145) Anwendung. 

Im Sinne des $ 21 des bezeichneten Gesetzes, sowie bei Anwendung des 
Gesetzes wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 15. Mai 1870 (Bundes- 
cesetzbl. S. 119) gelten die Schutzgebiete als Inland. 


S 10. Durch Kaiser 


che Verordnung können Eingeborene der Sehutzge- 


der Reichsflagge (Gesetz, be- 


biete in Beziehung auf das Recht zur F 


treffend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe, vom 


, Juni 1899, Reichs- 
vesetzblatt Ss.3 
Die Führung der Reichısfla 


nicht die Wirkung, dass das 


19) den Reichsangehörigen gleichgestellt werden. 
ege in Folge der Verleihung dieses Rechts hat 
betreffende Schiff als deutsches Seefahrzeuge im 


Sinne des $ 1 Absatz 1 Nr. 1 und 


setzes (Reichs-Gesetzb]. S. 716) gilt. 


3 Abs. 1 des See-Unfallversicherungsze- 


UP 


8 11. Deutschen Kolonialgesellschaften, welche die Kolonisation der deut- 
schen Schutzgebiete, insbesondere den Erwerb und die Verwerthung von Grund- 
besitz, den Betrieb von Land- oder Plantagenwirthschaft, den Betrieb von Berg- 
bau, gewerblichen Unternehmungen und Handelsgeschäften in denselben zum 


ausschliesslichen Gegenstand ihres Unternehmens und ihren Sitz entweder im 


a ee 
: Z RR” i £ F 5 = 
$ 6. Die reichsgesetzl. Regelung d. Rechtsverhältnisse d. deutsch. Schutzgeb. 3] 
Reichseebiet oder in einem deutschen Schutzgebiete oder in einem Konsular- 


haben, oder denen durch Kaiserliche Schutzbriefe die Ausübung 


er ichtsbezn 


von Hoheitsrecehten in den deutschen Schutzrebieten übertrasen ist, kann auf 
Grund eines vom Reichskanzler cenehmieten Gesellschaftsvertrag Statı } 
durch Beschluss des Bundesrathes die Fä it. beigelegt werden, unter ihrem 


nthum und andere dineliche Ree 


Namen Rechte, insbesondere Ei«« 
stücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht 


Flle { 


verklast zu werden. In solchem Falle haftet den G } fi 


upbieern I 


resellschaft nur das Vermören derselben. 


lichkeiten der Kolon 


für deutsche Gesellschaften, welche de 


Das G 


Art in dem Hinterland eines deutschen Schutzeebiets 


Schutzzebiete benachbarten Bezirken zum Gegenstand 


entweder im Reichseebiet oder in einem Sehutzeebiet oder 


sulargerichtsbezirk haben. 
Der Beschluss des Bundesraths und im Auszuge der Gesellschaftsvertrag 


} 


lichen. 


sanzeiger zu verötlen 


Der Gesellschaftsvertrae hat msbesondere Bestimmungen zu ent- 


1. über den Erwerb und den Verlust der Mitgliedschaft; 


r die Vertretung der Gesellschaft Dritten gegenüber; 


der die Gesellschaft leitenden und der 


über die Befnenis: 


beaufsiehtigenden Organe derselben ; 


1. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitglieder ; 
5. über die Jahresrechnunz und Vertheilunz des Gewinns; 


1 


6. über die Auflösung der Gesellschaft und die nach ders 


Vermögensvertheilune. 


1: 
l 


ie ım $S 8 erwähnte Fäl it durch 


$ 13. Die Gesellschaften, welche « 


Beschluss des Bundesraths erhalten haben, unterstehen der Aufsicht des Reichs- 


kanzlers. Die einzelnen Befurnisse desselben sind in den Gesı haftsvertrae 


aufzunehmen. 


OIS- 


s 14. Den Angehörisen der im Deutschen Reiche anerkannten Rel 


1I)SEe 


rebleten (rewissensfreiheit und reli 


gesellschaften werden in den Schutz 


Duldung gewährleistet. Die freie und öffentliche Ausübung dieser Kulte, das 


go 
Recht der Erbauung gottesdienstlicher Gebäude und die Einrichtune von Mis- 


sionen der bezeichneten Religionsgesellschaften unterliegen keinerlei zesetz- 


licher Beschränkung noch Hinderung. 


S 15. Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Gesetzes erforder- 


lichen Anordnuı zu erlassen. 


Der Reiehskanzler ist befugt, für die Schutzgebiete oder fü 


einzelne Theile 


derselben polizeiliche und sonstige die Verwaltung betreflende Vorschriften zu 


erlassen und geeren die Nichtbefolgunz derselben Gefäneniss bis zu drei Mo- 


ände anzudrohen. 


naten, Haft, Geldstrafe und Einziehung einzelner Gesens 
Die Ausübung der Befugniss zum Erlasse von Ausführunesbestinmungen 


(Absatz 1) und von Verordnungen der im Absatz 2 bezeichneten Art kann vom 


Reichskanzler der mit einem Kaiserlichen Schutzbrief für das betreffende Schutz- 
gebiet versehenen Kolonialzesellschaft, sowie den Beamten des Schutzzebietes 


übertragen werden, 


$ 16. Für Schutzgebiete, in denen das Gesetz über die Kon 


. 
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barkeit vom 10. Juli 1879 (Reichs-Gesetzbl. 


S, 197) und das Gesetz, betreff. die 
Sheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehö- 
riren im Auslande vom 4. Mai 1570 noch nieht in Kraft gesetzt sind, wird 


der Zeitpunkt, in welchem die $$ 2 bis 7 dieses Gesetzes in Kraft treten, 


durch Kaiserliche Verordnung bestimmt). 


7. Die öffentlich-rechtliche Stellung der Schutzgebiete °). 


w/Z 


I. In Bezug auf die öffentlich rechtliche Stellung der Schutz- 
gebiete ist vor allem die Auffassung zurückzuweisen, zu welcher 
der Ausdruck „Schutzgebiete“ verleiten könnte, dass nämlich die- 
selben als Protektoratsländer zu betrachten sind. Soweit die Schutz- 
sebiete vor der Besitzergreifung durch das Reich völkerrechtlich 
herrenlose Gebiete waren, konnte ein Protektorat über dieselben 
gar nicht begründet werden, weil ein solches Verhältniss nur über 
ein unter staatlicher Gewalt stehendes Gebiet möglich ist. Insoweit 
dagegen einzelne Gebiete, die jetzt Bestandteile der Schutzgebiete 
sind. einer staatlichen Herrschaft unterworfen waren: die vom Sul- 
tan von Sansibar abgetretenen Gebietsteile, die Karolinen u. s. w. 
und das Kiautschou-Gebiet, so ist durch die mit den betreffenden 
Staaten abgeschlossenen Verträge kein Protektorat besründet wor- 
den: vielmehr hat das Reich durch diese Verträge die Souveränität 
erworben. 

DieSchutzgebiete sind daher eigentliche Ko- 
lonien,dieals überseeischeProvinzen des deut- 
schen Reiches seiner Souveränität unte rstehen?°). 

Dass das Reich befugt war, Kolonien zu erwerben, ergiebt sich 


schon an und für sich aus seiner Eigenschaft als Bundesstaat, folgt 


ı) Zu erwähnen ist, dass durch V. des Gouverneurs von Neu-Guinen vom 
4/1199 (Rienow 8. 125) die seitens der spanischen Regierung und seitens der , 
einzelnen spanischen Gouverneure im Inselgebiet der Karolinen, Palau und Ma- 
rinnen erlassenen Verwaltungsverordnungen und Instructionen aufgehoben wur- 
den. Dagesen hat die V. des Gouverneurs für Samoa vom 1/3 00 (KoLlBl. 
S, 312) den bestehenden Rechtszustand namentlich die vom Municipalrath er- 
lassenen eesetzlichen Vorschriften im Wesentlichen aufrecht erhalten. 

"\ SchutzgebieteS. 121 #. 

3) Neuestens hat Reum, Allg. Staatslehre S. 76 ff. 163 ff. wieder die An- 
sicht vertreten, dass die einzelnen Schutzgebiete, wie auch Elsass-Lothringen, 
Staaten (Nebenstaaten) seien, in denen allerdings das Reich die Staatsgewalt 
hat. Eine Auseinandersetzung mit Rehm über diese Ansicht würde jedoch hier 
zu weit führen; sie kann auch um so mehr unterbleiben als Rehm’s Ansicht 


auf einer künstlichen und gezwungenen Construktion der Begriffe: Staat und 


Staatseewalt beruht und keinerlei Anhaltspunkte im geltenden Rechte hat. 
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aber auch aus der Bestimmung des. Art. 4 Z,1 RV. wo das Reich 
ausdrücklich für zuständig erklärt ist zur Regelung der Kolonisation 
und der Auswanderung nach ausserdeutschen Ländern. Ob man 
bei Erlass dieser Bestimmungen schon an die Erwerbung eines 
umfassenderen Kolonialbesitzes oder blos an Flottenstationen ge- 
dacht hat, mag dahin gestellt bleiben; jedenfalls kann daran kein 
Zweifel bestehen, dass die betreffenden Bestimmungen nach den ihr 


durch die gesetzgebenden Organe gegebenen Auslegung dahin auf- 


oefasst werden muss, dass das Reich 'befust ist, Kolonien zu er- 
werben und deren Verhältnisse cesetzlich zu regeln. 

Da der Kaiser nach Art. 11 RV. der Vertreter des Deutschen 
Reiches nach Aussen und in allen völkerrechtlichen Beziehungen 
ist. so war derselbe befugt, die zur Erwerbung der Schutzgebiete 
erforderlichen Akte vorzunehmen, bezw. vornehmen zu lassen, und 
die betreffenden Gebiete unter den Schutz des Reichs zu stellen, 
d. h. die Souveränität des Reichs über dieselben zu erklären. Die 
Handlunsen des Kaisers waren auch für sich allein genügend, um 
diese reehtlichen Wirkungen eintreten zu lassen, eine Mitwirkung 
des Reichstaes und des Bundesrats war hiezu nicht nothwendig. 

Die in dieser Weise der Souveränität des Reichs unterworfenen 
(Gebiete wurden vom Standpunkte des Völkerrechtes aus Be- 
standtheil des Deutschen Reichs; sie wurden aber andererseits keines- 
vees Bestandtheile des deutschen Reichsgebiets im Sinne des Art. ] 
R.V., denn dies wäre nur möglich gewesen durch eine ausdrück- 
liche darauf bezügliche Gesetzesbestimmung. 

Die Schutzgebiete wurden also Herrschaftsobjekte des Deutschen 
Reichs und befanden sich rechtlich in der gleichen Lage in der die 
französischen Departements und Departementstheile, welche durch 
den Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 an das Deutsche Reich ab- 
getreten wurden bis zum Erlasse des Reichsgesetzes vom 9. Juni 
1871 über die Wiedervereinigung von Elsass-Lothringen mit dem 
Deutschen Reiche, bezw. bis zur Einführung der Reichsverfassung in 
Elsass-Lothringen waren. Welche staatsrechtliche Stellung dem Reiche 
gegenüber in Zukunft die Schutzgebiete einzunehmen hatten, das 
zu bestimmen lag im Ermessen der zesetzgebenden Faktoren des 
Reichs. Die Entscheidung erfolgte dahin, dass ebenso wie es in 


Bezug auf Elsass-Lothringen geschehen war, das Reich die Souve- 
ränıtät über die Schutzezebiete behielt, aber die Ausübung derselben 
(der „Schutzgewalt“) dem Kaiser zur Ausübung übertrug, ($1 RG. 
betr. die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete.) 
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II. Da die Schutzgebiete ‚vom Standpunkte des Völker- 
rechts Bestandteile des Reichsgebiets sind, so hat das Reich 
in Bezug auf dieselben alle Rechten und Pflichten, welche ihm nach 
Massgabe der Grundsätze und Vorschriften des Völkerrechts über- 
haupt hinsichtlich des Reichsgebiets zustehen, bezw. obliegen. Das 
Reich ist daher vor Allem befugt, jeden dritten Staat nicht blos 
von der Besitzergreifung der Schutzgebiete, sondern auch von jeder 
Einwirkune auf dieselben durch Ausübune hoheitlicher Rechte z. B. 
Vornahme polizeilicher Acte, Truppendurchzüge u. s. w., abzuhal- 
ten. Ferner hat das Reich das Recht, über die in den Schutz- 
gebieten befindlichen Angehörigen anderer (europäischer) Staaten 
die Staatsgewalt, insbesondere die Gerichtsbarkeit durch seine eigene 
Behörden ausüben zu lassen; ohne Zustimmung des Reiehs können 
die Konsuln anderer Staaten in keinem deutschen Schutzgebiete 
eine Gerichtsbarkeit ausüben. 

Andererseits hat das Reich die Pflicht, die Schutzgebiete und 
ihre Angehörigen im völkerrechtlichen Verkehr zu vertreten und 
obliegen ihm in Bezug auf dieselben namentlich auch alle diejenigen 
Verpflichtungen, die die Kongoakte denjenigen Signatarmächten 
auferlegt, die an den Küsten von Afrika Besitzungen haben (Art. 
1—7. 9. 10. 11 u. s. w.). Fermer kommen für die m Afrika ge- 
lesenen Schutzgebiete die Vorschriften der Brüsseler Generalakte 
vom 2. Juli 1890 betreffend die Bekämpfung des Sklavenhandels 
in Betracht, soweit diese Schutzgebiete in den in diesen beiden 
Akten genauer bezeichneten Sphären gelegen sind. (Vgl. darüber 
s 17.) 

III. Was sodann die Frage anlangt, ob die deutschen Schutz- 
sebiete selbständige Rechtssubjekte sind, so besitzen sie zunächst 
in keinem Falle eine völkerrechtliche Persönlichkeit, denn 
sie können als überseeische Provinzen des Reichs auch nicht m 
dem Umfange wie Protektoratsländer zu anderen Staaten in völker- 
rechtliche Beziehungen treten, sondern werden durch das Reich 
und seine Organe in jeder Beziehung vertreten. 

Dagesen besitzen die Schutzgebiete vermögensrechtliche 
Persönlichkeit auf Grund des R.G. vom 30/3 92 über die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Schutzgebiete, welches in $ 5 bestimmt, 
dass für die aus der Verwaltung eines Schutzgebiets entstehenden 
Verbindlichkeiten nur das Vermögen dieses Gebiets haftet. Damit 
ist die vermörensrechtliche Persönlichkeit grundsätzlich anerkannt. 


Eine Ausnahme macht nur das Schutzgebiet der Marschall-Inseln, 


da die Verwaltuneskosten dieses Schutzgebiets von der ‚Jaluitee- 
sellschaft bestritten werden, vel. SS a. E., das Gesetz vom 30/3 
99 aber auf Schutzgebiete keine Anwendung findet, deren Verwal- 
tuneskosten ausschliesslich von einer Kolonialgesellschaft zu be- 
streiten sind. 

IV. Aus dem Umstande, dass die Schutzgebiete zwar der Sou- 
veränität des Reiches unterworfen sind und daher nicht blos vom 
Standpunkte des Völkerrechts Bestandtheile des deutschen Reichs 
bilden, sondern auch die Stellung von Provinzen desselben einnehmen, 
ähnlich wie das Reichsland Elsass-Lothringen, während sie anderer- 
seits doch nicht Bestandtteile des Reichsgebietes im Sinne des Art. I 
der Reichsverfassung sind, ergeben sich eigentümliche Rechtsver- 
hältnisse. Wenn nämlich im Himblick auf Art. 1 der Reichsver- 
fassung die Schutzgebiete auch nicht als Reichsinland bezeichnet 
werden können, so ist es doch auch nicht richtig, dieselben als 
Ausland zu betrachten. Ausland ist nur dasjenige Gebiet, welches 
entweder der Gewalt eines anderen Staates oder gar keiner Staats- 
eewalt unterworfen ist. Dagesen kann niemals ein Gebiet, welches 
unter der Souveränität des Reiches steht, als Ausland im eigent- 
lichen Sinne bezeichnet werden!), Wenn die Schutzgebiete als 
Ausland bezeichnet werden, so kann das nur in dem Sinne selten, 
in welchem auch innerhalb des Reichsgebietes mit Rücksiel 
den beschränkten Geltungsbereich einzelner Reichsgesetze von Aus- 
land und Inland gesprochen wird. So sind vom Standpunkt des 
Unterstützungswöhnsitzgesetzes vom 6. Juni 1870 Bayern und El- 


eilt, Aus- 


sass-Lothringen, in welchen Gebieten dieses Gesetz nicht & 
land. Ebenso erscheinen für die zur Brausteuergemeinschaft ge- 
hörigen Staaten die süddeutschen Staaten als Ausland. In den 
Schutzgebieten, in welchen nicht blos einzelne Reichsgesetze, sondern 
an und für sich alle nicht gelten, und die nicht einmal Bestandtheile 
des Reichsgebiets im Sinne der Reichsverfassung bilden, tritt diese 
Bedeutung des Ausdrucks „Ausland“ allerdings in besonderem 
Masse zu Tage; allein ein grundsätzlicher und qualitativer Unter- 

') Wären die Schutzgebiete Protektoratsländer, so lüge die Sache natür 
lich ganz anders, denn vom Standpunkte des schutzherrlichen Staates aus ist 


das Gebiet des Schutzstaates im völkerrechtlichen Sinne Ausland, weil es einer 


fremden St srewalt untergeben ist, Deshalb tragen auch die vom schutz- 
herrlichen Staäte der Reeierune des Schutzstaates beigerebenen Beamten den 
Charakter diplomatischer Agenten. - Vgl. über die Frage, ob die Schutzge- 


iete als Inland oder Ausland zu betrachten sind, auch Zorn, Das Staatsrecht 


des Deutschen Reiches Bd. I S. 577 ft. 
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schied ist im der That nicht vorhanden, wenn einerseits Bayern 
segenüber den Ländern der Brausteuergemeinschaft als „Ausland* 
bezeichnet wird und andererseits die Schutzgebiete dem Reichsin- 
lande gegenüber als „Ausland“ gelten, denn auch die Schutzgebiete 
sind der Reichsgewalt unterworfen, also nicht internationales Aus- 
land. sondern innerstaatliches Ausland. Wie sehr diese Auffas- 
sung richtig ist, ergiebt sich insbesondere daraus, dass die Schutz- 
gebiete, sobald bestimmte Reichsgesetze, z. B. das Strafgesetzbuch 
und die ‚Justizgesetze, in denselben zur Einführung gelangten, in 
den durch diese Gesetze geregelten Beziehungen als Inland zu be- 
trachten waren. Uebrigens hat das Schutzgebietsgesetz in $ 9 Abs. 3 
ausdrücklich bestimmt, dass im Sinne des S 21 des Reichsgesetzes 
vom 1. Juni 1870 betr, die Erwerbung und den Verlust der Bundes- 
und Staatsangehörigkeit, sowie bei Anwendung des Gesetzes wegen 
Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870 die Schutzge- 
biete als Inland gelten. 

Nach $ 21 RG. vom 1/6 70 geht nämlich die Reichs- und 
Staatsangehöriekeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Ausland ver- 
loren. Bei vernünftiger Auslegung des Gesetzes können wohl nur 
solche Gebiete als Ausland betrachtet werden, die der deutschen 
Staatsgewalt nicht unterworfen sind, da doch nur bei längerem 
Aufenthalt in solchen Gebieten angenommen werden kann, der 
Deutsche wolle seine Staatsgewalt aufgeben. Es konnte daher als 
selbstversändlich betrachtet werden, dass der Aufenthalt in einem 
Schutzgebiete die in $ 21 a. a. Ö. angedrohte Rechtswirkung nicht 
habe. Da jedoch unbegreiflicher Weise in dieser Beziehung Zweifel 
geäussert wurden (LABAnD), so hat das SchGG. in S 9 die frag- 
liche Bestimmung setroffen. 

Etwas anders liest die Sache bezüglich des RG. v. 13/5 70. 
Dasselbe bestimmt in SL, dass ein Deutscher, vorbehaltlich der 
noch zu erwähnenden Ausnahme des $ 3 zu den direkten Staats- 
steuern nur in demjenigen Bundesstaate herangezogen werden kann, 
in welchem er seinen Wohnsitz hat. Der Grundbesitz und der 
Betrieb eines Gewerbes, sowie das aus diesen Quellen herrührende 
Einkommen darf nach $S 3 nur von demjenigen Bundesstaate be- 
steuert werden, in dem der Grundbesitz liegt oder das Gewerbe 
betrieben wird. 

Deutsche, welche in keinem Bundesstaate einen Wohnsitz ha- 
ben, dürfen nur in demjenigen Bundesstaate, in welchem sie sich 


aufhalten, zu den direkten Staatssteuern herangezogen werden. 


Dee; 
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8. 7. Die öffentlieh-rechtliche Stellung der Schutzge 1ete, 


Hat ein Deutscher in seinem Heimathstaate und ausserdem in 
einem anderen Bundesstaate seinen Wohnsitz, so darf er nur m 
dem ersteren zu den direkten Steuern herangezogen werden. Im 
Reichs- oder Staatsdienste stehende Deutsche dürfen nur in dem- 


jenigen Bundesstaate besteuert werden, in welchem sie ihren dienst- 


lichen Wohnsitz haben (8 3). Gehalt, Pension und Wartegeld, 
welche deutsche Militärpersonen oder deren Hinterbliebenen aus 
der Kasse eines Bundesstaates beziehen, sind nur in demjenigen 
Staate zu besteuern, weleher die Zahlung zu leisten hat ($ 4). 

Um nun etwaigen Kollisionen zu begegnen, die daraus ent- 
stehen können, dass Angehörige eines Bundesstaats, die in den 
Schutzeebieten ihren Wohnsitz nehmen, und hiedurch der Steuer- 
hoheit in diesen Gebieten unterworfen werden, trotzdem aber noch 
weiter in ihrem Heimathstaate zu den direkten Staatssteuern her- 
angezogen werden, hat das SchGG. in $ 9 die erwähnte Bestimmung 
eetroffen, so dass die Schutzgebiete bei Anwendung des RG. vom 
13/5 70 den Bundesstaaten gleichstehen. Es kommt deshalb auch 
die Vorschrift des 8 5 RG. vom 13/5 70 nicht zur Anwendung, 
dass an den Wirkungen, welche der Wohnsitz oder Aufenthalt 
ausserhalb des Reichsgebiets auf die Steuerpflicht äussert, durch 
das G. v. 13/5 70 nichts geändert wird. Derjenige Deutsche, der 
sich in einem Schutzgebiete aufhält, gilt eben nicht als ausserhalb 
des Reichsgebiets befindlich. 

Der Umstand, dass die Schutzgebiete zwar im Sinne des Völ- 
kerrechts Bestandtheile des Deutschen Gebiets sind, nicht aber im 
Sinne des Reichsstaatsrechts (Art. 1 der Reichsverfassung) als 


Reichsinland betrachtet werden können, macht sich nach den ver- 


schiedensten Richtungen geltend, auf welche später bei Erörterung 


der einzelnen Verwaltungszweige noch genauer einzugehen sein 
wird. Hier mag nur noch darauf aufmerksam gemacht werden, 
dass, weil die Schutzgebiete nicht Bestandtheile des Reichsgebietes 
sind, der Kaiser dieselben ohne Mitwirkung des Bundesrathes und 
Reichstages wieder aufgeben kann, dass feindliche Angriffe auf ein 
Schutzgebiet nicht unter Art. 11 Abs. 2 der Reichsverfassung fal- 
len, dass die Vorschriften der Reichsverfassung grundsätzlich keine 
Anwendung auf die Schutzgebiete finden und dass daher Reichs- 
gesetze mit gewissen später zu erwähnenden Ausnahmen nicht von 
selbst in den Schutzgebieten Wirksamkeit erlangen. 
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&, 8. Die Verfassung der Schutzgebiete. Die Stellung des 
Kaisers’). Mittelbare und unmittelbare Schutzgebiete’). 


I. Für die Verfassung der Schutzgebiete enthält das SchG@. 
eine einzige grundlegende Bestimmung m S 1, indem es daselbst 
heisst: „Die Schutzgewalt in den deutschen Schutzgebieten übt der 
Kaiser im Namen des Deutschen Reiches aus.“ 

Unter Schutzeewalt°) ist nichts anderes als die die Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Verwaltung umfassendesouveräne Staats- 
«ewalt zu verstehen, die ihrem Begriffe nach territor jalen 
Charakter hat, so dass grundsätzlich alle in den Schutzeebieten 
sich aufhaltenden Personen, also auch die Eingeborenen in jeder 
Beziehung der deutschen Staatsgewalt unterworfen sind. Eine 
Ausnahme besteht nur insofern, als durch verschiedene mit ein- 
geborenen Häuptlingen abgeschlossene Verträge die Eingeborenen 
in einzelnen Schutzgebieten bis zu einem gewissen Grade der Em- 
wirkung der deutschen Staatsgewalt entzogen sind. 

II. Durch $S 1 SchGG. sind dem Kaiser alle Rechte, welche 
dem Deutschen Reiche in Bezug auf die deutschen Schutzgebiete 
und in denselben zustehen, zur Ausübung übertragen. 

In Folge dessen stehen dem Kaiser in Bezug auf die Schutz- 
gebiete zu: a. alle Befugnisse, welche er als Bundesoberhaupt be- 
reits auf Grund der Reichsverfassung und sonstiger Reichsgesetze 
hat, wie die völkerrechtliche Vertretung des Reichs über alle seine 
Theile. In Bezug auf diese Rechte ist der Kaiser denjenigen Be- 
schränkungen unterworfen, welche sich aus der Reichsverfassung 
(z. B. Art. 11 bezüglich der Kriegserklärung) und den Reichsgesetzen 
ereeben, da kein Grund abzusehen ist, warum in Ausübung dieser 
Rechte der Kaiser anders gestellt sein sollte, wenn er dieselben in 
Bezug auf die Schutzgebiete ausübt; es sind dies nicht Rechte der 
sog. Schutzgewalt, sondern der Reichsgewalt. 

b, Diejenigen Rechte, welche sich aus der Souveränität des 
Reichs über die Schutzgebiete, der sog. Schutzgewalt ergeben. Bei 
Ausübune derselben ist der Kaiser grundsätzlich unbeschränkt und 
weder an die Zustimmung des Reichstags, noch des Bundesraths 
gebunden. Namentlich ist der Kaiser auch für sich allein berech- 
tiet, die Gesetzgebung in der Form von Verordnungen in den 


Schutzeebieten auszuüben, 
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Beschränkt wurde jedoch der Kaiser in der Ausübung der 
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sesetzeebenden Gewalt durch die $$ 2 und 4 a. Sch@G. In 
war nämlich vorgeschrieben, dass sich das bürgerliche Recht, das 
Strafreeht und das gerichtliche Verfahren einschliesslich der Ge- 
richtsverfassung nach den Vorschriften des Ges. über die Konsular- 
eerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 mit gewissen in den SS 2 u. 3 
SchGG. vom 17/4 86 bezw. der Nov. vom 15/3 88 vorgesehenen 
oder doch für zulässige erklärten Modifikationen bestimmen. Dem 
Kaiser war lediglich die Festsetzung des Zeitpunkts des Inkrait- 
tretens des Ges. vom 10/7 79 überlassen. Ausserdem konnte der 
Kaiser nach $ 3 a. SchGG. durch Verordnung auch andere als 
die in $ 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 10/7 79 bezeichneten Personen 
in den Schutzgebieten der Gerichtsbarkeit unterwerfen und verschie- 
dene durch die besonderen Verhältnisse der Schutzgebiete veranlasste 
Aenderungen des Ges. v. 10/7 79 und der in demselben in Bezug 
senommenen Gesetze über das gerichtliche Verfahren vornehmen. 

In gleicher Weise war in $S4 a. SchGG. vorgeschrieben, dass 
das Gesetz vom 4/5 70 betreffend die Eheschliessung und die Be- 
urkundune des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande 
in den Schutzgebieten zur Anwendung zu kommen hat, dass jedoch 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ges. v. 4/5 70 durch Kaiserl. 
Verordnung zu bestimmen ist. 

Insoweit durch diese gesetzlichen Vorschriften das bürgerlich« 
Recht, das Strafrecht u. s. w. geregelt waren, waren Kaiserl. Ver- 
ordnungen ausgeschlossen und war eine Aenderung des geltenden 
Rechts nur durch Reichsgesetz möglich. In allen anderen Bezie- 
hungen dagegen, also auf dem Gebiete der inneren Verwaltung 
und Polizei, der Militärverwaltung, des Finanzwesens, abgesehen 
von den Vorschriften des RG. vom 30/3 92 u. s: w., blieb das 
Kaiserl. Verordnungsrecht unbeschränkt. 

Selbstverständlich war es, dass die im Vorstehenden erwähnte 
Beschränkung des Kaiserl.” Verordnungsrechts sich nur auf die 
Regelung der betreffenden Verhältnisse für die unter die Gesetze 
vom 10/7 79 und 4/5 70 fallenden Personen, nämlich die Reichs- 
ansehörieen und die Schutzgenossen bezog. Dagegen war der 
Kaiser in der Regelung des bürgerlichen Rechts u. s. w. in Bezug 
auf andere Personen, namentlich die Eingeborenen, nicht beschränkt. 
Es erzab sich dies schon daraus, dass der Zweck der SS 2.u.4 
a. Sch@GG. der war den in den Schutzgebieten wohnenden oder sich 


aufhaltenden Reichsangehörigen in demselben Masse und Umfange 
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den Schutz der Reichsgesetze angedeihen zu lassen, wie den Reichs- 
angehörigen in den Konsulargerichtsbezirken. Ausserdem kam in 
3etracht, dass der Kaiser zwar andere Personen als die Reichs- 
angehörigen und Schutzgenossen der deutschen Gerichtsbarkeit 
unterwerfen konnte, aber nicht unterwerfen musste. Der Kaiser 
hatte daher in der Regelung der Rechtsverhältnisse dieser Personen 
völlig freie Hand. 

Das neue SchGG. hat diesen Zustand insofern geändert, als 
es schärfer als das alte SchGG. den territorialen Charakter der 
Schutzgewalt zum Ausdruck gebracht hat. In $S3 n. SchG@. 
heisst es nämlich, dass in den Schutzgebieten die n 8 19 KG@G. 
vom 17/4 00 bezeichneten Vorschriften der Reichsgesetze und 
preussischen Gesetze zu gelten haben, während m $ 4 a. a. 0. ge- 
sagt ist, dass die Eingeborenen, denen andere Theile der Bevölke- 
rung gleichgestellt werden können, der in $ 2 geregelten (Gerichts- 
barkeit und den im $ 19 bezeichneten Vorschriften nur insoweit 
unterliegen, als dies durch Kaiserl. Verordnung bestimmt wird. 

Ganz ebenso liegst die Sache in Bezug auf die Regelung des 
Personenstandes und der Eheschliessung. In SS 4 a. Sch@G@. 
war nämlich das RG. vom 4/5 70 über die Eheschliessung und die 
Regelung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande 
und den Schutzgebieten mit der Massgabe für anwendbar erklärt 
worden, dass dasselbe durch Kaiserl. Verordnung auch auf andere 
Personen, als auf Reichsangehörige, ausgedehnt werden konnte. 

In $ 7 n. Sch@G. ist dagegen bestimmt, dass auch die 
Eheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes in den 
Schutzgebieten die $$S 2 bis 9, 11, 12 und 14, des Gesetzes vom 4/5 70, 
entsprechende Anwendung finden, die Eingeborenen dagegen, denen 
auch andere Theile der Bevölkerung gleichgestellt werden können, 
den Vorschriften des Gesetzes vom 4/5 70 nur insoweit unterliegen, 
als dies durch Kaiserl. Verordnung bestimmt wird. 

Nach dem neuen Gesetze fallen daher nicht blos die Reichs- 
angehörigen und Schutzgenossen, sondern überhaupt alle in den 
Schutzgebieten befindlichen Personen unter das deutsche Reeht; 
eine Ausnahme besteht nur hinsichtlich der Eingeborenen , inso- 
ferne der Kaiser nach wie vor berechtigt ist, die Rechtsverhält- 
nisse der Eingeborenen und der von ihm denselben gleichge- 
stellten Theile der Bevölkerung einseitig durch Verordnung zu re- 
geln; es hängt lediglich von seinem Ermessen ab, ob und inwieweit 
er etwa die Eingeborenen u. s. w. den deutschen Gesetzen und der 
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deutschen Gerichtsbarkeit unterwerfen will. 

Eine weitere Beschränkung des Kaisers ergiebt sich auf dem 
(sebiete der Finanzverwaltung aus dem Gesetze vom 30/3 92 über 
die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete insoferne, als der 
Etat der Schutzgebiete durch Reichsgesetz festgestellt wird und die 
Aufnahme einer Anleihe oder die Uebernahme einer Garantie auf 
dem Wege der Gesetzgebung zu erfolgen hat. 

Eine formelle Beschränkung des Kaisers ist endlich dadurch 
gegeben, dass er bei Ausübung der Schutzgewalt an die Gegen- 
zeichnung des Reichskanzlers gebunden ist, der auch in Bezug auf 
die Kolonialverwaltung als der verantwortliche Minister und Rath- 
seber des Kaisers erscheint. 

Ill. In Bezug auf die rechtliche Stellung und Verwaltung der 
Schutzgebiete verfolgte die Reichsregierung anfänglich den Plan, 
dieselben durch zrosse mit kaiserlichen Schutzbriefen auseestattete 
Kolonialgesellschaften nach Analogie der holländisch-ostindischen 
und englisch-ostindischen Handelskompagnien unter Oberaufsicht 
des Reiches regieren und verwalten zu lassen. Dieser Plan war je- 
doch nieht durchführbar. In Kamerun und Togo gelang es 
überhaupt nicht, die in diesen Gebieten wirthschaftlich interessirten 
Handelshäuser zur Bildung von mit der lokalen Verwaltung zu be- 
trauenden Kolonialgesellschaften zu veranlassen, so dass die Ver- 
waltung dieser Schutzgebiete von Anfang an durch kaiserl. Beamte 
besorgt werden musste. In Südwestafrika bildete sich zwar 
eine Kolonialgesellschaft, die auch Hoheitsrechte über einzelne in 
diesem Gebiete befindliche Völkerschaften erwarb. Zu einer Ueber- 
lassung der Regierung und Verwaltung des Schutzgebiets an diese 
Gesellschaft kam es jedoch aus verschiedenen Gründen nicht. 

(Günstiger lagen die Verhältnisse für das Programm der Reichs- 
regierung zunächst in Ostafrika und Neu-Guinea. In die- 
sen beiden Schutzgebieten bildeten sich Kolonialgesellschaften 
die deutsch-ostafrikanische Gesellschaft und die Neu-Guinea-Kom- 
pagnie —, denen durch kaiserl. Schutzbriefe vom 27/2 85 und 
17/5 85 bezw. 13/12 86 die Ausübung der öffentlichen Gewalt 
in den betreffenden Gebieten übertragen werden konnte. Als je- 
doch im Sommer 1888 in Ostafrika der Araberaufstand ausbrach 
und die Beamten der ostafrikanischen Gesellschaft von den Auf- 
ständischen vertrieben wurden, zeigte es sich, dass die Gesellschaft 
der ihr gestellten Aufgabe nicht gewachsen war. Es musste das 
Reich eingreifen, um den Aufstand zu unterdrücken und die deutsche 
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Autorität wieder herzustellen. In Folge dessen hat die Gesellschaft 
in dem am 20. November 1890 (RıEBow 1 S. 382) mit der Reichs- 
regierung abgeschlossenen Vertrage auf die ihr durch den Schutz- 
brief vom 27/2 85 verliehenen Hoheitsrechte verziehtet. Am 1/1 9] 
hat sodann das Reich die Verwaltung des Schutzgebiets selbst 
übernommen. 

Auch die Neu-Guinea-Kompagnie, welche bereits in der Zeit 
vom 1/11 89 bis April 1892 dem Reiche die Verwaltung ihres Ge- 
biets überlassen hatte, hat durch Vertrag vom 7/10 98 endgültig 
auf die ihr durch die Schutzbriefe vom 27/5 85 und 13/12 86 für 
ihr Gebiet übertragenen Hoheitsrechte zu Gunsten ‚des Reiches 
verzichtet, so dass seit dem 1/4 99 das Neu-Guinea-Gzebiet in un- 
mittelbarer Verwaltung des Reichs steht. Der früher bestandene 
Unterschied zwischen unmittelbaren und mittelbaren Schutzgebieten 
ist daher jetzt verschwunden. Alle Schutzgebiete werden durch 
Kaiserl. Beamte regiert und verwaltet. 

Was die Rechte anlangt, welche seiner Zeit den beiden Ko- 
lonialgesellschaften der ostafrikanischen (Gesellschaft und der 
Neu-Guinea-Kompagnie durch die Kaiserl. Schutzbriefe verliehen 
worden waren, so umfassten dieselben die Ausübung der gesetz- 
sebenden und vollziehenden Gewalt auf allen Verwaltungsgebieten, 
mit Ausnahme der Regelung der Rechtspflege und der Ausübung 
der Gerichtsbarkeit über die Deutschen und Schutzgenossen, in Be- 
zug auf welche der Kaiser durch die SS 2 und 4 a, SchG6G. be- 
schränkt war, so dass er den Kolonialgesellschaften die Gerichts- 
hoheit und Gerichtsbarkeit auch nicht zur Ausübung übertragen 
konnte. 

Wie bereits bemerkt hat die deutsch-ostafrıkanische Gesellschaft 
auf die Ausübung der ihr verliehenen Hoheitsrechte durch Vertrag 
vom 20/11 90 verzichtet. Dagegen hat das Reich der Gesellschaft 
gewisse Rechte in diesem Vertrage eingeräumt bezw. zugesichert: 
l. Das ausschliessliche Recht der Okkupation an herrenlosen Grund- 
stücken (vgl. darüber $ 24). 2. Gewisse Rechte in Bezug auf die 
(Gewinnung von Mineralien im Schutzgebiete. 3. Das Vorrecht in 
Bezug auf Concessionirung des Baues und Betriebs von Eisenbahnen 
im Küstengebiet, auf der Insel Mafia und im Gebiet des Kaiserl. 
Schutzbrifs vom 27/2 85. 4. Die Zusicherung des Rechts zur Er- 
richtung einer Bank mit dem Privileeium der Ausgabe von Noten, 
5. Die Bestätigung der ihr zur Zeit der Vertragsschlüsse zustehen- 
den Befugnis, Kupfer- und Silbermünzen zu prägen und auszugeben, 
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welche an den öffentlichen Kassen des Küstengebiets, dessen Zu- 
behörungen und der Insel Mafia, sowie des (zebiets des Schutzbriefs 
in Zahlung genommen werden müssen. 6. Das Recht vor dem Er- 
lass von Gesetzen und Verordnungen für das Küstengebiet, dessen 
Zubehörungen, die Insel Mafia und das Gebiet des Schutzhriefs 
auf Auffordern der Regierung gutachtlich gehört zu werden, sofern 
nicht die Dringlichkeit des Falls eine Abweichung von der Resel 
erheischt. 

Durch Vertrag vom 7/10 98 (Nachrichten u. s. w. 1898 8. 75 fi.) 
hat ferner das Reich die der Neu-Guinea-Kompagnie durch die 
Schutzbriefe vom 17/5 85 und 13/12 86 sowie dureh spätere Kaiser!]. 
Verordnungen übertragene Landeshoheit über das darin bezeichnete 
Schutzgebiet in der Südsee mit den darin beegriffenen Rechten und 
Pflichten zur eigenen Ausübung zurückgenommen. (leichzeitie ver- 
zichtete die Neu-Guinea-Kompagnie zu Gunsten des Reichs für den 
ganzen Bereich des Schutzgebiets auf die ihr dureh die Schutz- 
briefe verliehenen und auf Grund derselben ihr zustehenden be- 
sonderen Vermögensrechte, nämlich: a) das Recht, ausschliesslich 
herrenloses Land in Besitz zu nehmen und darüber zu verfügen, 
sowie ausschliesslich mit den Eingeborenen Verträge über Land- 
und Grundberechtigungen abzuschliessen, b) das Recht gewisse 
(sewerbebetriebe, wie den Betrieb der Fischerei auf Perlmutter- 
muscheln sowie auf Trepang, die Gewinnung von Guano oder an- 
derweitigen Düngemitteln, die Ausbeutung des Bodens auf Erze, 
Edelsteine und brennbare Mineralien u. s. w. von ihrer Genehmi- 
gung abhängig zu machen und dieselbe an Bedingungen, insbeson- 
dere an die Zahlung von Abgaben zu knüpfen, Ebenso verzichtete 
die Neu-Guinea-Kompagnie auf das ihr auf Grund der V. v. L/S 94 
zustehende Recht Goldmünzen, Silbermünzen, Bronze- und Kupfer- 
münzen zu prägen. 

Dagegen räumte das Reich der Kompagnie in $ 7 des Ver- 
trags das Recht em, 50000 ha Land in Kaiser Wilhelmsland oder 
Neu-Pommern sowie den dazu gehörigen Inseln unentgeltlich in 
Besitz zu nehmen jedoch mit der Massgabe, dass die Auswahl von 
Küsten- und Flussuferland auf den beiden vorgenannten Inseln auf 
eine Küsten- bezw. Flussuferausdehnung von 100 km beschränkt 
ist. Die Breite der auszuwählenden Uferstrecken darf vorbehalt- 
lich etwaiger notwendiger Beschränkung in Folee der natürlichen 
Bodengestaltung nicht unter 1 km hetragen. Das so erworben: 


Land bleibt den Bestimmungen eines zu erlassenden Enteignungs- 
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cesetzes über Abtretung von Land zu öffentlichen Zwecken unter- 
worfen. 

Ausserdem ist in $ 7 Absatz 2 des Vertrags der Neu-Guinea- 
Kompagnie das ausschliessliche Recht auf Ausbeutung von Edel- 
metallen und brennbaren Mineralien innerhalb des Flussgebietes 
des Ramu jedoch nur südlich vom 5. Breitengrade bis zur Wasser- 
scheide des Flussgebiets zugesichert, wogegen die Kompagnie an 


des von dieser Ausbeutung nach 


Ö 


das Reich eine Abgabe von 10°/ 
Deckung aller Ausgaben fliessenden Einkommens zu entrichten hat. 
Auch steht es dem Reiche frei, statt des Bezugs dieser Abgabe an 
den berebaulichen Unternehmungen der Kompagnie in dem bezeich- 
neten Gebiete sich vom Beginne eines neuen Geschäftsjahres derart 
zu betheiligen, dass Kosten und Erträge je zur Hälfte getheilt werden. 

Durch Allerh. V. v. 27/3 99 (Kol.-Bl. S. 227; Rıesow IV, 
S. 50 f.) wurde sodann die Landeshoheit über das Schutzgebiet 
von Deutsch-Neu-Guinea vom 1/4 99 ab vom Reich übernommen, 
Gleichzeitig wurden die Schutzbriefe vom 17/5 85 und 13/12 86 
sowie die V. betr. die Gerichtsbarkeit der Neu-Guinea-Kompagnie 
über die Eingeborenen ihres Schutzgebiets vom 15/10 97 ausser 
Kraft gesetzt und die nach $ 2 a. SchGG. für das Bergwerkseigen- 
thum massgebende Vorschriften für unanwendbar erklärt und der 
Reichskanzler bezw. mit dessen Genehmigung der Gouverneur zur 
Reselung dieser Verhältnisse bis auf Weiteres befugt erklärt. 

Ausserdem wurde in $ 2 der Verordnung bestimmt, dass die- 
jenigen besonderen Vermögensrechte und Befugnisse, welche der 
Neu-Guinea-Kompagnie auf Grund der Schutzbriefe, sowie der gel- 
tenden gesetzlichen Vorschriften zustehen, unbeschadet der der 
Kompagnie vertragsmässig vorbehaltenen Rechte auf den Landes- 
fisikus des Schutzgebiets von Deutsch-Neu-Guinea übergehen. 

In der auf Grund des $8 4 d. V. v. 27/3 99 vom Reichskanzler 
erlassenen Verfügung vom gleichen Tage (Kol.-Bl. S. 288; RıeBow 
VI S. 91) sind als solche auf den Landesfiskus übergehende Rechte 
insbesondere bezeichnet: a) das Recht ausschliesslich herrenloses 
Land in Besitz zu nehmen und darüber zu verfügen, sowie aus- 
schliesslich mit den Eingeborenen Verträge über Land- und Grund- 
berechtigungen abzuschliessen; b) das Recht folgende Gewerbebe- 
triebe von obriekeitlicher Genehmigung abhängig zu machen: den 
Betrieb der Fischerei auf Perlmuttermuscheln und Perlen, sowie 
auf Trepang, die Gewinnung von Guano und anderweitigen Dünge- 
mitteln, die Ausbeutung des Bodens auf Erze, Edelsteine und brenn- 
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bare Mineralien, die Ausbeutung von nicht im Besitze der Einge- 
borenen oder sonst im Privateisenthum befindlichen Kokospalmen- 
beständen auf Kopra, der Betrieb der Küstenfischerei und das 
Schlagen von Holz für gewerbliche und Handelszwecke auf allen 
nicht im Privatbesitz befindlichen Landstrecken. 

Die gesamten richterlichen und Verwaltungsbefuenisse des Lan- 
deshauptmanns für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie 
wurden durch $ 2 der Verordnung auf den Kaiserl. Gouverneur von 
Deutsch-Neu@uinea übertragen. Dem Gouverneur wurde die Be- 
fugniss beigelegt, polizeiliche und sonstige die Verwaltung betreffende 
Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung Gefängniss bis 
zu drei Monaten, Haft, Geldstrafe und Einziehung einzelner (Fegen- 
stände anzudrohen. Die Verkündung dieser Vorschriften. deren 
Abänderung oder Aufhebung dem Reichskanzler zusteht. sollte in 
sinngemässer Anwendung des letzten Absatzes des S4 KGG. v. 
10/7 79 erfolgen. In den Fällen, in denen nach den bisherigen 
Vorschriften die Mitwirkung eines Organes der Kompagnie erforder- 
lich war, haben nach $ 3 die Kaiserl. Beamten an die Stelle der 
Organe der Kompagnie zu treten. 

IV. Eine eigenthümliche Stellung nimmt die Jaluitgesell- 
schaft in Hamburg ein. Durch einen zwischen dem Auswärtigen 
Amte und der genannten Gesellschaft am 21. Januar 1888 ge- 
schlossenen Vertrag betr. die Verwaltung des Schutzgebiets der 
Marschall- Brown- und Providence-Inseln (RıEBOowW IS 603) wurde 
nämlich bestimmt, dass zwar die Verwaltung des Schutzgebiets 
durch Kaiserl, Beamte geführt wird, die Jaluit-Gesellschaft aber 
die durch die Verwaltung erwachsenden Kosten trägt (S 2). In 
Kolge dessen ist der Gesellschaft in S 6 des Vertrags ein gewisser 
Einfluss auf die Besteuerung des Schutzgebiets eingeräumt und in 
$ 7 bestimmt, dass Gesetze und Verordnungen, welche die Verwal- 
tung des Schutzgebiets betreffen, nur nach Anhörung der Gesell- 
schaft erlassen werden. Ebenso soll nach S8 beim Erlass von ört- 
lichen Verwaltungsmassreeeln der Kommissar möglichst im Einver- 
nehmen mit der Vertretung der Gesellschaft handeln. Endlich 
wurden in $ 1 des Vertrags der Gesellschaft für den Bereich des 
Schutzgebiets folgende ausschliessliche Befugnisse und Privilegien 
ertheilt: a) das Recht, herrenloses Land in Besitz zu nehmen; b) das 
Recht Fischerei auf Perlschalen zu betreiben, soweit solches nicht 
von den Eingeborenen in herkömmlicher Weise ausgeübt wird; 


c) das Recht, die vorhandenen Guanolager auszubeuten unbeschadet 


Die öffentlich-rechtl. 
der wohlerworbenen Rechte Dritter. 

Die freiwilliee Auflösung der Gesellschaft kann erst nach er- 
foleter beiden Theilen freistehender Kündigung stattfinden; die Fusion 
der Gesellschaft mit einer anderen Gesellschaft bedarf der (seneh- 
mieung des Auswärtigen Amts (SS 10 und 11). 

»] 


wie die übrigen Schutzgebiete mit der Massgabe, dass die Kosten 


Das Schutzgebiet ist sonach ein unmittelbares Schutzgebiet, 


der Verwaltung nicht das Reich, sondern die Jaluitgesellschatt trägt. 


8 9. Gesetzgebungs- und Verordnungsrecht '). 


1. Wie in & 8 ausgeführt, wird die Gesetzgebung in den Schutz- 


gebieten in Bezug auf das bürgerliche Recht, das Strafrecht und 
das gerichtliche Verfahren durch den Bundesrath und den Reichstag 
also in der Form der Reichsgesetzgebung ausgeübt. Das Gleiche 
eilt von den Bestimmungen über den Personenstand. Im Uebrigen 
übt der Kaiser auf Grund der ihm im $ 1 SchG@. übertragenen 
Schutzeewalt auf allen Gebieten und in Bezug auf alle Gegenstände 
die gesetzgebende Gewalt in der Form von Verordnungen aus, die 
man als gesetzvertretende, selbständige Verordnungen bezeichnen 
kann. 

Neben diesen selbständigen Verordnungen konnte der Kaiser 
nach Masseabe des a. SchGG. ferner erlassen a) Verordnungen 
zu deren Erlass er durch dieses Gesetz selbst ermächtigt worden 
war, Hiezu gehören namentlich die Strafverordnungen, welche der 
Kaiser auf Grund des $ 3 Ziffer 3 SchGG. erlassen konnte. 
Nach 832.3 a. a. O. konnte nämlich in Materien, die nicht Gegen- 
stand des Reichsstrafgesetzbuchs sind, durch Kaiserl. Verordnung 
Gefängniss bis zu einem Jahre, Haft, Geldstrafe und Einziehung 
einzelner Gegenstände angedroht werden. Fermer gehörten hieher 
alle übrigen in $ 3 Sch@G. für zulässig erklärten Verordnungen, 
dureh welche Abänderungen des Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes, 
des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, der Prozessgesetze u. s. w. 
vorgenommen werden. b) Verordulungen, welche der Kaiser auf 
Grumd der in den Nehbengesetzen des KGG. vom 10/7 79 ent- 
haltenen Ermächtiguneen zu erlassen befugt war, wie z. B. die 
Verordnungen die der Kaiser auf Grund des $ 145 RStr&GB. er- 


lassen kann. e) Ausführungsverordnungen zum Schutzgebietsgesetze, 
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soweit der Erlass derselben nicht nach $ I1 a. Sch6G. dem Reichs- 
kanzler überlassen war. 

Das ihm übertragene Verordnunesrecht konnte der Kaiser 
weiter übertragen an den Reichskanzler oder die Beamten der 
Schutzgebiete!), soweit der Reichskanzler, bezw. die Beamten der 
Schutzgebiete nicht bereits durch Gesetz zum Erlass von Verord- 
nungen ermächtigt waren. 

II. Nach 8 11 a. SchGG. hatte der Reichskanzler das Recht 
l) die zur Ausführung des Sch@G. erforderlichen Anordnungen 
zu erlassen, 2) das Recht, für die Schutzgebiete oder für einzelne 
Teile derselben polizeiliche und sonstige die Verwaltung betreffende 
Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefoleung derselben 
(sefängniss bis zu 3 Monaten, Haft, Geldstrafe und Einziehung ein- 
zelner Gegenstände anzudrohen. Das ihm eingeräumte Recht zum 
Erlasse von Ausführungsverordnungen, wie von Polizeiverordnungen 
und sonstigen die Verwaltung betreffenden Verordnungen konnte 
der Reichskanzler gemäss $ 11 Abs. 3 SchGG. Beamten der 
Schutzgebiete übertragen, sowie auch den mit einem kaiserlichen 
Schutzbriefe für die betrefl, Schutzgebiete versehenen Kolonialge- 
sellschaften. 

Neben dem Reichskanzler stand gemäss $2 a. SchGG. in 
Verbindung mit $ 4 Abs. 3 KGG. vom 10/7 79 auch den vom 
Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten kaiserl. 
Beamten für die betreff. Schutzgebiete ein Polizeiverordnungsrecht 
zu. In 8 4 Abs. 3 a.a. O. war nämlich dem Konsul die Befuenis 
beigelegt worden, für seinen Gerichtsbezirk oder einen Teil des- 
selben polizeiliche Vorschriften mit verbindlicher Kraft für die 
seiner (Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen zu erlassen und die 
Nichtbefolgung derselben mit Geldstrafe bis zum Betrage von 150 
Mark zu bedrohen. 

Die ıhm zustehende Befueniss, sein Verordnunssrecht dem 
Reichskanzler sowohl, wie den Beamten der Schutzgebiete zu über- 


tragen, hat der Kaiser sehr häufig gebraucht. So wurde z. B. durch 


!) Eine solche Uebertragung musste aber, bezw. muss dann als unzulässie 


angenommen werden, wenn die Absicht des delegirenden Gesetzes dahin geht, 


dass die betr. Materie gerade durch Kaiser]. Verordnung zu regeln ist. Es trifft 
dies bei den Ermächtigungen enthaltenden Nebengesetzen des KGG. v. 10/7 79 
durchweg zu. Ebenso ist anzunehmen, dass die Inkraftsetzung des KGG. v. 
10/9 79 und des RG. v. 4/5 70 durch vom Kaiser selbst zu erlassende Verord- 


nungen erfoleen sollte, 
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die V. v. 19/7 86 (Rınpow I 8. 177) dem Gouverneur für das 
Kamerungebiet, dem Kommissar für das Tosogebiet, und dem Kom- 
missar für das südwestafrikanische Schutzgebiet, jedem für den ihm 
unterstellten Amtsbezirk die Befugniss erteilt, auf dem (zebiete der 
alleemeinen Verwaltung, des Zoll- und Steuerwesens Verordnungen 
zu erlassen. die dem Reichskanzler sofort mitzutheilen sind und von 
demselben aufgehoben werden können. 

Die gleiche Befugniss erhielt der Kommissar für das Schutz- 
xebiet der Marschall-Inseln durch V. v. 15/10 86 (RIEBOW 1 S. 563). 

Durch die V. v. 27/399 (Kol.-Bl. 8. 227; RıeBow IV 8. 50 f.) 
betr. die Uebernahme der Landeshoheit über das Schutzgebiet der 
Neu-Guinea-Kompagnie durch das Reich wurde der Reichskanzler 
ermächtigt, zur Ausführung dieser Verordnung die erforderlichen 
Vorschriften zu treffen (8 1). 

In sleicher Weise wurde durch $ 2 d. V. betr. die einstweilige 
Reselune der Verwaltung und der Rechtsverhältnisse im Inselge- 
biete der Karolimen, Palau und Marianen vom 18/7 99 (Kol.Bl. 
S. 93) bis zum Inkrafttreten des KGG. der Reichskänzler oder 
der von ihm zu beauftragende Beamte ermächtigt, die Rechtsver- 
hältnisse, auf welches sich dieses Gesetz bezieht, zu ordnen. 

Ebenso hat der Reichskanzler in zahlreichen Fällen von der 
ihm zustehenden Delesationsbefugniss Gebrauch gemacht, so wurde 
z. B. durch Verfügung vom 29. März 1889 (Rıeßow I S. 180) S2 
der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Instanz für die 
Schutzgebiete Kamerun und Togo und der zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in Togo ermächtigte Beamte für befugt erklärt, 
ersterer für beide Schutzgebiete, letzterer für das Schutzgebiet in 
Togo polizeiliche und sonstige die Verwaltung betreffenden Vor- 
schriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung derselben Ge- 
fäneniss bis zu drei Monaten, Haft, Geldstrafe und Einziehung ein- 
zelner Gegenstände anzudrohen. Der zur Ausübung der (erichts- 
barkeit erster Instanz in Togo ermächtigte Beamte hat seme Ver- 
ordnunsen sofort in Abschrift dem zur Ausübung der Gerichtsbar- 
keit zweiter Instanz ermächtigten Beamten mitzutheilen, der befugt 
ist, diese Verordnungen aufzuheben oder abzuändern. 

In eleicher Weise wurde durch Verfügung v. 1. Januar 1891 
(RıeBow I S. 327) $ 2 dem Gouverneur von Ostaf rik.a dieselbe 
Befugniss für das ganze Schutzgebiet übertragen. 

Die gleiche Befugniss erhielt der Kaiserl. Kommissar für das 


Schutzgebiet der Marschall-Inseln durch die Dienstanwei- 
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sung betreffend die Ausübung der Gerichtsbarkeit v. 2. Dez. 1886 
bezw. 10. März 1890 Abschn. III, 1 eingeräumt. 

Ebenso wurde durch Verfügung des Reichskanzlers v. 17/2 00 
(Kol.Bl. S. 312) dem Gouverneur für Samoa die Befugniss bei- 
gelegt, polizeiliche und sonstige die Verwaltun® betreffende Vor- 
schriften zu erlassen und gegen die Nichtbefoleung derselben Ge- 
fängniss bis zu drei Monaten, Haft, Geldstrafe und Einziehung 
einzelner (Fesenstände anzudrohen. 

III. Während nach dem KGG. vom 10/7 79 dem Kaiser!. 
Verordnungsrechte überhaupt kein Spielraum «elassen war, hat das 
KGG. vom 7/4 1900 (RGB. 8. 213) dem Kaiser ein weiteehendes 
Verordnungsrecht eingeräumt. In Betracht kommen hier insbeson- 
dere folgende Bestimmungen des KGG v. 7/4 1900: 

1. Nach $ 20 finden die im $& 19 erwähnten Vorschriften des 
Reichsrechts bezw. preussischen Rechts keine Anwendung, soweit 
sie Einrichtungen voraussetzen, an denen es für die betreffenden 
Konsulargerichtsbezirke fehlt. Soweit .es sich dabei um Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts, der Gesetze über das Verfahren und die 
Kosten in bürgerlichen Rechtsstreitiekeiten, in Konkurssachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt. 


können durch Kaiserl. Verordnung die ausser Anwendung 


bleibenden Vorschriften näher bezeichnet, auch andere Vorschriften 
an deren Stelle getroffen werden. 

2, Nach S 21 können durch Kaiserl Verordn une die 
Rechte an Grundstücken, das Bergwerkseisenthum, sowie die son- 
stigen Berechtigungen, für welche die sich auf Grundstücke bezie- 
henden Vorschriften gelten, abweichend von den nach $ 19 mass- 
gebenden Vorschriften der Reichsgesetze und der daneben innerhalb 


Preussens im früheren Geltungsbereiche des preuss. Alle. Land- 


rechts in Kraft stehenden allgemeinen Gesetze gererelt werden. 

3. Nach $ 22 kann durch Kaiserl. Verordnung be- 
stimmt werden, inwieweit die Vorschriften der Gesetze über den 
Schutz von Werken der Literatur und Kunst, von Photographien, 
von Erfindungen, von Mustern und Modellen, von Gebrauchsmustern 
und von Warenbezeichnungen Anwendung finden oder ausser An- 
wendung bleiben. 

4. Soweit die in S 19 bezeichneten Gesetze landesherrliche 
Verordnungen vorsehen, treten an deren Stelle in den Konsularge- 
richtsbezirken nach $ 2b Abs. 1 Kaiserl. Verordnungen. 

5. Nach 833 kann durch Kaiserl, Verordn. angeordnet 


1 Mant N 
v.sten gel, Rechtsverhä is i 
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werden, dass statt der im den $8 246, 247, 248 BGB. und m 
S 352 HGB. aufgestellten Zinssätze ein höherer Zinsfuss gilt. 

6. Nach $ 37 können durch Kaiserl. Verordnung für 
die innerhalb der Konsularserichtsbezirke belegenen Grundstücke 
die Grundsätze bestimmt werden, nach denen die Sicherheit einer 
Hypothek, einer Grundschuld oder einer Rentenschuld im Sinne 
des $ 1827 BGB. festzustellen ist. 

7. Dureh Kaiserl: Verordnung können für die Kon- 
sularserichtsbezirke die der Landesgesetzgebung vorbehaltenen Be- 
stimmuneen über die Hinterlegung und die Hinterlegungsstellen 
eetroften werden. 


Ebenso ist dem Reichskanzler durch verschiedene Be- 


stimmungen des KGG. vom 7/4 00 ein ziemlich weitgehendes Ver- 
. .. ır + 7 1 Oo 1 
ordnungsrecht eingeräumt werden. Vgl. z.B.323 Abs. 3 wonach 


I 


der Reichskanzler an die Stelle der Landescentralbehörde tritt in 
Bezug auf das derselben nach den in $ 19 bezeichneten Gesetzen 
eingeräumte Verordnungsrecht!); $ 29 bezüglich der öffentlichen Be- 
kanntmachungen, $ 35 bezüglich der Fundsachen u. s. w. 

Endlich hat $S 51 KGG. vom 7/4 1900 das dem Konsul durch 
S 4 KGG. vom 10/7 79 bereits eingeräumte Polizeiverodnungsrecht 
wieder eingeräumt, jedoch mit der Erweiterung, dass nunmehr der 
Konsul Haft, Geldstrafe bis zu 1000 Mark und Einziehung einzelner 
Gegenstände androhen kann. 


Dieses Polizeiverordnungsrecht des Konsuls ist jedoch durch 


7 


das n. Sch6G. dem Richter im: Schutzgebiete nicht übertragen 


worden, da sich $ 51 KGG. unter den in $ 3 n. Sch&@. aulge- 


führten in den Schutzgebieten anwendbaren Vorschriften des KGG. 
nicht befindet. Wie in der Begründung des Entwurfs der Nov. 
v. 25/7 00 hervorgehoben ist dies deshalb geschehen, weil S 15 


n. Sch@G. ein erheblich weitergehendes, allen praktischen Be- 


dürfnissen genürendes Verordnungsrecht des Reichskanzlers ge- 
schaffen hat, welches dieser auf Beamte der Schutzgebiete zu über- 
tragen in der Lage ist und thatsächlich in allen Schutzgebieten ge- 
eieneten Stellen (in der Regel den Gouverneuren) übertragen hat. 


!) Nach Abs. 5 des $ 23 finden bis zum Erlasse der im Abs. 1 vorgesehenen 


Kaiserl. Verordnungen, sowie der im Abs. 3 vorgesehenen Anordnungen und 


Verfügungen des Reichskanzlers die innerhalb Preussens im bisherigen Gel- 


lichen Verord- 


tungsgebiete des preuss,. Allg. Landrechts geltenden landeshe 
ıuneen, sowie die dort geltenden Anordnungen oder Verfügungen der Landes- 


centralbehörden entsprechende Anwendung, 


v 


rord iungsrecht. 51 


Im Uebrigen ist das im a. SchG@. dem Kaiser bezw. dem 
Reichskanzler eingeräumte Verordnungsrecht im n. Sch@G. voll- 
kommen aufrecht erhalten worden, da die betreffenden Vorschriften 
ın $ 6 bezw. 8 15 n. SchGG. den Bestimmungen in $3 bezw. $ 11 


a. SchGG@. vollkommen entsprechen. In Folge dessen steht sowohl 


dem Kaiser wie dem Reichskanzler gegenüber dem früheren Rechts- 


zustande ein wesentlich erweitertes Verordnunesrecht zu. 

Selbstverständlich stehen die verschiedenen vom Kaiser, vom 
Reichskanzler und von den Beamten der Schutzsebiete erlassenen 
Verordnungen im Verhältnis der Ueberordnung und Unterordnung 
zu einander in der Weise, dass die Verordnungen des Reichskanz- 
lers und der Beamten der Schutzgebiete den Kaiserl. Verordnungen 
nicht widersprechen dürfen und namentlich auch die Verordnungen 
der Beamten im den Schutzgebieten die durch die Verordnungen 
des Reichskanzlers gezogenen Schranken emhalten müssen. Daraus 
folet auch, dass der Reichskanzler die Verordnuneen der ihm unter- 
stellten Beamten wieder aufheben kann. 

Dadurch dass nach dem n. Sch.G.G. dem mit der Ausübune 
der Gerichtsbarkeit in den Sehutzsebieten betrauten Beamten das 
Recht zur Erlassung von Polizeiverordnungen entzogen ist, ist jetzt 
(lie Regelung der Zuständigkeit in Bezug auf das Verordnungsrecht 
gegen früher vereinfacht. Das Verordnungsrecht steht nur dem 
Kaiser und dem Reichskanzler zu; die Beamten der Schutzgebiete 
können Verordnungen nur erlassen, wenn sie dazu sei es vom Kaiser 
sel es vom Reichskanzler ermächtigt sind. Es ist hier jedoch auf 
den Unterschied von Reehtsverordnungen und Verwal- 
tungesverordnungen aufmerksam zu machen. Rechtsverord- 
nungen sind ebenso, wie die formellen unter Zustimmung der Volks- 
vertretung erlassenen Gesetze, Vorschriften, die an die Unterthanen 
gerichtet sind und dieselben in ihrer persönlichen Freiheit be- 
schränken.  Dieselben müssen, wie die formellen Gesetze in einer 
Weise verkündigt werden, dass Jedermann von ihrem Inhalt Kennt- 
nis zu erlangen in der Lage ist. Verwaltungsverordnungen dagegen 
sind Vorschriften, die sich lediglich an die Behörden, bezw. Beamten 
wenden (Dienstanweisungen, Instruktionen u. s. w.). Da dieselben 
dritte Personen (die Unterthanen, das Publikum) nur mittelbar be- 
rühren so ist eine Verkündigung derselben, wie bei den Rechtsver- 
ordnungen nicht erforderlich. Es genüet, wenn sie den Behörden 
und Beamten, die sie zu befoleen haben, in irgend welcher Form 
bekannt gegeben werden (z. B. durch Rundschreiben. besondere 
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Amtsblätter u. s. w.). 

Zum Erlasse von Verwaltungsverordnungen ist jede Behörde 
gegenüber den ihr untergebenen Behörden, bezw. Beamten befugt, 
dasesen kann das Recht zum Erlasse von Rechtsverordnungen stets 
nur auf einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung beruhen, da 
nach dem konstitutionellen Staatsrechte alle Rechtsvorschriften, die 
die Unterthanen in ihrer persönlichen Freiheit bezw. in der freien 
Verfügung über ihr Vermögen beschränken (sog. materielle Gesetze) 


1* 


erundsätzlich nur in der Form des Gesetzes, d. h. unter Zustim- 
mung der Voll svertretung erlassen werde nl sollen, so class das Staats- 
oberhaupt, bezw. eine Behörde Reechtsvorschriften in der Form der 
Verordnung nur erlassen kann, wenn eine ausdrückliche Ermächti- 


une hiezu durch Gesetz gegeben ist. 


Da es sich hier um das dem Kaiser bezw. dem Reichskanzler 
durch das Sch6G6G., KGG. u. s. w. übertragene Verordnungsrecht 
handelt, so können hiebei nur die Rechtsverordnungen in Frage 
kommen, da die Befueniss Verwaltungsverordnungen zu erlassen dem 
Kaiser bezw. dem Reichskanzler an und für sich zustand, bezw. 


zusteht. 


Weil es sich um die Befueniss handelt, Rechtsverordn ıhn?en Zu 
erlassen, wäre es wünschenswerth, wenn eine Uebertragung des Ver- 
ordnungsrechts des Kaisers und des Reichskanzlers auf die Beamten 
der Schutzgebiete nur ganz ausnahmsweise eintreten würde und 


ausserdem voreeschrieben wäre, dass die Beamten der Schutzee- 


biete vor Erlass von Rechtsverordnungen das Gutachten eines Kol- 
lesiums zu hören haben!), da sonst die Gefahr besteht, dass über- 
eifrice Beamte von ihrem Verordnungsrechte einen zu ausgedehnten 
(sebrauch machen. 

IV. Was de Verkündigung und das Inkrafttreten 
der für die Schutzgebiete erlassenen Gesetze und Verordnungen 
anlangt, so schrieb S 47 KGG. vom 10/7 79 vor, dass neue Gesetze 
soweit reichssesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, m den 
Konsulargerichtsbezirken nach Ablauf von vier Monäten von dem 

| Tag ab verbindliche Kraft erlangen, an welchem das betreft. Stück 
des Reichsgesetzblatts oder der preussischen (sesetzessammlung in 
Berlin ausgegeben worden ist. 

Nach S 30 KGG. vom 7/4 00, der auch in den Schutzgebieten 


Anwendung findet, erlangen neue Gesetze in den Konsulargerichts- 


holländischen Kolonien 


!) Wie dies in den englischen, französischen 


jreeschrieben ist (vel. Annalen 1889 S. 358 tt. 382, 392). 


srecht, 


ıos- und Verordnung 


>) 
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bezirken, die in Europa, in Aegypten oder an der asiatischen Küste 


des Schwarzen oder des Mittelländ. Meeres liegen, mit dem Ablaufe 


von zwei Monaten, in den übrigen Konsulargerichtsbezirken mit 


dem 


Ahlaufe von vier Monaten nach dem Tage, an welchem das betreffende 


Stück des Reichsgesetzblatts oder der preuss. Gesetzes-Sammlung 


in Berlin ausgegeben worden ist, verbindliche Kraft. soweit 


nicht 


für das Inkrafttreten ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist oder für 


die Konsulargerichtsbezirke reichsgesetzlich ein anderes 
schrieben ist. 
1 


vorge- 


Selbstverständlich bezieht sich diese Bestimmung lediglich auf 


diejenigen preussischen Gesetze und Reichsgesetze, welche in den 


Schutzgebieten deshalb zur Anwendung zu kommen haben, weil da- 


selbst das KGG. eingeführt ist, dagegen nicht auf die Kaiserl. 


Verordnungen, welche in Ausübung der Schutzgewalt erlassen wur- 


= 


den, bezw. werden. 


Im a. Sch@G. selbst fand sich. eine auf die Verkündigung 
nag 


der vom Kaiser bezw. dem Reichskanzler für die Schutzee )lete zu 


erlassenden Verordnungen bezügliche Vorschrift nicht. Ebensowenie 


enthält das neue Sch@G. eine derartige Bestimmung. Es wird daher 


anzunehmen sein, dass in dieser Beziehung dem Kaiser völl 


18 


freie 


Hand gelassen werden sollte. Nicht anwendbar ist namentlich 


Art. 2 RV., wonach die Reichsgesetze im Reichsgesetzblatte 


kündigt werden sollen. Denn ganz abgesehen davon, dass 


ver- 
die 


Reichsverfassung in den Schutzgebieten nicht in Geltuns steht, be- 


zieht sich diese Vorschrift nur auf die vom Bundesrath und Reiehs- 


tag beschlossenen Gesetze, Ebensowenie trifit S 1 der V. v. 


67 zu, nach welchem die Anordnungen und Verfüeunecen des 


4 


despräsidiums“ im Reichsgesetzblatte zu verkündigen sind, 


96/7 


„Bun- 


da es 


sich hier um vom Kaiser in Ausübung der Schutzgewalt erlassene 


Verordnungen handelt. Uebrisens könnte der Kaiser diese 


schrift jederzeit selbst wieder abändern. 


Vor- 


Bisher ist eine einheitliche Regelung der Art der Verkündisunge 


der für die Schutzgebiete zu erlassenden Verordnungen nicht er- 


folet. ‚Jedoch sind einzelne hieher sehöriee Vorschriften erlassen 


ie) 


worden: In $ 2 V.v. 19/7 86 betr, den Erlass von Verordnungen 


auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung, des Zoll- und Steuer- 


wesens für die westafrikanischen Schutzeebiete ist bestimmt, 


da Is 


die Verkündisung der vom Gouverneur für das Kamerungebiet, 


und von den Kommissaren für das Togogebiet und das südwest- 


afrikanische Schutzgebiet 


zu erlassenden Verordnungen in ortsüb- 
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licher Weise, jedenfalls durch Anheftung an die Gerichtstafel zu 
erfolgen hat!). Ebenso ist in $ 2 der Kaiserl. Verordnung vom 
15. Oktober 1886, betr, den Erlass von Verordnungen auf dem 
Gebiete der alleemeinen Verwaltung, des Zoll- und Steuerwesens 
für das Schutzeebiet der Marschall-, Brown- und Providence-Inseln 
bestimmt. dass die vom Kommissar zu erlassenden Verordnungen 
in ortsüblicher Weise jedenfalls durch Anheftung an die Tafel des 
Resierungsgebäudes verkündigt werden müssen. Für das Schutz- 
gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie ist ferner durch Verordnung der 
Direktion vom 26. Juni 1886 (RıEBow I 8. 437) mit Genehmigung 
des Reichskanzlers vorgeschrieben worden ($ 1), dass Verordnungen, 
welche von der Direktion der Neu-Guinea-Kompagnie kraft der 
ihr verliehenen Landeshoheit erlassen werden, in dem in Berlin 
herausgegebenen amtlichen Blatte „Verordnungsblatt für das Schutz- 
gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie“ abgedruckt werden und sofern 


ein anderer Termin darin nicht bestimmt ist, drei Wochen nach 


dem Tase in Kraft treten, an welchem das amtliche Blatt an der 


dazu bestimmten Tafel mn dem Geschäftshause der Centralstation 


4 


Finschhafen in Kaiser Wilhelmsland anzeheftet worden ist. Ausser- 


dem hat $ 2 dem Landeshauptmann das Recht beigelegt, in dring- 


Pe 


liehen Fällen Verordnungen, welche nicht unter die dem Reiche 


durch das SchG@. vorbehaltene Gesetzgebung fallen, zu erlassen 


und zur Ausführung zu bringen; solche Verordnungen, sowie Pol- 
zeivorschriften, welche der Landeshauptmann auf Grund des S 3 
N.2 a. SchGG. und der ihm ertheilten Ermächtigung zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit erlässt, treten in Kraft, sofern nicht darin ein 
anderer Termin bestimmt ist, drei Wochen nach dem Tage, an 
welchem sie an der dafür bestimmten Tafel in dem Geschäftshause 
der: Oentralstation in Finschhafen angeheftet worden sind. 

Für Samoa hat die Gouv.V. vom 1/3 00 bestimmt, dass 
alle Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Bekanntmachungen durch 
Veröfttentlichunge in der unter dem Titel „Samoanisches Gouyerne- 
mentsblatt* fortzeführten „Samoa Gouvernement Gazette, zur öftent- 
lichen Kenntniss gebracht werden, und dass Gouvernements-Verord- 
nungen, wenn nichts anderes in ihnen bestimmt ist, mit dem Tlage 


der Veröffentlichung im Gouvernementsblatt in Kraft treten. (Kol.- 


in dieser Beziehung. die Verordnung des Kaiserl, Kommissars für 


das ebiet betr, die Veröffentlichung von Gesetzen und Verordnungen 


vom 6. September 1886 (KIErROwW I S. 254). 


$ 9. Gesetzgebungs- und Verordnungsrecht. 55 

Andere Bestimmungen sind in dieser Beziehung nicht erlassen 
worden, namentlich ist nicht ausdrücklich vorgeschrieben, dass die 
Verordnungen des Kaisers, des Reichskanzlers und der Beamten 
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der Schutzgebiete im amtlichen Kolonialblatt, das seit dem 1. April 


1 
I 
l 


1890 von der Kolonialabtheilung des Auswärtigen Amtes heraus- 
seeeben wird, verkündigt werden müssen. Jedoch muss die Pubh- 
kation in diesem Amtsblatte für genügend erachtet werden, da die 
Kaiserl. Regierung in der Wahl der Publikationsform frei ist. 
Selbstverständlicher Weise können die Kaiser]. Verordnungen auch 
im Reichsgesetzhblatte veröffentlicht werden, indem mangels einer 
anderweitigen Vorschrift die Verordnung vom 26. Juli 1867 für 
anwendbar betrachtet werden kann. Die Verordnungen des Reichs- 
kanzlers und der Beamten der Schutzgebiete werden im Kolonial- 
blatte verkündiet; ausserdem aber auch noch besonders in den be- 
tr tienden Schutzezebieten in der daselbst vorgeschriebenen odı r üb- 
lichen Form. 

Zweckmässig wäre es aber freilich, wenn ausdrücklich bestimmt 
wäre, m welcher Weise die Verordnungen des Kaisers und des 
Reichskanzlers verkündigt werden müssen, um rechtseültie zu sein. 
Es wäre dies um so wünschenswerther als es sich, wie oben darge- 
lest, hier um den Erlass, bezw. die Verkündigung von Recehts- 
verordnungen handelt. 

V. Was endlich die Frage des geographischen Gel- 
tungsbereichs der für die Schutzgebiete erlassenen Gesetze 
und Verordnungen anlangt, so ist in dieser Beziehung zunächst zu 
bemerken, dass in der ordnungsmässigen Verkündigung eines Ge- 
setzes oder einer Verordnung der Befehl an die der Staatseewalt 
unterworfenen Personen liest, die obriskeitliche Anordnung zu 
befolgen. Nach dem sog. Territorialitätsprinzip ist nun jede im 
(sebiete eines Staates befindliche Person den Gesetzen dieses Staates 
unterworfen; der Geltungsbereich eines Gesetzes erstreckt sich aber 
räumlich soweit, als der durch die Grenzen bezeichnete Machtbe- 
reich des Staates geht, soferne natürlich nicht im Gesetze selbst 
der Geltungsbereich enger gesteckt ist. In gewöhnlichen Verhält- 
nissen bietet nun die Bestimmung des geographischen Geltungs- 
bereichs eines Gesetzes keine weitere Schwieriekeit, da die Staats- 
erenzen genau bestimmt und damit auch die Grenzen der Wirk- 
samkeit der (zesetze festeestellt sind. Anders liegen aber die Ver- 
hältnisse in den Kolonien, wo die Grenzen oft unbestimmt und schwan- 


kend sind und sieh namentlich auch der Gerensatz von Schutzgebiet 


56 II. Kap. Die öffentlich-rechtl. Stellung 


und Interessensphäre eeltend macht. Da über die Interessensphäre 
der betreffende >Mtaat noch keine koloniale Herrschaft besitzt, 
so kann derselbe auch für eine Interessensphäre keine Gesetze mit 
unmittelbarer Geltune und Wirksamkeit erlassen; erst wenn die 


Interessensphäre durch Begründune kolonialer Herrschaft zum 


Schutzgebiete geworden ist, ist dies möglich. So lange also unsere 


sog, Schutzgebiete theilweise noch Interessensphären sind, geht der 


(zeltunesbereich der für dieselben erlassenen Gesetze und Verord- 


nungen jeweils nur soweit, als thatsächlich die deutsche Herrschaft 


beeründet ıst. Erweitert sich aber in der angegebenen Weise das 


Schutzgebiet gegenüber der Interessensphäre, so dehnt sich auch 
gleichzeitig der Geltunesbereich der für das Schutzgebiet erlassenen 
Vorschriften im gleichen Umfange aus, ohne dass es einer wiederholten 
Verkündigung für das neuerlich der deutschen Herrschaft unter- 
worfene: (Gebiet bedürfte. Vernünftigerweise kann nämlich der 
Gesetzgeber bei Erlass seiner Vorschriften gar keine andere Ab- 
sicht gehabt haben, als dass sıe jeweils soweit in Wirksamkeit treten, 
als das seiner Herrschaft unterworfene Gebiet reicht, da sonst bei 
jeder allmählich und fast unmerklich sich vollziehenden Ausdehnung 
der Herrschaft das Gesetz oder die Verordnung neu verkündigt 
werden müsste, was praktisch gar nicht durchführbar wäre In 
dieser Weise ist auch bei dem Erlasse der Gesetze und Verord- 
nungen für die deutschen Schutzgebiete verfahren worden. Als das 
die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete regelnde Gesetz vom 17T. 
April 1886 erging, wurde es selbstverständlich nicht blos für die 
verhältnissmässig geringfügigen Landstrecken erlassen, welche damals 
bereits thatsächlich der deutschen Herrschaft unterworfen waren, 
sqndern für alle Gebiete, auf die sich im Anschluss daran die 
deutsche Herrschaft in Zukunft erstrecken würde. Es verstand 
sieh aber von selbst, dass mit der thatsächlichen Ausdehnung der 
deutschen Herrschaft auch die bereits verkündigten szesetzlichen 
Vorschriften, ohne dass eine wiederholte Verkündigung nothwendie 
war, in den neuerdings der Herrschaft des Reiches unterstellten 
(ebieten in Kraft treten. Dabei war und ist es gar nicht not- 
wendig, dass in dem betreffenden Gesetz oder in der betreffenden 
Verordnung ausdrücklich bestimmt ist, dass die darin enthaltenen 
Vorschriften auch für die Interessenspbäre gelten sollen, wie dies 
2. B. in der Verordnung des Kaiserl. Kommissars für das südwest- 
afrıkanische Schutzgebiet vom 4. Januar 1892 betr, die Ausübune 


der Jaed geschehen ist, da diese Bestimmung, wie hervorgehoben, 
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sich von selbst versteht. 
VI. In Bezug auf dass Kiautschoueebiet hat die V. des 
Reichskanzlers vom 27/4 98 (MVBl. S. 151 fi.) welche zur Aus- 


ey 


führung der Kaiserl. V. v. gleichen Tage betr, die Rechtsverhält- 
nisse in Kıiautschou ergangen ist (RGBI. S. 173 £.) dem Gouver- 
neur ein weitgehendes Verordnungsrecht eingeräumt. In $ 1a.a. ©. 
ist nämlich der Gouverneur ermächtist worden, Anordnuneen zu 
erlassen über: 1. Die Rechtsverhältnisse der Chinesen und der 
Angehörigen farbiger Volksstämme, soweit dieselben nicht der Ge- 
richtsbarkeit des $ 1 der Kaiserl. V. v. 27/4 98 unterstellt sind; 
2. die Regelung der Rechtsverhältnisse an unbeweslichen Sachen ein- 


1.7: 1: ) . F r v 
schliesslich des Bergwerkseigenthums ; 3. das Zustellungswesen ; 4. die 


Zwangsvollstreekung; 5. das gerichtliche Kostenwesen, zu 3 bis 5, 
insoweit es sich um die Anwendung einfacherer Bestimmungen als 
derjenigen der deutschen Gesetze handelt. 

Ferner wurde der Gouverneur ermächtigt, für das Gebiet von 
Kiautschou oder für einzelne Theile desselben pohzeiliche und sonstige 
die Verwaltung betreffende Vorschriften zu erlassen und gegen die 
Nichtbefolgung derselben Gefängniss bis zu drei Monaten, Haft, 
(seldstrafe und Einziehung einzelner Gegenstände anzudrohen. 

Der (souyerneur hat die von ihm erlassenen Verordnungen 
ohne Verzug dem Reichskanzler (Reiehsmarineamt) zur Genehmi- 
gung vorzulegen. Die Gültiekeit seiner Anordnungen erleidet hie- 


durch keinen Aufschub®). 


s 10. Die Angehörigen der Schutzgebiete ?). 


[. Da die Schutzgebiete eigentliche Kolonien, d. h. der Souve- 
ränität des Reichs unterworfene Gebiete sind, so unterstehen nach 
dem im modernen Staats- und Völkerrechte geltenden Territoriali- 
tätsprincip alle in den Schutzgebieten wohnenden oder sich daselbst 


aufhaltenden Personen, der Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
!) Dürch V. des Gouverneurs vom 12/3 99 (Mar.V.Bl. Anhane V S. XXIH) 


wurde die Aufstellung von drei Vertretern der Gemeinde Tsingtau angeordnet 


(einer ernannt von Gouverneur nach Anhörung des Gouvernementsraths. einer 


ılt von den im Handelsregister eingetragenen nieht chinesischen Firmen, 
einer gewählt von den im Grundbuche eingetragenen zu mindestens #£ 50 
grundsteuerpflichtigen Grundbesitzern aus ihrer Mitte). Vor Erlass einer Ver- 


ordnung oder Einführung einer Massregel, durch die wirthschaftliche Interessen 
von allgemeiner Bedeutunz berührt werden, sind diese Vertreter zu hören, 


‚Schutzeebiete S. 134 fi. 
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vollziehenden Gewalt des Reichs. Diese Personen zerfallen abeı 
in vier Klassen: 1. Reiehsangehörige, welche auf Grund 
ihrer Staatsangehöriekeit in irgend einem deutschen Einzelstaate, 
bezw. in Elsass-Lothringen die Reichsangehörigkeit besitzen und 


in 


denen daher die aus der Reichsangehörigkeit und ihrer Staatsan- 


eehöriekeit sich ergebenden Rechte und Pflichten zustehen, bezw. 
obliesen. 2. Auf Grund des $ 9 Sch6G. naturalisirte 
Ausländer und Eingeborene. 3. Nicht naturalı- 
sirte Ausländer, d. h. Angehörige anderer zur völkerrecht- 
lichen Gemeinschaft sehörigen Staaten. 4 Nicht naturali- 
sirte Eingeborene 

Die nicht naturalisirten Ausländer sind nur sog. de facto Unter- 
thanen, d.h. sie sind der deutschen Staatseewalt nur so lange unter- 
worfen, als sie sich in einem deutschen Schutzgebiete aufhalten. 

Was sodann die naturalisirten Ausländer und Eingeborenen 
anlangt, so kann nach $ 9 Sch.GG. durch den Reichskanzler, bezw. 
die von ihm hiezu ermächtieten Beamten Ausländern, die sich ın 
den Schutzgebieten niederlassen, sowie Eingeborenen durch Natu- 
ralisation die Reichsanzehöriekeit verliehen werden. Auf die Na- 


turalisation finden die Bestimmunsen des Gesetzes über die Er- 


werbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
v. 1/6 70, sowie Art. 3 RV. und S 4 des Wahlgesetzes für den 
Reichstae vom 31/5 69 Anwendung. 


Diese Naturalisirten sind den Reichsangehörigen namentlich 


in Bezug auf die (serichtsbarkeit und den Personenstand, wie auch 
in Bezug auf die Wehrpflicht gleich gestellt. Ferner geniessen sie 
nach ausdrücklicher Vorschrift des Gesetzes die Rechte, welche 
Art. 3 RV. allen Reichsangehörigen einräumt. Nach Art. 3 RV. 
besteht nämlich für sanz Deutschland ein gememsames Indigenat 
mit der Wirkung, dass der Angehörige eines jeden Bundesstaats 
in jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln und dem- 
semäss zum festen Wohnsitze, zum Gewerbebetriebe, zu öftentlichen 
Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung des 
Staatsbürgerrechts und zum Genusse aller sonstigen bürgerlichen 
Rechte unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische zu- 
zulassen und auch in Betreff der Rechtsverfolgung und des Rechts- 
schutzes demselben gleich zu behandeln ist. Ebenso findet S 4 des 
Wahlsesetzes v. 31/5 69 auf die naturalisirten Ausländer und Ein- 
geborenen Anwendung, d.h. sie sind nach Ablauf eines Jahres nach 


der Naturalisation zum Reichstag wählbar, dagegen steht ihnen das 


S 10. Die 


Angel 


active Wahlrecht zum Reichstae nicht zu, da dasselbe nach Sı 
des (sesetzes vom 31/5 69 nur in demjenigen Bundesstaaate aus- 
geübt werden kann, in dem der Reichsangehöriee seinen Wohn- 
sitz hat. 

Il. Die nieht naturalisirtenEingeborenen sind 
Unterthanen des Reichs, und zwar nicht blos thatsächliche Unter- 
thanen, wie die nicht naturalisivten Ausländer, sondern sie stehen 
im rechtlichen Unterthanenverbande zum Reiche und haben daher 
auch ausserhalb des betrefl. Schutzgebiets Anspruch auf den Schutz 
des Reichs, wie sie andererseits denjenigen Pflichten unterliegen, 
die ihnen die deutsche Staatssewalt auferlest, soweit sie nieht auf 
(rund der. bereits erwähnten, mit einzelnen Häuptlingen abge- 
schlossenen Verträgen in manchen Beziehungen der deutschen Staats- 
gewalt entzogen sind!?!), 

Reichsangehörige sind dagegen die Eingeborenen nicht, sie sind 
es solange nicht, als sie nicht in der angegebenen Weise die Reichs- 
angehörigkeit erworben haben. Nach S 10 Sch6GG. können jedoch 
auch die nicht naturalisirten Eingeborenen der Schutzsebiete in 


Beziehung auf das Recht zur Führung der Reichsflagse nach Mass- 


J 


eabe des RG. v. 22/6 99 betr, das Flaggenrecht der Kauffahrtei- 
schiffe den Reichsaneehörigen sleichsestellt werden. ‚Jedoch hat 
die Führung der Reichstlagge in Folse Verleihung dieses Reehts 
nicht die Wirkung, dass das betreffende Fahrzeug als deutsches 
Seefahrzeug ım Sinne des $ 1 Abs. 1 und & 3 Abs. 1 des See- 
unfallversicherungseesetzes eilt. 


Bezüglich dieser Bestimmung ist m der Begründung des Ent- 


wuris bemerkt, dass in einzelnen Schutzgebieten von Eineeborenen 
mit eigenen Fahrzeugen Seeschifffahrt zu Handelszwecken getrieben 
werde und es sich als wiünschenswerth EeTWIESEeN habe, diesen Schiffen 


!, Da säimmtliehe in den Schutz: wohnende Eineeborene als 


Unterthanen des Reiches zu betrachten sind, wird man sasen können, 
} 


auch diejenigen Eingeborenen, über welche sich ihre Häuptlinge Hoheitsrechte 


vorbehalten haben, Anspruch auf den Schutz des Reiches machen können. Des- 
halb heisst es auch in Art, 3 des Auslieferungsvertrages mit dem Kongostaate 
vom 25. Mai 1891, dass die Einzeborenen der Schutzgebiete nicht ausgeliefert 


werden. Ganz abresehen davon, dass das Deutsche Reich die völkerrechtlich:« 


Pflicht der Verhinderung des Sklavenhandels in seinen Kolonien hat, werden sich 


ferner die Einzeborenen seren wi 


iche Bedrückung Seitens ihrer Häuptlinge 


an das Reich wenden können, so dass die Häuptlinge die ihnen vorbehaltenen 
Hoh 


der Reichsregierung ausüben können, 


itsrechte nur unter der, wenn auch nicht näher bestimmten Oberaufsicht 


En nen nt, 
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Befugniss zur Führung einer Flagge zu verleihen, welche 

da. die Bigenthümer der Schiffe unter der Schutzgewalt des Reiches 
stehen nicht wohl eine andere als die Reichstlagge sein könne. 
Nach dem Reichsgesetz vom 25. Oktober 1867 an dessen Stelle jetzt 
das RG. v. 26/6 99 getreten ist, stehe jedoch das Recht zur Füh- 
rung der Reichstlagge nur Personen zu, welche die Reichsangehörig- 


len Fällen, 


keit besitzen und da es nicht angängig sein werde, in al 
in welchen die Flaggenführung durch Eingeborene in Frage kommt, 
denselben die Befueniss hiezu auf dem in S Y vorgesehenen Weve 
durch Verleihung der Reichsangehöriekeit zu verschaffen, so er- 
scheine eime besondere Vorschrift angezeigt, welche auch ohne Er- 
füllung der letzteren Voraussetzung die Gewährung der bezeichneten 
Befugniss ermögliche. Die Kaiserl. Verordnung werde aber nicht 
notwendig eine unmittelbare Verleihung des fraglichen Rechts an 
bestimmte Personen enthalten müssen, dieselbe werde sich vielmehr 
darauf beschränken können, die allgemeinen Voraussetzungen für 
eine Gleichstellung der Eingeborenen mit den Reichsangehörisen 
hinsichtlich des Rechts zur Führung der Reichstlagege zu bestimmen 
und die Verleihung im einzelnen Falle der Verwaltunesbehörde zu 
überlassen. Hinsichtlich des Umfangs dieser Gleichstellung ist so- 
dann m Abs. 2 des S 10 die bereits erwähnte Beschränkung beigefügt. 

Nach S 1 Abs. 1 Nr. 1 des erwähnten Reichseesetzes vom 30/6 99 
müssen nämlich alle Personen, welche auf deutschen Seefahr- 
zeugen als Schiffer, soferne sie Lohn oder Gehalt beziehen, Per- 
sonen der Schifismannschaft, Maschinisten, Aufwärter oder in an- 
derer Eigenschaft zur Schiffsbesatzune gehören (Seeleute), sesen 
die Folgen der bei dem Betriebe sich ereienenden Unfälle nach 
Massgabe des Gesetzes versichert werden. Gemäss 3 Abs. 1 ıbid. 
gilt aber als ein deutsches Seefahrzeug im Sinne des Gesetzes jedes 
ausschliesslich oder vorzugsweise zur Seefahrt benutzte Fahrzeus, 
welches unter deutscher Flagge fährt. 

Da es nicht thunlich war, auch die Besatzung der "hier in 
Frage stehenden unter deutscher Flagge fahrenden Schiffe der Ein- 
seborenen dem Versicherungszwane nach Masseabe des Reichs- 
sesetzes vom 30/6 99 zu unterwerfen, musste die Anwendbarkeit 
dieses Gesetzes auf diese Personen ausdrücklich ausgeschlossen 
werden?). 

!) Dagegen wird, wie @. MEYFR, Die staatsrechtliche Stellune der deut- 
schen Schutzgebiete, S. 110 hervorhebt, die Seemannsordnunze vom 27. De- 


‚ember 1872 auf die betreff, Schiffe Anwendung zu finden haben, da sich die- 
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Auf Grund des $7 a. Sch@G. ($ 10 n. Sch@@.) bezw. des 

S 28 RG. v. 26/6 99 betr. das Flaegenrecht der Kauffahrteischiff: 
(Kol.Bl. 8. 465; Rıesow IV S. 71) erging sodann die Kaiser]. V. 
v. 25/7 91 (REBOowW I S. 431) nach welcher Eingeborenen des 
deutschostafrikanischen Schutzeebiets nach Massgabe 
der vom Reichskanzler zu erlassenden näheren Bestimmungen das 
Recht zur Führung der Reichstlagge ertheilt werden kann. In Ge- 
mässheit dieser Allerh. V. sowie in Ausführune der Art. XXX # 
der Brüsseler General-Akte v. 2/7 90 wurden vom Gouverneur von 
Ostafrika folgende Verordnungen erlassen: 1) vom 1/3 93 betr. die 
Führung der Reichsflagge durch einheimische Schiffe sowie die Aus- 
\, 2) die 

Ergänz.V. v. 20/6 93 (Kol.Bl. S. 395 und 444: Rıksow II S$. 35) 
v. 11/4 95 (RIEBOW II 8.154) und v. 3/898 (Rıesow III S. 118). 


Ebenso erging die Kaiserl. V. v. 19/9 93 (Kol.Bl. 8. 443: Rır- 


tertigung von Musterrollen (Kol.Bl. S. 215: RıEBow ITS. 6 


BOW II S. 38), nach welcher Eingeborenen der Marschall-Inseln 
durch den dortigen Kommissar nach Massgabe der vom Reichs- 
kanzler zu erlassenden näheren Bestimmungen das Recht der Füh- 
rung der Reichsflagge ertheilt werden kann. Es geschah dies durch 
V. des Landeshauptmanns v. L/3 95 (Kol.Bl. 1896 8. 36: RıEBow I] 
S. 145). (Vel. auch Verbot des Landeshauptmanns v. 7/3 94 betr. 


die Führung der sog. Marschallllagse (RıeBow II S. 80.) 


$ 11. Die rechtliche Stellung der Eingeborenen der 
Schutzgebiete, 


I. Wie in $ 10 dargelegt wurde, sind die Eingeborenen der 
Schutzgebiete, wenn sie nicht naturalisiert sind, zwar nicht Reiehs- 
angehörige, wohl aber Unterthanen des Reichs. Zu berücksichtigen 
ist jedoch dabei, dass durch die mit den Häuptlingen einzelner der 
eingeborenen Stämme abgeschlossenen Verträge diese Stämme bis 
zu einem gewissen Grade der deutschen Staatszewalt entzogen 
sind, oder wenigstens namentlich auf dem Gebiete der Gerichtsbar- 
keit eine weitgehende Autonomie besitzen!). Im Uebrigen sind die 


Eingeborenen der Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung 


selbe nach $ 1 auf älle Schitfe erstreckt, welche das Recht besitzen, die Reichs- 
‘ce zu führen. 
') Vgl. das Nähere über diese Verträge, welehe namentlich mit Häupt- 


lingen in Südwestafrika zeschlossen worden sind in den „Schutzzebieten* 


u 


« 


Di 
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des deutschen Reichs ebenso unterworfen, wie die übrigen Ange- 
hörisen der Schutzgebiete, 

Es lest im der Natur der Sache, dass das Reich, auch imso- 
ferne es durch Verträge nicht beschränkt ist, die Eingeborenen 
nicht sofort dem deutschen Rechte unterwarf, sondern ihre Ver- 
hältnisse besonders regelte, deshalb bezog sich auch die Bestimmung 
des SchGG., durch welche das KGG. v. 10/7 79 mit seinen Neben- 
gesetzen für anwendbar erklärt wurde, nıcht auf die Eingebo- 
venen. Der Kaiser wurde nur durch $3 Z. 1a. SchG@. ermächtigt, 
auch die Einreborenen dem deutschen Rechte und der deutschen 
(Gerichtsbarkeit zu unterstellen. Der Kaiser hatte daher völlig freie 
Hand, wie er die Rechtsverhältnisse der nicht naturalisirten Ein- 
seborenen regeln wollte. Ebenso steht es nach S 4 n. Sch@G. in 
seinem Ermessen, ob und inwieweit er die Eingeborenen den deut- 
schen Gesetzen und der deutschen Gerichtsbarkeit unterwerfen will. 
Andererseits kommt in Betracht, dass das Reich theils auf Grund 
völkerrechtlicher Abmachungen, theils aus Gründen der Humanität, 
sowie im Interesse der wirthschaftlichen Entwickelung der Schutz- 
gehiete veranlasst war und ist, Vorschriften zu erlassen, um die Ein- 
sehorenen sowohl gegen Bedrückung und Ausbeutung zu schützen 
wie dieselben auch zur Arbeit zu erziehen. 

Von hier einschlagenden völkerrechtlichen Abmachungen ist 
vor Allem zu erwähnen die Brüsseler Generalakte v. 1/7 90%), 
welche in Art. V des ersten Kapitels die Verpflichtung der Ver- 
tragsmächte enthält, die Bestrafung des Sklavenhandels enthaltende 
gesetzliche Vorschriften zu erlassen. Dieser Verpflichtung ist das 
deutsche Reich durch Erlass des G. v. 28/7 95 (Kol.Bl. 8. 399; 
RıeBow II S. 167) betr. die Bestrafung des Sklavenraubs und 


Sklavenhandels nachgekommen ?). 


rl. auch das in Art. 6 der Kongoakte enthaltene Verspreeben für die 


haltung der eingeborenen Bevölkerune und die Verbesserung ihrer sittlichen 
- “4 \ : 
und materiellen Lebenslage zu sorgen. 


*, Nachdem die Ratifikation der Generalakte seitens der Sienaturmächte 
t ist, ist die Akte im Reichseesetzbhlatt 1892 8. 605 ft. veröffentlicht wor- 


den, (Vgl. auch KolBl. 1891 8.215 fi.) Zur: Ausführung der Art. L—LIX 


(Untersuchu 


ngs- und Spruchverfahren bei der Sistirung von Schiffen) erging 
auf Grund des Schutzgebietsgesetzes am 17. Februar 1893 eine Kaiserl. Ver- 


ordnung, welche für das Verfahr: n veren ein unter deutscher Flagge fahren- 


des Schiff, welches gemäss Art. LIX der Generalakte vom Befehlshaber eines 


fremden Kreuzers angehalten und in einen Hafen des Schutzgebiets zeführt 
gen traf, (RGBl. S. 13 Kol.Bl. 8. 136.) Vel. auch 


worden ist, Bestimmı 


li 
acte vom 2/7 90 (RGB 


$ 11. Die rechtliche Stellung der Eingeborenen der Sel 

Ferner ist in Art. VI vorgeschrieben, dass die ın Folge des 
Anhaltens oder der Auflösung eines Sklaventransports im Innern 
des Kontinents von Afrika freigewordenen Sklaven, sofern die Um- 
stände es gestatten, in ihr Heimatland zurückgesendet werden sollen, 
andernfalls aber die Ortsbehörde ihnen nach Möslichkeit die Be- 
schaffung von Liebensmitteln und, wenn sie es wünschen, die Nieder- 
lassung im Lande erleichtern soll. In Art. VII ist weiter bestimmt, 
dass jeder flüchtige Sklave, welcher auf dem Kontinent den Schutz 
der Vertragsmächte anruft, denselben erhalten und in deren von 
Amtswegen errichteten Lagern und Stationen oder an Bord der die 
Seen und Flüsse befahrenden staatlichen Schiffe Aufnahme finden soll. 

Weitere hieher gehörige Bestimmungen enthalten die Art. VII 
bis XIV der Akte, welehe sich auf die Einfuhr von Feuerwaffen 
und. besonders von gezogenen und vervollkommneten Gewehren, 
sowie von Schiesspulver, Kugeln und Patronen beziehen, Diese 
Einfuhr soll, abgesehen von eewissen Ausnahmen in dem zwischen 
dem 20° nördl. Breite und dem 22° südl. Breite gelegenen und 
westlich vom: Atlantischen Ocean, östlich vom Indischen Ocean be- 
srenzten Gebieten und deren Dependenzen einschliesslich der längs 
dem Meeresufer bis auf 100 Seemeilen von der Küste entfernt ge- 
lexenen Inseln verboten sein. 

Endlich sind noch hervorzuheben die Vorschriften des Kap. VI 
(Art. XÜ bis XCV), welche eine Beschränkung des Handels mit 
Spirituosen bezweeken: und welche sich auf dieselbe Zone beziehen, 
wie das Verbot der Einfuhr von Feuerwaffen u, s: w. Namentlich 
soll die Einfuhr von Spirituosen in denjenigen Theilen dieser Zone, 
in welchen erweislich, sei es aus religiösen oder anderen Gründen 
keine Spirituosen konsumirt werden, oder deren Genuss sich nicht 
eingebürgert hat, deren Einfuhr verhindert werden und die Fabri- 
kation geistiger Getränke untersagt sein. Im Uebrigen sollen Spiri- 
tuosen mit einem Einfuhrzoll, bezw, einer Steuer von einer gewissen 
Höhe belest werden. 

Die auf Grund dieser internationalen Abmachunsen, wie auch 
abgesehen davon auf die Eingeborenen bezüelichen, insbesondere 
' 


hunderlass des Kaiserl. Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika, betr. die jährliche 


Berichterstattung in Sklavenangelerenheiten, vom 3/12 98 (RıErow IV 8.4 


nd Runderlass dess. Beamten v. 19/8 96 (Kol.Bl. 605, Riesow II S. 267 betr. 
die bei der Bestrafune des Selavenhandels in Ostafrika zu befol 


loenden Grund- 
sätze, — Vel. auch di 


e Konvention vom 8/6 99 betr. die Revision der General 
hs: 


323. Kol.Bl, 1900 S. 739 f.). 


ie Öffentlich-rechtl. $ Schutze 
zu deren Schutze erlassenen Verordnungen werden geeigneten Orts 
angeführt werden. Hier ist jedoch noch die Frage zu beantworten, 
welche Personen als Eingeborene zu betrachten sind. 

II. Mit dem Ausdruck „Eingeborene* werden gemeiniglich 
nicht blos die Angehörigen der in einer K.olonie ansässigen farbigen 
Stämme, sondern auch die Angehörigen fremder Stämme bezeichnet, 


welche sich als Arbeiter oder um Handel und Gewerbe zu betreiben 


sich daselbst aufhalten. Der Beerifi „Eingeborene*“ hat daher auch 


nicht eigentlich einen positiven Inhalt, sondern es fallen unter den- 


selben alle Personen, welche nicht Weisse, bezw. Angehörige euro- 


päisch-eivilisirter Staaten sind, oder mit solchen Personen gleich 
behandelt werden, wie dies in der Regel bei den naturalisirten 
oder zum Christenthum bekehrten Eingeborenen der Fall ist. 

Für die deutschen Schutzgebiete ist die Abgrenzung des zu 
den Eingeborenen zehörigen Kreises von Personen Kaiserl. Ver- 
ordnune überlassen. Der Kaiser hat seinerseits diese Feststellung 
in den in $ 27 zu erwähnenden Verordnungen dem Reichskanzler, 
bezw. den obersten Beamten der einzelnen Schutzgebiete übertragen. 

Nach dem Inhalte der einschlägizen Verordnungen eelten in 
den einzelnen Schutzgebieten sowohl die Angehörigen der daselbst 
heimischen, wie auch anderer farbiseer Stämme und im südwestafri- 
kanischen Schutzzebiete auch die Bastards als Eingeborene. 

Für Samoa ist in der Gouv.V. v. 13 00 (Kol.Bl. 8. 312) 
bestimmt, dass als Eingeborene im Sinne der Allerh. V. v. 17/2 00 
betr. die Ausübung konsularischer Befugnisse u. Ss. w. anzusehen 


sind: 1) die Samoaner, 2) die Angehörigen anderer farbiger Stämme, 
Diese Verordnungen haben zwar den Begriff der Eingeborenen 
nur für die durch das KGG. geregelte Rechtspflege und für die 


Anwendung des RG. vom 4. Mai 1870 festgestellt, es ist aber 


1 
+ 


wohl anzunehmen, dass diese Feststellung auch für die übrigen Ver- 
waltungszweige Bedeutung hat .bezw. erlangt. 

Diejenigen Eingeborenen, welche auf Grund des S 9 SchG@G. 
naturalisirt werden und dadurch die deutsche Reichsangehörig- 
keit erlangen, verändern selbstverständlich völlig ihre recht- 
liche Stellung. Sie treten grundsätzlich unter deutsches Recht und 
Gericht. Wenn sie daher einer Völkerschaft angehören, bezürlich 
deren sich die betreffenden Häuptlinge gewisse Hoheitsrechte, na- 
mentlich die Gerichtsbarkeit, vorbehalten haben, so hört die Unter- 


ordnung unter ihre Häuptlinge und deren Gerichtsbarkeit auf. Mit 


Rücksicht auf diese weitgehende Wirkung der Naturalisation der 
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Eingeborenen wird daher auch eine Naturalisation soleher Personen 
nur möglich sein, wenn dieselben eine Stufe höherer Kultur erreicht 
haben. In der Regel wird die Naturalisation wohl nur solchen 
Personen ertheilt werden, welche das Christenthum angenommen 
haben. In diesem Sinne haben sich auch die Regierungsvertreter 
in der Reichstagskommission geäussert. (Kommiss.-Ber. über die No- 
velle von 1888 8. 13.) 


III. Kap. Die Verwaltung der Schutzgebiete, 


$S 12. Die Regierung und die Verwaltungsorganisation ?). 


Il. Das SchGG. enthält weder in Bezug auf die Centralverwal- 
tung noch in Bezug auf die Behördenorganisation in den Schutz- 
gebieten abgesehen von der Organisation der Gerichtsbehörden 

besondere Vorschriften. Es ist vielmehr als selbstverständlich 
vorausgesetzt, dass an der Spitze der gesammten Kolonialverwaltung 

in unmittelbarer Unterordnung unter den Kaiser der Reichs- 
kanzler als verantwortlicher Kolonialmmister steht. Derselbe 

wird bei Besorgunz der kolonialen Angelesenheiten durch das 
Auswärtige Amt des Deutschen Reichs unterstützt, 

| in welchem seit dem 1. April 1890 unter dem Titel „Kolonialab- 
theilung“ eine vierte Abtheilung bestehend aus einem Direktor, vor- 
tragenden Räthen und Hilfsarbeitern geschaffen ist. Diese Abthei- 
lung ist, soweit es sich um die Beziehungen zu auswärtigen Mächten 
und die allgemeine Politik handelt, dem Staatssekretär des aus- 
wärtieen Amts unterstellt, in allen „eigentlichen Kolonialangelegen- 


heiten“ dagegen, insbesondere auch in allen organisatorischen Fragen 


\ fungirt die Kolonialabtheilung derart selbstständig unter Verant- 
wortlichkeit des Reichskanzlers, dass der Abtheilungsvorstand dem 
obersten Chef der Reichsverwaltunge unmittelbar Vortrag erstattet, 
und unter der Bezeichnung: „Auswärtiges Amt, Kolonialabtheilung“ 
die von der letzteren ausgehenden Schriftstücke selbst zeichnet. 

(Vel. die Bekanntm. v. 15/7 90 Kol.Bl. S. 119; Rıesow IS. 3.) 


!) Schutzgebiete S. 175 f. 


el, 


Rechtsverhältnisse, 


BE ni 
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Durch Allerh. V. vom 12/12 94 (Kol.Bl. S. 647) ist ferner be- 
stimmt worden, dass die gesammte Verwaltung der Schutzgebiete 
einschliesslich der Behörden und Beamten der Kolonialabtheilung 
unterstellt ist, welche die hierauf bezüglichen Angelegenheiten unter 
dieser Bezeichnung und unter der unmittelbaren Verantwortlichkeit 
des Reichskanzlers wahrzunehmen hat. Im Uebrigen sprach die 
Verordnung wiederholt aus, dass die Kolonialabtheilung dem Staats- 
sekretär des Auswärtigen Amts untersteht, soweit es sich um die 
Beziehungen zu auswärtigen Staaten und um die allgemeine Politik 
handelt!). 

Der Kolonialabtheilung des Auswärt. Amts ist in dem durch 
Allerh. Erlass v. 10/10 94 (RGBI. S. 179; Kol.Bl. S. 267 ; RıEBOw ] 
S.3) geschaffenen Kolonialrath ein sachverständiger Beirath bei- 
vergeben, dessen Zusammensetzung, Zuständigkeit u. s. w. durch 
Verfügung des Reichskanzlers vom 10/10 94 genauer geregelt ist. 
Nach dieser Verfügung werden die Mitglieder des Kolonialraths 
vom Reichskanzler ernannt. Die mit Kaiserl. Schutzbrief ausge- 
statteten oder in den Schutzgebieten durch die Anlage wirtschaft- 


licher Unternehmungen von bedeutendem Umfang in Thätigkeit be- 


findlichen Kolonialgesellschaften werden aufgefordertwerden, aus ihrer 


Mitte Mitelieder zum Kolonialrath in Vorschlag zu bringen. Im Uebri- 
gen erfolet die Berufung aus den Kreisen der Sachverständigen nach 
dem Ermessen des Reichskanzlers (S 1). Die Ernennung der Mit- 
glieder erfolet für je eine Sitzungsperiode des Kolonialraths mit 
dreijähriger Dauer (S 3 und Verfügung des Reichskanzlers vom 
14. April 1895: Kol.Bl. S. 221). Die Mitglieder des Kolonialraths 
versehen ihr Amt als Ehrenamt vorbehaltlich einer den auswärtieen 
Mitgliedern zu gewährenden Entschädigung (8 2). Mitglieder der 
Kolonialabtheilune, sowie Vertreter anderer Behörden können mit 
Genehmisung des Reichskanzlers den Sitzungen des Kolonialraths 
mit berathender Stimme beiwohnen ($S 5). Der Kolonialrath tritt 
auf Berufung des Reichskanzlers unter dem Vorsitze des Leiters 


der Kolonialabtheilung des auswärtigen Amtes oder des mit seiner 


!\ Vgl, Bek. (ohne Datum) (Kol.Bl. 1898 S. 689, RıepBow II S. 2 £.) betr. 
da- 


selbst ist ausgeführt, dass als Vertreter des Fiskus’ der einzelnen Schutzge- 


Zuständigkeit des Reichskanzlers in den Angelegenheiten der Schutzgebiete; 


’ 


biete nicht die Kolonialabtheilung, sondern der Reichskanzler zu betrachten 


sei und dass namentlich aus der Allerh. V. v. 12/12 94 keineswegs folge, dass 


Ilgemein als Vertreter des Reichskanzlers im 


der Direktor der Kolon,Abth. a 


1 
i 
Sinne des Stellvertretungsgesetzes v. 17/3 78 bestellt sei. 
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Stellvertretung beauftragten Beamten der Kolonialabtheilung zu- 
sammen. Er hat sein Gutachten über alle Angelegenheiten abzu- 
geben, welehe ihm von der Kolonialabtheilung überwiesen werden, 
und ist befugt, über selbständige Anträge seiner Mitglieder Beschluss 
zu fassen. Der Geschäftsgeang wird durch eine vom Reichskanzler 
senehmigte Geschäftsordnung geregelt. (Dieselbe ist bei RIEBOW ] 
S. 57 abgedruckt.) Der Kolonialrath wählt aus seiner Mitte einen 
ständigen Ausschuss von drei Personen, welche ausserhalb der 
Sitzungen der Hauptversammlung von der Kolonialabtheilung um 
sein Gutachten in einzelnen Fragen mündlich oder schriftlich be- 
fragt werden kann ($ 6). Nicht der Kolonialabtheilung des Aus- 


wärt. Amts ist unterstellt Kıautschou, vel. unten Nr. V. 


II. Die Verwaltungsorsaniısation der einzelnen 
Sehutzgebiete im SchGG. selbst zu regeln, war weder noth- 
wendig noch auch veranlasst. Es war dies nicht notwendig, weil 
dem Kaiser die Ausübung der gesammten Schutzgewalt übertragen 
ist, in der einen Bestandtheil derselben bildenden vollziehenden 
Gewalt aber die Befugniss liegt, die Verwaltungsorganisation der 
Schutzgebiete selbständig zu reseln. Die Aufnahme von auf diesen 
Gegenstand bezüglichen Bestimmungen in das Sch&@G. war auch 
in: keiner Weise veranlasst, weil es sich hier um erst allmählich 
zu schaffende und den praktischen Bedürfnissen anzupassende Eim- 
richtungen handelte und jede Beschränkung des kaiserlichen Ver- 
ordnunesreehts nur zu Unträglichkeiten hätte führen können. 

In Bezug auf die Behördenorganisation der Schutzgebiete ist 
der Kaiser jedoch dadurch beschränkt, dass er die durch das KGG. 
hezw. das SchGG festgestellte Gerichtsorganisation nicht verändern 
kann. Ausserdem liegt eine Beschränkung des Kaisers insoferne 
vor, als die Feststellung des Haushalts der einzelnen Schutzgebiete 
nach Masseabe des Reichsgesetzes vom 50. März 1892 durch Ge- 
setz erfolet und der Kaiser daher keine Behörden einrichten kann, 
für welche die finanziellen Mittel nicht durch das Etatsgesetz be- 
williet sind. Die ihm zustehende Organisationsgewalt kann natür- 
lich der Kaiser auch auf den Reichskanzler übertragen, wie dies 
bezüglich der „Interessensphären“ durch die Verordnung vom 2. Mai 
1894 geschehen ist. 

An der Spitze der einzelnen Schutzgebiete stehen Kaiser. 
Beamte mit dem Titel Gouverneur oder Landeshauptmann (vel. 
Allerh. Verf. v. 17/11 93: RıeBow Il S. 57; u. V. v. 18/4 98; 


as 


nl nn nie 
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Kol.Bl. S. 231; Rıerow II S. 29)'). Der Gouverneur von Kamerun 
ist gleichzeitig Oberkommissar für Togo und Generalkonsul für den 
(zolf von Guinea. Der Gouverneur für Togo, der dem Gouverneur 
von Kamerun untersteht und zugleich Konsul für die Goldküste 
ist, ressortirt auch als solcher vom Gouverneur in dessen Eigen- 
schaft als Generalkonsul für den Golf von Guinea. 

Den an der Spitze der einzelnen Schutzgebiete stehenden Gou- 
verneuren sind zur Unterstützung eine Anzahl von Beamten bei- 
gegeben, wie namentlich zur Besorgung der richterlichen Geschäfte, 
Kanzler oder Oberrichter, ferner Finanzbeamte, Zollbeamte, Post- 
beamte u. s. w., welche entweder an der Spitze besonderer, ' dem 
(zouverneur u. Ss. w. untergeordneter Behörden stehen, oder als 
dessen Hilfsbeamte ihn unmittelbar unterstützen. (Vel. z. B. den 
Runderlass des Kaiserl. Gouy. von Deutsch-Östafrika betr. die 
Behörden des Schutzgebiets v. 12/9 98; Rıesow III 8. 124 £.) 

Die dem Gouverneur beigegebenen Beamten bilden mit dem- 
selben kein Kollegium, sondern haben lediglich nach seinen Wei- 
sungen die Geschäfte zu erledigen, soweit sie nicht, wie dies bei 
den mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten zu- 
trifft, in der Erledigung ihrer Amtsgeschäfte unabhängig und selbst- 
ständige sind ?). 

Es liegt in der Natur der Sache, dass man zunächst die Ver- 
waltungsorganisation der einzelnen Schutzgebiete möglichst einfach 
zu gestalten bestrebt war, die an der Spitze der Verwaltung stehen- 
den Beamten thunlichst selbstständig machte und ihnen die weitest- 
sehenden Amtsbefugnisse einräumte. 

Es wird jedoch nothwendig sein, dem Gouverneur im Laufe der 
Zeit em Kollegium beizugeben, dessen Rath und Gutachten, unter 
Umständen auch Zustimmung der Gouverneur in gewissen Fällen 
einzuholen verpflichtet ist, eine Einrichtung, welche in den englischen, 
holländischen und französischen Kolonien besteht. 

Bemerkenswerth ist namentlich die Einrichtung der franzö- 
sıschen Kolonien°). In allen erösseren französischen Kolonien 
ist nämlich dem Gouverneur eine Art Staatsrath — conseil prive 


', Nach der Allerh. Ordre v. 18/4 93 haben die höchsten Beamten in Süd- 
westafrika und Togo an Stelle des Titels „Kaiserl. Landeshauptmann“ fortan 
den Titel „Kaiserl. Gouverneur“ zu führen, 

?) Ueber die Verwaltungsräthe, welche in der ersten Zeit in Ka- 
merun und Togo bestanden, vgl. Schutzgebiete S. 180. 


>) Annalen 1887 S. 383. 
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oder conseil d’administration — beigegeben, der unter dem Vorsitze 
des Gouverneurs aus den an der Spitze der verschiedenen Ver- 
waltungszweige stehenden höheren Beamten, darunter namentlich 
auch dem Leiter der Justiz, dann sonstigen höheren Beamten und 
Offizieren und von der Regierung ernannten Notabeln der Kolonien 
besteht. 

Diesen Staatsrath hat der Gouverneur in allen wichtigen Fällen 
mit seinem Gutachten zu hören, ferner fungirt derselbe als eine 
Art Rechnungshof und unter Zuziehung zweier richterlicher Be- 
amten als Verwaltungsgericht der Kolonie. 

Es wird kaum bezweifelt werden können, dass schon jetzt in 
den grösseren Schutzgebieten die Elemente vorhanden sind, um 
derartige Verwaltungsräthe zu bilden, deren Gutachten bei wichtigen 
Massregeln namentlich beim Erlass von Verordnungen der Gouver- 
neur zu erholen hätte und denen insbesondere auch die Entscheidung 
in gewissen Fragen übertragen werden könnte. 

Durch eine derartige Einrichtung würde die Stetiekeit und 
(sleichmässigkeit, in gewissem Sinne auch die Autorität der Ver- 
waltung nur gewinnen, ohne dass deshalb die Energie und Initiative 
des leitenden Beamten beeinträchtigt würde, der an einem solchen 
Kollegium nicht blos einen sachverständigen Beirath, sondern auch 
in mancher Beziehung einen Rückhalt hätte. 

Die grösseren Schutzgebiete sind jeweils in mehrere Verwaltungs- 
bezirke eingetheilt, an deren Spitze den Gouverneuren untergeordnete 
Beamte (Bezirksamtmänner, Stationsvorsteher u. s. w.) stehen. So 
theilte der Kommandanturbefehl v. 6/8 90 (Kol.Bl. S. 221) das 
ostafrıikanische Schutzgebiet in eine nördliche Provinz 
(bis zum Rufidji) und eine südliche Provinz (südlich des Rufidji) 
und zerleste die nördliche Provinz in sechs Stationsbezirke. In 
Abänderung dieser Eintheilung hat dann der Gouvernementsbefehl 
vom 9/4 91 (Kol.Bl. S. 334) die deutsch-ostafrikanische Küste ın 
fünf Bezirke zerlegt: Tanga, Bagamajo, Dar-es-Salaam, Kilwa und 
Meani (vgl. auch den Gouyernementsbefehl v. 22/5 91; Kol.Bl. 
S. 335, betr. die Haupt- und Nebenzollämter). Schliesslich haben 
eine Anzahl von Runderlässen die einzelnen Bezirke, bezw. Bezirks- 
ämter genauer festgestellt [v. 24/8 94 (Kol.Bl. S. 595; RıEBow II 
S. 123): 4/1 95 (Kol.Bl. S. 155; RıEBow II S. 135), 5/10 95 
(Kol.Bl. 1896 8. 4; Rızpow II 8. 184), 13/11 95 (Kol.Bl. 1896 
S. 68; RısBow II S. 199), 14/12 95 (Kol.Bl. 1896 S. 89; RiEBOW II 
S. 204), 24/10 97 (Kol.Bl. 1871 S. 5; Rıekow Il S. 365), 7/1 96 
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(Kol.Bl. S. 179: RıEesow II S. 206), 25/3 98 (Kol.Bl. 8. 326; 


RıEßow III 8. 24), 12/4 98 (Kol.Bl. S. 320; Rresow Ill S. 27), 
15/4 99 (Kol.Bl. S. 651; Rızsow IV 8. 61), 26/5 99 (Kol.Bl. 
S, 652: Row IV 8. 66), 7/8 99 (Kol.Bl. S. 652; Rıesow IV 
S. 87), 28/8 99 (RıEBoOW IV 8. 94, 95), 24/11 98 (ReBow IV 8. 5)]. 

Ebenso ist das südwestafrikanische Schutzgebiet in 
mehrere Bezirkshauptmannschaften eingetheilt, während Kame- 
run und Togo in Bezirksämter zerfallen. 

Dazu treten dann noch die Sprengel der besonderen Behörden, 
Postbehörden, Zollbehörden, Bergbehörden u. s. w.?). 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass bereits der Anfang 
mit der Bildung von Gemeinden gemacht ist. Wenigstens hat die 
Kaiserl. V. v. 3/7 98 betr. die Vereinigung von Wohnplätzen in 
den Schutzgebieten zu kommunalen Verbänden (RGBl. 3. 366; 
Kol.Bl. 8. 508: Rıegow IV 8. 78) den Reiehskanzler ermächtigt, 
Wohnplätze zu kommunalen Verbänden zu vereinigen. Die in 
dieser Weise sebildeten und öffentlich bekannt gemachten kommu- 
nalen Verbände haben die Stellung von juristischen Personen (Kor- 
porationen). Die näheren Bestimmungen über ihre Organisation, 
insbesondere iiber den Erwerb und Verlust der Zugehörigkeit, über 
die Rechte und Pflichten der Mitglieder, über die Vertretung nach 
innen und aussen, sowie über die Art und Weise, auf welche der 
Verband über seine Einnahmen und Ausgaben Rechnung zu legen 
hat, werden vom Reichskanzler erlassen. 

III. Die Zuständiekeit und die Befugnisse der in den Schutz- 
sebieten angestellten Kaiserl. Beamten sind, soweit die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit und die standesamtlichen Geschäfte in Frage stehen, 
durch die einschlägigen Reichsgesetze geregelt. Im Uebrigen er- 
eben sich dieselben, soweit es sich um die an der Spitze der ein- 
zelnen Schutzgebiete stehenden Beamten handelt, insoferne von selbst, 
als diese Beamten als Vertreter des Kaisers die gesammte Schutz- 
gewalt in dem betr. Schutzgebiete auszuüben haben, wenn die 
darın liegenden Jefugnisse nicht dem Kaiser oder dem Reichs- 

1) Ueber die Entwiekelung der Verwaltungsorganisation in den einzelnen 


Schutzgebieten geben die amtlichen Denkschriften über die Entwickelung der 


Schutzgebiete, die alljährlich veröffentlicht werden, Aufschluss. Hervorzuheben 
ist, dass in einzelnen Schutzgebieten (Togo, Ostafrika) auch die Häuptlinge 
und Vorstände der einzeborenen Stämme zur Durchführung der Verwaltunes- 
aufgaben herangezogen werden, soweit dies nach Lage der Verhältnisse mög- 
lich ist. v. Könıs, Die Kolonialbehörden u. s. w, in den Beiträgen zur Ko- 


lonialpolitik und Kolonialwirthschaft 1909/01 S. 1 ff. 
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kanzler oder sonstigen Reichsbehörden vorbehalten sind, wie z. B. 
die Verwaltung der auswärt. Angelegenheiten. Ausserdem kommen 
in Betracht die diesen Beamten ertheilten Kommissarien!) und 
(nicht veröffentlichten) Dienstinstruktionen. Das Gleiche ist der 
Fall bei den den Gouverneuren beigegebenen, bezw. untergebenen 
Beamten und Behörden, deren Befugnisse und Zuständiekeiten sich 
theils aus dem ihnen überwiesenen Wıirkuneskreis und den ihnen 
ertheilten Dienstanweisuneen, theils aus den in einzelnen Verord- 
nungen enthaltenen Vorschriften ergeben (vel. z B. & 49 V. v. 
15/8 89 über das Bergwesen in Südwestafrika, welcher die Zustän- 
diskeit der Bergbehörde festgestellt hat). 

Bei denjenigen Befuenissen, die eine besondere Ermächtigung 
voraussetzen, wie das Recht, Verordnungen zu erlassen, oder die 
(zerichtsbarkeit auszuüben oder als Standesbeamter zu funeiren, 
muss natürlich diese besondere Ermächtigung gegeben sein?). 

IV. Ausser den aus der Ausübung der Schutzeewalt in den 
einzelnen Schutzgebieten sich ergebenden Funktionen können den 
Beamten der Schutzgebiete auch noch konsularische Befug- 
nisse übertragen werden. 

Durch $ 5 a. bezw. $ 8 n. SchG@G. ist nämlich dem Reichskanzler 
das Recht beigelegt worden, die Befugnisse, welche den deutschen 
Konsuln nach anderen als den beiden in S 2 und S4 a. a. ©. bezeich- 
neten (Gesetzen zustehen, Beamten in den Schutzgebieten zu übertragen. 

In der Begründung des Gesetzentwurfes ist für diese Bestim- 
mung geltend gemacht worden, dass die Befugnisse, welche den 
deutschen Konsuln im Auslande zustehen, durch die SS 2 und 4 
SchGG. vom 17. April 1886 gewissen Beamten der Schutzgebiete 
insoweit übertragen worden seien, als es sich um die m den Ge- 
setzen über die Konsulargerichtsbarkeit und über die Eheschlies- 
sung Reichsangehöriger im Auslande geregelten Angelegenhei- 
ten handelt. Das Bedürfniss nach der Möglichkeit einer solchen 
Uebertragung habe sich jedoch auch in einer Reihe anderer An- 
gelerenheiten ergeben, in welchen die Reichsgesetze, wie z. B. das 

1) Die seiner Zeit dem Gouverneur von Kamerun und den Kommissarien 
von Togo und Südwestafrika ertheilten Kommissarien (Verh. d. Reichst. 6. Le- 
gisl.Per. II Sess. 1885/86 Drucks. Nr. 21 S. 3/4) lauteten daher ganz allgemein 
dahin: „In den Schutzgebieten die Interessen des Reichs wahrzunehmen, für 
Ruhe und Ordnung mit allen Mitteln Sorge zu tragen, und den Reichsange- 
hörigen, wie den, Unterthanen anderer befreundeter Staaten und. den Einge- 


borenen Sehutz und Sicherheit zu gewähren. 
‘) Bezüglich der militärischen Befugnisse ‚der Gouverneure vgl. $ 15. IIL 
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Gesetz betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe vom 25. Ok- 
tober 1867 und die Seemannsordnung vom 26. Dezember 1872 für 
die Vornahme gewisser Funktionen ausserhalb des Reichsgebietes 
die deutschen Konsuln für zuständig erklären. Da nun deutsche 
Konsularbehörden in den Schutzgebieten nicht vorhanden sind, so 
fehle es daselbst für eine unmittelbare Anwendung der in Rede 
stehenden gesetzlichen Vorschriften an einer nothwendigen Voraus- 
setzung und sei deshalb der Erlass einer bezüglichen Vorschrift 
nothwendig. 

Es ist zweifelhaft, ob eine derartige Vorschrift notwendig war, 
und ob nicht dem Kaiser das Recht zustand, auf Grund der ihm 
übertragenen Schutzgewalt den Beamten der Schutzgebiete die Aus- 
übung der betreffenden Funktionen zu übertragen. Jedenfalls sind 
aber jetzt alle möglichen Zweifel durch die ausdrückliche Gesetzes- 
vorschrift beseitigt. 

Die Funktionen, welche hier in Frage kommen können, sind, 
abgesehen von den in den bereits erwähnten Reichsgesetzen vom 
25. Oktober 1867 und 27. Dezember 1872 aufgeführten Funktionen, 
auf welche später noch genauer einzugehen sein wird, hauptsäch- 
lich folgende: 

a) Nach $$ 16 und 17 RG. vom 8. November 1867 betreffend 
die Organisation der Bundeskonsulate u. s. w. steht den Reichs- 
konsuln innerhalb ihres Amtsbezirkes in Ansehung der Rechtsge- 
schäfte, welche Reichsangehörige errichten, insbesondere auch der- 
jenigen, welche dieselben mit Fremden schliessen, das Recht der 
Notare dergestalt zu, dass die von ihnen aufgenommenen und mit 
ihrer Unterschrift und Siegel versehenen Urkunden den innerhalb 
der Bundesstaaten aufgenommenen Notariatsurkunden gleich stehen. 

b) Nach $ 18 des Gesetzes vom 8. November 1867 sind die 
Konsuln berufen, der in ihrem Amtsbezirke befindlichen Verlassen- 
schaften verstorbener Reichsangehöriger sich anzunehmen, wenn ein 
amtliches Einschreiten wegen Abwesenheit der nächsten Erben oder 
aus ähnlichen Gründen geboten erscheint. Sie sind hiebei insbeson- 
dere ermächtigt, den Nachlass zu versiegeln und zu inventarisiren, 
den beweglichen Nachlass, wenn die Umstände es erfordern, in 
Verwahrung zu nehmen und öffentlich zu verkaufen, sowie die vor- 
handenen Gelder zur Tileung der feststehenden Schulden zu ver- 
wenden). 

!) Es wird sich dabei zunächst um solche Beamte handeln, welche nicht 


mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit betraut sind, da diesen Beamten nach 
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c) Die Konsuln sind nach $ 25 a. a. O. befugt, den in ihrem 
Amtsbezirke sich aufhaltenden Reichsan gehörigen Pässe auszustellen, 
sowie Pässe zu visiren, 

Auf Grund des $S5 a. SchG@. wurden ermächtigt zur Wahrnehmung der 
Befugnisse, die den deutschen Konsuln nach $ 16 G. v. 25/10 67 und $ 35. G. 
v. 5/11 67 zustehen, sowie derjenigen Befugnisse, welche den deutschen Kon- 
sulaten als Seemannsämtern nach der Seemannsordnung vom 27/12 72 und nach 
sonstigen Gesetzen, wie dem Auswanderungsgesetze v. 9) 38 97 obliegen: 1. durch 
Verfügung des Reichskanzlers v. 29/3 89 (Rrepow I S. 180) in jedem der bei- 
den Schutzgebiete Kamerun und To«o der zur Ausübung der Gerichtsbar- 
keit erster Instanz ermächtigte Beamte; 2. durch Verf. v. 1/1 91 (RıEBow ] 
5.3268) ir Ostafrika die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz 
ermächtigten Beamten je für ihre Bezirke; 3. durch Verf. v. 95/5 96, bezw. 
21/2 94 (Rıepow I S. 441, Kol.Bl. $. 121) für das Schutzgebiet der Neu- 
Guinea-Kom pagnie der Landeshauptmann mit der Ermächtigung, die 
Wahrnehmung dieser Befugnisse. vorbehaltlich der Genehmigung des Reichs- 
kanzlers anderen Beamten des Schutzgebiets zu übertragen, den Sitz dieser 
Beamten zu bestimmen und die Aufsicht über deren Amtsführung auszuüben ; 
4, durch Verf. v. 29/3 89 (Rızrow I S. 564) im Schutzgebiete der Ma rachall- 
Inseln der Kaiserl. Kommissar; 5. durch Verf. v. 17/2 1900 (Kol.Bl. $. 311) 
für Samoa der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz ermächtigte 
Beamte. 

V. Was das Kiautschougebiet anlangt, so wurde durch 
die Allerh. Ordre v. 27/1 98 (MVBl. S, 63, Rıesow IV S. 162) 
die gesammte Verwaltung des an der Kiautschoubucht vertrags- 
mässig von China an Deutschland überlassenen Gebiets dem Reichs- 
kanzler (Reichsmarineamt) übertragen, während die militärische Be- 
satzung für dieses Gebiet dem Staatssekretär des Reiehsmarineamts 
unterstellt wurde, der den ÖOberbefehl nach den Kaiserl. Anord- 
nungen zu führen hat. 

Im Anschlusse an diese Ordre wurde durch eine weitere Ordre 
vom 1/3 98 (MVBl. 8. 63) bestimmt. dass an der Spitze der Militär- 
und Civilverwaltung im Kiautschougebiet ein Seeoffizier mit dem 
Titel „Gouverneur“ steht, der oberster Befehlshaber der militärischen 
Besatzung im Kiautschougebiet und Vorgesetzter aller in demselben 
angestellten Militärpersonen, sowie der Beamten der Militär- und 
Civilverwaltung ist, und für die ihm unterstellte Besatzung und über 
die sonstigen im Kiautschougebiet angestellten Militärpersonen und 
Beamten die gerichtsherrlichen, Disciplinar- und Urlaubsbefugnisse 


dem G. v. 17/5 98 über die freiwillige Gerichtsbarkeit an und für sich die Stel- 
lung des Nachlassgerichts haben. Für diese letzteren Beamten kann nur in Frase 
kommen, ob der $ 18 G. v. 8/11 67 den Konsuln nicht umfangreichere Befue- 


nisse einräumt als das Ges. über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 
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eines Marinestationschefs hat. Die Stellvertretung des Gouverneurs 
fällt dem ältesten Befehlshaber der militärischen Besatzung im 
Kiautschougebiet zu, auf welchen, sofern derselbe Stabsoffizier ist, 
die gerichtlichen, Diseiplinar- und Urlaubsbefugnisse des Gouver- 
neurs während der Vertretung übergehen. 

Der Gouverneur und die Befehlshaber der Marine stehen in 
keinem Unterordnungsverhältnisse zu einander. Werden gemein- 
schaftliche Massregeln der Land- und Seestreitkräfte im Kiautschou- 
gebiet nothwendig, so übt der rangälteste Befehlshaber den Ober- 
befehl aus. 

Der Staatssekretär des Reichsmarineamts hat über die ihm 
unterstellte militärische Besatzung im Kiautschougebiet und über 
die sonstigen in diesem Gebiet angestellten Militärpersonen die 
sleichen gerichtsherrlichen, Diseiplinar- und Urlaubsbefugnisse, wie 
der kommandirende Admiral. Dem Staatssekretär des Reichsmarine- 
amts sind die Inspektionen der Marineinfanterie und Marineartillerie 
mit Bezug auf alle Angelegenheiten der militärischen Besatzung in 
Kiautschou, an deren Unterstellung unter die Inspektionen durch 


die Entsendung nach Kiautschou nichts geändert wird, unterstellt. 


& 13. Die rechtliche Stellung der Beamten der Schutzgebiete!). 


I. Die Beamten in den Schutzgebieten werden vom Kaiser oder 
in dessen Namen ernannt. Es wurde deshalb auch von Anfang an 
das Reichsbeamtengesetz vom 31/3 73 auf sie für anwendbar be- 
trachtet. Zur Ergänzung der Vorschriften dieses Gesetzes erging 
das RG. v. 31/5 87 betr. die Rechtsverhältnisse der kaiserl. Be- 
amten in den Schutzgebieten, nach dessen $ 1 durch Beschluss des 
Bundesraths bestimmt werden kann, dass den kaiserl. Beamten, 
welche in den deutschen Schutzgebieten eine längere als einjährige 
Verwendung gefunden haben, die daselbst zugebrachte Dienstzeit 
doppelt in Anrechnung zu bringen ist. 

In 8 2d. G. v. 31/5 87 ist ferner bestimmt, dass die Gou- 
verneure. Kanzler und Kommissare für die deutschen Schutzgebiete 
durch Kaiserl. Verfügung jederzeit mit Gewährung des gesetzlichen 
Wartegeldes einstweilig in den Ruhestand versetzt werden können. 

Sodann ereingen die Kaiserl. V. v. 3/8 88 betr. die Rechts- 


verhältnisse der Landesbeamten in den Schutzgebieten von Ka- 


Sehutzgebiete $. 184 ff. — v. Könis, Die Beamten der Schutzge- 
biete, Beiträge zur Kolonialpohtik u. s. w. 1900/01 5. 35 ft. 
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merun und Togo (RIEBOowW I S. 180 fi.) und die Kaiserl. V. 
v. 22/4 94 betr. die Rechtsverhältnisse der Landesbeamten in 
Deutsch-Ostafrika (Kol.Bl. 8.219 #.). Beide VV. wurden 
jedoch dureh Art. 12 der Allerh. V. v. 9/8 96 betr. die Rechts- 
verhältnisse der Landesbeamten in den Sehutzeebieten (RGBl. 
S. 691 fi.5 Kol.Bl. S. 520 ff.; Rrebow I S. 265) aufgehoben. 
Nach Art. 1 dieser Verordnung findet das Reichsbeamtengesetz 


v. 31/3 73 nebst dem dasselbe abändernden Ges. v. 21/4 86 sowie 
das G. betr. die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Reichs- 
beamten der Civilverwaltung vom 20/4 81 nebst dem Abänderunes- 
geseize v. 5/3 88 und das G. betr. die Zurückbeförderung der 
Hinterbliebenen im Auslande angestellter Reichsbeamten und Per- 
sonen des Soldatenstandes vom 1/4 88, soweit nicht in den nach- 
folgenden Artikeln ein Anderes bestimmt ist, auf die Rechtsrer- 
hältnisse der Beamten, welche ihr Diensteinkommen aus dem Fonds 
eines Schutzgebiets beziehen, mit der Massgabe entsprechende An- 
wendung, dass, wo in jenen Gesetzen von dem Reich, dem Reichs- 
dienst, den Reichsfonds oder anderen Einrichtunsen des Reichs die 
Rede ist, das betreffende Schutzgebiet und dessen entsprechende 
Einrichtungen zu verstehen sind. 

Die in der Verord. v. 9/8 96 enthaltenen besonderen Bestim- 
mungen sind foleende: 

l. Nach $ 66 Abs. 1 RG. v. 31/3 73 hat bei einem Beamten, 
der eine kaiserl. Bestallung erhalten hat, die Entscheidung über 
die Versetzung in den Ruhestand durch den Kaiser im Einver- 
nehmen mit dem Bundesrath zu erfoleen. Gemäss Art: 2 V. r. 
%8 96 steht diese Entscheidung dem Kaiser allein zu. 

2. Die Befugnisse, welche nach den in Art. 1 der Ver, bezeichneten 
(sesetzen der obersten Reichsbehörde zustehen, werden semäss Art. 3 
d. V. durch den Reichskanzler ausgeübt, soweit nicht durch die 
Verordnung selbst ein Anderer bestimmt ist. 

Imgleichen erfolgen die in $5 Abs. 1 (Bestimmung derjenigen 
Beamten, an welche die Gehaltszahlung vierteljährlich erfolet), Ss 18 
(Bestimmung der Höhe der den Reichsbeamten bei dienstlicher 
Beschäftigung ausserhalb ihres Wohnorts zustehenden Tagegelder 
und Fahrkosten, sowie des Betrags der bei Versetzung derselben 
zu vergütenden Umzugskosten), $ 39 (Bewilligung einer Pension an 
einen vor Vollendung des zehnten Dienstjahres dienstunfähig ze- 
wordenen Beamten, der auf Gewährung einer Pension keinen An- 


spruch hat), $ 52 (Anrechnung gewisser Beschäftigungen in die für 
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den Pensionsanspruch massgebende Dienstzeit), 5 68 Abs. 2 (Pen- 
sionierung eines vor dem Zeitpunkte, mit welchem die Pensionsbe- 
rechtigung eingetreten wäre, dienstunfähig gewordenen Beamten) 
des RG. v. 31/3 73 und 8 1 RG. v. 31/5 87 (s. o.) vorgesehenen 
Bestimmungen und Entscheidungen ausschliesslich durch den Reichs- 
kanzler an Stelle des Bundesraths, bezw. des Kaisers. 


Die nach 8 66 Abs. 2 RG. v. 31/3 73 über die Pensionierung 
1 


derjenigen Beamten, die keine kaiseı Bestallung erhalten haben, 
vom Reichskanzler zu treffende Entscheidung ist endgiltig, es ist also 
der nach & 66 Abs. 3 vorgesehene Rekurs an den Bundesrath nicht 
zulässig. 

3, Die Gouverneure und Landeshauptleute, sowie in Deutsch- 
Ostafrika der Abtheilungschef für die Finanzverwaltung und der 
Oberrichter erhalten eine kaiserl. Bestallung. Die übrigen Beamten 
werden im Namen des Kaisers vom Reichskanzler angestellt, der 
diese Befugniss, soweit es sich um mittlere und untere Beamte 
handelt, den Gouverneuren und Landeshauptleuten übertragen kann 
(Art. 4). Diejenigen Beamten, welche eine kaiserl. Bestallung er- 
halten haben, können durch Kaiserl. Verfügung, die übrigen Be- 
amten, welche eine in den Besoldungsetats aufgeführte Stelle be- 
kleiden, durch Verfügung des Reichskanzlers jederzeit mit Gewäh- 
rung des gesetzlichen Wartegeldes in den einstweilieen Ruhestand 
versetzt werden (Art. 11 Abs. 1)?). 

4. Die in den Schutzgebieten zugebrachte Dienstzeit wird bei 
der Pensionirung doppelt in Anrechnung gebracht, sofern sie min- 
destens ein Jahr gedauert hat. Für die von dem Beamten erwor- 
benen Pensions- und Reliktenansprüche bleibt das Schutzgebiet nur 
insoweit verpflichtet, als dem Beamten nicht aus Reichs-. Staats- 
oder Kommunalfonds ein Diensteinkommen oder Pensions- und 
teliktenansprüche in gleichem oder höherem Betrage zustehen. 
Ein Beamter der nicht mehr zum Tropendienst fähig ist, geht der 
im Dienst des Schutzgebiets erworbenen Pensions- und telikten- 

1) Nach Art. 5 werden die Vorschriften über den Urlaub der Beamten und 
deren Stellvertretung, über die Tagegelder und Umzugeskosten, sowie über die 
Verpflichtung zur Theilmahme an den Kasino- und Messeeinrichtungen vom 
Reichskanzler erlassen, der auch bestimmt, inwieweit bei längerem Urlaub, in 
Krankheits- und sonstigen Abwesenheitsfällen, das Gehalt ganz oder zum Theil 
einzubehalten ist. — Ebenso bestimmt nach Art. 7 der Reichskanzler, inwie- 
weit einem in den Ruhestand oder den einstweiligen Ruhestand versetzten Be- 
amten die Kosten des Umzugs nach dem innerhalb des Reichs gewählten 


Wohnorte zu gewähren sind. 
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ansprüche verlustig, sofern er die Uebernahme einer Stelle im 

Reichs- Staats- oder Kommunaldienst ablehnt, deren Dienstein- 

kommen das im Schutzgebiet zuständige persönliche pensionsberech- 

tigende Gehalt erreicht oder übersteigt. Das Gleiche gilt, sofern 

er das Anerbieten ihn unter Wahrung seines früheren Ranges und 

Dienstalters in den Reichs- Staats- oder Kommunaldienst wieder 
aufzunehmen ablehnt (Art. 16). 

5. Die SS 80 bis 83 G. v. 31/3 73 über Warnungen und Ver- 
weise und Geldstrafen sowie das Verfahren bei Verhängung einer 
Ördnungsstrafe finden nach Art. 8 auf die Beamten der Schutz- 
gebiete mit folgenden Massgaben Anwendune: 

a) Die Befugniss in Gemässheit des $ SI Nr. 1 ‚Geldstrafen bis 
zum höchsten zulässigen Betrage zu verhängen, steht auch den 
Gouverneuren und Landeshauptleuten gegenüber den ihnen 
unterstellten Beamten zu. 

b) Den Bezirksamtmännern sowie in Ostafrika dem Chef der Ei- 
nanzverwaltune und dem Zolldirektor steht die Befugniss zu, 
Geldstrafen bis zum Betrage von 30 Mk. gegen die ihnen unter- 
stellten Beamten zu verhängen. 

c) @egen richterliche Beamte können ÖOrdnungsstrafen nur vom 
Reichskanzler verhängt werden. 

6. Die SS 86 bis 93 und SS 120 bis 123 6. v. 31/3 73 über 
die Disciplinarbehörden bleiben ausser Anwendung. Die entscheiden- 
den Disciplinarbehörden, welche je nach Bedürfniss zusammentreten, 
sind in erster Instanz die Diseiplinarkammer für die Schutzgebiete, 
in zweiter Instanz der Disziplinarhof für die Schutzgebiete, beide 
mit dem Sitze in Berlin (Art. 9)!). 

7. Die im $ 197, $ 128 Abs. 2, 8 131 6. v. 31/3 73 in Be- 
zug auf die vorläufige Dienstenthebung der obersten Reichsbehörde 
übertragenen Befugnisse werden gegenüber den Beamten, welche 


eine Kaiserl. Bestallung erhalten haben, vom Reichskanzler. gegen- 


EEE .— 


über den Bezirksrichtern in Ostafrika vom Öberrichter. gegenüber 
den übrigen Beamten vom Gouverneur oder Landeshauptmann aus- 
geübt. Gegen die Entscheidung des Gouverneurs. Landeshaupt- 
manns oder Oberrichters findet die Beschwerde an den Reichskanzler 
statt, die keine aufschiebende Wirkung hat). 


') Vgl. Geschäftsordnung der Disciplinarbehörden für die Schutzgebiete 
v. 8/3 97 (Kol.Bl. S. 157 Rızsow II &. 330). 
*) Ueber das Recht des Kaisers, die Rechtsverhältnisse der Beamten in den 


Schutzgebieten zu regeln, vel. die Ausführungen in denSchutzgebietenS$, 186f. 
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Von sonstieen Bestimmungen und Vorschriften, die sich auf die Beamten 
der Schutzgebiete beziehen, sind noch folg« nde zu erwähnen: 

1. Das RG; v. 1/4 88 (RGBl. S. 131. Rıegow 1 8. 10), welches die im $ 8 
G&. v. 8/11 67 betr. die Organisation der Bundeskonsulate enthaltene Bestim- 
mune, dass die Familien der Berufskonsuln, wenn letztere während ihrer Amts- 
dauer sterben, auf Reichskosten in die Heimath zurüiekbefördert werden, auf 
die Hinterbliebenen siämmtlicher aus der Reichskasse besoldeten pensionsberech- 
tirten Reichsbeamten und Personen des Soldatenstands, deren dienstlicher 


Wohnsitz sich im Auslande befindet, ausg Da im Sinne dieses Ge- 


setzes auch die Schutzgebiete als Ausland ge ist dasselbe auch auf die 


’orsonen des Soldatenstandes in den Schutzgebieten f 


1 
Beamten und Peı v anwend- 


bar erklärt worden. 
3. VW, v. 28/4 79 betr. ‚die Tagegelder, die Fuhrkosten und die Umzugs- 
kosten der Gesandtschaften und Konsularbeamten (RısrRow I S. 12), welche 
auch auf die Beamten in den Schutzgebieten entsprechende Anwendung findet. 
3, Erlass des Reichskanzlers an den Gouverneur von Kamerun und die 
Kommissare für Togo und Südwestafrika betr. die Taeegelder und Fuhrkosten 
der Beamten vom 8/10 88 (Rızsow IS. 10). Für Ostafrika sind besondere 
Bestimmungen getroffen, vol. die Gouvernementsbefehle vom 9/3 und 1/5 92 
(RıiEROW I S. 327 u. 329). 
4. Cirkular an das Gouvernement von Kamerun und die Kommissariate 
von Togo und Südwestafrika v. 4/11 89 betr. die Taggelder der Beamten (RıE- 


Bow LS. 12). 
5. V. v. 2314 79 betr, den Urlaub der gesandtschaftlichen und Konsular- 
beamten 
6. V. v. 4/10 92 betr, den Diensteid 
Beamten (Rrıegow I S. 22, Kol.Bl. S. 455). 
7. Erlass des Reichskanzlers betr. die Wahrung des Dienstgeheimnisses 


und deren Stellvertretung (Rıerow IS. 19). 


der in den Schutzgebieten angestellten 


seitens der Beamten und Mitglieder der Schutztruppe v. 22/11 96 (RıEBOW II 
S, 315). Erlass gleichen Betrefis v. 24/11 98 (Rıesow IV S. 5). 

8, Erlass des Reichskanzlers betr. den Grunderwerb der Beamten in den 
Sehutzeebieten v. 10/11 93 (RıeBow II S. 53). 

9, V£. d. Reichskanzlers betr. Doppelrechnung der Dienstzeit der in den 
Schutzeebieten von Kamerun, Togo und Deutsch-Ostafrika ansestellten Landes- 
beamten (Kol.Bl. S. 335. Rıerow II 8. 97). 

10. Runderlass des Reichskanzlers betr. die Uebernahme eines Nebenamts 
u. &. w. v; 19/10 98 (Rıerow IV 8. 123). 

IL. In Bezug auf die persönliche Rechtsstellung der Kaiserl. 
Beamten in den Schutzgebieten ist noch auf emen Punkt aufmerk- 


sam zu machen: Nach $ 21 des Reichs-Beamten-Gesetzes bezw. 


$ 11 der StrPO. und $ 15 der CPO. behalten Reichsbeamte (mit 
Ausnahme der Wahlkonsuln), deren dienstlicher Wohnsitz sich im 
Auslande befindet, den ordentlichen persönlichen Gerichtsstand, 
welehen sie in ihrem Heimathsstaate hatten. In Ermangelung eines 
solehen Gerichtsstandes ist ihr ordentlicher persönlicher (serichts- 


stand in der Hauptstadt des Heimatsstaates und in Ermangelung 


URL 
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eines Heimathsstaates vor dem Stadteericht in Berlin begründet. 
Die letztere Voraussetzung trifft bei denjenigen Ausländern zu, 
welche ein Reichsamt mit Anweisuug ihres Amtssitzes im Auslande 
übertragen erhalten, soferne sie von der Bestimmung des Reichs- 
gesetzes vom 20. Dezember 1875 keinen Gebrauch machen, wonach 
sie berechtigt sind, die Aufnahme in den Staatsverband irgend eines 
Einzelstaates zu verlangen, 
In $ 22 des Reichs-Beamten-Gesetzes ist ferner eesagt: „Be- 
findet sich der dienstliche Wohnsitz des Beamten in einem laande, 
in welchem Reichskonsulargerichtsbarkeit besteht. so wird durch 
vorstehende Bestimmung nicht ausgeschlossen, dass der Beamte 
zugleich der Reichskonsulargerichtsbarkeit nach Massgabe des Ge- 
setzes vom 8. November 1867 unterliegt“. 
Es wird sich nun fragen, ob diese Bestimmuneen auf die Be- 
amten der Schutzgebiete Anwendung finden können. Die Frage 
wird um desswillen zu verneinen sein, weil in den hier in Betracht 
kommenden gesetzlichen Vorschriften unter „Auslarid* ein nicht 
unter deutscher Herrschaft stehendes Gebiet verstanden ist. Die 
Schutzgebiete sind aber unter deutscher Souveränität stehende Ge- 
biete und die in den Schutzgebieten bestehenden Gerichte sind 
keineswegs Konsulargerichte, sondern ordentliche deutsche Gerichte 
mit territorialer Gerichtsbarkeit, wenn dieselben auch nach den 


Vorschriften des KGG. eingerichtet sind und nach diesen Vor- 


1 schriften Recht sprechen. Es wird deshalb anzunehmen sein, dass 

| die in den Schutzeebieten angestellten Reichsbeaniten nach den 

alleemeinen Grundsätzen ihren ordentlichen ausschliesslichen Ge- 
richtsstand vor den Gerichten der Schutzsebiete haben), 

Eine andere Frage ist es aber, ob es sich nicht empfiehlt, in 

| dieser Beziehung für die oberen Beamten der Schutzgebiete be- 


sondere Bestimmungen zu erlassen, wie sie z. B. in den französi- 


schen und holländischen Kolonien bestehen 2). 


!) G. MEYER, Die staatsrechtliche Stellung der deutschen Schutzgebiete h 


>. 91 #., ıst der Meinung, dass die Kaiserl. Beamten in den Schutzgebieten f 
R 2 - & N 2 .s u 
N einen doppelten Gerichtsstand haben, den Gerichtsstand vor ihrem heimatlichen j 


(rebiete und einen Gerichtsstand vor dem betreffenden Geriehte des Schutzee- 
biets, Dieselbe Ansicht vertritt Köxısg, Handbuch des deutschen Konsular- 
wesens 4. Aufl. S. 472. 


*) Nach französischem Rechte kann der Gouverneur einer Kolonie, 


so lange er im Amte ist, in der Kolonie weder angeklagt noch verklagt 
werden. Eine gerichtliche Verfolgung ist nur m Frankreich möglich. Ferner 


behalten die in die Kolonien geschickten Beamten des Mutterlandes grundsätz- 
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$ 14. Die auswärtige Verwaltung’). 


I. Was die auswärtige Verwaltung anlangt, so kommt in Be- 
tracht, dass die Schutzgebiete keine völkerrechtlichen Persönlich- 
keiten sind. und dass sie daher eine auswärtige Verwaltung auch 
nicht in dem beschränkten Sinne besitzen können, wie die deutschen 
Einzelstaaten. Die Schutzgebiete sind lediglich Provinzen des deut- 
schen Reichs und insbesondere im Sinne des Völkerrechts Bestand- 
theile desselben: sie werden daher im auswärtigen Verkehre durch 
die Organe des Reichs, den Kaiser, den Reichskanzler, das aus- 
wärtige Amt des Reichs, die Reichsgesandten und die Reichskon- 
suln vertreten. In Bezug auf die auswärtige Verwaltung ist jedoch 
zu unterscheiden, ob es sich um die Beziehungen des Reiches als 
Ganzem einschliesslich der Schutzgebiete handelt, wie z. B. um 
einen Handelsvertrag, der das Reich einschliesslich der Schutzgebiete 
betrifft. oder um eine Angelegenheit, die lediglich die Beziehungen 
der Schutzgebiete oder einzelner derselben zu fremden Staaten oder 
deren Kolonien zum Gegenstande haben, wie z. B. ein Auslieferungs- 
vertrag zwischen einem deutschen Schutzgebiete und einer fremden 
Kolonie. Dass im ersteren Falle lediglich die Organe der auswärtigen 
Verwaltung des Reichs zuständig sind, ist als selbstverständlich zu 
betrachten. Aber auch für den zweiten Fall gilt das Gleiche. Es 
ereiebt sich das namentlich daraus, dass die Kolonialabtheilung des 
Auswärtigen Amts nur in „eigentlichen Kolonialangelegenheiten*“ 
unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers eine grössere Selbst- 
ständiekeit besitzt, dagegen soweit es sich um die Beziehungen zu 
auswärtieen Mächten und die allgemeine Politik handelt, dem 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts unterstellt ist. Die mit der 
Verwaltung in den Schutzgebieten betrauten Kaiserl. Beamten haben 
daher an und für sich keine Zuständigkeit auf dem Gebiete der 
auswärticen Angelegenheiten, wenn sie nicht etwa auch die Stellung 
von Konsuln für die an die betrefl. Schutzgebiete angrenzenden 
Länder haben, bezw. soweit ihnen nicht auf Grund des S 8 SchGG. 
die Befugnisse der Konsuln übertragen sind. Zu Abmachungen, 
welche sie über Verwaltungsmassregeln mit Organen und Behörden 


fremder Kolonien treffen, bedürfen sie insbesondere der speziellen 


lich ihr Domizil im Mutterlande, können aber auch hier gerichtlich belan 
werden. DistEre, Traite de legislation coloniale 1., S. 259 und 375. — Aehn- 
liche Bestimmungen enthält das holländische Kolonialrecht. 


1) Schutzgebiete S. 275 fi. 


ige Verwaltung. =] 


Ermächtigung oder nachträglichen Genehmigung der Kaiserl. Re- 
gierung!). Zu bemerken ist dabei, dass etwaige Abmachungen mit 
Häuptlingen der eingebornen Bevölkerung der Schutzgebiete nicht in 
den Bereich der auswärtigen Verwaltung fallen, da diesen Häupt- 
lineen keine völkerrechtliche Stellung zukommt, und sie weder mit 
dem Deutschen Reiche, noch mit fremden Staaten in diplomatischen 
Verkehr treten können. 

Il. Beim Abschlusse völkerrechtlicher Verträ ge 
kommt es ebenfalls darauf an, ob der Kaiser als Vertreter des 
Reichs, also in Ausübung der Reichseewalt, oder als Vertreter der 
Interessen der Schutzsebiete oder eines derselben also ın Ausübung 
der Schutzgewalt handelt. Im ersteren Falle kommt auf einen der- 
artigen Vertrag die Vorschrift des Art. 11 Abs. 3 RV. zur An- 
wendung, wonach völkerrechtliche Verträge, die der Kaiser Namens 
des Reichs abschliesst, der Zustimmung des Bundesraths und der 
(senehmigung des Reichstags bedürfen, soferne es sich um einen 
(segenstand handelt, der nach den Grundsätzen bezw. Vorschriften 
der Reichsverfassung in der Form des Gesetzes geregelt werden 
muss. Im zweiten Falle ist dagegen eine derartige Mitwirkung des 
Bundesraths bezw. Reichstags grundsätzlich nicht veranlasst, da 
ja der Kaiser bei Ausübung der Schutzgewalt an und für sich 
selbstständig ist. Die Zustimmung des Bundesraths, bezw. Geneh- 
mieung des Reichstags zu einem solchen Vertrage ist nur dann 
geboten, wenn durch denselben ein in den Schutzgebieten geltendes 
Reichseesetz abgeändert oder eine finanzielle Belastung des Reichs 
oder eines Schutzgebiets herbeigeführt werden sollte, da hiezu nach 
dem G. v. 30/3 92 betr. die Einnahmen und Ausgaben der Schutz- 
eebiete ein formelles Gesetz nothwendie ist. Im Einzelnen ist dar- 
auf aufmerksam zu machen, dass der Kaiser an eine Mitwirkung 
des Bundesraths und Reichstags nicht gebunden ist, wenn er ein 
Schutzgebiet oder einen Theil eines solchen an einen fremden Staat 
abtreten oder durch einen Vertrag ein neues Schutzgebiet erwerben 
will, da die Schutzgebiete nicht Bestandtheile des in Art. 1 RV, 
aufgeführten Bundesgebiets sind. 

Andererseits würde der Kaiser zu eimer Kriegserklärung der 
Zustimmung des Bundesraths nach Art. 11 Abs. 2 RV. auch dann 
bedürfen, wenn die Kriegserklärung durch einen feindlichen Angriff 

i) Vol. z.B. das Uebereinkommen zwischen dem Reichskommissar von Öst- 
afrika und dem Generalverwalter der britisch-ostaftikanischen Gesellschaft vom 
28/2 90 (Kol.Bl. 1890 8. 17). 
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auf ein Schutzgebiet veranlasst wäre, da kein Angriff auf Bundes- 
sebiet im Sinne der Reichsverfassung vorliegen würde. 

III. Von den vom Reiche abgeschlossenen Staatsverträgen gel- 
ten diejenigen Bestimmungen, durch welche den Reichsangehörigen 
eewisse Rechte eingeräumt sind, auch für die in den Schutzgebieten 
wohnenden Reichsangehörisen. 

Bei den Verträsen territorialen Charakters (Handelsverträgen, 
Niederlassunssverträgen u. s. w.) ist zunächst zu unterscheiden, ob 
sie vor oder nach der Erwerbung der Schutzgebiete abgeschlossen 
worden sind. Die ersteren kommen für die Schutzgebiete nicht in 
Betracht: bei den letzteren kommt es darauf an, ob nach dem im 
Vertraee zum Ausdrucke eelangten Willen der Kontrahenten die 
Geltung derselben sich auch auf die Schutzgebiete erstrecken soll. 
Do gelten namentlich die vom deutschen Reiche abgeschlossenen 
Handelsverträge für die Schutzgebiete nicht. (Vgl. z. B. Art. 23 
des deutsch-österreich. Handelsvertrags v. 6/12 91.) 

Im Uebrieen sind auch Verträge möglich, die sich lediglich 
auf die Schutzgebiete, bezw. einzelne derselben beziehen. Dies trifft 
z. B. zu bei allen den m $ 5 erwähnten Abgrenzungsverträgen. 
Ebenso bezieht sich der Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche 
und dem Kongostaate über die Auslieferung der Verbrecher und 
die Gewährung sonstiger Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 
deutschen Schutzgebieten in Afrika und dem Gebiete des Kongo- 
staats v. 25/7 90 (Kol.Bl. S. 91; RiEBOw S. 41 ff.) lediglich auf 
die afrikanischen Schutzgebiete. 

Endlich kann auch ein bisher blos für das Reichsgebiet gültiger 
Vertrag auf die Schutzgebiete ausgedehnt werden. In dieser Weise 
sind durch Vertrag mit Grossbritannien über die Auslieferung der 
Verbrecher zwischen den deutschen Schutzgebieten und anderen 
von Deutschland abhängigen Gebieten und den Gebieten Ihrer 
Grossbritannischen Majestät vom 5/5 94 (RGBl. S. 535) die Be- 
stimmungen des deutsch-englischen Auslieferungsvertrags vom 14/5 72 
auf die Schutzgebiete ausgedehnt worden. Das Gleiche gilt von dem 
Vertrage v. 21/9 97 (RGBl. 8. 747 ; RIEBOW 11 8. 358) zwischen dem 
Deutschen Reiche und den Niederlanden über die Auslieferung der 
Verbrecher zwischen den deutschen Schutzgebieten sowie den sonst 
von Deutschland abhängigen Gebieten und dem Gebiete der Nieder- 
lande, sowie den niederländischen Kolonien und den auswärtigen 
Besitzungen, durch welchen der deutsch-holländische Auslieferunes- 


vertrag v. 31/12 96 auf die erwähnten Besitzungen ausgedehnt wurde. 
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[. Der militärische Schutz der deutschen Kolonien wird zunächst 
durch die bewaffnete Macht des Mutterlandes, in erster Linie durch 
die Marine bethätiet. Ausserdem bestehen in einzelnen Kolonien 
besondere Schutztruppen. 

Durch $ 1 des RG. v. 22/3 91 betr. die Kaiserl. Schutztruppe 
für Deutsch-Ostafrika (RGBI. S. 53, Kol.Bl. S. 141 f.: RıEBow I] 
S. 350) wurde nämlich zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ord- 
nung in Ostafrika, insbesondere zur Bekämpfung des Scelavenhandels 
eine Schutztruppe geschaften, deren oberster Kriegsherr der Kaiser 
ist. Ebenso wurde durch das RG. v. 9/6 95 (Kol.Bl. 8. 293) zur 
Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung in Deutsch-Südwestafrika 
und in Kamerun je eine Schutztruppe gebildet, auf welche das 
(zesetz v. 22/3 91 mit einigen Abänderungen für anwendbar erklärt 
wurde. 

Beide Gesetze wurden durch die Novelle vom 7/7 96 (Kol.Bl. 
S. 495; RIEBOW IIS. 249) in einzelnen Punkten abgeändert; «leich- 
zeitig wurde dem Ges. vom 22/3 91 ein Abschnitt über die Wehr- 
pflieht eingefügt. Auf Grund einer in Art. VII der Novelle ent- 
haltenen Ermächtigung machte sodann der Reichskanzler am 187 96 
das Ges. betr. die Kaiserl. Schutztruppen in den afrikanischen 
Schutzgebieten und die Wehrpflicht daselbst in der neuen Fassung 
bekannt (Kol.Bl. S. 522 fi.). 

Nach 82 des (zesetzes bestehen die Schutztruppen a) aus 
Oifizieren, Ingenieuren des Soldatenstandes, Beamten und Unter- 
offizieren des Reichsheeres und der Kaiserl. Marine, welche auf 
(rund freiwilliger Meldung den Schutztruppen zeitweisse zugetheilt 
werden; b) aus angeworbenen Farbigen *). 

Die Schutztruppe für Südwestafrika besteht nach S 25 a. a. O. 
auch aus Gememen des Reichsheeres und der Kaiser]. Marine. 

Die den Schutztruppen zugetheilten deutschen Militärpersonen 
und Beamten scheiden aus dem Heere und soweit sie der Kaiser]. 
Marine angehören, aus dieser aus, jedoch bleibt ihnen der Rück- 
tritt, bei Wahrung ihres Dienstalters unter der Voraussetzung ihrer 


) Schutzgebiete S. 271 #. 
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*) Nach $ 22 konnten ausserdem in die Schutztruppe auch solehe Deutsch: 


übernor STE velehe der vom Reichskommissar anveworbenen Truppe 
ernommen werden, welche der vom WEILLCNSKOMMI1SSAT ANngQEeWwWo 10] P} 
angehörten. Sie erhielten hiedurch die Rechte und Pflichten der in S 2a be- 


zeichneten Militärpersonen. 
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olichkeit vorbehalten. Die den .Sehutztruppen zuretheilte 
eichkKet vorbehalten. It den Dehutztruppen zugethellten 
Beamten gelten als Militärbeamte (S 3). 


N 


Hinsichtlich des strafgerichtlichen Verfahrens gegen die den 


Schutztruppen zugetheilten Militärpersonen finden nach S 4 die 
Vorschriften der Militär-Strafgerichtsordnung Anwendung, vorbe- 
haltlich der durch die besonderen Verhältnisse gebotenen Abwei- 


Iche durch Kaiserl. Verordnung bestimmt werden, 


chungen, we 

Die SS 5—17 enthalten Bestimmungen in Betreff der Versor- 
sungsansprüche der den Schutztruppen zugetheilten Militärpersonen 
und ihrer Angehörigen und zwar finden nach $ 5 für diese Personen, 
soweit sie dem Heere angehörten, die Bestimmungen, welche für 
die ‚aus den Etats für die Verwaltung des Reichsheeres besoldeten 
Militärpersonen gelten und insoweit sie der Kaiserl. Marine ange- 
hörten, die Bestimmungen für die aus dem Marine-Etat besoldeten 
Militärpersonen mit einer Reihe in den SS 6—17 enthaltener Ab- 
änderungen Anwendung. 

Die SS 18—21 des Gesetzes treffen endlich Vorschriften be- 
züglich der Erfüllung der Wehrpflicht in den Schutzgebieten, und 
zwar wirdnach 8 18 durch Kais. Verord. bestimmt, in welehen Schutz- 
gebieten und unter welchen Voraussetzungen wehrpflichtig: Reichs- 
angehörige, die daselbst ihren Wohnsitz haben, ihrer aktiven Dienst- 
pflicht bei den Schutztruppen Genüge leisten dürfen. Ebenso können 
nach $19 durch Kaiser]. Verord. in dringenden Fällen, vorläufig auch 
durch Anordnung des obersten Beamten des betr. Schutzgebietes 
die in den betreffenden Schutzgebieten sich dauernd aufhaltenden 


Personen des Beurlaubtenstandes des Heeres und der Kaiser. 


Marine in Fällen von Gefahr zu nothwendigen Verstärkungen der 


Schutztruppe herangezogen werden. „Jede Einberufung dieser Art 
ist einer Dienstleistung im Heere oder in der Marine gleich zu 
achten. Auf Geistliche, sowie auf Missionare der in den Schutz- 
gebieten thätigen Missionsgesellschaften finden gemäss $ 20 die 
Vorschriften der $$ 18 und 19 keine Anwendung. 

Durch Allerh. V. vom 16/7 96 (Kol.Bl. S. 477; RıeBow I] 
S. 251) wurden die Schutztruppen dem Reichskanzler unterstellt. 
In weiterer Folge unterstehen sie dem betr. Gouverneur und dem- 
nächst dem Kommandeur. 

Die organisatorischen Bestimmungen für die Kaiserl. Schutz- 
truppen in Afrika (Schutztruppenordnung) v. 25/7 98 (Rısbow II 
S. 49 ft.) haben sodann vorgeschrieben, dass der Reichskanzler 


mit der erforderlichen Anzahl von Offizieren, Sanitätsoffizieren und 


EEE 
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> 4 ' - . x R f 
Beamten das Oberkommando über die Schutztruppen bildet, das 
seine (reschälte entsprechend den für die Generalkommandos des 
1] . vu as ne 
Landheeres erlassenen Bestimmunsen führt unter Berücksichtigung 


der besonderen Verhältnisse bei den Schutztruppen; der älteste zum 
Oberkommando der Schutztruppen gehörige Offizier (Stabsoffizier) 
hat für die Geschäftsführung die Befugnisse des Chefs des General- 


stabs eines Armeekorps. Dem Gouverneur steht die oberste mili- 


tärısche Gewalt im Schutzgebiete zu. Er kann die Schutztruppe 


:h eigenem Ermessen, sowohl im Ganzen, wie in ihren einzelnen 


heilen zu militärischen Unternehmungen verwenden. Von ihm wird 


das Verhältniss der obersten Verwaltuneschefs zu den in ihren Be- 


zirken befindlichen Theilen der Schutztruppe mit der Massgabe 


geregelt, dass alle militärischen Anordnungen ledielich von dem 


Führer der Schutztruppen verantwortlich getroffen werden. Er darf 


zu Zwecken der Civilverwaltune Theile der Schutzt 


ruppen soweit 


verwenden, als die militärischen Rücksichten nicht entgegenstehen. 


Ueber diese hat er vorher den Kommandeur zu hören. Der Kom- 
mandeur ist verantwortlich für die Leistunesfähickeit der Schutz- 
truppe, für die Diseiplin, Ausbildung, den inneren Dienst und die 
Verwaltung. Hat der Kommandeur in militärischer Beziehung gegen 
Anordnungen des Gouverneurs Bedenken, so ist er verpflichtet, 
dieselben zur Sprache zu bringen. Beharrt der Gouverneur auf 
seinen Anordnungen, so hat der Kommandeur sie auszuführen, kann 
aber unter Mittheilunge an den Gouverneur an das Oberkommando 
der Schutztruppen berichten, welches hierüber entscheidet. Gegen 
diese Entscheidung steht sowohl dem Gouverneur, als auch dem 
Ikommandeur der Recurs an S. M. den Kaiser zu. 

Auf Grund des G. v. 7/7 96 und zur Ausführung desselben 
sind folgende Kaiserl. Verordnungen ergangen: 

1. V. v. 26/7 96, betr. die Einführung der deutschen Militär- 
Strafgesetze in den afrikanischen Schutzgebieten (RGBl. S. 669, 
Kol.Bl. S. 516; RreBow II S. 257), wonach die Militär-Strafgesetze 
des Deutschen Reichs gleichzeitig mit dem G. v. 7/7 96 mit der 
Massgabe in Kraft traten, dass im Sinne der MStrGG. v. 26/6 72 
unter Heer auch die Kaiserl. Schutztruppen zu verstehen sind. 

2. V. v. 26/7 96 betr, das strafeerichtliche Verfahren e Mil 
der Kaiserl. Schutztruppen (RGBl. S. 670 ff, Kol.BL S. 516, 1 


Dieselbe schrieb vor, dass sich das strafeerichtliche Verfa 


en der preuss. Mil.Str.Gerichts.Ord. 


ige der Schutztruppen nach den Vorschrift 


v. 3/& 45 mit verschiedenen in den 8$ 2—27 enthaltenen 


Nach $ 2 wird die chtsbarkeit bei der Truppe verwaltet: 
I. durch das 


vernementsgeri 


9. durch Gou- 


des Oberkommandos der Schutztruppen; 


ilungseerichte, 


Das Gericht Schutztruppen besteht aus dem 


Reichskanzler als rn und emem mit Richterqualität versehenen Au- 


keit und 


diteur. Dem Rei steht die höhere Gerichtsb nieder: 


chtsbarkeit 


l. Schutztruppen zu, soweit 
dieselben nich der Gouvernementseerichte oder Abthei- 


} 


seerichte unter 


esteht aus dem Gouverneur oder Landeshaupt- 
)e hat die höhere und niedere Gerichtsbar- 


der ihm unterstellten Schutztruppe ($$ 4 


Die Abtheilungeseerichte, welche die niedere Gerichts] 
Abtheilune gel 


Militärpe rsonen haben, und bei jeder von dem zu 


sowie über die derselben vorübergehend überwiesenen 


ändızen Gouverneur oder 


Landeshauptmann bestimmten Abtheilung gebildet werden, besteht aus dem 
Befehlshaber dieser Abtheilung als Gerichtsherrn und einem untersuchungs- 


führenden Offizier ($ O). 
h 


Spruchgerichte 


insichtich sämmtlicher Angehörigen der Schutztruppen 
sind Kriegsgerichte und Standgerichte ($ 8). 


Vor der Einleitung der förmlichen Untersuchung gegen den Kommandeur 


einer Schutztruppe ist die Kaiserl. Entscheidung eimzubolen ($ 9). 


l 


Zu einem Kriegsgerichte sind als Riel en: a) über einen Ofti- 


zier: ein älterer Kompagnieführer als Pr Kompagnieführer, zwei 
Lieutenants; b) über einen Unteroffizier: ein älterer Kompagnieführer als Prä- 


ses, zwei Offiziere, zwei Unteroffiziere; e) über einen Gemeinen oder Gefreiten; 


rer Kompagnieführer als Präses, zwei Offiziere, zwei Gefreite oder Ge- 


meine; d) über einen Militärbeamten: ein älterer Kompagnieführer als Präses, 


zwei Offiziere, zwei obere M 


amte, thunlichst vom Dienstzweige des An- 


sind s Richter zu berufen: a) über 


geschuldigten. Zu einem 


einen Unteroffizier: ein Kompagnieführer als Präses, ein Lieutenant, ein Unter- 


b) über einen Gefreiten oder Gemeinen: ein Kompagmieführer als Prä- 


offizier ; 


ses, ein Lieutenant, ein Gefreiter oder Gemeiner; e) über einen unteren Militär 


's, ein Lieutenant, ein unterer Militär- 


beamten: ein Kompagnieführer als Pr 
beamter ($$ 10 und 11). 


Ueber das Ergebniss der Beweisaufnahme entscheiden die Sprucl 


nach ihrer freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geschöpften Ueberzen- 


Verhandlung vor dem Spruchgericht ist mündlich, über dieselbe muss 


ein genaues Protokoll aufgenommen werden, wie auch über die Spruchfällung 


und das Erkenntniss genaue Vorschriften gegeben sind ($S$ 15—17). 


Das Recht der Vertheidigung steht dem Angeklagten persönlich oder durch 


eine andere Militärperson zu; ist das Delikt mit Todes- oder lebenslänglicher 


Freiheitsstı bedroht, so muss ein Vertheidiger zuerezogen werden. 


Erkenntnisse wider obere Offiziere und obere Militärbeamte bedürfen nach 


jeune des Kaisers ; ( 


erfoleter Begutachtung dureh einen Auditeur der Best 


ho 


ısmarineamts hat das Bestätigungs 


Reichskanzler zw. Staatssekretär 
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recht des kommandirenden Admirals, der Gouverneur bezw. Lande uptmann 
das Bestätigeungsrecht eines Divisionskommandeurs, der Kommandenr eineı 
oder mehrerer mit Gerichtsbarkeit versehenen Abtheilunsen das eines Regi- 
mentskommandeurs; bei Aufhebung eines Erkenntnisses hat neue Verhandlung 
vor dem Spruchgerichte zu erfolgen, bei welcher „die rechtliche und militär- 


dienstliche Beurteilung“ der Aufhebungsverfüsung zu Grunde gelegt werden 


muss ($$ 21 und 24). 


Freiheitsstrafen bis zu einem Jahre werden womöglich an Ort und Stelle, 


längere in der Heimath nach den für die Armee geltenden Vorschriften voll- 
streckt ($ 25). 

Der Generalauditeur und das Generalauditoriat für die Marine haben auch 
als solche für die Schutztruppe zu fungiren (S 26). 

Die V.v. 26/7 96 wurde ersetzt durch eine am 1. Oktober 1900 
in Kraft eetretene Kaiserl. V. v. 18/7 00 (Kol.Bl. 8. 602 fi.), nach 
deren $ 1 sich das strafgerichtliche Verfahren gegen die Angehörigen 
der Schutztruppen nach den Vorschriften der Militärstrafgerichts- 
ordnung v. 1/12 98 und das EG. hiezu richten, soweit nicht die Ver- 
ordnung selbst abweichende oder ergänzende Bestimmungen enthält. 
Von diesen Bestimmungen sind hervorzuheben: a) Für Angehörige 
der Schutztruppen gelten während ihres Aufenthalts ausserhalb 
Europas die für das Verhältniss an Bord (ausserordentliches Ver- 
fahren) gegebenen gesetzlichen Vorschriften (S 6 EG.). Im Uebrigen 
greift das ordentliche Verfahren Platz (S 2). b) Gerichtsherren 
der niederen Gerichtsbarkeit sind die Befehlshaber einer selbstän- 
disen Abtheilung; der Gouverneur bestimmt, welche Abtheilungen 
als selbständig anzusehen sind. Treten mehrere Abtheilungen örtlich 
unter gemeinsamen Befehl, so übt der rangälteste Offizier die ge- 
richtsherrlichen Befugnisse aus. Gerichtsherren der höheren Gerichts- 
barkeit sind: «) Der kommandirende General des Gardekorps mit 
den gerichtsherrlichen Befugnissen eines kommandirenden Generals 
über alle militärischen Angehörigen der Schutztruppen, und zwar 
im ordentlichen Verfahren als unmittelbarer Befehlshaber im Sinne 
des 8 21 MStrGO. 3) in jedem Schutzgebiet der dort ange- 
stellte rangälteste Offizier, und zwar mit den Befugnissen eines 
Divisionsgenerals. c) In $5 sind genauere Bestimmungen über die 
Ertheilung der Bestätigunesordre gegeben, die theils vom Kaiser 
theils vom Gerichtsherrn, bezw. Befehlshaber auszugehen hat. d) Hin- 
sichtlich der im ausserordentlichen Verfahren ergangenen kriegs- 
gerichtlichen Urtheile ist dem Kaiser das Aufhebungsrecht vor- 
behalten; hinsichtlich der stand gerichtlichen Urtheile ist inner- 
halb seines Befehlsbereichs der Gerichtsherr zur Aufhebung befugt 


(8 6). e) Hinsichtlich des Kommandeurs einer Schutztruppe ist in 
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$ 7 dem Kaiser die Bestimmung des Befehlshabers vorbehalten, 
der die eerichtsherrlichen Befugnisse auszuüben hat. f) Im ausser- 
ordentlichen Verfahren können nach $ 8 die activen Offiziere und 
die Militärbeamten einschliesslich der Kriegsgerichtsräthe als 
Richter im Bedarfsfalle auch durch Sanitätsoffiziere, Offiziere des 
Beurlaubtenstandes oder durch Ingenieure des Soldatenstandes, bei 
Aburtheilung von Mannschaften auch durch andere geeignete Militär- 


personen ersetzt werden. g) Erfolgt im ausserordentlichen Verfahren 


die Aufhebung eines Urtheils, so können — soweit dies nicht zu 
RS , } 
vermeiden — zu dem neu erkennenden Gerichte die Richter des 


erst erkennenden Gerichts wieder zugezogen werden. Das neu er- 
kennende Gericht hat die rechtliche und militärdienstliche Be- 
urtheilung, welche der Aufhebung des Urtheils zu Grunde gelegt 
ist, auch seiner Entscheidung zu Grunde zu legen (S 10). h) Die 
Vollstreekune einer im ausserordentlichen Verfahren erkannten Frei- 
heitsstrafe bis zu einem Jahre einschliesslich erfolgt, soweit dies 
angängie, an Ort und Stelle. Der Gerichtsherr, dem die Anordnung 
der Vollstreckung obliest, ist dann befugt, eine gegen Offiziere, 
Sanitätsoffiziere oder Ingenieure des Soldatenstandes erkannte Ge- 
fängnissstrafe oder Festuneshaft in Stubenarrest umzuwandeln, so- 
weit es sich um Festuneshaft oder Gefängnissstrafe von weniger 
als sechs Wochen handelt. Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe 
von längerer Dauer als einem Jahre erfolet in der Heimath und 
ist vom Gerichtsherrn in Gemässheit der Militärstrafvollstreckunes- 
vorschrift für das Heer zu veranlassen (8 11). 1) Die Militärjustiz- 
verwaltung wird vom Reichskanzler ausgeübt, der auch für den 
Bereich der Schutztruppen die „oberste Dienstbehörde“* im Sinne 
des & 231 MStr@O. ist (8$ 12 u. 26). 

3. V. v. 26/7 96 betr. die Disciplinar-Strafordnung für die 
Kaiserl. Schutztruppen (Kol.Bl. S. 515; Rıesow II S. 262). Nach 
derselben finden auf die Angehörigen der Schutztruppen die Vor- 
schriften der Disciplinar-Strafordnung für das Heer mit gewissen 
Abweichungen Anwendunse. Es steht nämlich zu: 1. dem Reichs- 
kanzler die Disciplinar-Strafgewalt, welche derjenigen eines kom- 
mandırenden Generals entspricht; 2. dem Gouverneur bezw. Landes- 
hauptmann diejenige, welche einem Divisionskommandeur in der 
Armee zusteht; 3. dem Kommandeur die eines heimischen Regsiments- 
kommandeurs; 4. dem detachirten Befehlshaber einer aus mindestens 
einer Kompagnie gebildeten Abtheilung diejenige eines detachirten 


Stabsoffiziers der Armee; 5. einem Kompagnieführer oder sonstigen 


Marinetheile in Kiautschou 6, v. 3/3 


Ss 19. 
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Befehlshaber einer kleineren als der unter Ziffer 4 bezeichneten 
\btheilung die eines detachirten Hauptmanns der Armee. — Dem 
zum Auswärt. Amte kommandirten und in der Kol.-Abth. mit der 
Bearbeitung der asneiehen Angelesenheiten der Schutztruppen 
beauftragten Offiziere wird über sämmtliche Offiziere der Schutz- 
truppen, sofern sie sich in Deutschland aufhalten und A sind 
als der bezeichnete Offizier, die Disciplinargewalt eines Reeiments- 
kommandeurs verliehen, die er nach näherer Anweisung I Reic hs- 
kanzlers auszuüben hat. 

4. Die V. v. 30/3 97 betr. die Erfüllung der Dienstpflicht bei 
der Kaiser|. Schutztruppe für Südwestafrika (RGBl. S. 167 ft. a 
Bl. S. 223; RıieBow II S. 336). Nach dieser Verordnung (88 1, 2,3 
wird 1. Angehörigen des Reichsheeres und der Marine. welche uf 
(rund freiwilliger Meldung der Schutztruppe für Südafrika zuge- 
theilt werden, die Zeit, während welcher sie bei der Schnkiienne 
dienen, auf die aktive Dienstzeit im Heere oder in der Marine an- 
gerechnet; 2, werden wehrpflichtige Reichsangehörige, welche in dem 
südwestafrikanischen Schutzgebiete ihren Wohnsitz haben. zur Ab- 
leistung ihrer aktiven Dienstpflicht auf ihren Wunsch in die Schutz- 
truppe. für Südwestafrika eingestellt; 3. dürfen mit dem Berechti- 
gungsschein zum einjährig-freiwilligen Dienst versehene Wehrpflich- 
tige, welche in dem südwestafrikanischen Schutzgebiet ihren Wohnsitz 
haben, zum einjährig-freiwillieen Dienst in die Schutztruppe für 
Südwestafrika eingestellt werden!) 

Nach beendeter aktiver Dienstzeit in der Schutztruppe treten 
sämmtliche Mannschaften zum Beurlaubtenstande des Heeres oder 
der Kaiserl. Marine über. Kehren sie nach Deutschland zurück, 
so sind sie den heimathlichen Bezirkskommandos, behalten sie ihren 
Wohnsitz im Schutzgebiete oder verlesen sie denselben ins Aus- 
land, demjenigen Bezirkskommando (I bis IV) Berlin, welchem sie 
ihrer Waffengattung usw. nach angehören, durch den Kommandeur 
der Schutztruppe zu überweisen (& 6). 

Diejenigen Mannschaften des Beurlaubtenstandes, welche der 
activen Dienstpflicht ganz oder theilweise in der Schutztruppe für 
Südwestafrika genügt haben, sind, so lange sie ihren dauernden 
Aufenthalt im südwestafrikanischen Schutzgebiete haben, vom Dienste 


im Heere und in der Kaiserl. Marine zurückgestellt, können aber 


1) Einstellung von Einjährig-Freiwillig 
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innerhalb der für das Heer bestimmten Grenzen zu Uebungen für 
die Schutztruppe eingezogen werden (S 7). 

Ausserdem kommen noch in Betracht: die organisatorischen 
Bestimmuneen für die Schutztruppeu v. 15/7 98 (RıEBow Ill 5. 49 fi.). 

II. Insoweit besondere Kolonialtruppen nicht bestehen, findet, 
wie bereits bemerkt, der militärische Schutz der Schutzgebiete durch 
die bewaffnete Macht des Mutterlandes statt. Es kann in dieser 
Beziehung nicht zweifelhaft sein, dass der Kaiser berechtigt ist, 
zum Schutze der Kolonien nicht blos Kriegsschiffe und sonstige 
Bestandtheile der Marine, wie z. B. Marineinfanterie zu verwenden, 
sondern auch Abtheilungen der unter seinem Oberbefehle stehenden 
Landarmee, wenn man sich auch aus nahe liegenden Gründen in 
der Regel darauf beschränken wird, derartige Truppenkörper aus 
freiwillig sich meldenden Offizieren und Mannschaften zu bilden. 

Das Verhältnis der obersten Beamten der Schutzgebiete zu 
den Befehlshabern der im Bereiche der betr. Schutzgebiete befind- 
lichen Kriegsschiffe und Truppenkörper wird jeweils durch besondere 
Anweisungen geregelt werden, soweit nicht allgemeine Anordnungen 
erlassen sind. (Vel. AE. v. 24/5 87 betr. das Verhalten der Kom- 
mandanten 8. M. Krieesschiffe im Schutzgebiete der Neu-Guinea- 
Komp.und die Instruction für den Landeshauptmann vom 7/7 87; 
RıEBOW I S. 439.) 

III. Wie bereits in $ 12 erwähnt ist, steht an der Spitze der 
Militär- und Givilverwaltung im Kiautschou-@ebiet ein Seeoffhizier 
mit dem Titel Gouverneur, der oberster Befehlshaber der militä- 
rischen Besatzung im Kiautschou-Gebiet und Vorgesetzter aller in 
demselben angestellten Militärpersonen, sowie der Beamten der 
Militär- und Civilverwaltung ist. Allerh. Ordre v. 27/1 98 u. V. v. 
1/3 98 (Rıesow IV, S. 160 u. 161 f£.). 

Die Besatzung von Kiautschou besteht aus dem III. Seebataillon 
zu vier Kompagnien, dem Matrosen-Artilleriedetachement Kiautschou 
und dem sonstigen militärischen Personal des Gouvernements (V.V. 
betr, die Organisation der Besatzung von Kiautschou v. 17/8 98 u. 
6/9 98; ReBow IV S. 172 fi. u. 181). 

Bezüglich der Ableistung der Wehrpflicht in Kiautschou 
ist durch die Allerh. Ordre v. 27/2 99 (MVBl. Anhang zu Nr. 5 
S. I bestimmt, dass wehrpflichtige Reichsangehörige bei den Marine- 
theilen in Kiautschou zur Ableistung ihrer aktiven Dienstpflicht als 
Freiwillive eingestellt werden können, sofern sie nicht durch Civil- 


verhältnisse gebunden sind und Gründe zu ihrer Ausschliessung 
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(WehrO. 8$ 30 u. 37) nicht vorliegen. Nach Erfüllung der aktiven 
Dienstpflicht bei den genannten Marinetheilen sind solche Wehr- 
pflichtige im der Regel in Kiautschou zur Reserve zu beur- 
lauben. In ausserordentlichen Fällen dürfen diese Wehrpflichtigen 
vor Ablauf der gesetzlichen aktiven Dienstpflicht, aber nicht vor 
Vollendung einer einjährigen aktiven Dienstzeit mit Genehmigung 
des (souverneurs zur Disposition der Marinetheile beurlaubt werden. 
Personen des Heeres und der Marine dürfen nach Massgabe der 
verfügbaren Mittel auf ihren’Antrag durch den Gouverneur zu den 
gesetzlichen Uebungen bei den Marinetheilen in Kiautschou un- 
mittelbar einberufen werden. In Fällen von Gefahr können die in 
Kiautschou sich dauernd aufhaltenden Personen des Beurlaubten- 
standes des Heeres und der Marine zu den vom Kaiser befohlenen 
Verstärkungen der Marinetheile in Kiautschou herangezogen werden. 
In dringenden Fällen können solche Verstärkungen vorläufige durch 
den Gouverneur angeordnet werden. 
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I. Die Ausübung der Finanzgewalt in den Schutzgebieten steht 
als ein Bestandtheil der Schutzgewalt dem Kaiser zu, der nament- 
lich das Recht hat, durch Verordnung in den Schutzgebieten öffent- 
liche Abgaben jeder Art einzuführen, denen auch die Einseborenen 
insoweit und insoferne unterliegen, als sie nicht durch die mit ihren 
Häuptlingen abgeschlossenen Verträge der Besteuerung seitens des 
Reichs entzogen sind. 

In der Ausübung der Schutzgewalt war zunächst nach den Be- 
stimmungen des Sch@GG. der Kaiser an die Mitwirkung, bezw. Zu- 
stimmung des Bundesraths und Reichstags nicht gebunden, insbe- 
sondere konnte er auch den Haushaltsetat der Schutzgebiete durch 
Verordnung feststellen. Allerdings waren die Einnahmen und Aus- 
gaben der Schutzgebiete Einnahmen und Ausgaben des Reiches, 
solange die Schutzgebiete keine selbständigen vermögensrechtlichen 
Persönlichkeiten waren. Durch Uebertragung der dem Reiche in 
den Schutzgebieten zustehenden Staatsgewalt auf den Kaiser waren 
demselben aber auch die bezüglich der Feststellung des Budgets 
dem Bundesrath und Reichstag zustehenden Befuznisse delegirt 
worden. Nur diejenigen Beträge, welche das Reich als Zuschuss 
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zu den Kosten der Verwaltung der Schutzgebiete leistete, mussten 
im Reichshaushalte aufgeführt werden, und zum Zwecke der Prü- 
fung, ob und in welchem Betrage ein Zuschuss nothwendig war, 
musste die Reichsresierung dem Bundesrath und Reichstag Ueber- 
siehten über die Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Schutz- 
ebiete vorlegen. 

Dieser Reehtszutsand hat durch das RG. v. 30/3 92 über die 
Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete (RGBl. S. 369; RiEBoWw | 
S, 7) eine grundsätzliche Aenderung erfahren. Nach $ 1 dieses Ge- 
setzes müssen nämlich alle Einnahmen und Ausgaben der Schutz- 
sebiete für jedes Jahr veranschlagt und auf den Etat der Schutz- 


sebjete eebracht werden, der vor dem Beginn des Etatsjahres durch 


Gesetz, also durch übereinstimmenden Mehrheitsbeschluss des 
Bundesraths und Reichstags festzustellen und vom Kaiser als Reichs- 
sesetz zu verkünden ist. 

In $ 2 ist ferner vorgeschrieben, dass baldmöglichst nach Schluss 
des Etatsjahres, spätestens aber in dem auf dasselbe folgenden 
zweiten Jahre dem Bundesrath und Reichstag eine Uebersicht sämmt- 
licher Einnahmen und Ausgaben des ersteren Jahres vorzulegen ist 
und dass in dieser Vorlage die über- und ausseretatsmässigen Aus- 

are: 
i 


caben zur nachträglichen Genehmigung besonders nachzuweisen sind. 


2} 


Endlich bestimmt $ 3, dass über die Verwendung aller Einnahmen 
durch den Reichskanzler dem Bundesrath und dem Reichstag zur 
Entlastung jährlich Rechnung zu legen ist. 

Neben dieser Regelung des formellen Budgetrechts enthält das 
(sesetz noch in S 5 eine sehr wichtige, die rechtliche Stellung der 
Schutzgebiete betreffende Bestimmung, indem es daselbst heisst: 
„Für die aus der Verwaltung eines Schutzgebiets entstehenden Ver- 
bindlichkeiten haftet nur das Vermögen dieses Gebiets“. Damit ist 
anerkannt, dass die einzelnen Schutzgebiete selbständige vermögens- 
rechtliche Persönlichkeiten sind, die Vermögen besitzen und Schulden 
machen können, während dies vor Erlass des G. vom 30/3 92 nicht 
der Fall war. 


Bezüglich der Form der Kontrahirung von Schulden bestimmt 


der S 4 des Gesetzes: „Erfordern ausserordentliche Bedürfnisse 
eines Schutzgebiets die Aufnahme einer Anleihe oder die Ueber- 
nahme einer Garantie, so erfolet dies im Weee der Gesetzgebung“ 

Schliesslich war m 8 7 Abs. 1 vorgeschrieben, dass das Gesetz 
auf Schutzgebiete, deren Verwaltungskosten ausschliesslich von einer 


Kolonialsesellschaft zu bestreiten sind, keine Anwendung finde. Es 
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waren dies das (zebiet der Neu-Guinea-Kompagnie, da daselbst die 


Kompagnie nach Massgabe des Kaiserl. Schutzbriefs vom 27. Mai 1885 


die sämmtlichen Kosten der Verwaltung ihres (rebiets zu bestreiten 
hatte, und das Schutzgebiet der Marschall-Inseln. Da das Gebiet 
der Neu-Guimea-Kompagnie. seit dem 1. April 1899 in die Ver- 
waltung des Reichs übereesansen ist, so ist die in S 7 enthaltene 
Vorschrift für dieses Gebiet unanwendbar zeworden. 


Was dagegen das Gebiet der Marschall-Inseln anlangt, so ist 


i in dem bereits erwähnten Vertrage zwischen dem Auswärtisen Amt: 
und der Jaluitgesellschaft vom 21. Januar 1888 (RiEBöW a. a. ©. 


D. 603 fi.) betreffend die Verwaltung des Schutzgebiets der Mar- 
schall-, Brown- und Providence-Inseln 88 2 fi. bestimmt, dass die 
Verwaltung des Schutzgebiets durch einen Kaiserlichen Kommissar 
geführt wird, dem ein Sekretär zur Seite gestellt ist, dass für die 
Verwaltung des Schutzgebiets alljährlich ein zwischen dem Auswär- 
tigen Amte und der Jaluitgesellschaft zu vereinbarender Etat aufse- 
stellt wird und dass die Jaluitgesesellschaft die-durch die Verwaltung 
erwachsenden Kosten übernimmt. Die Gesellschaft ist demzufolge 
verpflichtet: a) Zur Zahlung des für die Besoldung der genannten 
Reichsbeamten erforderlichen Betrags; b) zum Ersatz des Fehlbe- 


trags, wenn die im Etat vorgesehenen lokalen Ausgaben die lokalen 


Einnahmen übersteigen, wogegen ein Ueberschuss der Gesellschaft 
zufällt; c) zur Gewährung freier Dienstwohnune an sämtliche Beamte 
und zur Ueberlassung geeigneter Amtsstuben; d) zur Ausstattung 


der Wohnung des Kommissars und des Sekretärs, sowie der Amts- 


| stuben mit entsprechenden Mobilien ; e) zur Gewährung freier Fahrt 

und Verpflegung an die genannten Beamten auf sämmtlichen der 

1 (sesellschaft gehörigen Schiffen innerhalb des Schutzzebiets. 

Da sonach die sämmtlichen Verwaltungskosten des Schutzge- 

biets von der Jaluit-Gesellschaft getragen werden, findet des G. 

v. 80/3 92 auf dasselbe keine Anwendung. Dagegen fallen die 
übrigen Schutzgebiete unter das Gesetz, namentlich gilt dies auch 
von Kiautschou, obwohl dieses Schutzgebiet nicht dem Auswärtigen 


Amte, sondern dem Marineamte unterstellt ist. 
Il. Anlangend die Einnahmen der Schutzgebiete, so sind 


dieselben entweder eigene Einnahmen der einzelnen Schutzgebiete | 
ı 
h 


oder Zuschüsse, welche aus der Reichskasse zur Bestreitune der 


“ 


na nn 


Ausgaben der einzelnen Schutzgebiete geleistet werden, soweit die 


eigenen Einnahmen nicht ausreichen. 


Die eigeneu Einnahmen der einzelnen Schutzgebiete 


v2 


e 


_. 
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zerfallen 
der Schutzgebiete ; 
Steuern und Zöllen) ; 


In Bezug auf die 


in 


III. Kap. 


Einnahmen 


aus 


1) 


den Erträgnissen 


Die Verwaltung der Schutzgebiete. 


3) aus den Gebühren. 


des Vermögens 


9) aus den Steuern (direkten Steuern, indirekten 


öffentlichen Abgaben, welche in den Schutz- 


eebieten erhoben werden können, ist jedoch die deutsche Kolonial- 


verwaltung durch 


die 


im 


nächsten 


Paragraphen 


internationalen Abmachungen vielfach beschränkt. 


Zum Vermögen 


d er 


und 


en 


beweslichen Sachen, welche den 


der 


einzelnen Schutzgebiete 


Verwaltungsvermögen, 


d. h. 


die 


anzuführenden 


sehört zunächst 
unbeweelichen 
einzelnen Zweigen der Ko- 


lonialverwaltung dienen, wie die Amtsgebäude und deren Inventar. 


Das Verwaltungsvermögen ist nicht dazu bestimmt einen finanziellen 


N + NR 12 1 r 
Ertrag zu geben, etwaige Einnahmen z. 


einzelner Theile eines Dienstgebäudes und del. 


Anders 


reeordnete 


Bedeutu 


1. 


da 


cr 
er 


B. aus der Vermiethung 


haben 


een liest 


dem sog. Finanzvermögen, dessen Zweck es ist, 


die 


1} 
daher nur 


einen 


Sache 


bei 


finan- 


ziellen Ertrag abzuwerfen. Den wichtigsten Bestandtheil des Finanz- 


vermögens bildet das ehemals herrenlose Land, 


das zum 


Kronland 


und damit zum Eigenthum der betreffenden Schutzeebiete erklärt 


word 


dadu 


en 


rch 


ist, 


FEWONNEN 


Finanzielle 


werden, 


Erträgenisse 


dass 


dassell 


können 


aus 


)e veräussert, 


oder in Regie verwaltet wird (vgl. darüber S 24). 


dem 


Kronland 


verpachtet 


Bezüglich der direkten Steuern ist vor Allem hervorzuheben, 


dass nach 


setzes wegen Beseitigung der 


Inland 


gelten. 


deutschen 


Schutzgebiete aus und umgekehrt. 
nämlich, 


dass ein 


S 6 Abs. 3 SchGG. die Schutzgebiete im Sinne des Ge- 


Einzelstaate 


Deutscher 


erundsätzlich 


nur 


Das 
in 


+ 
“Me 


GV; 


Besteuerung 


Doppelbesteuerung vom 13/5 


in 


0 


als 


In Folge dessen schliesst die Besteuerung in einem 


einem 


13/5 70 bestimmt 


demjenigen Bundesstaate zu 


den direkten Staatsteuern herangezogen werden kann, in welchem 


er seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes seinen 
Aufenhalt 


Heimathstaate massgebend. 


Tune 


hat; bei 


doppeltem 


Wohnsitze 


ist der 


Wohnsitz 


im 


Im Uebrigen ist es selbstverständlich, dass die direkte Besteue- 


in 


den Schutzgebieten 


noch 


Veranlagung der direkten Steuern 


und Veranstaltungen 


Schutzgebieten fehlen. 


voraussetzt, 


eine 
im 


welche 


unentwickelte 


Feit 


zur 


ist, 


noch 


da 


in 


die 


Allsemeinen Einrichtungen 
den 


Namentlich eilt dies von der Grundsteuer 


und von der Gebäudesteuer, 


Immerhin sind schon verschiedene auf die Einführung von di- 
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tung, 95 


1 


rekten und indirekten Steuern bezügliche Verordnungen für die 
einzelnen Schutzgebiete ergangen : 

A, Deutsch-Ostafrika, 

l. V. des Gouy. v. 1/8 91 (Rıesow I S. 429) betr. die Erhebung einer 


Verbrauchssteuer, welche die Erhebung einer Verbrauchsteuer vom 1/1 


art anordnete, dass von jeder Einfuhr- und Ausfuhrware 1’/a ®/o des Werthes 


als besondere Steuer durch die Zollbehörde zu erheben ist (vel. auch ( 


v. 1/5 92, Rıesow IS. 299). 


2. V..d. Gouv. v. 16/1 93 (Kol.Bl. S. 103, Rısgow II S. 430) betr, die Er 


1.1 
} 


hebung einer Steuer von den innerhalb des Schutzgebiets hergestellten Spiri- 


tuosen, welche diese Herstellung von der vorherigen Genehmigung des Gou- 


verneurs abhängig machte und eine Steuer von 10 Rupien für den Hektoliter 
der llten Spirituosen einführte. 


17/2 93 (Kol.Bl. S. 203 £., Rıesow II S. 380), betr. den Ausschank 


und den Verkauf von eeistieen Getränken, nach welcher der Ausschank und 


rkauf nur auf Grund eines von der zuständieen Behörde zu ertheilenden 


Erlaubnissscheines, für welchen eine Gebühr von 150, bezw. 120 Rupien zu 


entrichten ist, gestattet ist. (Vgl. auch V. v. 1/8 91, betr. die Ausübung 
des Schanksewerbes, RıEBow IS. 389 : die V. v. 1/10 91, betr, die Be- 
teuerung von geistig nken, RiEBOow I 8. 28 —; V. v. 2/9 91 


(seträ 


RIERBOW IS. 390, welche den Verkauf von Opium und gleichartisen Genuss 


mitteln an ige Soldaten der kaiserl. Schutztruppe oder an farbige Ange- 


stellte des Gouvernements bei Strafe verbot.) 

4. V. d. Gouv. v. 1/11 97 betr. die Erhebung einer Häuser- und Hütten- 
steuer in Deutsch-Ostafrika (Kol.Bl. S. 50, Rısgow III S, 368), welche die Er- 
hebung einer Häuser- und Hüttensteuer für bewohnte Gebäude anordnete, als 


Steuerpflichtige die jeweiligen Häuser- bezw. Hüttenbesitzer erklärte und zum 


Zwecke der Besteuerung unterschied: I. Klasse: Steinhäuser nach Europäer-, 


Inder- oder Araber-Art: a) in städtischen Ortschaften, b) in ländlichen Ort- 


schaften. Il. Klasse: Häuser und Hütten nach Eingeborenen-Art: a) in städti- 
chen Ortschaften; b. in ländlichen Ortschaften. Bei der zweiten Klasse kann 
die Steuer auch in natura (Oelfrüchte, bezw. Getreide und Arbeitsleistungen) 


auch Runderlass v. 28/1 98 betr. die Erhebune der 


releistet werden. (Vel. 
Hüttensteuer, Rrıesow II S. 20 fi und Runde 


s v. 21/8 99, RıEBOWw-IV 
S. 94.) Im Zusammenhang mit der V. v. 1/11 97 steht der Runderlass vom 
10/10 98 betr. die Grundsteuer (Rrızgow III 8. 149) !). 

B. Südwestafrika. 

l. V, v. 13/3 93 betr. die Einfuhr und den Vertrieb von eeistieen Geträn- 
ken (Kol.Bl. S. 261, Rıesow I S. 261). 

2, V.v. 275 95 (Kol.Bl. 8. 402, RıesBow III S. 158 £.) betr. den Ausschank 
und Verkauf von geistigen Getränken. Der Betrieb der Gastwirtschaft und 
Schankwirtschaft und der Handel mit geistigen Getränken ist nur geren Lösung 
eines Erlaubnissscheins. für den eine Gebühr in ziemlicher Höhe zu entrichten 
ist, zulässige, 


3 V, v.8/196 (Kol.Bl. 1897 S. 651, Rriesow III S. 321) betr. eine Stempel- 


24/7 99, betr, die Erhebung einer 


IV 8. S4). 


!) Vgl. auch V. d. Kais. Bezirksamts v. 


Hundesteuer im Bezirk der Stadt Dar-es-Saläm (RızBow 


hrliehen Absabe von Fuhrwerkseigenthümern (mit gewissen 


» die Neuanlage, Ausbesserune und | nterhaltung der 


den Kleinhandel 


ren Ausschank in Kamerun, wonach die Er- 


um Ausschank voı ceistigen (setränken nuı 


Eine V. v. 27/10 90, bezw. 25/5 91 hatte die Erhebung einer Firmenal 
anceordnet. Diese Verordnung wurde jedoch durch eine neuerliche V. vom 
1/8 99 (Kol.Bl. S. 692, Rıesow IV 8. 85) betr. die Neurerelune der Abzabe 
vom Handelsgewerbe ersetzt. ist für Handelsniederlassungen 


sabsabe zu entriehten, deren Höhe (min- 


im Schutzgebiete von Togo eine Jahr 


destens 800 M, im Jahı sich je nach der Art des G@ schäftsbetriebs abstuft 
($ 2). Der Betrieb des Hausirhandels ist von der Lösung eines auf die Person 


und das Kalenderjahr lautende: Wanderrgewerbescheins für welchen eine Ge- 


bühr von 500 M, zu entriehten ist, abhäne 


nea-Kom pagn ie ist dureh V. der Direktion 


S. 531) mit Genehmigung des Reichskanzlers 


nsteuer eingeführt worden, Nach dieser Verord 


nung lieeen Personen, welche innerhalb des Schi ts Handelseesch 


betreibe 1, einer (Gewerbesteuer, we lehe in sechs 


oder ein Gewerbe selbstständig 


dem Umfange des 


Stufen von 40, 80, 120, 240, 400 und 600 M. 
1 


\ 
ıbune kommt. Ebenso unterlieeen Beamt 


Geschäfts oder Bet 
männische Gesch: 


-} 


oder freier Verpflegung von mehr als 1000 M. haben, einer Einkommensteuer, 


ö : 3 
nzunesverwalter und Aufseher, Handlungs- und 


iseehülfen, welche ein Einkommen an baarer Besoldung, Tantiemen 


Handw 


die von einem Einkommen von 1000—1500 M. 6 M. beträgt, von dem weiteren 
Einkommen über 1500 M. 2%. 

F. Marschall-Inseln. 

1. VV.v. 15/6 89 und 2/8390 (RıEsow IS. 620 ff.) betr. die Erhebung einer 
Gewerbesteuer. 
2. V. v. 29/8 98 (Kol.Bl. S. 


Steuern, welche « 


22 


betr, die Einfüh- 


v4} 


fd. Kopra) 


f., Rıesow Ill 


Gebühren für Amtshandlungen kann der Kaiser ebenso 
für die Schutzgebiete anordnen, wie die Erhebung von Steuern. 


Gebühren im e. S. sind öffentliche Abgaben, die als Gegenleistung 
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für die Vornahme von Amtshandlungen öffentlicher Behörden er- 
hoben werden, während vielfach auch indirekte Abgaben als .Ge- 
bühren“ bezeichnet werden. Mitunter hat eine mit dem Namen 
„Gebühr“ bezeichnete Abgabe einen doppelten Charakter, insoferne 
sie mit Rücksicht auf ihre Höhe wie eine Steuer wirkt. 

Zu den Gebühren gehören insbesondere die Gerichtskosten. in 
Bezug auf welche der Kaiser nach S 62.7 n. Sch@GG. einfachere 
Vorschriften treffen kann, als sie in den nach $ 19 KGG. v. 7/4 00 
zur Anwendung gelangenden Gesetzen enthalten sind (vel. 821 V). 

Was die Geldstrafen anlanet, so bestimmte S 46 KGG. 
v. 10/7 79, dass die von den Konsuln und Konsulargerichten ver- 
hängten Geldstrafen zur Reichskasse fliessen. Diese Bestimmung 
hatte auch in den Schutzgebieten zur Anwendung zu kommen: 
S3 2. 11a. SchGG. ermächtigte jedoch den Kaiser zu bestimmen. 
dass diese Vorschrift, insoweit die Kosten der Rechtspflege von 
einer mit einem Kaiserl. Schutzbriefe versehenen Kolonia gesell- 


schaft zu bestreiten sind, ausser Anwendung bleibt. 


Ins 24 Abs. 2 RGG. v. 7/4 00 ist ebenfalls vorgeschrieben, dass 
(xeldstrafen in die Reichskasse fliessen. Diese Vorschrift findet jedoch 
in den Schutzgebieten keine Anwendung, weil, wie in der Begründung 
hervorgehoben ist, nach Massgabe des RG. v. 30/3 92 über die 
Einnahmen und Ausgaben der Schutzeebiete für jedes Schutzgebiet 
ein eigener Fiskus besteht, in welchen die von den Gerichten des 
betreff, Schutzgebiets verhängten Geldstrafen zu fliessen haben. 
Ebenso wurde eine dem $ 3 Z. 11 a. Sch@G entsprechende Vor- 


schrift als entbehrlich in das n. Sch@G nicht aufeenommen. 


Ss 17. Das Zollwesen und der auswärtige Handelsverkehr '). 


I. Was das Zollwesen und den auswärtieen Handelsverkehr 
anlanet, so ist vor Allem hervorzuheben, dass die deutschen Schutz- 
gebiete nicht zum deutschen Zollgebiete gehören, demselben »eren- 
über also Ausland und daher die von den Schutzeebieten in das 
deutsche Zollzebiet gelangenden Waaren zollpflichtig sind. Nach 
Beschluss des Bundesraths vom 2/6 93 (EBl. f. d. D. R. 8. 197. 
RıEBow II, S. 22) geniessen jedoch die Schutzgebiete die Meistbe- 
günstigung, insoferne auf deren Erzeugnisse die vertragsmässigen 
Zollsätze in Anwendung zu bringen sind ?). 


') Schutzgebiete, S. 245 


®\ Ueber die Frage der Zollbefreiung deutsch-kolonialer Produktı vel. 


Deutsche Kol.Zte. 1900 8. 142 FL. 162 f, 199 £., 238. 


Rechtsverhältnisse. 


rebiete. 
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Wie die Waaren der Schutzgebiete im deutschen Zollgebiete 
zollpflichtig sind, so können auch die von Deutschland nach den 
Schutzgebieten verbrachten Waren daselbst einem Zoll unterworfen 
werden, Das Gleiche gilt von Waaren, die von einem Schutzge- 
biete in ein anderes eingeführt werden, da jedes Schutzgebiet für 


sich ein selbständiges Zollgebiet darstellt. Die für verschiedene 


Schutzgebiete erlassenen Zollordnungen, auf welche noch zurück- 
zukommen sein wird, haben denn auch in der Regel alle Waaren, 
die in das betr. Schutzgebiet eingeführt werden, gleichgültig woher 
sie kommen, der Zollpflicht unterworfen. 

Da die deutsche Zollgesetzgebung in den deutschen Schutzge- 
bieten nicht silt, steht auch nichts ım Wege, im deutschen Zoll- 
gebiete unzulässige Durchgangszölle (vgl. S 6 Vereinszolle. v. 1869) 
und Ausfuhrzölle daselbst einzuführen, wie dies auch in den meisten 
Schutzgebieten geschehen ist. 

II. In Bezug auf die Aufleeune und Erhebung von Zöllen, 
sowie überhaupt in Bezug auf die Regelung des Handelsverkehrs 
ist die deutsche Kolonialverwaltunge durch internationale Verein- 
barungen vielfach beschränkt. In erster Linie kommt hier in Be- 
tracht die Kongoakte v. 26/2 85, welche für die im Art. 1 aufee- 
führten Gebiete des sog. konventionellen Kongobeckens die Handels- 
freiheit festgesetzt und in den Art. 3 und 5 namentlich die un- 
gleiche Behandlung bezüglich der Schiffe, wie Waaren, die Ver- 
leihung von Monopolen und Privilegien irgend welcher Art, die 
sich auf den Handel beziehen und die Erhebung von Eingangs- 
und Durchgangszöllen von in diesen Gebieten zur Einführung ge- 
langenden Waaren verboten und den Grundsatz ausgesprochen hat, 
dass Waaren jeder Herkunft, welche in diese Gebiete unter irgend 
einer Flagge auf dem Land-, See- oder Flusswege eingeführt werden, 
keine anderen Abgaben zu entrichten haben sollen, als solche, welche 
etwa als billiger Entgelt für die zum Nutzen des Handels gemachten 
Ausgaben erhoben werden und in dieser Eigenschaft eleichmässie 
von den Landesangehörigen und den Fremden jeder Nationalität 
zu tragen sind. (Art. 5, 14, 15 und 16.) Diese für die deut- 
schen Schutzgebiete, soweit dieselben im konventionellen Kon. 
eobecken liegen, massgebenden Bestimmungen sind theilweise 
durch die Brüsseler Generalakte vom 2/7 90, bezw. die derselben 
beigefüste Erklärung abgeändert worden (RIEBOW IS. 173). Nach 
dieser Erklärung können nämlich die Signatärmächte und die der 


Akte beitretenden Mächte, welche im konventionellen Kongobecken 
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Besitzungen haben, oder eine Schutzherrschaft ausüben. daselbst. 
soweit überhaupt eine Ermächtigung dazu für sie erforderlich ist, von 
den einzuführenden Waaren Zölle erheben, deren Tarif einen 10°/, 
des Werthes im Einfuhrhafen sleichkommenden Satz nicht über- 
steigen darf, mit Ausnahme jedoch der Spirituosen, für welche die 
Bestimmungen der Generalakte v. 2/7 90 in Kraft geblieben sind. 
Ausserdem darf keine ungleiche Behandlung stattfinden und kein 
Durchgangszoll erhoben werden. Die Mächte, welche innerhalb 
des Maximalsatzes von 10 %, ein Zollsystem vereinbaren, sind ver- 
pflichtet, die Formalitäten thunlichst zu vereinfachen und die Han- 
delsunternehmungen zu erleichtern. Die getroffenen Vereinbarungen 
sollen für einen Zeitraum von 15 ‚Jahren von der Unterzeichnung 
der Erklärung in Kraft bleiben. Auf Grund dieser Abmachune 
haben Deutschland, Grossbritannien und Italien eine Vereinbarune 
getroffen (Kol.Bl. 1891 S. 96 ff.), inhaltlich deren in denjenigen 
(sebieten der östlichen Zone des konventionellen Konzobeckens, 
welche unter ihrem Einflusse stehen und unter Art. 4 der Kongo- 


akte fallen, von den in diese Gebiete eingeführten Waaren in Ge- 


mässheit des nach den Verträgen mit Sansibar geltenden Zollsystems 
Zölle zu erheben sind, d. h. Einfuhrzölle von 5°/, des Werthes. 

Waffen und Munition können jedoch unter gewissen Voraus- 
setzungen mit einem Einfuhrzoll von 10°/, des Werthes im Höchst- 
betrage belest werden. Gewisse Waaren, nämlich Maschinen und 
Instrumente, welche für den Ackerbau bestimmt sind, sowie alle 
Materialien für den Bau und die Unterhaltung der Wege, Pferde- 
bahnen, Eisenbahnen und im Allgemeinen alle Transportmittel sind 
zollfrei. 

Die Vereinbarung trat gleichzeitig mit den zu Brüssel am 2/7 90 
gezeichneten Akten in Kraft mit der Bestimmung, dass sie für 
einen Zeitraum von fünf Jahren in Kraft treten und jeweils für 
weitere fünf Jahre in Kraft bleiben solle, soferne nicht eine der 
drei Signatärmächte sechs Monate vor Ablauf des fünfjährigen Zeit- 
raums die Revision desselben beantraet!). 

Was die im VI. Kap. der Brüsseler Generalakte enthaltenen 
Bestimmungen, betr. die Beschränkung des Handels mit Spirituosen 
anlangt, so finden dieselben nach Art. 90 Anwenduns innerhalb 


einer Zone, welche vom 20° nördl. Breite und vom 22° südl. Breite 


') Vgl. auch den Tarif der ichen Zone des konvent. Kongobeckens 


vereinbart zwischen dem Kongostaat, Frankreich und Portugal (Kol.Bl. 1892 


x ons 
N. 275). 


im Westen 


im Osten bis an den indischen Ocean und seine Dependenzen ein- 


wird und sich bis an den atlantischen Ocean, 
schliesslich der bis zu eimer Entfernung von 100 Seemeilen vom 
Meeresufer gelegenen Inseln erstreckt. In denjenigen Theilen dieser 
den erössten Theil der deutschen Schutzgebiete in Afrika umschlies- 
senden Zone, in welchen erweislich, sei es aus religiösen oder an- 
deren (Gründen keine Spirituosen konsumirt werden, oder deren 


(senuss sich nicht eingebürgert hat, sollen die Mächte die Einfuhr 


verhindern. Ebenso soll die Fabrikation geistiser Getränke unter- 
sagt sein. Ausnahmen von diesem Verbote können nur für be- 
schränkte Quantitäten verstattet werden, wenn dieselben für den 
(Gebrauch von Nichteingeborenen bestimmt sind und wenn sie in 
(semässheit der von einer jeden Regierung erlassenen Vorschriften 
und Bedingunsen eingeführt werden. (Art. 91.) 

Eine Abänderunse des Art. 91 ist erfolet durch die Brüsseler 
Konvention vom 8/6 99, (Kol.Bl. S. 531 ft.) 

Die Mächte, welche Besitzungen oder Protektorate in denjenigen 
Theilen der Zonen inne haben, welche dem Verbote nicht unter- 
liegen, und wo die Spirituosen gegenwärtig frei eingeführt werden, 
oder wo der Eingangszoll weniger als 15 Franken für das Hekto- 
liter von 50° Alkoholgehalt beträgt, verpflichteten sich. auf diese 
Spirituosen einen Einfuhrzoll von 15 Franken für das Hektoliter 
von 50° Alkoholgehalt zu legen und zwar für die Dauer von drei 
Jahren vom Tage des Inkrafttretens der Generalakte. Für die 
spätere Zeit war eine Erhöhung des Zolles vorgesehen. (Art. 92.) 

Die Spirituosen, welche in den im Art. 92 bezeichneten Ge- 
bieten fabrieirt werden ‘und für den Bedarf im Innern bestimmt 
sind, sollen mit einer Steuer belegt werden, die nicht niedriger sein 
darf, als der nach Massgabe des Art. 92 festgesetzte Minimalsatz 


der Einfuhrzölle (Art. 93, vgl. auch Art. 94"), 


‘) Nach der Brüsseler Konvention v. 8/6 99, in Kraft zetreten am 8/7 1900 


(Kol.Bl. 1900 8. 531 £.) abeeschlossen z chen dem Deutschen Reiche, Bel- 
Spanien, dem Kongostaat, Frankreich, Italien, Holland, Portu Russ 

land, Schweden und. Norwegen und der Türkei unter dem Vor Bei 
tritts der übrigen an der Brüsseler Generalakte betheilisten Mä Il der 
Einfuhrzoll auf Spirituosen, wie derselbe durch die Brüsseler Generalakte x»e- 
relt worden ist, im eanzen Gebiete der Zone, wo das im Art. XCI der Ge- 
neralakte vorgesehene Verbot nicht in Kraft stehen sollte die Höhe von 


für das Hektoliter von 50 Grad 


ar für einen Zeitraum von sechs Jahren, 


wuf der Grundlage der durch die bisheriger 


en 
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III. Weitere den Handel und das Zollwesen betreffende Ab- 
machunegen sind enthalten: 

l. In dem Protokoll betr. die deutschen und französischen Be- 
sitzungen an der Westküste von Afrika und im der Südsee vom 
24/12 95 (RIEBOW I 8. 81). In dem auf die Biafrabai sich beziehen- 
den Abschn. I dieser Uebereinkunft verpflichteten sich nämlich die 
beiden Regierungen keine Massregel zu ergreifen, welche die Frei- 
heit der Schitifahrt und des Handels der Ansehörigen der anderen 


Regierung in dem Theile des Campofluss: s, der die Grenze bildet 


und von den Angehörisen beider Länder gemeinsam benützt wird, 


beeinträchtigen könnten. In dem auf die Sklavenküste bezüglichen 
Abschnitt IL ist ferner den französischen Kaufleuten in Porto Se- 
guro und in Klein-Popo für ihre Person und ihr Bigenthum sowie 


1 


für ihre Handelsunternehmungen bis zum Abschluss einer m Aus- 


sicht genommenen Zollabmachune!) die Vereünstigung der gleichen 


Behandlung zugesichert, welche sie damals genossen, wie auch die 


(sewährung aller Vortheile und Freiheiten, welche etwa den deut- 
schen Staatsangehörigen eingeräumt werden sollten. Namentlich 
behielten sie die Befugniss, ihre Waaren zwischen ihren Faktoreien 
und Magazinen in Porto Seguro und Klein Popo in dem angren- 
zenden französischen Gebiete frei hin und her zu befördern, ohne 


zur Zahlung irgend welcher Abgabe senöthigt zu sein. Die gleiche 


Ereebnisse einer Revision unterzogen werden soll. Für die Kolonit n von Toro und 
Dahomey braucht der Zoll nur 60 Fr. für das Hektoliter von 50 Grad Alkohol- 
eehalt zu betraeen (Art. 1). — Die Spirituosen, welche in den im Art, NCII der 
Generalacte bezeichneten Gebieten fabrieirt werden sollten und für den Bedarf 
immt sind, sind nach Art. NCIII mit einer Steuer zu belegen. 


it möglich, zu sichern sich ver 


im Innern best 


Diese Steuer, deren Erhebung die Mächte, sow« 


pfliehten, soll nicht niedriger sein, als der im Art. 1 festgesetzte Minimalsatz 
des Eimfuhrzolls (Art. 2). 


und Frankreich über 


) Eine solehe Uebereinkunft zwischen Deut 


cen Gebieten an der Sklaven- 


die Einführung eines Zollsystems in den beidersei 


ember 1889 «zeschlossen 


küste ist zuerst am 25. Mai 1887 und dann am 
Nach Art. 2 


; Uebereinkunft sollen 
eutschen und französischen Besitzungen an 


worden (Kol. Jahrb. III. S. 288 ff. 
d 


die der Sklavenküste ein einheit- 
lic nes Zolleebiet ohne Zwischen-Zollerenze dergestalt bilden. dass daselbst ein 
und dieselben Zölle erhoben werden und dass die auf einem Gebiete verzollten 


Waären, ohne einer neuen zu unterlieeen, in das andere eingeführt 


st am 1. März 1890 in Kraft zetreten und 


werden können. Die Ueberei 


Dauer eines Jahres mit der Massgabe, dass sie st 


jefueniss wurde den deutschen Kaufleuten von der französischen 
tegierung zugesichert. Ausserdem behielten sich die deutsche und 
französische Regierung vor, nach vorheriger Untersuchung an Ort 
und Stelle über den Erl: 


beiderseitigen Gebiete zwischen den englischen Besitzungen an der 


ss gemeinsamer Zollbestimmungen für ihre 


(soldküste im Westen und Dahomey im Osten sich zu verständigen. 
2. In der Erklärung, betr. die gesenseitire Handels- und Ver- 
kehrsfreiheit in deutschen und englischen Besitzungen und Schutz- 


gebieten im westlichen Stillen Ocean vom 10, April 1886 (RıEBow I 


\ 


S. 87 


. Beide Regierunsen kamen überein, dass die beiderseitieen 


F 


taatsangehörigen befugt sein sollen, alle Besitzungen und Schutz- 
sebiete des anderen Staats im westlichen Stillen Ocean zu besuchen, 
sich daselbst niederzulassen, alle Art von Eigenthum daselbst zu 
erwerben und zu besitzen und alle Arten von Handel und Gewerbe, 
sowie von landwirthschaftlichen Unternehmungen zu betreiben unter 
denselben Bedinseunsen und Gesetzen und im Genuss derselben 


religiösen Freiheit wie die Angehörigen desjenigen Staats, welcher 


dort Souveränetäts- oder Protektoratsrechte ausübt. Insbesondere 
sollen in allen deutschen und britischen Besitzungen und Schutzge- 
bieten im westlichen Stillen Ocean die Schiffe beider Staaten in jeder 
Beziehung gegenseitig die gleiche Behandlung sowohl, wie die Be- 
handlung der meistbegünstigten Nation geniessen und Waaren jed- 
weden Ursprungs, welche von den beiderseitigen Staatsangehörigen 
unter irgend welcher Flagge eingeführt werden, sollen keinerlei 
anderen oder höheren Abgaben unterworfen sein, als diejenigen, 
welche von den Angehörigen des andern Staats oder irgend einer 
dritten Macht eingeführt werden. 

3. In dem deutsch-portugiesischen Vertrage vom 30. Dezember 
1886, betr. die Abgrenzung der beiderseitigen Besitzungen und In- 
teressensphären in Südwestafrika, (RızBow I S. 89) heisst es, dass 
die deutschen Reichsangehörigen in den portugiesischen Besitzungen 
Afrikas und die portugiesischen Staatsangehörigen in den deut- 
schen Besitzungen Afrikas mit Bezug auf den Schutz ihrer Personen 
und ihres Vermögens, auf den Erwerb und die Uebertragung be- 
weglichen und unbeweglichen Eigenthums, sowie auf die Ausübung 
ihres Gewerbes ohne Unterschied die gleiche Behandlung und die- 
selben Rechte, wie die Angehörigen des Staats, welcher die Souve- 
ränetäts- oder Protektoratsrechte ausübt, geniessen. 

4. Von dem deutsch-englischen Vertrage vom 1. Juli 1890 sind 


Inhaltlich Art. 


hier namentlich anzuführen die Art. 8, 9 und 10. 
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8 verpflichteten sich die beiden Kontrahenten in allen denjenigen 
Theilen ihrer Gebiete innerhalb der in der Kongoakte bezeichneten 
Freihandelszone, auf welche die fünf ersten Artikel der genannten 
Akte am Tage des gegenwärtigen Abkommens anwendbar sind, die 
Bestimmungen dieser Artikel in Anwendung zu bringen. Hienach 
eeniesst der Handel völlige Freiheit; die Schifffahrt auf den Flüssen, 
Seen und Kanälen und den daran gelegenen Häfen ist frei für 
beide Flaggen; keine ungleiche Behandlung mit Bezug auf den 
Transport oder Küstenhandel ist gestattet; Waaren jeder Herkunft 
sollen keine anderen Abgaben zu entrichten haben als solche, welche 
unter Ausschluss ungleicher Behandlung für die zum Nutzen des 
Handels gemachten Ausgaben erhoben werden mögen; Durchgangs- 
zölle dürfen nicht erhoben und Monopole und Handelsbegünstigungen 
nicht gewährt werden. Den Angehörigen beider Mächte ist die 
freie Niederlassung in den beiderseitigen ($ehieten, soweit dieselben 
in der Freihandelszone gelegen sind, gestattet. Insbesondere herrscht 
Einverständniss darüber, dass in Gemässheit dieser Bestimmungen 
von jedem Hemmniss und jedem Durchgangszoll frei sein soll der 
beiderseitige Güterverkehr zwischen dem Nyassa-See und dem Kon- 
gostaat, zwischen dem Nyassa- und dem Tanganika-See, auf dem 
Tanganika und zwischen diesem See und der nördlichen Grenze 
beider Sphären. 

Nach Art. 9 sollen Handels- und Bergwerkskonzessionen, sowie 
Rechte an Grund und Boden, welche Gesellschaften oder Priyat- 
personen der einen Macht innerhalb der Interessensphäre der an- 
deren Macht erworben haben, von der letzeren anerkannt werden, 
sofern deren Gültiekeit genügend dargethan ist. Die Konzessionen 
müssen in Gemässheit der an Ort und Stelle gültigen Gesetze und 
Verordnungen ausgeübt werden. 

Gemäss Art. 10 sollen in allen Gebieten Afrikas, welche einer 
der beiden Mächte gehören oder unter ihrem Einflusse stehen, 
Missionen beider Länder vollen Schutz geniessen; religiöse Duldung 
und Freiheit für alle Formen des Gottesdienstes und für geistlichen 
Unterricht werden zugesichert. 

5. In Art. 6 des deutsch-englischen Vertrags vom 15. Novem- 
ber 1893 über die Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphären 
in den am Golf von Guinea nach dem Innern sich erstreckenden 
Gebieten erkannte England seine Verpflichtung an, auf die seiner 
Souveränetät oder seinem Protektorat unterliegenden Gewässer des 
Niser und seiner Nebenflüsse die auf die Freiheit der Schifffahrt be- 
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züglichen Bestimmungen anzuwenden, welche in den Artikeln 26, 


y 


27, 28, 29, 30 und 33 der Koneoakte enthalten sind, während sich 
Deutschland seinerseits durch den Art. 32 der Kongoakte an jene 
Bestimmungen für denjenigen Theil der Gewässer gebunden erklärte, 
welcher seiner Aufsicht unterliegt!) 

6. Von dem deutsch-französischen Abkommen vom 15. März | 
1894 betr. die Abgrenzung des Schutzsebiets von Kamerun u. s. u 


(Kol.Bl. S. 159 ff.) kommt zunächst $S 3 in Betracht, inhaltlich 
dessen Deutschland bezüglich des Benu& und seiner Zuflüsse, soweit sie 
in der deutschen Interessensphäre liegen, und Frankreich bezüglich 
desjenigen Thheils des Mayo-Kobi und der anderen Zuflüsse des Benue, 
welche in der französischen Interessensphäre liegen, gegenseitige ihre 
Verpflichtung anerkennen, die m den Artikeln 26, 27, 28, 29, 31, 


32 und 33 der Kongoakte aufgeführten, auf die Freiheit der Schift- 


fahrt und des Handels bezüglichen Bestimmungen anzuwenden und 


ihnen Geltung zu verschaffen, ebenso wie sie dies aueh bezüsclich 


der Bestimmungen der Brüsseler Generalakte v. 2/7 90 über die | 
Einführung von Waffen und Spirituosen thun werden. Deutschland 
und Frankreich sicherten sich ferner gegenseitige den Genuss dieser näm- | 
lichen Bestimmungen zu, soweit sie sich auf die Schifffahrt auf dem 
Schari und Logoneund ihren Zuflüssen und auf die Einfuhr von Waffen 
und Spirituosen in die Becken dieser Gewässer beziehen. In Art. 4 
ist ferner ausgesprochen, dass in de beiderseitigeu Interessen- 
sphären, welehe in dem Becken des Benu& und seiner Zuflüsse, 
des Schari, des Logone und ihrer Zuflüsse liegen, sowie auch in 
(zebieten südlich und südöstlich vom Tschadsee die Handeltreiben- 
den der beiden Länder bezüglich der Benützung der Landstrassen 
und anderer Verbindungswege zu Lande auf dem Fusse vollkom- 
mener Freiheit behandelt werden. Im den szenannten Gebieten 
sollen die beiderseitigen Staatsangehörigen bezüglich der zur Aus- 
übung und Entwickelung ihres Handels und ihrer Industrie erforder- 


lichen Erwerbungen und Anlagen denselben Vorschriften unter- 


!), Die Art. 26, 27, 28, 29 enthalten die im Kapitel V zusammengestellten 


Bestimmungen über die Schififahrt auf dem Niger, die sog. Niger-Schiflffahrts- 


akte. In Art. 30 übernahm England und in Art. 31 Frankreieh die in den 
int: 2629 


it Bezug auf die Freiheit der Schifffahrt aufeestellten Grundsätze 


zur Anwendung zu bringen, insoweit die Gewässer des Niger, seimer Neben 


flüsse, Verzweigungen und Ausfli ränetät oder ihrem Pro- 


tektorat sich befinden oder befinden werden. Gemi \rt. 32 übernahn jede 


1 . } An . 3 I, 4 . 1 nıy 
der übrigen »Slenaturmächte unte de 


n Voraussetzung die eleiche 


fl 14, 
Verpflichtung, 


—.0. 
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liegen und dieselben Vergünstigungen geniessen. . : . Die Zoll- und 
Steuertarife, welche etwa von dem einen oder anderen Theile auf- 
gestellt werden, sollen hinsichtlich der Handeltreibenden beider 
Länder keinerlei verschiedenartige Anwendung zulassen. 

7, Uebereinkunft zwischen Deutschland und England über die 
Einführung eines einheitlichen Zollsystems für Togo und das Gebiet 
der Goldküste, südlich vom Volta v. 24/2 94 (Kol.Bl. S. 267 A.). 

8. Freundschafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag zwischen 
dem Deutschen Reiche und dem Sultan von Sansibar vom 20/12 85 
(RIEBOW I S. 636), inhaltlich dessen zwischen beiden Vertraestheilen 
grundsätzliche, gänzliche Freiheit des Handels und der Sehifffahrt 
bestehen soll. 

9. Im Vertrage vom 30/6 99 zwischen dem Reich und Spanien 
über die Abtretung der Inselgruppen der Karolinen, Palau und 
Marianen (Kol.Bl. S. 469) sicherte Deutschland dem spanischen 
Handel und den spanischen landwirthschaftlichen Unternehmunsen 
auf diesen Inseln die gleiche Behandlung und die zleichen Erleich- 
terungen zu, welche es dem deutschen Handel und den deutschen 
landwirtschaftlichen Unternehmungen gewähren wird. (Art. 2). 

10. In dem Vertrage zwischen dem Deutschen Reiche und China 
wegen Ueberlassung von Kiautschou v. 9/7 98 (RiEBow IV S. 163 f.) 
ist in Art. IT und IV bestimmt, dass Chinesischen Kriegs- und Handels- 
schiffen die gleichen Vergünstigungen zu Theil werden sollen, wie 
den Schiften anderer mit Deutschland befreundeter Nationen und 
und dass von chinesischen Kriees- und Handelsschiffen in der 
Kiautschou-Bucht keine anderen Abgaben erhoben werden, als 
solche auch von anderen Schiffen zum Zwecke der Unterhaltung 
der nöthigen Hafen- und Quaianlagen erhoben werden. 

IV. Von für einzelne Schutzgebiete erlassenefrauf das Zoll- 
wesen bezüglichenVorschriften mögen erwähnt werden: 

A. Deutsch-Ostafrika. 


1. Zollordnung vom 1/4 93 (Kol.Bl. S. 164, Rısroöw IS, 410), vel. auch den 


Runderlass vom 14/2 94 (Kol.Bl. $8. 270 bezw. 566, Rırsow II 8. 72). Aus 
ılte dieser Zollordnung ist folgendes hervorzuheben: Als Zollausland 
werden alle nicht zu Deutsch-Ostafrika zehörenden Gebiete aneesehen. Als 


linland (Zollgebiet) gilt das tafrikanısche Festland nebst den dazu 


l 
gehörenden Inseln ($ 7), Alle der Natur, wie des Kunst- und Ge- 
werbefleisses mit Ausnahme von Schusswaffen und Schiessbedarf dürfen ein 
ind ausgeführt werden. Die Ein- und Ausfuhr von Schusswaffen und Schiess- 


bedarf’ richtet sich nach den hierüber erlassenen besonderen Bestimmungen, 


Sonstige Ausnahmen von dem in S 1 ausgesprochenen Grundsatze können 
einzelne Artikel beim Eintritt ausserordentlicher Umstände, sowie aus eesun 
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hen Rücksichten anzeordnet werden (SS 1 und 2). 


heits- und sicherh 


lem Auslande auseehenden Gegenstände sind 


Die aus dem Küsteng:t 
zollf! 


ei. soweit nicht in dem beirefürten Tarife (Anlage A) Ausfuhrzölle 
aus dem Auslande eineeführten Wa 


unterliegen einem Einfuhrzoll von 5 Prozent des Werthes; frei vom E 


eesetzt sind. Die in das Küstengel 


(8$ 10 und 11) 
der Waaren erhoben 


zoll bleiben in der Anlage B geführten Gege 
Die ins$ 10 und 11 fest 


setzten Zölle werden vom Wi 


und sind in baarem Gelde zu entrichten ($ 16, Abs. 1). Die Kontreba und 
der Schmuseel werden nach Massgabe der in den $$ 31 fi, enthaltenen Zoll 


strafordnung bestraft. 


Ferner sind anzuführen die Verordnung vom nuar 1892 (RiEBOW 2.2.0. 


S. 422), betr. die Errichtung von zollfreien Niederlagen in den Häfen von 


Deutsch-Ostafri der Gouvernementsbefehl, betr. die zollamtliche Behandlung 


der kaiserlichen Krieesschiffe in Deutsch-Ostatrika, vom 9. Juli 1891 (Rık- 
Bow IS. 426. Kol.Bl. S. 364), inhaltlich dessen die kaiserlichen Kriessscl iife 
als Zollausland zu betrachten sind, und demgemäss weder Einfuhrzoll noch 


sonstige Gebühren für Güter zu entrichten haben, welche sie 


Hifen des deutsch-ostafrikanischen Schutzgebiets aus Postdampfe 


stiven F an Bord sie auch das zu ihrer VUung 


zolffrei an Bord nehmen, und die 


(Rıegow 1 S. 426), betr. die Zollbe- 


bestimmte Rindvieh, Schafe, 
Verordnung vom 13. Januar 


ehristlicher Missionsgesellschaften innerhalb des deutschen Schutzze- 


‚ch sämmtliehe innerhalb des Schutzrebiets angesessenen 


christlichen Missionsgesellschaften ohne Unterschied der Nationalität für die 
-ten Geeenstände Befreiunge vom Einfuhrzoll und von der 
Betrare von 1200 Mark. 
; 


9, Eine neue Zollordnung wurde erlassen am 1/1 99 Kol.Bl. 8. 45 (Rrerow IV 


eingeführ 


Verbrauehssteuer veniessen bis zum 


3), welche am 1. April 1899 in Kraft trat (Kol. Bl. S. 225, Rıegow IV S; 24), 


und alle enteerenstehenden Bestimmungen aufhob. Dieselbe stellte m $ 1 


den Grundsatz auf, dass alle Erzeugnisse der Natur, wie des Kunst- und Ge- 


werbefleisses, vorbehaltlich der durch" besondere Vorschriften gt ten Ein- 


regel 


und Ausfuhr von Schusswaffen und Schiessbedarf ($ 2) ein- und ausgeführt 


werden dürfen. 

Als Zollausland werden nach $ 7 alle nicht zu Deutsch-Ostafrika gehören- 
den Gebiete angesehen. Als Zollinland (Zoligebiet) gilt das deutsch-ostafri- 
kanische Festland nebst den dazu gehörigen Inseln. Die Zoöllgrenze bildet 
ceren das Ausland seewärts eine Linie, welche in einer Entfernung von. 10 See- 


meilen dem Rande des niedrigsten Wasserstands gleichläuft. ($ 8). 


or 


Von den aus dem Küstenzebiete nach dem Auslande ausgehenden Gegen- 


ben, und von den in das Küsten- 


ıden werden Ausfuhrzölle und Umschlagsabg 


ren Einfuhrzölle und Umschlaes- 


rebiet aus dem Auslande eingeführten 
abeaben erhoben, Waaren, die von einem Hafen des Küstengebiets nach einem 


anderen Hafen desselben übereeführt werden, unterliegen dagegen weder dem 


Ausfuhr- noch Einfuhrzoll, noch der Umschlagsgebühr ($$ 10, 11, 12). 
B. Südwestafrika. 
1. Zollverordnung vom 10/10 96, in Kraft 


> 


(Kol.Bl. 1897 Beil. Rregow II 2. 


treten am 1. Dezember 1396 


Nach 8 1 können alle Erzeugnisse der 


Natur wie des Kunst- und Gewerbefleisses mit Ausnahme von Schusswaffen und 


nn —— 


nn nn mn 
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Schiessbedarf, deren Ein- und Ausfuhr sich sich nach den erlassenen 


besonderen Bestimmungen richtet, im ganzen Umfange des Sehutzeebiets ein- 
geführt, durchgeführt und ausgeführt werden. 

Die in das Schutzgebiet eingeführten und die aus demselben ausgehenden 
if einen Einfuhr- oder Aus- 
iet durchgeführten Waaren 


rlassenden Vorschriften zolltrei velassen 


ren bleiben zollfrei, sofern nicht: der Zol 


sangeszoll 


las Schutz 


festgesetzt. Die d 


können n: den hierüber 
werden ($ 3). 

9. Bek. der Kol.Abth. des Auswärt. Amts betr. Abänderung des Zolltarifs 
für Südwestafrika v. 18/10 98 (Kol.Bl. ». 641, RiezBow II S. 153). 

C. Kamerun. 

1. V. v. 8/11 57 bet 
Erhebung von Einfuh 
Tage (RızBow I 8. 243). 

2. V. v. 26/5 91 betreffend Abänderung des Zolltarifs v. 26/5 91 (Rınpow ] 


die Aufhebung der bisherigen Ausfuhrzölle und die 


öllen (BisBow I S. 242). Ausf.V, hiezu vom eleichen 


8. V. v. 21/11 91: betr, bung eines Einfuhrzolls von Geweben (RıE- 
Bow I S. 246). Bek. hierzu v. 
1. V. v. 3/10 98 betr. Al 


RriEBow II S. 42), 


1/3 92 (RıIEBow IS. 247), 


inderune des S 7 V.,.v8/11:87 (Kol.Bl, 8. 555, 


1 


geführte Waaren der Missionsgesell 
:chaften v. 15/9 95 (Kol.Bl. S. 570, Rregow IL S. 179). 


6. V. d. Gouv. v. 1/11 98 (Kol.Bl. 8.735 f., Riesow II S. 156), welche alle 


5. V. betr. Zollermässieune für e 


trüheren auf das Zollwesen bezüglichen Verordnungen aufhob und die Er- 


von Einfuhrzöllen nach Massgabe eines am 1/3 99 in Kraft zetretenen 


$ anordnete, 


v. Gouv. v. 1/4 99 betr. die Erhebung von Einfuhr- und Ausfuhrz3l- 
len in den zur westl, Zone des konvent. Kongobeckens eehörigen Gebiets 
theilen des Schutzgebiets Kamerun (Kol.Bl. 1900 S. 95, Rızsow IV 8.51 

D. Togo. 

1. V. v. 1/10 88 betr. das Verfahren bei Erhebung von Einfuhrzöllen im 


{ 


Schutzgebiet von Togo (RIEBOW I 8. 271), erlassen auf Grund der Vereinba- 


unge mit Frankreich v. 25/: 
2. NV: vw. 21 


Orr 


Bow I S. 277). 

3. V. v. 5/11 93 betr. die Zollerhebung in Togo (theilweise Abänderung 
der V. v. 1/10.88 Kol.Bl. 1894 S. 3, Rıegow IV S. 48). 

4. V.v. 17/11 94 betr. Zollermässigungen für die Missionsgesellsch 
Togo (Kol.Bl. 1895 S. 68, RıseBow I S. 68). 

5. V. v. 24/9 97 betr. Ausfuhrzölle (Kol.Bl. 8. 717, Rıegow IV 8, 3). 

E. Die Marsecl 


Für dieses Gebiet sind bisher noch keine auf das Zollwesen bezüglichen 


5 92 betr. die Erhöhung des Einfuhrzolls auf Spirituosen (Rız 


ften in 


ıalls-Inseln. 


Verordnungen ergangen. 
F. Das Kiautschou-Geblet., 
1. Provisorische zollamtliche Bestimmungen vom 3/5 99 (M.V.Bl. 8 XX. 


RreBow IV S. 196 ff), Nach diesen Bestimmungen ist die Waareneinfuhr 


das deutsche Gebiet frei, mit Ausnahme von Opium, Waffen, Pulver und Spreng- 


stoffen, sowie den zur Anfertigung der letzteren dienenden Bestandteilen, welche 


waltung der 


immuneen unterliegen. (Vgl. diese be 


M.V.Bl. S. XXI. Rızgow IV S. 198 f£.) Fremde Waaren und 


Zollbeg 


‚lche innerhalb des deutschen Kraut 
solehen im deutschen Gebiet 


deutsche Gebiet einzeführten 
ein amtliches Ursprungszeug- 


iu keinen Ausfuhrzoll, 


rland verschickt oder aus dem 
ser dem vertragsmäss 
e Vertrag 


134 Pa hi} 
auf Schiftien emder 


tscho ırebiet ouer nem ana 


oder zur Erhebune selaneen. 


pas 5% 0 
vurde durch Verfügm or dt Reichskanzleı vom 4 Juni 1885 nf Gi ind es 
$S 11 a, Sch@@. der Direktion für den Erlass einer für das Schutzgebiet bestimm- 
ten Zollverordnunz der Gesellschaft die Befugniss übertragen, gegen die Nichtbe 
foleune der Vorschriften derselben Gefäneniss bis zu drei Monaten, Haft, Geld 


trafe und Einziehung eir ıde anzudrohen. (RıEBow I S. 522.) 
Mit Genehmi des Reichskanzlers erliess hierauf die Direktion der 


30. Juni 1888 eine am 1. Okrober 1888 in Kraft 


eetretene ausführliche Zollverordnung (RrEeBow I S. 523 ff.), welche 
Zollstrafree und Zollstrafverfahren 


Inune dürfen alle Waaren in das Schutzeebiet frei einge 


auch Bestimmuneen über 
$ 1 dieser Zollveror 


is demselben frei a ıseeführt werden, SOwe it der Zol 


nicht ei 


eangszoll oder einen Ausgaı 
oder Ausfuhr festsetzt. Der der Verordnung beigefü; 
etzt aber Einfuhrzölle fest für Bier und Meth, Weine, Branntweine 


queure jeder Art, sowie alle sonstigen alkoholischen Getränke und in Spi 


eineemachte Früchte, und Ausfuhrz für Kopra; verboten ist die Einfuhı 
von Opium ausser zu medieinischen Zwecken, von Waffen, Munition und Spreng- 


jedarf 


rl Nicht-E 


vb durch die V, der 


stolfen auss \eebort 


Diese Zollord 
Neu-Guine 
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Ss 18. Die Verwaltung des Innern '). 


I. Die Verwaltung des Innern hat die Bedingungen zu schaffen, 
die es der Gesammtheit, wie den einzelnen Staatsansehörieen er- 
möelichen, eine thunlichst hohe Stufe der Entwickelune in wirth- 
schaftlicher, geistiger und leiblicher Beziehung zu erreichen. Diese 
Thätiekeit der Verwaltung erscheint als polizeiliche, wenn sie die 
Abwehr von allgemeinen die Sicherheit und Wohlfahrt der Gesammt- 
heit oder einzelner Staatsangehöriger drohenden allgemeinen Ge- 
fahren bezweckt, sobald diese Abwehr mit einem Zwanse vegen 
Personen verbunden ist, als pflegliche, wenn zur Förderung 
der Wohlfahrt Einrichtungen geschaffen werden, deren Benutzuns 
den Einzelnen freigestellt ist. 

Die Ausbildung der inneren Verwaltung setzt ein ziemlich ent- 
wickeltes Staatswesen voraus. In weniger entwickelten Zuständen. 
wie dieselben in der ersten Zeit in den Kolonien vorliegen, MUSS 
sich die Thätiekeit der öffentlichen Gewalt zunächst auf die Auf- 
rechterhaltung der öftentlichen Rechtsordnung und die Sorge für 


die Sicherheit der Personen und des Eisenthums durch die Rechts- 


ptlege und die Sicherheitspolizei beschränken. Erst allmählig können 
die übrigen Zweige der inneren Verwaltung ausgebildet werden. 
Der erste und wichtigste Zweig der inneren Verwaltune in den 
Schutzgebieten ist daher die höhere wie niedrige Sicherheits- 
polizei. 

Erst in zweiter Linie kommt die Staatspflege in Betracht, 
insbesondere die Sorge für die wirthschaftliche Entwiekelung. Als 
ein Bestandtheil der inneren Verwaltung erscheinen in den Kolonien 
auch die Massregeln für die Erhaltung und das Wohlergehen der 
Eingehorenen. 

Il. Was nun zunächst die Sicherheits po lizei anlanst, 
so ist deren Aufgabe der Schutz der Einwohner der Schutzgebiete 
gegen (Gefährdungen und Verletzungen ihrer Person und ihres 
Eigenthums, sowie Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
Ruhe, insbesondere Verhütung von Zwistigkeiten zwischen den Ein- 
geborenen und den Eingewanderten. 

Die Handhabung der Sicherheitspolizei ist Aufgabe der an der 
Dpitze der Verwaltung in den einzelnen Schutzgebieten stehenden 
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Beamten, deren Befugnisse in dieser Beziehung aus ihrer Stellung 
als oberste Verwaltungsbeamte sich von selbst ergiebt'). 
Beschränkunsen der Machtbefugnisse dieser Beamten sind 


insoferne seeeben. als das Str&B. und die StrPrO. willkürliche Frei- 


heitsentziehunsen, Beschlagnahme und Haussuchungen u. 8. w. ver- 
bieten bezw. die Vornahme von Verhaftungen, Haussuchungen u. 
s. w. von eewissen Voraussetzungen abhängig machen, soweit diese 
Massregeln strafprozessualen Charakter an sich tragen. Im übrigen 
ist zu beachten, dass die im deutschen Reiche bezw. in Preussen 
zum Schutze der persönlichen Freiheit erlassenen Gesetze in den 
Schutzgebieten nicht gelten; insbesondere gilt auch das Freizügig- 
keitsgesetz vom 1/11 67 nicht, welches die Ausweisung von Inlän- 
dern aus einem Orte des Reichsgebiets nur aus bestimmten im G. 
v. 1/11 67 zuselassenen Gründen gestattet. In Folge dessen können 
auch Reichsangehörige aus gewichtigen Gründen, insbesondere im 
Interesse der Sicherheitspolizei ohne Rücksicht auf die Bestimmungen 
des Freizügiekeitsgesetzes aus den Schutzgebieten ausgewiesen wer- 
den. Es hängt dies damit zusammen, dass in den Schutzgebieten, 
ledielich die auf das bürgerliche Recht, das Strafrecht und das 
gerichtliche Verfahren bezüglichen Vorschriften der Reichsgesetze, 
bezw. der preuss. Gesetze für anwendbar erklärt wurden, nicht 
aber die Gesetze öffentlich-rechtlichen Inhalts wie das Freizügig- 
keitsgesetz u. del. 

Die Polizeigewalt wird ausgeübt durch Polizeiverord- 
nungen und Polizeiverfügungen. Wer befugt ist, Poli- 
zeiverordnungen zu erlassen, ist bereits früher ($ 9) dargelegt 
worden. Zum Erlasse polizeilicher Verfügungen ist jeder Beamte 
berechtigt, dem irgend ein Zweig der Polizeigewalt übertragen ist. 
‚Jeder Polizeibeamte ist selbstverständlicher Weise auch befugt, die 
von ihm erlassenen polizeilichen Verfügungen mittelst Zwangs zum 


Vollzuge zu bringen. Imsoweit besondere Vorschriften in dieser 


1) In den Kommissionen, die s. Z, dem Gouverneur von Kamerun und den 
Kommissarien von Toro und für das südwestafrikanische Schutzgebiet ertheilt 
wurden (Reichstae II Sess. 1885/86 Drucks. N. 21 S. 4) wurden diese Beamten 
ancewiesen, „die Interessen des Reiches wahrzunehmen, für Ruhe und Ordnung 
mit allen Mitteln Sorge zu tragen, und den Reichsangehörigen, wie den Unter- 
thanen anderer befreundeter Staaten Schutz und Sicherheit zu gewähren“. Dass 
zu den hiedurch übertragenen Machtbefugnissen die Sicherheitspolizei gehört, 
ist nicht zu bezweifeln. Ebenso ist es selbstverständlich, dass die Handhabung 
der Sicherheitspolizei zu den Befugnissen der übrigen an der Spitze der Schutz- 


gebiete stehenden Beamten gehört. 
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Beziehung nicht bestehen, wird es im einzelnen Falle im Ermessen 
des Beamten liegen, welche Zwangsmassreseln zu ergreifen sind. 
‚Jedoch erscheinen Zwangsmassregeln unzulässig, die nach deutschem 
Rechte ausgeschlossen sind, wie z. B. körperliche Züchtigungen, 
die höchstens gegen Kingeborene nach Massgabe der Verfügung 
des Reichskanzlers y. 22/4 96 zulässig wären (vgl. 8 27). Gegen die 
Verfügungen steht selbstverständlich den Betroffenen das Recht 
der Beschwerde an die vorgesetzte Behörde, bezw. den Reichs- 
kanzler zu. 

Die Polizeistrafgerichtsbarkeit wird gemäss $ 29 
GV@. u.8 23 KGG. v. 1/4 00 vom Richter im Schutzgebiet sehand- 
habt. Nun lässt $ 453 StrPrO. zu, dass durch „landesgesetzliche* 
Bestimmung den Polizeibehörden die Befueniss beigelest wird, auf 
Uebertretungen in den Strafgesetzen angedrohte Strafen vorläufie 
durch Verfügung festzusetzen, mit der Masseabe jedoch, dass die 
Polizeibehörde keine andere Strafe als Haft bis zu 14 Tagen oder 
Geldstrafe und diejenige Haft, welche an Stelle einer uneinhrine- 
lichen Geldstrafe tritt, sowie etwa eine verwirkte Einziehung 
verhängen kann. Diese reichsgesetzliche Vorschrift findet natürlich 
auch in den Schutzgebieten Anwendung; es kann daher keinen 
Bedenken unterliegen, dass durch Kaiserl. Verordnung, die hier 
die „landesgesetzliche Bestimmung“ vertritt, den mit der Hand- 
habung der Polizeigewalt betrauten Beamten dieses vorläufige Straf- 
testsetzungsrecht eingeräumt wird. Zu beachten ist jedoch dabei, 
dass, da in den Schutzgebieten die Uebertretung von Polizeiverord- 
nungen mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten mit Geldstrafe in un- 
beschränkter Höhe bedroht werden kann (8 15 n. Sch@G.), die 
polizeiliche Straffestsetzung ausgeschlossen ist, wenn der Mindest- 
betrag der angedrohten Strafe über sechs Wochen Freiheitsstrafe 
oder 150 Mk. Geldstrafe hinausgeht, oder wenn zwar eine geringere 
Strafe im Mindestbetrage angedroht ist, im einzelnen Falle aber eine 
höhere Strafe angemessen erscheint. 

Insoweit der mit der Polizeigewalt betraute Beamte gleichzeitig 
auch zur Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutzgebiete ermächtigt, 
also Polizei und Gericht in derselben Person vereinigt ist, wird 
freilich kaum Anlass bestehen, von der Bestimmung des Ss 453 
StrPrO. Gebrauch zu machen, da durch die nach 8 447 fl. StrPrO. 
zulässigen „amtsrichterlichen Strafbefehle* in den meisten Fällen 
der eleiche Erfolg erzielt werden wird. 

Nach $459 StrPrO. sind ferner Strafbescheide der Verwaltunes- 
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behörden wesen Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über 


die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle zulässig; jedoch 


können durch solche Strafbescheide nur Geldstrafen, sowie eine 


4 


etwa verwirkte Einziehung festgesetzt werden. 


Auch diese Bestimmuns der StrPrO. erscheint in den Schutz- 
oebieten anwendbar, soweit alleemeine Vorschriften über Erhebung 
öffentlicher Gefälle und Abeaben in den Schutzgebieten erlassen 
sind. 

Gesen derartige Strafbescheide kann der Betroffene entweder 
au gerichtliche Entscheidung antraren, ock v Beschwerde all die 
höhere Verwaltungsbehörd: eroreiien. (Vel. 2..B: 82 V: 3: 19/786, 
RıEBOowW I 8. 177.) 

IT. Zum Zwecke der Aufreehterhaltung der öffentlichen Sicher- 
heit können sich die Beamten in den Schutzeebieten der daselbst 
befindlichen Schutztruppen bedienen. In diesem Sinne heisst es ım 
S 1 RG. vom 22. März 1891 betr. die Kaiserl, Schutztruppe für 
Deutsch-Östafrika , dass dieselbe zur Aufrechthaltung der öftent- 
lichen Ordnung in Deutsch-Ostafrika, insbesondere zur Bekämpfung 
des Selavenhandels bestimmt ist und in den organisatorischen Be- 
stimmungen für die Schutztruppe vom 9. April 1891 Abschn. I, 
dass dieselbe betrefis der Verwaltung und der Verwendung sowohl 
zu militärischen Unternehmungen als auch zu Zwecken der Civil- 
verwaltung dem Gouverneur untersteht. 

Durch Gouvernementsbefehl vom 21. November 1891 (Kol.Bl. 
1892 8, 185) wurde sodann die Kaiserl, Schutztruppe in eine eigent- 
liche Schutztruppe und eine Polizeitruppe getheilt. Der Gouver- 
nementsbefehl vom 1. Februar 1892 hat dann die entsprechenden 
Vorschriften für diese Neuorganisation getroffen (ibid. S. 185 fi.) 

Fir Südwestafrika ist eine Verfügung des Landeshaupt- 
manns vom 14. Februar 1894 (Kol.Bl. S. 251) zu erwähnen, durch 
welche zur Unterstützung der Ortspolizeibehörde in Gross- Windhoek 
ein Polizeikorps errichtet wurde. Auch in Togo und Kamerun 
bestehen Polizeitruppen (Kol.Bl. 1893 S. 41). 

Ill, Von den Vorschriften sicherheitspolizeilicher Natur sind 
vor Ällem zu erwähnen diejenigen, welche sich auf die BEinfüh- 
rungvonSchusswaffenund Munitionund Spreng- 


stoffen beziehen!). 


t) Die im Foleenden erwähnten Vorschriften kommen unter 


einem doppel- 


ten Gesichtspunkte in Betracht, einmal als sicherheitspolizeiliche im Interesse 


der Sieherheit der betreffenden Kolonien eetroffene Anordnungen, dann als 
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A. Ostafrika 1.V. des Gour. v. 9/7 92 (Rıssow I] 


die Einführung von Feuerwaffen. 


Nach derselben war die 


Feuerwaffen, Munition und Pulver jeder Art, sowie der Handel daı 


(ouvernement zestattet, und musste Gewehr gestempelt 


ibehörde 


und in ein von der Poli; 


S. 418 and RıiEBow 118. 100.) 


Uebereinkunft des Reiehskommissars mit der britisch-ostafr. Gesellschaft und 


Te 1.Bl. 


die darauf bezürcliche Proklamation über den Besitz von Feuerw; 
1890 S. 17 ft. und 239 ft.) 

2. V. des Gouv. v. 1/2 94 (Rıssow II S. 71), welche: die Einfuhr von Wat- 
und Munition 


er Art zu Handelszwecken verbot und für jedes zum 


selbstgebrauch einzeführte Gewehr die Lösune eines nicht übertraebaren 
Waffenscheins, der 15 Rupien kostet, vorschrieb und ausserdem bestimmt, dass 
für jedes von Europäern zum Selbstgebrauch eingeführte Hinterladereewehr 


ausserdem gegen Quittung 100 Rupien hinterlegt werden, welche beim Ver 


lassen des Gebiets gegen Abeabe der ( 


enen ist verboten, 


Vorzeigen des Gewehrs wieder erstattet werden. 
Hinterlader zu führen. 


B. Südwe des Kommissars v. 10/8 92 (RıErow I 


18 f.), durch von Feuerwaffen, Munition und Schiess- 


pulver mit gewissen Ausnahmen verboten wurde. 


ıhende Bestimmungen traf die V, des 


{ andeshauptmanns v. 
397 (Kol.Bl. S. 566. RıERBow IS. 334) betr. die Einführung von Feuer- 


waffen und Munition, 


3. Bek. des Gouv. v. 16/1 99 (Kol.Bl. S. 194, Rıssow IV S. 27 #.) betr. 


die Ueberwachung der Durchführune des RG. v. 9/4 84 (Sprengstofigesetz). 
GG. Kamerun 
V. v. 16/3 93 betr. die Einfuhr von Schusswaffen und Munition in Kame- 


run (Kol.Bl. S. 242, Rıssow II S. 9), welche die En führung von Schusswäffen 


:celn zum Zwecke der Ausf 


rung der Brüsseler Generalakte vom 2. Juli 
1890, soweit die betreffenden Schutzgebiete unter die Vorschriften der Generalakte 


fallen. Die Aı 


Einfuhr von Feuerwaflen, und besonders von gezogenen und vervollkommneten 


t, VIIT—XIV der Akte enthalten nämlich Bestimmungen, wonach die 


(sewehren, sowie von Schiesspulver, Kugeln und Patron 


wissen Ausnahmen, in den zwischen dem 20. Grad nördlicher und dem 22, Grad 


'n, abgesehen von ge 


südlicher Breite gelegenen und westlich vom Atlantischen Ozean, östlich vom 


Indischen Ozean begrenzten Territorien und deren Dependenzen einschliesslich 


der längs dem Meeresufer bis auf 100 Seemeilen von der Küste entfernt be- 


legenen Inseln verboten sein soll, alle ausnahmsweise einzehenden Waffen in 


staat 


lichen oder unter staatlicher Aufsicht stehenden Depots gelagert werden 


en, aus welchen für den Handel nur Steinschlosssewehre und zewöhnliches 


f } 


uesspulver entnommen werden darf, und für alle Schiesswaffen verbesserter 


1 


Konstruktion die Beschränkung besteht, dass dieselben, abresehen von den für 


die Ausrüstung der Pohzeimannschaften und Schutztruppen nöthigen Gewehren, 


nur nach erfolgter Abstempelung an bestimmte einzelne Personen verabfolet 


werden dürfen, die zu diesem Zwecke auf Zeit ausgestellte, und im F 
Missbrauchs widerrufliche Erlaubnissscheine besitzen müssen. 


v. Stengel, Rechtsverhältnisse, = 


11 | III. Kap. Die Verwaltung der Schutzgebiete. 


Zu den- 


und Munition verschiedenen beschränkenden Vorschriften unterwarf. 
‚ungsverordnungen v. 30/9 97 (RIEBOW ILS. 7) und 


selben ergingen zwei Erg 


18/4 98 (RıeBow III S. 167 


1 


1, V. vom 14. Dezember 1390 des K.aiserl. Kommissars für d 


LS To ro gr e- 
‚1et (RıEBow a. a. OÖ. S, 262), betr. den Verkauf von Himterladern und Mu- 
nition, inhaltlich deren der Verkauf von Hinterladern jeder Art und der dazu 
oehörisen Munition innerhalb des Togogebietes ei Strafe verboten ist. 


2. V. desselben Beamten vom 16. September 1892 sammt den dazu eehö- 


ihrungsbestimmungen vom gleichen Tage (Rıesow I 8. 262 f7.), welche 


bei Meidunz von Gefängniss- bezw. Geldst 


trafe vorschreibt, dass, wer Feuer- 


waffen, Munition oder Schiesspulver in das Schutzgebiet einführt, diese Waaren 


rene Gefahr und Kosten in einem unter amtlicher Aufsicht stehenden 


lichen Lagerhause niede hat, aus welchem die Entnahme nur mit 


© wıbniss der Aufsichtsbehörde stattfindet, V, des- 
selben Beamten vom 1. März 1894 betr, das Verbot der Einfuhr von gezorenen 
Il nicht eezogenen Perkussionszewehren (RIEBOW II S, 79) 

3. V. desselben Beamten, betr. das Lagern von Schiesspulver in Klein- 
Popo und Umgegend, vom 24, November 1892 (Rıesow I S. 267). Ergänz.V. 
v. 14/3 93 (Kol.Bl. S. 220, RiEsow II S. 9). 

Ä betr. das Laeern von Schiesspulver in 
1893 (Kol.Bl. S. 260). 

{/9 97 (Kol.Bl. S. 688, Rırnow II S. 358) 
ınd Munition durch Eingeborene des Nen- 


weiche für die Eingeborenen von Nusafahrwasser, Neu- 


und Neuhannover bei Strafe verbot, ledielich mit solcher 
Eingeborenen bemannten Booten Feuerwaffen und Munition beizuzeben. 

2. V. v. 17/10 99 (Kol.Bl, S. 496) betr. das Verbot der Verabfoleune von 
Waften, Munition und Spre 


borene in dem Ins 


alkoholhaltıeen Ge e- 


>% ho u. 


Bestimmungen, betr. Einfuhr und Kontrolle von Opium, Waffen, 


v. 23/5 99 (MVBl. 1899 S. XXIL Rıesow IV S. 193 £.). 


1/5 1900 (Kol.Bl. S. 705) betr. Feuerwaffen, 'ssbedarf und 


In einem gewissen Zusammenhang mit der Sicherheitspolizei 
stehen die Vorschriften über dass Meldewesen wenn auch dabei 
statistische Rücksichten mit ins Gewicht fallen, 

\. Deutsch-Ostafrika. 


92 betr. die Meldepflicht der Europäer (Rızsow I 8. 388), 


wRımerun, 


91 betr. die Meldepflicht der Nichteinzeborenen (RIEBOW I >} 


55) betr. die Meldepflicht der 


a 
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Bek. hiezu v. 1/6 95 (Kol.Bl. S. 373, Rıezow I S. 159) und Bek. v. 13/8: 98 
(Kol.Bl. S. 641, Rrsgeow II S. 119). 
D. Too. 
V, des Kais. Kommissars für Togo vom 10. Oktober 1892 (RıiEBow J 
S. 257 Kol.Bl. 1893 S. 30), betr. die Meldepflicht 
falls alle Europäer und We 
Kais. Kommissariat an- und abzumelden. 
E. Neu-Guinea. 


V. des Landeshauptmanns v. 18/8 87 (Rısgow IS. 512) betr. das Melde- 


der Europäer, welche eben- 
ı 
} 


für verpflich klärt, sich schriftlich beim 


wesen, welche jede Person mit Ausnahme der Eingebor 


n und angeworbenen 
Arbeiter, die beabsichtigt, dauernden Aufenthalt im Schutzeebiete zu nehmen, 
der Meldepflicht unterwarf. 

F. Marschalls-Inseln. 


vv des Kommissars v. 19/3 87 betr. die pol 


liche An- und Abmeldung 


der ım Schutzgebiet ansässigen, daselbst zuziehenden, bezw. weg henden 
Fremden (Riegeow IS. 607). 

2. V. desselben Beamten v. 5/6 89 (Rıesow IS. 608) betr, unterhaltslose 
Fremde. Nach derselben kann jeder Nichteingeborene, der sich im 


gebiet aufhält, ohne im Besi 


‚© eenüsender Mittel zum Unterhalte 


wangsweise zur Arbeit gegen den ortsüblichen 'Taslohn aneehalten 


[IT Von Vorschriften gesundheitspolizeilicher und 
baupolizeilicher Natur können erwähnt werden : 

\. Deutsch-Ostafrika. 

l. Runderlass des Gouv. v. 29/1: 93 (Kol.Bl. 1894 S. 99 #., Rıesow II 
>. 49 #1.) betr. die Quarantäne-Ordnung f. d. deutsch-ostafrikanische Sehutz- 
gehlet, 

2. Runderlass desselben Beamten v. 15/6 96 betr. die gesundheitspolizeiliche 
Kontrolle der Deutsch-Östafrika anlaufenden Seesch 
Bow Il S. 234 f.). 

3. Runderlass betr, Abänderung der Vor 


polizeiliche Kontrolle der Seeschiffe (Kol.Bl. S. 399, Rıkrow II 8. 


Kol.Bl. S. 526 fi, Rır- 


:hriften über die eesundheits- 


4. Runderlass desselben Betrefis v. 5/5 98 (Kol.Bl. S. 446 fi. Rısrow 
III S. 29). 
B. Südwestafrika. 


‚eiordnung v. 12/9 98 (Kol.Bl, S. 767, Rresow II S. 123), welche 


Baupoli 
grundsätzlich zu Neubauten und Erweiterungsbauten in den srösseren ÖOrt- 


eillicher Genehmigung vorschrieb. 


schaften die Einholung baup« 
GC. Kamerun. 


eiliche Kontrolle der den 


V..des Gouv. v. 23/11 90 betr. die gesundheitspo 
Hafen von Kamerun anlaufenden Schiffe; Bek. und Instruction hiezu v. 153 2 
(Rıssow IS. 237 £.). 

D. Toeo. 

l. V. des Kommissars v. 20/9 92 betr. die Verhütung. der Einschleppung 
ansteckender Krankheiten (Rrerow IS. 269 #.). 

2. Bauordnung v. 10/8 99 (RıEpow IV S. 88). 

E. Neu-Guinea. 
(Juarantäneordnung für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompas 


Q% 
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29/9 91 (RIEBOW 
RıEBow II S. 21) änzune v. 195 99 (RıIEBOW IV S. 93), 
F. Marschalls-Inseln. 


eordnung v. 17/11 91 (Rıesow IS. 618). 


ff.). Abänderung derselben v. 24/4 93 (Kol.Bl, 8. 33 


uarantäı 


IV. Neben der Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung ist die wichtigste Aufgabe der Verwaltung in den 
Kolonien die Sorge für die Entwickelune der wirthschaft- 


lichen Verhältnisse. Im Anfangsstadium einer jeden Ko- 


lonie handelt es sich dabei vor Allem um die richtige Regelung 


der Grundbesitzverhältnisse und der Nutzbarmachune des herren- 
losen Landes, weil beereiflicher Weise die Regelung der Verhält- 
nisse am Grund und Boden für die wirthschaftliche Entwickelune 
der Kolonien von grösster Tragweite sind. Da die in dieser Be- 
ziehung erlassenen Vorschriften im Zusammenhange mit der Regelung 
des bürgerlichen Rechts stehen, so werden dieselben im S 24 be- 
sprochen werden. 

Ausser der Ordnung der Grundbesitzverhältnisse kommt nament- 
lich in Plantagenkolonien die Beschaffune ausreichender Arbeits- 
kräfte in Frage, wobei es vor Allem darauf ankommt, die einge- 
borene Bevölkerung der Kolonien zur Arbeit heranzuziehen. In 
Folge dessen steht die Regelung der Arbeiterfrase in inniester Be- 


ziehung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Eingeborenen über- 
1 


haupt. (Vgl. darüber $ 11 und $ 27.) 


S 
\. Das Bergwesen. 
l. Südwestafrika. a) Die Kaiserl. V. v. 20/3 88 betr. das Berewesen 


und die Gewinnung von Gold und Edelsteinen im südwestafrikanischen Schutz 


gebiete (RGBIl. S. 115 #.) 


der deutschen Kolonialeesellschaft für Süd- 


F. A. E. Lü- 


deritz, theils auf Grund späterer Verträge im grössten 'I'heile des Schutzeebiets 


westafrika, welche theils :htsnachfoleerin des K: 


Bergbauberechtieungen besass, ganze Schutzgebiet das Bererevral, 
liches Re 


wu insoferne frı izerehen, als die Gesellschaft 


Jedoch erhielt die Gesellschaft kein ausschlies 


vielmehr wurde in $ 2 der Bereb: 


ıng und Gewinnung der fraglichen Mineralien 


verpflichtet wurde, die 


nacl Masseabe der hi 


über bestehenden Bestimmungen zu zestatten. die die 


(Gesellschaft auch bei ihren eieenen Unternehmungen befolgen musste, 


Durch eine neue, am 15. August 1889 erlassene Verordn ıng, betreffend das 


Bergwesen im südwestafrikanischen Schutzgebiete (RGBl. S. 179) doch 


wurde 7 


der Geeenstand unter Beseitieune der Verordnung vom 25. Mäız 1858 völlie 
neu geregelt. Die Verordnung vom 15. August 1889, welche Anwendune findet 
auf die Aufsuchung und Gewinnung von Edelsteinen, Edelmetallen (Gold, Sil- 
ber, Platin) und anderen Metallen, gediegen oder als Erze, Mineralien. welche 
wegen ihres Gehaltes an Schwefel oder zur Darstellung von Alaun, Vitriol 
und Salpeter verwendbar sind, Graphit und Bitumen in festem und Hüssigem 
Zustande, beruht auf dem Grundsatze der Berebaufreiheit. lässt 


1Nelt, jedoch das 
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HL 


ürfen in $ 3 nur in denjenigen Theilen des Schu iets zu, welche von 


der nach $ 49 ewrichteten Bergbehörde durch öffentliche Bekanntmachung # 


den Bergbau eröffnet werden öffentliche Schürfgebiete. In 8 54 sind jedoch 


die die (Gewinnung von Mine ralien der oben bezeichneten Art bestehenden 
Gerechtsame aufrecht erhalten, welche von der deutschen Kolonialeesellschaft 
; 


für Südwestafrika oder von Dritten vor dem Erlass der Verfieun 


vertretenden Kaiserlichen Kommissars für das südwestafrikanische Schutzeebiet 


vom 19. April 1386 oder unter Anerkennung der Kaiserlichen Regierung in der 
Zeit vom 19. April 1886 bis zur Bekanntmachung der Verordnung vom 25. März 
| 1588 betreffend das Bergwesen u. 8. w. rechtsgil erworben worden sind. 


Ferner sind in $ 55 der Verordnung vom 15. August 1889 deren Bestim- 


irt auf diejenigen Theile d 


unanwendbar er] Schutzgebiets, an 


mungen fi 


welchen die deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika vor Erlass der 


1888 das Eieenthum erworben hat. In diesen Ge- 


Verordnung vom 


ıannten Gesellschaft oder ihren Rechtsnachfoleern 


bietstheilen steht es der gı 


frei, nach ihrem Ermessen Bergbau selbst zu betreiben oder durch andere be- 


treiben zu lassen und die Bedingungen festzusetzen, unter welchen letzteres 
eeschehen soll. Vom Bersbau sind weder Gebühren noch Abraben an die 
Berebehörde zu entri 

} Gemäss $ 56 der Verordnung erstreckt sich jedoch die berepoli 
Beaufsichtieung auch auf die Gebietstheile, für welche die ım $ 54 

j neten Gerechtsame bestehen, sowie auf die im $ 55 genannten Gebietstheile. 


rund- 
di 


(Alt 


Ausserdem ist hervorzuheben, dass a) nach $ 46, soweit Felder auf ( 
stiüicke verliehen werden, an welchen Eirenthumsrechte Einzelner bestehen, } 
Eisenthümer der Grundstücke die Hälfte der aus solchen Feldern emgeehenden 
Verleihungsgebühren beziehen, b) nach S 47, soweit Felder in Gebieten ver- 


liehen worden sind, welche unter einem eingeborenen Häuptling stehen, der 


Häuptling Anspruch hat auf die Hälfte der aus solchen Feldern eingehenden 
Verleihungsgebühren, ein Anspruch, der sich jedoch nieht auf die im $ 46 be- 


zeichneten Felder erstreckt. 


noch zu erwähnen, dass nach Vorschrift des $ 48 die Ein- 


Schliesslich 


nahmen aus den in d Verordnung genannten Gebühren und Abgaben, soweit 


sie nicht nach 88 46 und 47 an Grundeigenthümer oder Häuptlinge abzuliefern 


Zn 


sind, zunächst zur Bestreitung der durch die Bergverwaltung entstehenden 
Kosten verwendet werden, ein sich etwa errebender Ueberschuss aber zur Hälfte 
an die deutsche Kolonialgesellschaft in Südwestafrika behufs Verwendung im 
Interesse des Schutzgebiets abzuliefern ist. 
In Ergänzung der Verordnung vom 15. August 1889 erging eine weitere 
Kaiserliche Verordnung vom 6. September 1892 (RGBl. S. 789, Rıe»ow I S. 310, 
Ko1.Bl. S. 481), auf Grund deren zur Festsetzung der auf die Gewinnung und 
Aufsuchung von Mineralien derim $1 der Verordnung vom 15. August 1839 be- 


rlass der Verfügung 


zeichneten Art bezüglichen Gerecehtsame, welche vor dem E 


des stellvertretenden Kaiserlichen Kommissars vom 19. April 1856 oder in erst 
später zum Schutzgebiet kinzugekommenen Gebietstheilen der Interessensphäre 


vor dem Erlass der Verfürung des Kaiserlichen Kommissars vom 1. April 159% 
4 


rechtsgiltig erworben worden sind‘), ein öffentliches Aufgebot stattändet, 


') Nach diesen beiden Verfügungen können die Häuptlinge im südwest- 
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oO 


Ueber die Rechtse 


it der angemeldeten Gerechtsame entscheidet die Bere- 


behörde, geren deren Entschei 


ing jedem Betheiligten die Beschwerde an den 
Kaiserlichen Kommissar zusteht ?) ?). 


Was die Stellune der Bergbehörde anlangt, so heisst es im S 49 der Ver- 


dass eine Bergbehörde eingesezt wird, welehe 


ordnung: vom 15. 1889, 


unter Oberaufsich 


je 


Kaiserlichen Kommissars die jefol: 1m der Vorschrif- 


ten dieser Verordnung zu überwachen hat. Der Berebehörde liegt insbeson- 
dere ob: 1. über alle im Schutzeebiet erfoleenden Verleihungen nach Mass 
gabe der von ihr zu treffenden Bestimmungen Register zu führen, deren Ein 
sicht Jedermann freisteht; 2. die nach den $$ 11, 22 und 293 vom Schürfer 


bezw. Beliehenen für Benutzu 


ıg und Beschädigung des Grundeieenthums u. s. w 


\. 


leistenden Entse 


ädigungen festzusetzen; 3, alle bei Anwendune: dieser 
Verordnung. entstehenden Streitigkeiten zu entscheiden; 4. die Gebühren 
h 


ZU 


erheben und den n: 


Ss 46 und 47 Bereehtieten ihre Antheile auszuzahlen: 


polizeiliche Beaufsichtigung des Berghbaues zu führen. 


Beschwerden gegen Entscheidungen der Bergbehörde sind nach S 50 der 


Verordnn: 


an den Kaiserlichen Kommissar zu richten. der darüber endgilt 


ig 
entscheidet. Solche Beschwerden missen cemäss der Verordnung des Kaisı l’- 


vom 14. Juli 1890 (Rregow I S. 310) binnen sechs Mo- 


naten vom Tare, an welchem die Entscheidung zugestellt oder sonst be- 


lichen Kommissars 


kannt gemacht worden ist, schriftlich beim Kaiserlichen Kommissariat ange- 
bracht werden, widrigenfalls das Beschwerderecht erlischt. 


2. Kamerun. a) Die V. v. 28/11 92 betr. das Sch 


fen (RrEeBow ] 21) 
stimmt, soweit sich die V. v. 15/8 89 über das Bergwesen im südwestafrikani- 


kanischen Schutzgebiete nur mit Zustimmung der Berebehörde Konzessionen 


verleihen oder die etwa schon vorhandenen modifiziren. (Vgl. auch den Be- 
Raths Kol.Bl. 1897 8. 331.) 


a 
i 


schluss des Kol 
1 


) Durch Bekanntmachung des Kaiserlichen Kommissars vom 1. April 1893 
(Kol.Bl. S. 284) wu 


den die Bergwerksgerechtsame in den Gebieten der Bon- 
delzwarts, der Ve 


sche )ETIL 


rer und von Zwartmodder (Keetmannshoop), welche 
nicht bereits von der Kaiserlichen Regierung anerkannt und bis zum 1. April 


bei der Bergbehörde angemeldet waren, für ungiltie erklärt. 


) In $ 11 der Verordnung vom 6. September 1892 heisst es: „Die & 


IFPN- 
egen 


wärtige Verordnung tritt mit dem Taxe ihrer Veröffentlichung im Reichsge- 


setzblatt in Kraft. Die zur Ausführung derselben erforderlichen Bestimmungen 


werden vom Reichskanzler assen. In denjenigen Theilen des Schutzgebiets, 
in welchen die Verordnung vom 15. August 1889 noch keine Geltung hat, treten 
die Abschnitte VII und IX (Bergebehörde, Sonderrechte in einzelnen Gebiets- 
theilen) gleichzeitig mit der gegenwärtigen Verordnung in Kraft. Der Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Abschnitte I bis VI und VINH wird durch den 
Reichskanzler bestimmt.“ — Diese Vorschrift bezog sich darauf, dass nach 


S 55 Verordnung vom 15. August 1889 die Bestimmungen der 88 1—54 auf 


diejenigen Theile des Schutzgebiets keine Anwendung fanden, an welchen die 
deutsche Kolonialzesellschaft für Südwes 


or 


afrika vor Erlass der Verordnung vom 
)., März 1883 das Eigenthum erworben hat, Vgl. ferner Vf. des Reichs- 
kanzlers zur Ausführung der Allh. V. betr. das Bergwesen im südwestafrikani- 


schen Schutzgebiete v. 9/6 98 (Kol.Bl. S. 3 


‘a 


‚Rıesöw II S. 43), 


->r 
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das Schürfen und die Befu sse des Schürfens | 


schen Schutzeebiete : 


1 


im Wesentlichen mit diesen Vorschriften überein. Nach $ 11 muss der Schürfer, 


der einen Fund macht, der Bergbehörde nach Massgabe der von derselben zu 


erlassenden Vorschriften Anzeige erstatten. Die Bergbehörde hat dann fest- 
zustellen, ob das Mineral am Fundorte in abbauwürdiger Beschaffenheit vor- 


kommt. Wird ein solches Vorkommen festeestellt, so hat eine solche Anzeige 
die Wirkung, demselben für die Gewinnung des Matenials die Rechte des Fin- 
, 


ders zu wahren. Die näheren Bestimmungen über den Inhalt und Umfang 


Iten. 


I 


dieser Rechte hat die Ve 


rdnung 
5 


3. To eo. 


Für Togo hat die All. V, v. 17/8 98 (Kol.Bl. S. 537, Rıegow II S. 149) 


betr, des Bi rgwesens Tosos bestimmt, dass die nach Ss 1 d: V. v..277.88 
die Rechtsverhältnisse in den Schutzgebieten von Kamerun und Togo bezü 
der bergrechtlichen Verhältnisse bisher massgebenden Bestimmungen für Togo 
ehoben werden. Gleichzeitig wurde der Reichskanzler und mit dessen 


auf 


iteres ermächtigt, diese Regelung 


Genehmigung der Gouverneur bis auf We 


vorzunehmen. Dieselbe ist aber noch nicht erfolst. 


1. Ostafrıka. a) Runderlass des Kaiserl. Gouverneurs vom 25/9 95 


b) Allerh. V. v. 9/10 98 


fi.), welche unter Auf- 


betr. das Schürfen (Kol.Bl. S. 534, RrEsow II S. 


(RGBI. S. 1045 f., Kol.Bl. 8.725 f., RIEBOW 


hebuns des Runderlasses v. 25/9 25 ($ 79) das Bergwesen eingehend gereselt 
hat. c) Durch Vf. des Reichskanzlers v. 19/1 99 (Kol.Bl. S. 117, Rızrow IV 
S, 36) wurden die Geschäfte der Berrbehörde bis auf Weiteres dem Gouver- 
neur übertragen. d) und e) VV. des Gouvemeurs v. 6/1 99 (Rıweow IV S. 26) 
und v. 9/6 99 (Rınsow IV 8. 68) betr. Verbot der Vornahme von Schürfarbeiten 
oder bergmännischen Arbeiten in gewissen Gebieten. (Vgl. auch die Rechte, 
N. 2 des Vertrags 
vom 20/11 90 eingeräumt worden sind. RreBow LS. 384, Vereinbarung v. 25/9 00 
und Vf. des Reichskanzlers v. 3/10 00, Kol.Bl. S. 790.) 


5. Neu-Guinea. V. der Direction der Neu-Guinea-Kompagnie v. 23/9 97 


betr. den Betrieb des Bergbaues auf Edelmetalle und Edelsteine. Durch V. 


welche der deutsch-afrikanischen Gesellschaft ı( 


des Kaiserl. Gouv. v. 20/8 99 (Rırsow IV 8. 95) wurde mit Genehmi 
Reichskanzlers bestimmt, dass diese V, v. 23/9 97 volle Rechtsgülti 
das Schutzgebiet von Dei 
die in Art.7 Abs. 2 des Vertrags des Reichskanzlers mit; der Neu-Guinea-Kom- 


sch-Neu-Guinea habe, jedoch mit der Massgabe, dass 


- 1 
) 


pagnie vom 7/10 98 dieser Kompagnie gewährten ausschliesslichen berebau- 


lichen Befugnisse zu Recht bestehen, sowie mit der weiteren Massgabe, d: 
es dem Gouvernement vorbehalten bleibt, im einzelnen Fall von den Vorschrif 


ten der V. v. 23/9 97. abweichende Festsetzungen zu treffen, insbesondere 


grössere Felder als in den Artikeln 12 fi. vorgesehen zu verleihen. 
B. Landwirtschaftund Viehzucht. 
1. Ostafrika. a) V. des Kaiserl. Gouv. v. 25/5 93 betr. die Ausfuhr 


von Rindyieh ans dem ostafrikanischen Schutzgebiete (Kol.Bl. 8. : 
inzunes-V. dazu v. 3/10 93 (Rrszow II S. 41). — b) 


BOW II S. 22) und Er; 
v. 1/6 97 Verbot der Ansfuhr von Eseln (Rızsow II S. 348). c) Runderlass 


v. 123 94 (Kol.BL $. 188, Rısgow ILS. 72) betr. Förderung der Seidenraupen- 


_ 


zucht in D.0.A. — a) V. d. Kais, Gouv. v. 1/7 94 betr. Verbot der Bereitung 


von Tembo (Palmwein). 
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2. Südwestafrika a) V.des Kais. Komm. v. 1/3 


betr. die unter dem Namen „Lon eziekte* (Lungenseuche) 
des Rindviehs, — b) V. des Ka 


DI), 


«ouv. z. 12/4 94 (Kol.Bl. 


welehe liche Verordnungen des Gouvernements 


mannschaft) betr. Massreeeln gegen die Rinderpest ins 
20/6 96 (Rrerow II S. 246), die Zusatz-V. v. 10/9 96. die 


Bow II S: 345) und die V. v. 15/5 97 (Rıssow II S. 345) 


Verpflichtung der Viehbesitzer einführte, im unter ihren Heerden ein ver- 
rer Krankheitsfall vorkommt, dies sofort der nächsten Polizeibehörde an- 


ri. Gouv. v. 10/8 94 (RieBow IV S. 89), welche die 


zuzeizen. c) 


für einzelne Bezirke wieder in Kraft set 


vchobenen Verordnung 3 


3. Kamerun. V. des (zouv. v. 1/7 94 (Kol Bl. Ss. 525) betr. Verbot 


Bereitung von Palmwein (Tembo), 
t. Togo. V. des Komm. v. 20/11 92 betr. die Ausfuhr von Rindvieh aus 
5 V. v. 1/6 94 (Kol.Bl. S. 418) 


betr. die Ausfuhr von Mais und Schafen, welehe nur gegen Zahlung eines Aus- 


dem Schutzeebiete (RiEBOW I S. 258), vol. au 


fuhrzolls zulässige ist. 


5. Neu-Guinea. V. des Gouv. v. 10/8 99 (Kol.Bl. 8. 690, Rınnow IV 


betr. Erkrankungen und Einfuhr von Rindvieh. 
C. Forstpolizei. 


ifrika. a) V. des Gouv. v.. 26/5 91 (Kol.Bl. S. 338, Rıesow I 


die Erhebung einer Gebühr für das Schlagen von Bauhölzern anf 
enthum des Kais. Gonvernements befindlichen Grund und Boden. wo- 


len von Bäumen oder Schlagen von Bauholz auf derartiren Grund- 


der Menge des geschlagenen Holzes sich :h- 
ten: eestattet ist hat sich der Gouverneur vorbe- 
halten, in ee en Gegenden das Fällen von Bäumen oder das Schlagen von 
Bauhölzern überhaupt zu verbieten. (Vgl. über den Zeitpunkt des Inkraft- 


tretens dieser Verordnung, die Verordnung vom 8. Aus t 


1891 Kol.Bl. S. 503.) 


Nach Runderlass vom 7. Juni 1893 (Koll 


S..396) kann diese Gebühr den 
ärmeren Einwohnern der Küstenplätze für solches Bauholz, welches sie zum 


Umbau ibrer Hütten oder zum Neubau verwenden wollen. erlassen werden, 


amentlich wenn solehe Bauten zwecks Strassenremuli 


in den einzelnen 
Orten nöthir sind, 


b) Runderlass des Gouverneurs vom 20/10 95 betr. die Waldordnung für 
Usambara (Kol.Bl. 1896 8. 4, Rıerow II S$. 187 


. Diese Waldordnung wurde 


aufgehoben, bezw. ersetzt durch die für die Plantaseı 


:ebiete in Muguru, 


Usambara, Usegua, Pare und am Kilimandscharo bestimmte Ver. v. 28/4 99 
(RıErow IV 8. 62). 


2.Südwestafrika. a) Verordnung des Kaiserlichen Landesha upt- 
manns betr, den Schutz der Holzbestände im Bezirk Windhoek vom 7. Au- 
gust 1894 (Kol.Bl. S. 598 #.). Durch dieselbe wurde, um 


der rerellosen ind 
ıisserregenden Abholzungin den Plätzen Gross-Windhoek, Klein-Windhock 
und Avis und deren Ui 


besoı 


ehbung zu steuern und eine planmässige Durchforstung 
und Aufforstung 


ihren, ein Forstschutzbezirk Windhoek gebildet, inner- 
hal dessen das Fällen von Bäumen und Büschen nur mit behördlieher Er- 


\aubniss, abgesehen von Nothfüllen, bei Strafvermeidung gestatt 


h) Verordnung desselben Beamten vom 4 


(Kol.Bl. 8. 597) 
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1 


betr. die Wald- und Feldbrände, welche das Herbeiführen von Wald- oder 
) 


Feldbränden durch Inbrandsetzen von Bäumen. 


h- oder Strauchwerk oder 
durch Anzünden von Gras und Rohr, sowie bezüsliche Versuchshandlungsen vor- 


behaltlich der nach den Strafgesetzen verwirkten höheren Strafen mit Gefäng- 


nissstrafe bis zu 3 Monaten bezw. sechs Wochen oder Geldstrafe bis zu 5000 Mk. 

bezw. 3000 Mk. bedroht und die Einholung der Erlaubniss der zuständigen 

Bezivkshauptmannschaft zum Abbrennen von sog, saurem Gras vorschreibt, 
c) V. betr. den Holzschutz in Südwestafrika v. 28/10 95 (Rissow IS. 188). 
3. Neu-@uinea: V. des Landesh; uptmanns vom 13/1 87 (RıeBow D 


verbebet riebe, Na 


der Genehmigung des Landeshauptmanns, bezw. des durch diesen bezeichneten 


betr. die Erlaubniss zur Ausübung einiger Gew h $ 26 unterlie 


Beamten: das Schlagen von Holz für gewerbliche und Handelszwecke auf allen 
nicht in Privatbesitz befindlichen Landstreeken. 

4 Kamerun. 

Durch Kaiser. V. v. 4/4 00 (Kol.Bl. S. 355) wurde der (aouverneur von 


Kamerun für den Bereich des ihm unterstellten Schutzgebiets ermächtigt, zum 


Zwecke des Schutzes des Waldbestandes anzuordnen, dass Personen. welche 


entgegen den bestehenden Vorschriften Holz gefällt haben, zur Wiederaut- 
forstung der abgeholzten Fläche verpflichtet sind. Auch kann anseordnet 


werden, dass das Gouvernement, falls die nach Massgabe der vorstehenden Be- 


stimmungen zur Wiederanfforstung Verpflichteten der an sie 


inzenen be- 


züglichen Aufforderung binnen einer vom Gouverneur f tzusetzenden Frist 


nicht nachkommen, seinerseits berechtigt ist, die zur Wiederauflorstung er- 
forderlichen Massnahmen vorzunehmen, und die dadurch entstandenen Kosten 
von den Verpflichteten im Wege der Zwanosvollstreekung beizutreiben. Die 


näheren Besti 


mungen über die Ausführung der Zwangsvollstreekung erlässt 


der Gouverneur, 


V. des Landes] 


von Holz. Nach derselben unterlieot die Ausfuhr von Hol 


auptmanns vom 1/5 96 betr. die Ausfuhr und das Fällen 


der Genehmieune 


des Landeshauptmanns, Das Gleiche eilt hinsichtlich des Schlaeens von Holz 


zu gewerblichen oder Handelszwecken auf nieht in Privathesitz befindlichen 


Landstreeken. Die gewerbsmässige Ausfuhr von Nutzholz aus dem Scehntz: 


100- 


biete ist verboten. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafen bis zu 1000 Mk. 


oder mit Gefängnissstrafe bis zu drei Monaten, allein oder in Verbindung n 


einander bestra 
D. Jagd und Fischerei. 
l. Ostafrika. a) Die V. des Gouyv. vom 1/2 94 betr Einführung von 


Gewehren und Munition, sowie Ausübung der Jued (Rızsow II $. 71) bestimmt 


in N. IV: Die Ausübung der Jagd im Gebiet von Deutsch-Ostafrika bedarf der 


(enehmigune des Kais. Gouvernements. b) Runderlass, bezw. V. des Gouv. 


v. 7/5.96 (Kol.Bl. S. 340 f. Rızgow II S. 230 ff.) betr. die Schonung des Wildstan- 
des, — c) V. v. 17/1 98 und Runderlass sleichen Betreffs vom »leichen Tage 


o 


Kol.Bl. S. 318, Rrerow III S. 17 ff). — d) Runderlass v. 28/3 99 (Rızsow IV 
S. 47) betr. Schonung des Wildstandes. — e) V, des Gouv. vom 24/8 93 (Kol.Bl. 


S. 455, RIEBOW II S. 37) betr, die Ausübung der Perlfischerei, 


2. Südwestafrika V. d. Kais. Kommissars v. 4 1 92 (Kol.Bl. S. 159. 


9 


RIEBOW I S. 314) betr, die Ausübung der Jagd. Dieselbe enthält im Wesent- 


#” 
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lichen fol: 


s - nr s v , R TR RE ; 
nüe Vorsehriften: a) wer mit Reit-, ‚ug- ode Lastthieren einen 


Jagdzug veranstalten will, bedarf vorher eines vom Kaiserlichen Kommissaı 


auf die Dauer eines Jahres auszustellenden Erlaubnissscheines, für welchen 
eine Abgabe bis zum Betraee von 1000 Mk. erhoben wird; b) die Jard auf 
Strausse sowie das Weenehmen der Eier von deı ten ist in der Zeit 


vom 1. August bis 80. Oktober unter 


und Straussenhennen ist verboten; Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe 
oder Gefänenissstrafe bis zu 3 Monaten bestraft. 
3. Kamerun. 


2. Rıegow IS, 228) betr, die 


Ele phanten 


Ausübung der Jagd ruf "lusspferde. Wer die Jaed auf 
Elephanten oder Flusspferde gewerbsmässig betreibt oder betreiben wil hat 


vorher einen Erlaubnissschein zu lösen, für welchen eine Gebühr von 2000 bis 


5000 Mk. zu entrichten ist. Wer ausserdem die Jard auf solehe Thiere aus- 


zeebiets oder des deutschen Reichs oder 


üben will, ohne im Dienste des Schut 


einer im Schutzgebiete angesessenen Firma oder Erwerbsgesellschaft oder Mis- 


sion zu stehen, hat für den vorher zu lösenden Erlaubnissschein 200-5000 Mk. 


zu entrichten. Zuwiderhandlungen werden mit: Geldstrafe bis zu 5000 Mk. und 


iin Unvermögensfa mit Gefängnissstr:i bis zu 3 Monaten bestraft. 


b) V, des Gouy. v. 15/2 1900 (Kol.Bl. S. 281), welche das Einkreisen von 
Elephanten, sog. Einfeuern oder Einbrennen bei Strafe verbietet, 

ec) V, desselben Beamten v. 12/2 1900 (Kol.Bl. S. 282), welche die Ausübung 
der Jagd mit Schusswaffen oder sonstigen Jardeeräthen in dem Gebjete bei 
Strafe verbietet. welches begrenzt wird im Norden durch den Sanaga, im 
Westen durch die Küste, im Süden durch den Njong, im Osten durch eine 


Linie, welche in einem Abstande von 25 km der Küste parallel läuft. 


. Neu-Guinea. 


V.v. 13/1 87. bezw. 2/2 87 (Rızgow I 8. 510); dieselbe machte den Be- 


tr 
ti 
E 
nehmigung abhängig. 


E. Gewerbewesen, Handelund Verkehr. 

Die Reichsgewerbeordnung v. 21/6 69 mit ihren zahlreichen 
Novellen steht selbstverständlich in den Schutzgebieten nicht ın 
Kraft, denn, wenn dieselbe auch verschiedene dem Privatrechte an- 
gehörende Bestimmungen enthält, so ist sie doch in der Haupt- 
sache ein dem öffentlichen Rechte angehöriges Gesetz, in den Schutz- 
gebieten sind aber nur die Reichsgesetze und preuss. (fesetze privat- 
rechtlichen Inhalts eingeführt worden. Es können daher der Kaiser 
bezw. die Kaiserl. Beamten in den Schutzgebieten auf Grund der 
ihnen ertheilten Ermächtigung das Gewerbewesen nach freiem Er- 
messen durch Verordnungen regeln. 

1. Ostafrika. 

a) V. v. 8/9 90 betr. den Kautschukhandel (Kol.Bl. S. 369, RıEBow I S. 388), 


welehe Vorschriften zur Verhütung der den Handel schädigenden Verfälschung 
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des Kautschuks enthält. 
b) V.v. 3/9 91 betr. die Ausübune des Schankeewerbes (RIEBOW IS. 389), 


welche den Ausschank von geistigen Getränken jeder Art nur mit behördlicher 


Genehmigung für zulässig erklärte. (Vel, hiezu die V. vom gleichen Tax: 
betr. die Besteuerung von geistiren Getränken 8 2, RırBow IS. 128 £.) 

e) Eine neuerliche V. v. 17/2 94 (Kol.Bl. $; 208, RiEBOW ITS. 73) hob die 
V.V. v. 1/8 91 auf und bestimmt, dass der Ausschank von 


i 
jeder Art, nur auf Grund eines von der zuständigen Behörde (Bezirksamt, Be- 
' h 


R eistigen (zetränken 
ebenannt, Station) ertheilten Erlaubnissscheines zulässie ist, für dessen 
Ertheilung eine Gebühr von 150 bezw. 100 Rupien zu entrichten ist. 

d) Runderlass des Gouv. v. 12/7 99 (Kol.Bl. 8. 622, Rırnow IV 8. 79) betr, 


1 


das Verbot von Handelsmonopolen. 
e) Runderlass v. 1/8 95 bezw. 18/12 95 und 16/6 97 betr. das Verbot der 
Verfälschung von Kautschuk (Rızgow HS. 170. 992 und 350). 


2. Südwestafrika. 


a) V. 4/8 88 (RIEBOW I 8. 316) betr. das Halten von Viehposten längs des 


Swachaubflusses, welche verbot, an diesem Flusse ohne Genehmigung des 


Kommissars Viehposten zu halten, sowie Gras oder Anaschoten davon abzu- 
b) V. v. 17/5 91 betr. die Freihaltung der Strassen nach Walfischbai (Rrz 


ce) V, für die Frachtfahrer von und nach Walfischbai v. 17/5 91 (Rızrow | 
». 316 £.), V.V. gleichen Betr. v, 12/3 95 und 27/9 95 (Kol.Bl. $. 276 und 1896 
S. 5 Rresow I S. 148 und 182). 

den Handel mit Spirituosen v. 1/4 90 (Rıisgow IS. 317 £), 

e) V. v. 27/5 95 betr, den Ausschank und Verkauf von geistigen Getränken 
(Kol.Bl. S. 402, Rıesow II S. 158). 

f) V. 30/12 95, bezw. V. v. 17/5 97 betr. eine Wege- und Wasenabsabe 
(RIEBOW II S, 205 und 348). 

g) Wegeordnung v. 15/5 98 und Zus.V. v. 29/998 (Kol.Bl. 1899 8. 1-3 
und RıiEROwW III S. 40 und 126). 


5) 


3. Kamerun 


d) Bek. b tr. 


V. des Kommissars v. 3/5 94 (KolBl. S. 336 f#.) zum Schutze geren die 
Verfälschung der zur Ausfuhr bestimmten Landeserzenemnisse. 

t. Toxo. 

a) V. v. 25/2 97 betr, die für das Zumessen und das Zuwägen von Palm 
kernen und Palmöl im öffentlichen Verkehr zugelassenen Masse, Gewichte und 
Waagen (Kol.Bl. S. 225, Rresow II S. 397). Vel. auch die V. v. 7/2 90 betr, 
den Handel mit Palmkernen (Rızsow IS. 260 #). 

b) V. v. 20/2 97 betr. den Gummihandel und die Gummigewinnung (RIE- 
Bow II S. 329). 

9». Neu-Guinea. 
a) V. v. 15/3 88 betr. den Strassen- und Marktverkehr (RrEgow V 8. 514), 


b) V. v. 25/8 94 betr. den Betrieb des Handels im Schutzgebiete durch in 


demselben nicht einheimische Schiffe (Rıkpow IT S. 125). 
6. Kiautschou. 
V. v. 15/4 99 betr, den Handel mit Wein und Spirituosen und die Schank- 


konzessionen (MVBl. 1899 8. XXIX, Rresow IV S. 195). 
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F. Schifffahrt. 
Was die Seeschifffahrt anlangt, so kommt hier in Be- 

tracht die Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872, welche die 

Rechtsverhältnisse der Schiffsmannschaft auf Seeschitten in privat- 

rechtlicher, wie öffentlich-rechtlicher Hinsicht geregelt hat. Dieselbe 


hat Seemannsämter (die Musterungsbehörden der einzelnen Bundes- 


staaten und die Konsulate des deutschen Reichs im Auslande) ge- | 


schaften, welche die auf den Heuervertrag sich beziehenden Akte 


der freiwilligen Gerichtsbarkeit vornehmen, gewisse Streitigkeiten 
zwischen Schiffer und Schiftsmannschaft entscheiden, bei einzelnen 
in der Seemannsordnung für strafbar erklärten Handlungen provi- 
sorisch die Strafe festsetzen, den Nachlass verstorbener Seeleute 
in Empfang nehmen und die Mitnahme hilfsbedürftiger Seeleute 
nach Massgabe des Reichsgesetzes vom 27. Dezember 1872 betr. 
die Verpflichtung deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hilfs- 
bedürftiger Seeleute anordnen können. 

Die Geltung der Seemannsordnune in den Schutzgebieten er- 
giebt sich nicht nur daraus, dass sie ein das Handelsgesetzbuch 
ergänzendes Gesetz ist, sondern hauptsächlich daraus, dass ihre 
Bestimmungen nicht blos im Reichseebiete, sondern überhaupt auf 
alle Kauffahrteischiffe zur Anwendung kommen, welche das Recht 
haben, die deutsche Flagee zu führen, sleicheiltig, wo diese Schiffe 
sich aufhalten. Durch $ 8 SchGG. ist nun der Reichskanzler 
ermächtiet worden, die Befusnisse, welche den deutschen Konsuln 
im Auslande nach anderen, als den im $ 2 und 7 bezeichneten 
(sesetzen zustehen, Beamten in den Schutzgebieten zu übertragen. 
Von dieser Ermächtieung hat auch der Reichskanzler wie oben 
(S. 71) ausgeführt ist, Gebrauch zemacht. 

Von der Ansicht auseehend. dass die Uebertraerung der Funk- 
tionen der Seemannsämter an Beamte der Schutzgebiete auch ohne 
besondere gesetzliche Ermächtigung zulässig sei, hatte übrigens die 
Direktion der Neu-Guinea-Kompagnie bereits am 7. Juli 1887 eine 
Verordnung erlassen (Nachrichten u. s. w. 1887 S. 88) inhaltlich 
deren zur Wahrnehmung der den deutschen Seemannsämtern durch 
die Seemannsordnung oder durch andere Reichsgesetze übertragenen 
(seschäfte im Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie Seemanns- 
ämter zu errichten sind. 

Da nach $8 SchGG. v. 25/7 1900 den Beamten in den Schutz- ı 
oebieten die Befugnisse übertragen werden können, welche nach 


der Seemannsordnung den deutschen Konsuln im Auslande zustehen, 
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so sind im Sinne aller Vorschriften der Deemannsordnung, welche 
die Stellung der Seemannsämter im Ausland und im Inland ver- 
schieden regeln ($8$ 11, 14, 23, 52, 101 u. 103). die Schutzgebiete 
als Ausland anzusehen. Das Gleiche gilt von denjenigen zwischen 
Inland und Ausland oder zwischen deutschen oder ausländischen 
Häfen unterscheidenden Bestimmungen, für welche die Entfernung 
von der Heimath oder dem Auseangshafen massgebend ist (8$ 54, 

71, 98), wie auch von den Vorschriften des RG. v. 27/12 72 betr. 
die Verpflichtung deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hilfs- 
bedürftiger Seeleute. Dagegen finden die Vorschriften der SS 100 
u. 105 der Seemannsordnung, wonach strafbare Handlungen der 
Seeleute erst von dem Tage an verjähren, an welchem das Schift. 
dem der Thäter zur Zeit der Beeehune der That angehörte, zuerst 

| ein Seemannsamt erreicht und dem Schiffsmann verboten ist, den 


Schiffer vor einem fremden Gerichte zu belangen, auf die Schutz- 


gebiete keine Anwendune, da strafrechtlich die Schutzzebiete als 


Inland gelten und die Gerichte in den Schutzgebieten keine frem- 


j den, sondern deutsche (zerichte sind. 
In Bezug auf die Seeschiffahrt in den Schutzgebieten sind zahl- 
reiche Verordnungen ergangen, von welchen wenigstens einzelne im 


Nachstehenden aufgeführt werden sollen. 


1. Ostafrika. 


sek. des (aouVv. v.27 10 9] betr. die Gestellung von Lootsen (Rıı BOW 


b) V,; des (Gouv., V 13/0 9] hetr die Hafeneebühr für 


eımnel- 


Kahrzeuge (Dhaus) (Rızzow I $, 407) und Cirknlarerlass v, 8/8 9] 
(Ebendaselbst S, 408 £.). c) Hafenordnung für den Hafen von Dares-Saläm 


(unter Aufhebung der V. v. 7/1 94) v. 11/1 97 (Kol.Bl. 8. 122, Rızrsow 1 
325) und Nachtrag v. 10/9 95 (Rıesow II 8. 122). d) Runderlass 


v. 29/11 93 (Kol.Bl. 1894 S 99, Rızsow ITS, 58) betr. 


f, Deutsch-Ostafrika. @) Runderlass v. 15/6 96 (Kol.Bl. 596 #. und RızBow Il 

S. 234) und Abänderung v. 3/4 97 (Kol.Bl. 399, Rrı BOW ILS. 337) und 5/5 98 

(Kol.Bl. S. 445 #., Rıssow III 8. 39), f) Runderlass v. 18/11 98 b Bi 
l 


handlune der Sc hiffspapiere ( 


a) V. des (zouv. v. 20/7 85 betr. die Verpflichtung der Sehifl 
Abeabe ihrer Schiffspapiere, Manifeste und Ladescheine (RıErow IS. 255 £& 

b) V.v: 1/6 89 betr, die Abfassung der Schiffsmanifeste (Rırı BOW V S, 235) 

GV, v, 10/2.91 betr, die von den Seeschiffen in K ımerun zu entrichten- 
Hafenabgaben (Rızgow VS. 236 £.). 


r 


Toxo. 
) V. des Kommissars v. 15/2 88 betr. die Verpflichtung der 
zur Abgabe ihrer Manifeste (RızBow IT 8.268). 


b) V, v. 1/10 91 betr, das Löschen und Laden an Sonn ind 


Die Verwaltung der 


e) V.v, 10/8 95 betr. den Schiffsverkehr in Porto Seguro und 
RıEesow II S. 172). 

. Neu-Guinea. 
v, 7/7 87 betr. die Errichtung von Seemannsämtern (RiEBow 1 8. 516). 


\ 
b) V. v. 13/12 89 betr. die Ordnung des Verkehrs in den I] 


»n des Schutz- 
Nen-Guinea-Compaznie (RısBow IS. 516 
l x 


mannschaften (RıiEBoW | 


e) V. v. 6/7 87 betr. das Verhalten der Schifi 


cher Schiffe zur Meldune bei dem 


Rızsow IS. 614 fl. 


Hafenordnung für den Hafen von 


} 
\ 
a) Hafenordnune für Tsintau v. 31/3 99 (RIEBOW IV S. 189). b) 19/9 99 


(MVBl. S. NVIL Rıegöw IV S. 207 2). 


& Münz- Mass- und Gewichtswesen. 
1. Ostafrika. 


a) Nach S 7 N, 5 und 4 des Vertr: rs zwischen der 


Reiehsreeierung und 


ikanischen Gesellschaft vom 20/11 90 (RıEsow I S. 534) ver- 


aft das Recht, Kupfer- und Silber-Münzen, die an den 


blieb der Gesell 


cebiets, dessen Zubehöruneen, sowie des Gebiets 


öffentlichen Ka 
des Kaiserl. Schutzbriefs in Zahlung «genommen werden müssen, zu ] 
und auszueeben: ausserdem wurde ihr die Ertheilung des Rechts auf Eımi 
tung einer Bank mit dem Privilegium der Ausgabe von Noten zugesichert, 


Dem entsprechend ist dureh Gouvernementsbefehl vom 13. März 1894 (Kol.Bl. 


ass die seitens der Deutsch-Ostafrikanischen Ge- 


S. 25T) angeordnet worden, « 


und in Ostafrika in Umlauf gesetzten Zwei-Rupienstücke 


bei allen öffentlichen Kassen als zwei Rupien in Zahlung genommen werden. 


Andererseits wurde durch V. des Kaiserl. Gouverneurs von Ostafrika vom 
17. Januar 1893 bezw. 25. April 1893 (Kol.Bl. 1893 S. 144 und S. 259) die Ein- 
uhr von Kupfermünzen (Pesas) anderen Gepräges als desjenigen der Deutsch- 


in Gemässheit des $ 39 der Zollordnung vom 


Östafrikanischen Gesells: 
1. Juli 1891 verboten und bestimmt, dass vom 1. Februar 1893 an Kupfer- 
münzen anderen Gepräges nicht weiter als eesetzliches Zahlungsmittel gelten. 
Ebenso wurde durch V. des Gouv. v. 20/3 93: (Kol.Bl. S. 486) die Einfuhr 
der britisch-ostafrikanischen (Mombassa-)Rupien verboten. — b) Runderlass des 
Gouv. v. 29/10 96 (Rızsow II S. 294) betr. den Umlauf der Maria-Theresien- 
T ). RıEsßow II S. 295) 


1 
ıLNnAleT. 


” Sr 
)* 


ies Gouv. v. 17/11 96 (Kol.Bl. 1897 8. : 


ührung eines festen Kurses zwischen Rupie und Pesa. 


In Kamerun eilt auf Grund der V. des Kaiserl. Gouverneurs v. 10. Okt. 


;hsmarkreehnung von d 


1886 (RıEBow a... 0.8. 


Taee ab und sind als ungsmittel bezeichnet Zwanzigmarkstücl 


2 


‘kstücke, Einmarkstücke, Fünfzig- 


RT DR 
ehnmarkstücke, 


pfennigstücke, Zwanzigpfennigstücke, Zehnpfemnigstücke , Fünfpfennigstücke, 


Zweipfennigstücke und Einpfenniestücke, 

Im Zusammenhang damit ist durch V, vom 28. Januar 1887 (RrEBOW 
>. 224) das Werthverhältniss einiger fremder Goldmünzen zur deutschen Reichs- 
mark festgestellt worden. 


Durch V. desselben Beamten vom 6. April 1894 (Kol.Bl. S. 301) I 


Fend 


die Einführung des deutschen Mass-, (Gewichts- und Münzsystems für das Schutz- 


gebiet von Kamerun ist ferner bestimmt worden, dass bei Abschluss von Rechts- 


eeschäften zwischen Nichteingebornen oder z en solchen und neeborenen. 


deren Gegenstand nach Mass oder (zewicht setzt werden soll, vom 1, Ok- 
1568 und RG. vom 11. Jnli 


1884 eingeführten Maasse und Gewichte zu (rund gelegt werden dürfen und 


1894 ab nur die durch G, vom 17. 


dass von diesem Zeitpunkt ab der Werth des (regenstandes eines Rechtsee- 
schäfts, welcher zwischen Nichteingeborenen oder zwischen solehen ‘und Ein- 


geborenen abgeschlossen werden soll, in Markwährunge auseedrückt werden 


muss, Ferner ist zu erwähnen die V, desselben Beamten n 2. Mai 1894 
)etı der Handelsgewebe (Kol.Bl. S 


t, das Münz-, 


Maass- und Gewichtswesen zu reeeln, der Gesellschaft a ıf Grund der ihr zur 


Im Gebiete der Neu-Guinea-Kom pagnie stand das Re« 


senen Landeshoheit zu. Sie hat von diesem Rechte dadurch 


Ausübung übertr: 


Gebrauch gemacht, dass durch V. der Direktion vom 19. Januar 1887 (RiEBöw 
S. 5ll) die Reichsmarkreehnune im Schutzeebiete eingeführt wurde und als 
gesetzliches 


thalı 


pfennigstüc 


hlungsmittel die Zwanzigmarkstücke, die Zehnmarkstücke. Ein- 


tücke, Zweimarkstücke, Einmarkstücke., Fünfzigpfenniestücke und Ein- 
ke erklärt worden sind. 

Es erging sodann die V, der Direktion vom 1. August 1894 betr. die Ans- 
prägung von Neu-Guinea-Münzen (Kol.Bl. 8. 420) nach welcher unter dem Na- 
men „Neu-Gninea-M: 
prägt wurden: als Goldmünzen: Zwanziemarkstücke und Zehnmärkstücke; 
? 


als Silbermünzen: Fünfmarkstücke, Zweimarkstücke. 


zum Umlaufe im Schu 


zgebiete bestimmte Münzen 


markstücke und Ha D 


<e, sowie unter dem Namen „Neu-Guinea-Pfenniee* als Bronzemünzen: 


Zehnpfennigstücke, als Kupfermünzen: Zweipfennig- und Einpfenniestücke, 


in der V, vom 


Diese Münzen selten im Bereiche des Schutzrebiets neben 


19. Januar 1887 bezeichneten Reichsmünzen als gesetzliches Zahlungsmittel im 
gleichen Werthe wie die entsprechenden Stücke der letzteren und zwar die 


(rold- und Silbermünzen bis zum Betrage von 1000 Mk, die Bronze- und Kupfer- 


münzen bis zum Betrage von 5 Mk. Von den Kassen der Neu-Guinea-Konı- 


enie im Schutzgebiete werden sämmtliche Gold- und Silbermünzen ohne Be 
1 1 2 


wränkı ne des vorbezeichneten Betrares zu dem angerebenen Werthe in Zah- 
| eenommen. s$ 6 der V. finden die Bestimmungen 


für das Deutsche Reich insbesondere des S. Abschnitts 


über Münzverbrechen und Münzvergehen Anwendung, wenn die darin voree- 
sehenen strafbaren Handiuneen in Bezue auf die Neu-Guinea-Münzen veı 


werden. (Vgl. auch Kol.Bl. 1894 S. 657.) Das Recht der Münzprägung , 


der Neu-G@uinea-Komparnie auf Grund der Landeshoheit 


zustand, ist jetzt na- 


ı erloschen, nachdem die Gesellschaft auf die Landeshoheit ver 


Ss, IV.) 


Zr 


n 
Maass- u. Ge- 


Dieselbe bestimmte, dass vom 1. Juli 1900 ab für das Zumessen und Zu- 


Verkehr nur solche Maasse und Gewichte 


ter Zugrundelegung der durch die Maass- und 


eingefü 


orten n 
sind ($ 1 Dii 
tändigen Bezirksämter ($ 2 (Ge- 


des $ 1 schuldig 


machen, oder bei denen zum Gebrauche in ihrem Gew e geeignete, mit dem 


Yiebenen Stempel nicht versehene Maasse und Gewichte vorgefunden 


werden. werden, insoweit nach den allgemeinen Strafgesetzei 


Strafen einzutreten haben, mit Geldstrafe bis zu 100 Mk oder 


vier Wochen bestraft. Daneben ist auf Einziehung der 


Maasse und Gewichte zu erkennen 


H. Postwesen. 

Was das Postwesen anlanst, so ist zunächst darauf hinzu- 
weisen. dass in Art. 7 der Kongoakte bestimmt ist, dass die am 
1. Juni 1878 zu Paris revidirte Uebereinkunft betr. den Weltpost- 
verein auf das konventionelle Kongobecken Anwendung zu finden 
hat und dass demeemäss die Mächte, welche daselbst Souveränetäts- 
oder Protektoratsrechte ausüben oder ausüben werden, sich ver- 
pflichteten , sobald es die Umstände sestatten, die erforderlichen 
Massnahmen zur Ausführung dieser Bestimmung zu treften. 

Das Deutsche Reich ist aber mit allen seinen Schutz- 
gebieten dem Weltpostverein beigetreten und hat daher den 
Weltpostvertrag vom 4. Juli 1891 auch für die Schutzgebiete ab- 
seschlossen, während dies bezüglich des Uebereinkommens über den 
Austausch von Briefen und Kästchen mit Werthangabe, des Ueber- 
einkommens betr. den Postanweisungsdienst, des Uebereinkommens 
betr. den Austausch von Postpacketen, des Uebereinkommens betr. 
den Postauftragsdienst, des Ueberemkommens betr. den Postbezug 
von Zeitungen und Zeitschriften, sämmtlich vom 4. Juli 1891 nicht 
der Fall ist. ‚Jedoch ist das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kom- 
pagnie dem Uebereinkommen betr, den Austausch von Postanwei- 
sungen beigetreten (Kol.Bl. 1891 S. 33). 

Ferner ist zu erwähnen das Gesetz vom 1. Februar 1890 betr. 
eine Postdampfschiftahrtsverbindung mit Ostafrika (RGBl. 8. 19 
RıEBOoW a. a. ©. 8. 394 fl.), durch welches der Reichskanzler 
ermächtigt wurde, die Einriehtung und Unterhaltung einer regel- 


mässigen Postdampfschiffsverbindung mit Ostafrika auf eine Dauer 
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bis zu zehn Jahren an eeeienete deutsche Unternehmer auf dem 
Wege der engeren Submission zu übertragen und in dem hierüber 
abzuschliessenden Vertrage eine Beihilfe bis zum Höchstbetrage von 
900000 Mk. jährlich aus Reichsmitteln zu bewilligen. Der abzu- 
schliessende Vertrag musste die dem Gesetze in einer Anlage bei- 
gefügten Hauptbedingungen enthalten und bedurfte zu seiner Gültie- 
keit der Genehmigung des Bundesraths. 

Auf Grund dieses Gesetzes ist in der That auch am 5. bezw. 
9. Mai 1890 zwischen dem Reichskanzler und der Aktiengesell- 
schaft „Deutsche Ostafrika-Linie* über die Einrichtung und den 
Betrieb einer regelmässigen Postdampferverbindung mit Ostafrika ein 


Vertrag abgeschlossen worden (Kol.Bl. 8.83, RıeBow I S. 396 £.). 


Am 25/5 1900 erging ein neues Gesetz betreffend die Post- 
dampfschiftsverbindungen mit Afrika (Kol.Bl. 8. 455 _f£.), das in 
S 1 den Reichskanzler ermächtist, nach Ablauf des gegenwärtigen 
auf (rund des im Uebrigen in Kraft bleibenden Ges. vom 1/2 90 
abgeschlossenen Vertrags die Einrichtung und Unterhaltung einer 
vierzehntägigen Postdampfschiffsverbindung mit Ostafrika und einer 
vierwöchentlichen Postdampfschifisverbindung mit Südafrika auf eine 
Dauer bis zu fünfzehn Jahren an einen geeieneten deutschen Unter- 
nehmer zu übertragen und in dem hierüber abzuschliessenden Ver- 
trage eine Beihilfe bis zum Höchstbetrage von jährlich 1350000 
Mk. aus Reichsmitten zu bewilligen. Zur Ausführung dieses Ge- 
setzes hat der Reichskanzler mit der „Deutsch-OÖstafrika-Linie“ am 
21/7 00 einen Vertrag über die Einrichtung und Unterhaltung von 
Postdampferverbindungen mit Ostafrika abgeschlossen. Der am 
9/5 1890 abgeschlossene Vertrag wurde bis zum 31/3 Ol verlän- 
gert, der neue Vertrag erstreckt sich vom 1/4 01 auf fünfzehn 
Jahre, (Kol.Bl. S. 615 ft.) 

Ausserdem ist noch zu erwähnen die V. des Landeshauptmanns 
von Südwestafrika betr. die der Post durch Private zu leistende 
Beihilfe vom 6/8 96 (Kol.Bl. S. 654, RıEBow II S. 264), welche 
bestimmt, dass sich kein Privatwagen weigern darf, Postsachen, für 
deren Beförderung die Postverwaltung volle Vergütung zu gewähren 
bereit ist, zum Weitertransport zu übernehmen. Ebenso sind die 
Anwohner einer Strasse verbunden, wenn den ordentlichen Posten, 
Extraposten, Kouriren, Postboten unterwegs ein Unfall begegnet, 
denselben zu ihrem Weiterkommen erforderliche Hülfe gegen voll- 
ständige Entschädigung schleunigst zu gewähren. Zuwiderhandlungen 


v.Stengel, Rechtsverhältnisse, 2 
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gegen die Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 600 Mark 


bestraft. 


Auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens ist zu erwähnen die 
Konzession, die die Kaiserl. Regierung der Eisenbahngesellschaft 
für Deutsch-Ostafrika (Usambaralinie) zum Bau und Betriebe einer 
Bisenbahn von Tanga nach Koroswe am 22. Novbr. 1891 ertheilt 
hat (Kol.Bl. S. 533 fi.) Nach $S 12 der Konzession sind der Eisen- 
bahngesellschaft in Betreff der Leistungen für Postzwecke mit 
einigen Modifikationen, bezw. Erleichterungen dieselben Verpflich- 
tungen auferlegt, welche sich für die im Deutschen Reiche betrie- 
benen Eisenbahnen aus dem Eisenbahn-Postgesetze vom 20/12 75 
und den: dazu zehörisen Vollzugsbestimmungen ergeben. Ehenso 
sind in & 13 in Betreff der Telegraphenanstalten der Eisenbahn- 
gesellschaft zu Gunsten der Reichstelegraphenverwaltung verschie- 
dene Verpflichtungen auferlegt, die im Allgemeinen denjenigen 
entsprechen, die den im Reiche befindlichen Eisenbahnverwaltungen 
obliegen. 

Für die Usambaralinıe ist vom Kaiser]. Gouverneur am 12/11 
95 eine Bahnordnung erlassen worden (RIEBOW II S. 189). 

Zu erwähnen ist ferner das Abkommen vom 11/3 95 zwischen 
der Kolonialabtheilung, der deutsch-ostafrikanischen Gesellschaft 
und der deutschen Bank, betreffend die Vorarbeiten zum Bau einer 
deutsch-ostafrikanischen Centralbahn, welche die Küste des deutsch- 
ostafrikanischen Schutzgebiets mit dem Seengebiet des Tanganyıka 
und Vietoria-Nyanza verbinden soll (Kol.Bl. S. 155, RıEBOwW II 
S. 146 ft.). 

V.Schule und Kirche (Missionswesen). 

A. In den Schutzgebieten bestehen verschiedene Schulen für 
den Unterricht der eingeborenen Kinder in den elementaren Kennt- 
nissen und im Handwerk zum Theil in Verbindung mit den Mis- 
sionen (Missionsschulen). 

Eine gesetzliche Regelung des Schul- und Unterrichts- 
wesens in den Kolonien ist jedoch bisher nicht erfolst. Nur ın 
Ostafrika ist durch Runderlass des Gouverneurs vom 28/3 98 
(Kol.Bl. S. 319, RıeBow IlI S. 25) bestimmt worden, dass die 
Regierungsschulen in Tanga, Bagamayo und Dar-es-Saläm direkt 
dem betreffenden Bezirksamt unterstellt werden und nur durch das 
Gouvernement Weisungen zu empfangen haben. 


Ausserdem ist zu erwähnen, dass der Kolonialrath durch Be- 
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schluss vom 28/1 99 der Regierung empfohlen hat, darauf hinzu- 
wirken, dass allen ın den Kolonien bereits bestehenden oder noch 
zu errichtenden Schulen, unbeschadet ihrer besonderen Eigenart 
und Selbstständigkeit auf Grund eines im Einvernehmen mit den 
Missionen aufzustellenden Lehrplanes über den deutschen Unter- 
richt auf ihren Antrag ein Regierungszuschuss zeereben werde 
(RIEBOW IV 8. 37). 

B. Was sodann die religiösen bezw. kirchlichen 
Verhältnisse anlangt, so kommt hier vor Allem in Betracht der 
Art. 6 Abs. 3 der Kongoakte, welcher lautet: .„Gewissensfreiheit 
und religiöse Duldung werden sowohl den Einseborenen wie den 
lLaandesangehörisen und Fremden ausdrücklich gewährleistet. Die 
freie und öffentliche Ausübung aller Kulte, das Recht der Er- 
bauung gottesdienstlicher Gebäude und die Errichtung von Missio- 
nen, welcher Art Kultus dieselben angehören möcen, soll keinerlei 
Beschränkung noch Hinderung unterliegen.“ 

Ausserdem ist auf die in den verschiedenen internationalen 
Abmachungen des Deutschen Reiches mit anderen Kolonialmächten 
enthaltenen Bestimmungen hinzuweisen, inhaltlich deren die Ver- 
tragstheile ihren beiderseitigen Unterthanen freie Relieionsübung in 
ihren Kolonien zugesagt haben (vgl. die in $ 17 angeführten Ver- 
träge). 

In der Reichstagskommission von 1886 war beantragt worden, 
die Bestimmung des Art. 6 Abs. 3 der Kongoakte auf alle deut- 
schen Schutzgebiete auszudehnen. Der Antrag wurde jedoch ab- 
gelehnt; die Reichsregierung war daher nur in Bezug auf die zum 
sog. konventionellen Kongobecken gehörigen Gebiete durch die be- 
treffende Bestimmung gebunden. Im Uebrigen hatte dieselbe na- 
mentlich in der Frage der Zulassung oder Nichtzulassung von 
Missionen der verschiedenen Konfessionen, Orden oder Missions- 
sesellschaften freie Hand. Zu beachten ist ausserdem, dass der 
Art. 6 Abs. 3 der Kongoakte auch der Ausweisung einzelner Mis- 
sionäre aus sicherheitspolizeilichen oder ähnlichen Gründen aus den 
betreffenden Gebieten nicht im Wege steht. 


Das neue Schutzgebietsgesetz hat in dieser Beziehung insofern 


eine Aenderung «ebracht, als dasselbe n $ 14 den im Deutschen 


ar 


Reiche anerkannten Relisionsgesellschaften in den deutschen Schutz- 
eebieten unbeschränkte Gewissensfreiheit und Kultusfreiheit einge- 
räumt hat. 

Der $ 14 ist erst im Reichstage ins Gesetz eingefügt worden 


( 
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und zwar auf Antrag von Mitgliedern des Centrums. In der 
Reichstaessitzune vom 12. Juni 1900?) bemerkte der Antragsteller 
(Gröber), dass ein ähnlicher Antrag schon wiederholt gestellt, aber 


bisher nicht zur Annahme selanst sei, weil man eu 


ie durch den- 
selben in Aussicht genommene gesetzliche Bestimmung weder für 


zweckmässie, noch auch für nothwendie eehalten habe, und man 


auch gegen die ursprüngliche Fassung des Antrags nicht ohne 
Grund habe einwenden können, er zehe zu weit, weil er auch dem 
Mohamedanismus einen gesetzlichen Schutz gewähren würde Um 
diesen Einwand zu beseitigen, soll dıe zu sewährleistende Glaubens- 
freiheit nur den im Deutschen Reiche anerkannten Religionsgesell- 


schaften zu Gute kommen ?). 


IV. Kap. Die Gerichtsbarkeit und die Regelung des 
Personenstandes. 


S 19. Allgemeines’). 


I. Bei Erlass des SchGG. ging der Reichstag von der Auf- 
fassung aus, dass es nicht zweckmässig sei, dem Kaiserl. Verord- 
nungsrechte die’ Regelung des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts 
und des gerichtlichen Verfahrens in den Schutzgebieten zu über- 
lassen. In Folge dessen ist im $ 2 a. Sch@G. vorgeschrieben, 
dass sich das bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gericht- 
liche Verfahren einschliesslich der (zerichtsverfassung für die Schutz- 
gebiete nach den Vorschriften des Gesetzes über die Konsularge- 
richtsbarkeit v. 10/7 79 bestimmen. Nur die Festsetzung des Zeit- 
punkts des Inkrafttretens des Gesetzes vom 10/7 79 in den einzelnen 
Schutzgebieten wurde dem Kaiser überlassen. 

Das Gesetz vom 10/7 79 regelte nun selbstständig im Wesent- 
lichen nur die Verfassung der Konsulargerichte, im Uebrigen er- 
klärte es, was das bürgerliche Recht, das Strafrecht und das ge- 


Fe) 
") 10. Lewisl.P. I Sess. 1898/1900 S. 6006. 
"\ Ueber die Eintwickelung der Missionen in den Schutzeebieten geben je- 
weils die offiziellen Denkschriften genauen Aufschluss, 
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richtliche Verfahren betrifft, einfach die einschlägigen Reichsgesetze 
und preussischen Gesetze auch in den Konsulargerichtsbezirken für 
anwendbar. 

Da die Civilprozessordnung, die Konkursordnung und Straf- 
prozessordnung nicht in allen ihren Bestimmungen in den Konsu- 
largerichtsbezirken anwendbar erschienen, so hatte das (esetz vom 
10/7 79 verschiedene Modifikationen dieser Gesetze für die Kon- 
sulargerichtsbezirke vorgenommen. Auch mit diesen Massgaben 
waren das Gesetz vom 10/7 79 bezw. die von demselben in Bezug 
genommenen Reichs- und preussischen Gesetze für die Schutzgebiete 
nicht vollkommen brauchbar. 

Das a. SchGG. hatte daher in & 3 vorgesehen, dass eine 
Anzahl von Abänderungen dieser Gesetze durch Kaiserl, Verord- 
nung getroffen werden können. Es handelte sich dabei insbesondere 
um den Kreis der Personen, welche der Gerichtsbarkeit unter- 
worfen werden können, um die Regelung der Rechtsverhältnisse an 
unbeweelichen Sachen einschliesslich des Bergwerkseigenthums, das 
Strafverordnunesrecht des Kaisers, die Mitwirkung einer Staats- 
anwaltschaft und die Zulässiekeit einer Voruntersuchung in Straf- 
sachen, die Uebertragung der vor die Schwurgerichte gehörigen 
Sachen auf die Gerichte der Schutzgebiete, die Bestellung einer 
zweiten Instanz für die Gerichte der Schutzgebiete u. s. w. 

II. Das KGG. vom 10/7 79 erlangte in den einzelnen Schutz- 
gebieten durch folgende Kaiserl. Verordnungen Geltung: 

l. Im Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompag- 
nie (Deutsch-Neu-Guinea) trat das KGG. vom 10/7 79 
auf Grund der V. vom 5/6 86 (RGBl. 8. 187, Nachrichten u. s. w. 
1SS6 8. 27: RıeBow ITS. 442 f.) am 1/9 86 in Kraft für alle 
Personen, welche in dem Schutzgebiete wohnen oder sich aufhalten 
oder bezüglich deren hievon abgesehen ein Gerichtsstand inner- 
halb des Schutzgebiets nach den zur Geltung kommenden Gesetzen 
begründet ist, die Eingeborenen jedoch nur, soweit sie dieser Ge- 
richtsbarkeit besonders unterstellt werden. Die Befugniss, nach An- 
hörung der Direction der Neu-Guinea-Kompagnie, zu bestimmen, wer 
als Eingeborener im Sinne dieser Verordnung anzusehen ist, und in- 
wieweit auch Eingeborene der Gerichtsbarkeit zu unterstellen sind, 
wurde dem Reichskanzler übertragen (SS 1 und 2). 

Das Gesetz betreffend die Eheschliessung und die Beurkun- 
dung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande vom 


4/5 70 wurde ebenfalls für alle Personen, die nicht Eingeborene 


Regel 


und die 


sind, von 1/9 86 an eingeführt (S 10). 


Für die mit dem Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie 
vereinieten Salomons-Inseln gelansten das RGG. v. 10/7 79 durch 
V., vom 11/1 87 (RGBl. 8. 4, Nachrichten u. s w III S 27, 
RıEBow I 8. 447) vom 1/4 87 ab und das Gezetz vom 4/5 70 
durch V. vom 1/3 8S (RGBI 8. 63, RIEBOW I 8. 492) v. 1/4 88 
ab zur Einführung. 

Die VV. vom 5/6 86 und 11/1 SS wurden abgeändert und er- 
änzt durch eine weitere V. vom 13/7 88 (RGBl. 8. 22, RIEBOW 


I S. 444), in Geltung getreten am 1/1 89, welche insbesondere die 


eerichtssachen der Gerichtsbehörde erster Instanz über- 


Schwure 
trug, eine Gerichtsbehörde zweiter Instanz bestellte und in $ 9 be- 
stimmte, dass die Todesstrafe durch Erschiessen oder Erhängen zu 
vollstrecken sei. 

Bezüglich des Inselgebiets der Karolinen, Palau und Marianen, 
das nach der V. vom 18/7 99 (Kol.Bl. 1900, S. 95) bis auf Wei- 
teres einen Bestandtheil des Schutzgebiets von Deutsch - Neu- 


se (RGBl. 8. 541, 


[6 


(zuinea bildet, bestimmt eme V. vom gleichen Ta 
Kol.Bl. S. 507), dass das KGG. vom 10/7 79 vom 1. "Januar 1901 


und das Gesetz vom 4/5 70 vom 1/1 1900 ab zur Anwendung zu 


kommen habe. Bis zu diesem Zeitpunkte wurde in $ 2 der erste- 
ren Verordnung der Reichskanzler, bezw. der von ihm beauftragte 
Beamte ermächtigt, die Rechtsverhältnisse, auf welche sich das 
KGG. vom 10/7 79 bezieht, zu ordnen. 

2, Für das Schutzgebiet der Marschall-, Brown- 
und Providence-Inseln erging die V. vom 13/9 86 (RGBl. 
SD. 291, RIEBOwW I S. 564), welche das Inkrafttreten des KGG. v. 
10/7 79 und des Gesetzes vom 4/5 70 in eleicher Weise wie für 
das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie für alle Personen mit 
Ausnahme der Eingeborenen vom 1/12 86 ab anordnete, Die V. 
vom 13/9 86 wurde durch die V. vom 7/2 90 (RGBl. S. 55, Rıe- 
BOW 1 8. 567), in Kraft getreten am 1/4 90 nach dem Vorbilde 
der für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie erlassenen V. 
vom 13/7 88 ergänzt und abgeändert. 

3. Für die Schutzgebiete Kamerun und Tosxeo 
bestimmte die V. v. 2/7 88 (RGBl. S. 211 und Rızsow IS. 181), 
dass das KGG. vom 10/7 79 am 1/10 88 daselbst in Kraft zu 
treten hatte, und zwar für alle Personen mit Ausnahme der Ein- 
geborenen. Bezüglich der Schwurgerichtssachen, der Bestellung 


einer zweiten Instanz und der Vollstreckung der Todesstrafe stimmt 


die V. vom 2/7 88 mit den bezüglichen Vorschriften der für Neu- 
Guinea und die Marschall-Inseln erlassenen Verordnungen überein. 
Ausserdem enthalten die $S$ 17—21 eine Regelung der Rechtsver- 
hältnisse an unbeweglichen Sachen. 

Das Gesetz vom 4/5 70 war bereits durch V. vom 21/4 86 
(RGBl. S. 128, RıeBow I S. 214) vom 1/7 86 ab bezüglich aller 
Personen, die nicht Eingeborene sind, in Kraft gesetzt worden. 

. In Südwestafrika wurde das KGG. vom 17/7 79 vom 
1/1 88 ab durch V. vom 21/12 87 (RGBl. 8. 5355- RıEBOw ] 
S. 282), in Kraft gesetzt. Eine V. vom 10/8 90 (RGBl. S. 170, 
RIEBOW I 8. 283) traf dann die näheren Bestimmungen in dieser 
Beziehung und bestimmte insbesondere in $ 16, dass die Regelung 
der Rechtsverhältnisse an unbeweelichen Sachen vorbehalten bleibt. 

Das Gesetz vom 4/5 70 trat auf Grund der V. vom 8/11 92 

(R(@&Bl. S. 1037, RıeBow I 8. 313) am 1/1 93 in Kraft. 
5. Was Deutsch-Ostafrika anlangt, so hatte die V. vom 
18/11 87 (RGBl. S. 527, RıeBow I S. 363) bestimmt, dass das 
KGG. vom 10/7 79 in Ostafrika vom 1/2 SS an in Kraft zu treten 
habe. Im Anschluss an diese Verordnung erging dann eine neue 
mit dem Tage der Verkündigung in Kraft getretene V. v. 1/1 91 
(RGBl. S. 1, Kol.Bl. S. 23, RıEeBow S. 364), welche in $ 1 be- 
stimmte, dass das KGG. vom 10/7 79 in den Gebieten, auf welche 
sich die V. vom 18/11 87 bezieht, sowie in dem seitens des Sultans 
von Sansibar abgetretenen Küstengebiet sammt dessen Zubehörun- 
gen und der Insel Mafia vom 1/1 91 ab zur Anwendung zu kom- 
men habe und welche in $ 18 vom gleichen Tage ab das Ges. v. 
4/5 70 in Kraft setzte. 

6. Für das Kiautschou-Gebiet erging die V. v. 27/4 98 
(RGBI. 8. 173, RıeBow 8. 165), welche das KGG vom 10/7 79 und 
das G. v. 4/5 70 vom 1/6 98 ab im (sebiete von Kiautschou für 
alle daselbst wohnenden oder sich aufhaltenden Personen mit Aus- 
nahme der Chinesen in Kraft setzte, und dem Gouverneur das 
Recht einräumte, zu bestimmen, inwieweit auch die Chinesen der 
Gerichtsbarkeit zu unterstellen sind, und Angehörige farbiger Völker- 
stimme von der Gerichtsbarkeit auszuschliessen, bezw. in Bezug 
auf den Personenstand für dieselben abweichende Anordnungen zu 
treffen (SS 1, 2 u. 3). 

Die nach $S 2 a. SchGG. für die Rechtsverhältnisse an unbeweg- 
lichen Sachen, einschliesslich des Bergwerkeigensthums massgeben- 
den Vorschriften finden nach $ 3 keine Anwendung; vielmehr sind 
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der Reichskanzler (Reichs-Marine-Amt) und mit dessen (zenehmieung 
der Gouverneur befugt, die zur Regelung dieser Verhältnisse er- 
forderlichen Bestimmungen zu treffen. 

Die Gerichtsbarkeit in den zur Zuständiekeit der Schwureerichte 
gehörenden Sachen wurde dem Schutzgebietsgerichte übertragen und 
k 


as Konsulargericht in Shanghai als Berufungs- und Beschwerde- 
eericht bestimmt (SS k0..8); 

Die Todesstrafe ist nach $ 6 durch Erschiessen oder Enthaupten 
zu vollstreecken. Der Gouverneur bestimmt, welche der beiden Voll- 
streckungsarten im einzelnen Falle stattzufinden hat. 

Das RG. v. 4/5 70 wurde vom 1. Juni 1898 ab für alle Per- 
sonen, die nicht Chinesen sind, für anwendbar erklärt. 


Ill. Am 1. Januar 1900 trat in dem bisherieen Rechtszustande 


Deutschlands eine gewaltige Umwälzung ein, da an diesem Tare 
das bürgerliche Gesetzbuch v. 15/8 96 mit seinen Neben- 
gesetzen, der Grundbuchordnung vom 24/3 97, dem Gesetz vom 
gleichen Tage über die Zwangsversteiserune und Zwangsverwaltung, 
und dem Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 17/5 98 
Geltung erlangten. (sleichzeitie erlansten das revid. Handelsgesetz- 
buch v. 10/5 97, die Civilprozessordnung und die Konkursordnung, 
sowie das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Novellen 
vom 17/5 98 Geltung. 

Es konnte nun zunächst darüber kein Zweifel bestehen. dass 
die älteren Gesetze, die nun abgeändert worden waren, in der neuen 
Fassung am 1. Januar 1900 auch in den Konsulargerichtsbezirken 
und ebenso in den Schutzsebieten (seltung erlansten, da der Sinn 


der betrefi. Bestimmungen des KG@. v. 10/7 79, dass die ein- 


schlägigen Reichsgesetze in den Konsulargerichtsbezirken anwendbar 


sind, der war, dass sie daselbst jeweils ın derselben Form und 


Fassung, wie im Reichsgebiete selten sollen. Es ergab sich dies 


namentlich aus 8 47 KGG. v. 10 ), welcher bestimmte, dass neue 


7 
(sesetze, soweit nicht reichsgesetzlich etwas anderes vorgeschrieben 
wird, in den Konsulargerichtsbezirken nach Ablauf von vier Mo- 


naten von dem Tage gerechnet, an welchem das betreffende Stück 


des Reichsgesetzblatts oder der preuss. (sesetzessammlung in Berlin 
ausgegeben worden ist, verbindliche Kraft erlangen. Diese Vor- 
schrift sollte bewirken, dass die in den Konsulargerichtsbezirken 
für anwendbar erklärten Reichsgesetze und preuss. (Gesetze nicht 
tür alle Zeiten in der Fassung anzuwenden waren, welche sie am 
1. Okt. 1879, - dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des G. v. 10/7 79 
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hatten, sondern dass sie jeweils mit den Abänderunsen zu gelten 
hatten, welche sie durch spätere Gesetze erfuhren. bezw. dass neue 
Reichsgesetze und preuss. (Gesetze, sofern sie sich auf Gegenstände 
der Konsulargerichtsbarkeit bezogen, von selbst durch die Ver- 
kündigung in den betreff. Gesetzblättern in den Konsulargerichts- 
bezirken in Kraft: traten. Daraus folete mit Nothwendiekeit, 
dass, wie auch in der Begründung des Entwurfs des neuen Kon- 
sulargerichtsbarkeitsgesetzes vom 7/4 1900 anerkannt ist, das BGB. 
mit seinen Nebengesetzen ohne Weiteres in den Konsulargerichts- 
bezirken am1. Januar 1900 Geltung erlanete!). Eine dem 47 KGG. 
entsprechende Bestimmung enthält nun das Sch@G. nicht. und da die 
Schutzgebiete staatsrechtlich nicht Bestandtheile des Reichsgebiets 
sind, so treten die im RGBl. verkündigten Reichsgesetze in den 
Schutzgebieten nur dann in Kraft, wenn dies in dem betreff, Gesetze 
ausdrücklich bestimmt ist, oder der Kaiser die Anwendbarkeit eines 
Reichsgesetzes für die Schutzgebiete besonders angeordnet hat. Kür 
das BGB. und seine Nebengesetze musste jedoch trotzdem ange- 
nommen werden, dass sie auch ohne eine derartice ausdrückliche 
Bestimmung am 1. Januar 1900 in den Schutzgebieten in Kraft 
traten, dasich gemäss $2 a. SchGG. das in den Schutzeebieten in 
Civilsachen und Strafsachen anzuwendende Recht erundsätzlich nach 
den Bestimmungen richtete, die in dieser Beziehune jeweils in den 
Konsulargerichtsbezirken zu gelten hatten. 

Wenn hienach auch die neuen Reichsgesetze ohne Weiters in 
den Konsulargerichtsbezirken Anwendung zu finden haben, so hielt 
man sich doch veranlasst, aus Anlass der umfassenden Neugestal- 
tung des Privatrechts durch das BGB. und seine Nebengesetze eine 
Revision der KGG. v. 10/7 79 vorzunehmen, um durch besondere 
Vorschriften einzelne sonst vorhandene Lücken auszufüllen. und 
die neuen Gesetze in verschiedenen Punkten den Verhältnissen der 
Konsulargerichtsbezirke anzupassen, gleichzeitig aber die Aende- 
rungen und Ergänzungen des Konsulargerichtsgesetzes vorzunehmen, 
die sich nach den bisherigen Erfahrungen als wünschenswerth er- 
wiesen hatten. 

Das neue erheblich umfangreichere KGG. v. 7/4 1900 zerfällt 


in neun Abschnitte. Der erste Abschnitt handelt vom Umfang der 


Konsulargerichtsbarkeit. Der zweite Abschnitt regelt die Gerichts- 


') Die Einführung des preuss. Landrechts in den Konsulargerichtsbezirken, 


ohnehin nur ein Nothbehelf solanee 


:etzbuch nicht vorhanden war. 


des Personenstandes. 


138 IV. Kap. Die Gerichtsbarkeit und die Regelung 
verfassung im Wesentlichen in Uebereinstimmung mit den bezüg- | 
lichen Vorschriften des KG@G. v. 10/7 79; der dritte Abschnitt ent- | 


hält alleemeine Vorschriften über das anzuwendende Recht und die 
Abschnitte 4, 5, 6, 7 und 8 besondere Vorschriften für das bürger- 
liche Recht, für das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 
n Konkurssachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit. für das Strafrecht, für das Verfahren m Strafsachen und 
über die Kosten. Der neunte Abschnitt bringt einige Schluss- 
bestimmungen, von denen $ 79 hier hervorzuheben ist, welcher lautet: 
„Soweit in Reichszesetzen oder Laandesgesetzen auf Vorschriften de 
Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 ver- 
wiesen ist, treten die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes 
an deren Stelle“ 

Dies trifft namentlich beim Sch6G. zu, sodass in Zukunft das 
KG@. 7/4 1900 an Stelle des KGG. v. 10/7 79 in den Schutz- 
eehieten gilt. Jedoch ist hervorzuheben, dass das KG@G. vom 7/4 00 
in den Schutzgebieten nur in soweit gilt, als dessen Vorschriften durch 
das n. SchGG. ausdrücklich in den Schutzgebieten für anwendbar 
erklärt wurden. Nicht anwendbar in den Schutzgebieten ist aber 
namentlich der erste vom Umfang der Konsulargerichtsbarkeit 
handelnde Abschnitt , dessen S 2 diejenigen Personen bezeichnet, 
die der Konsularserichtsbarkeit unterworfen sind. Das n. Sch6G&G. 
eeht nämlich von dem durchaus richtigen Grundsatz aus, dass die 
Schutzgewalt und die einen Bestandtheil derselben bildende Gerichts- 
barkeit territorialen Charakter hat, und daher derselben alle Personen 
unterworfen sind, die in den Schutzgebieten sich aufhalten. Es war 
daher nur nothwendieg, diejenigen Personen zu bezeichnen, die der 
Gerichtsbarkeit nicht unterliegen sollen. Es sind das die Einge- 
horenen und die durch Kaiserl. Verordnung denselben gleichge- 
stellten Theile der Bevölkerung. 

In Bezug auf die Regelung der Gerichtsbarkeit über diese Per- 
sonen hat der Kaiser freie Hand; er kann dieselben der Gerichts- 
barkeit nach Massgabe des KGG. unterwerfen, die Gerichtsbarkeit 
aber auch besonders regeln, bezw. durch den Reichskanzler und die 
demselben untergebenen Beamten regeln lassen. 

Schliesslich ist noch darauf aufmerksam zu machen, dass $ 16 
n. SchGG. bestimmt hat, dass für Schutzgebiete, in denen das 
KG@G. v. 10/7 79 und das @. v. 4/5 70 noch nicht in Kraft gesetzt 
war, der Zeitpunkt, in welchem die $$ 2 bis 7 in Kraft zu treten 
Verordnung bestimmt werde. 


haben, durch Kaiserl. 
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$ 20. Gerichtsverfassung und Justizverwaltung'). 


[. Auf Grund des KG6., v. 10/7 79, des Sch@&. und der 
in $ 19 aufgeführten Kaiserl. Verordnungen, durch welche das 
KGG. v. 10/7 79 in den einzelnen Schutzgebieten in Kraft gesetzt 
wurde, gestaltete sich die Gerichtsverfassunge in den Schutz- 
eebieten in folgender Weise: 

Nach S$ 5 ff. KGG. v. 10/7 79 wurde die Konsulargerichtsbarkeit 
durch den Konsul und das Konsulargericht ausgeübt. Der Konsul war 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit nur befugt, wenn er vom Reichs- 
kanzler dazu ermächtigt war. Das Konsulargericht bestand aus 
dem Konsul als Vorsitzenden und zwei mit unbeschränktem Stimm- 
rechte versehenen Beisitzern, soweit gesetzlich nicht die Zuziehune 
von vier Beisitzern vorgeschrieben war. Dies war aber nach 828 
KGG. der Fall in Strafsachen für die Hauptverhandlung, wenn 
der Beschluss über die Eröffnung des Hauptverfahrens ein Ver- 
brechen oder ein Vergehen zum Gegenstande hatte, welches weder 
zur Zuständigkeit der Schöffenserichte, noch zu den in den SS 74, 
75 GVG. bezeichneten Handlungen gehört. War die Zuziehune 
von vier Beisitzern nicht möglich, so genügte die Zuziehune von 
zwei Beisitzern. War in bürgerlichen Rechtsstreitiekeiten die Zu- 
ziehung von zwei Beisitzern nicht ausführhar, so trat an die Stelle 
des Konsulargerichts der Konsul. Die Bestellung der Beisitzer 
erfolgte in der Weise, dass der Konsul für die Dauer eines Jahres 
aus den achtbaren Gerichtseingesessenen oder in Ermanseluns 
solcher aus sonstigen achtbaren Einwohnern seines Bezirks vier 
Beisitzer und mindestens zwei Stellvertreter ernannte, welche bei 
ihrer ersten Dienstleistung für die Dauer des (seschäftsjahrs im 
öffentlicher Sitzung beeidiet wurden, 

Bezüglich der Zuständigkeit bestimmte $ 12 KGG. v. 10/779, dass, 
soweit dasselbe nicht abweichende Vorschriften enthielt, für die durch 
das GVG. und die KO. den Amtsgerichten zugewiesenen Sachen der 
Konsul, für die den Schöffengerichten, sowie für die den Land- 
gerichten zugewiesenen Sachen das Konsulargericht zuständig sei. 
In den zur streitigen Gerichtsbarkeit nicht gehörenden Angelegen- 
heiten, welche in denjenigen preussischen Landestheilen, in welchen 
das allg. Landrecht Gesetzeskraft hatte, in erster Instanz zur Zu- 
ständigkeit der Amtsgerichte oder Landgerichte gehörten, war der 


1 


‚Schutz ge biete S. 192 #. 
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Konsul für zuständie erklärt. Alle diese Bestimmungen wurden 
in 82a. SchGG. auch in den Schutzgebieten in der Weise für an- 
wendbar erklärt. dass an die Stelle des Konsuls der vom Reichs- 
kanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtiete Beamte und 
an die Stelle des Konsulargerichts das nach Massgabe der Be- 
stimmunsen über das letztere zusammengesetzte Gericht des Schutz- 
ebiets trat. 

Bezüglich der Stellung der Richter in den Schutzeebieten ist 
zu bemerken, dass von dem als Richter fungierenden Konsul juri- 
stische Vorbildung nicht verlangt wurde, da nach $ 12 KG@G. nur 
die Titel 13—16 GVG. (Rechtshilfe, Oeffentlichkeit und Sitzungs- 
polizei, Gerichtssprache, Berathung und Abstimmung) auf die Kon- 


serichtsbarkeit Anwendung fanden, nicht aber die von der Be- 


fähieung zum Richteramte handelnden Vorschriften des Titels ] 


Auch in Bezug auf die persönlichen Rechts- und Disciplinar- 
verhältnisse der Richter in den Schutzgebieten kommen wie für die 
Richterkonsuln die in KGG. und im Reichsbeamtengesetze ent- 
haltenen Vorschriften zur Anwendung, mit der Masseabe, dass, wie 
schon in $ 13 bemerkt, nach $2 RG. v. 31/5 87 die (souverneure 


Kanzler und Kommissare für die deutschen Schutzgebiete jederzeit 


mit Gewährung des gesetzlichen Wartgeldes zur Disposition gestellt 
werden können. Die Richter in den Schutzgebieten geniessen daher 
nicht das Vorrecht der richterlichen Unabsetzbarkeit. Dagegen ıst 
es wohl selbstverständlich, dass auch die Richter in den Schutz- 
gebieten an der im $ 1 GVG. ausgesprochenen Unabhängigkeit in 
Bezug auf ihre rechtsprechende Thätigkeit theilnehmen. Ebenso 
finden natürlich die Vorschriften der Prozessgesetze über die Aus- 
schliessuug des Richters von der Ausübung des Richteramts und 
Verhinderung desselben an dieser Ausübung auch auf die Richter 
in den Schutzgebieten Anwendung. (SS 41 fi. CPrO., $ 22 fi. 
StrPrO.). 

Eine Staatsanwaltschaft bestand nach $S 17 bezw. 
24 KGG. v. 10/7 79 bei den Konsulargerichten nicht. Nach 5 3 
7. 4 a. Sch6GG. konnte jedoch durch Kaiserl. Verordnung vorge- 
schrieben werden, dass n Strafsachen die Mitwirkung einer 
Staatsanwaltschaft eintritt. 

Auf Grund dieser Ermächtigung erging die Kaiserl. V. v. 13/12 
97 (Kol.-Bl. 1898 S. 27), wonach in den vor den Gerichtsbehörden 


der Schutzgebiete anhäneigen Strafsachen, sofern es sich um Ver- 
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brechen oder Vergehen handelt, die Mitwirkung einer Staatsanwalt- 
schaft bei der Hauptverhandlung in erster Instanz, bei der Ein- 
legung von Rechtsmitteln und beim Verfahren zweiter Instanz ein- 
tritt. Der Staatsanwalt wird vom obersten Beamten des Schutz- 
gebiets aus der Zahl der Beamten des Schutzgebiets bestellt: sofern 
dies nichts ausführbar ist, können andere geeignete Gerichtseinse- 
sessene als Staatsanwälte bestellt werden. Der Staatsanwalt unter- 
steht der Aufsicht und Leitung des obersten Beamten des Schutz- 
sebiets. 

Die Personen, welche die Verrichtungder Gerichtsschrei- 
ber und Gerichtsvollzieher auszuüben haben. wurden vom 
Richter bestimmt, der auch die Persönen bezeichnete, die er und 
zwar m widerruflicher Weise zur Rechtsanwaltschaft zu- 
lassen wollte. (KGG. 8$ 10 u. 11). 

Anlangend die zweite Instanz, so bildete dieselbe soweit 
Rechtsmittel im KGG. überhaupt zugelassen sind, nach SS 18, 34, 
36 gesenüber dem Konsul, bezw. dem Konsulareericht, in Civil- 
wie in Strafsachen das Reichsgericht. Nach S3 2G.a.SchGG. konnte 
jedoch durch Kaiser]. Verord. als Berufungs- und Beschwerdese- 
richt ein Konsulargericht oder ein Gerichtshof im Schutzgebiet 
bestimmt und über die Zusammensetzung des letzteren Gerichts- 
hofs, sowie über das Verfahren in Berufunes- und Beschwerdesa- 
chen, welche vor einem dieser Gerichte zu verhandeln sind. mit 
der Massgabe Anordnung getroffen werden, dass das (sericht min- 
destens aus einem Vorsitzenden und aus Beisitzern bestehen muss. 

Zu bemerken ist dabei, dass das Gericht zweiter Instanz in Ci- 
vilsachen, wie in Strafsachen nur. aus solehen Personen bestehen kann. 
welche in der ersten Instanz nicht mitgewirkt haben, denn nach S4l 
N.6 C©PrO. ist ein Richter von der Ausübung des Riehteramts kraft 
(zesetzes ausgeschlossen, in Sachen, in welchen er in einer früheren 
Instanz oder im schiedsrichterlichen Verfahren bei der Erlassung 
der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, soferne es sich 
nicht um die Thätiekeit eines beauftragten oder ersuchten Richters 
handelt. Eine analoge Bestimmung enthält S 23 StrPrOÖ. Von dem 
in diesen Vorschriften zum Ausdruck gelangten Grundsatze liess 
5 35 KGG. v. 10/7 79 nur eine Ausnahme in Bezug auf Beschwer- 
den gegen Entscheidungen des Konsuls in Strafsachen zu. 

Durch $ 4 der V. vom 5. Juni 1886 betr. die Rechtsverhält- 
nisse im Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kom pagnie wurde 


als Berufungs- und Beschwerdegericht in bürgerlichen Rechtsstreitie- 


pn e— 


'ersonenstandes, 


ie Gerichtsbarkeit und die Regelung des ] 


keiten, in Konkurssachen und im den zur streitigen (serichtsbarkeit 


Konsulargericht in Apia 


nicht gehörenden Angelegenheiten 


Unter Aufhebung dieser Bestimmung schrieb jedoch S 6 


bestimmt. 


Errichtung einer als Berufungs- und 


an Stelle des Reichsgerichts und des Konsular- 


Beschwerdegericht 


gerichts in Apia tretenden Gerichtsbehörde zweiter Instanz am Sitze 


des Landeshauptmanns vor, zur Ausübung 


der 


Gerichtsbarkeit zweiter Instanz ermächtigten Beamten als Vorsitzen- 


den und vier Beisitzern 
den Gerichtsschreiber finden die Vorschriften ın 


Beisitzer und 


Abs. 2 (unbe- 


(Ernennung der Beisitzer 


schränktes Stimmrecht der Beisitzer) SS 7 


dureh den Richter aus den achtbaren Gerichtsemgesessenen) 8 (Be- 


eidieung der Beisitzer) 10 (Ernennung des Gerichtsschreibers durch 
In dem Verfahren 


den Richter) KGG@. entsprechende Anwendung. 


in bürgerlichen 


Gerichtsbehörde 


in den zur streitigen 


Rechtsstreitiekeiten, Konkurssachen 


Gerichtsbarkeit nieht gehörenden Angelegenheiten die Beisitzer nur 


Laufe oder auf 


an den ım 


an. der mündlichen Verhandlung, sowie 


Grund derselben ergehenden Entscheidungen Theil. 


‚Jedoch erfolgt 


die Entscheidung über das Rechtsmittel der Beschwerde unter Mit- 


wirkung der Beisitzer, wenn die angefochtene Entscheidung unter 


Mitwirkung von Beisitzern ergangen ist. 


Durch S 4 V. vom 13. September 1886 betr. die Rechtsverhält- 


nisse im Schutzgebiete dee Marschall-, Brown-und Provi- 


denee-Inseln war als Berufungs- und Beschwerdegericht ın 


büreerlichen Rechtsstreitigkeiten, in Konkurssachen und in den zur 


streitisen Gerichtsbarkeit nicht gehörenden Sachen ebenfalls das 
” 


deutsche Konsulargericht in Apia bestimmt worden. 
1890 (RGBI. S. 


Die V. vom 


RısBow I 8. 567) hat jedoch in 


$ 6 bestimmt, dass an Stelle des Reichsserichts und des deutschen 


Beschwerdesericht 


Konsulargerichts in Berufungs- und 


des kaiserl. Kom- 


eine Gerichtsbehörde zweiter Instanz 


missars errichtet werde, 


betr. die Reehtsverhältnisse 


den Schutz- 


9, Juli 1888 wurde für 


das Schutzgebiet von Kamerun in Kamerun und für das Schutz- 


gebieten von Kamerun und Togo vom 


oebiet von Togo in Togo eine Gerichtsbehörde erster Instanz und 


Berufungs- Beschwerdegeric 


an Stelle des 


( terichtsbehörde in 


Reichsgerichts Schutzgebiete 


Kamerun errichtet, welche aus dem zur Ausübung der Gerichtsbar- 
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keit zweiter Instanz ermächtisten Beamten als Vorsitzenden und 
vier Beisitzern besteht, auf welche letztere, wie auf den Gerichts- 
schreiber die Vorschriften in $ 6 Abs. 2, SS 7,8 KGG. Anwendung 
finden. 

Durch V. vom 10. August 1890 betr. die Rechtsverhältnisse im 
südwestafrikanischen Schutzgebiete 883,4, 7u13 
und durch V. vom 1. Januar 1891 betr. die Rechtsverhältnisse in 
Deutsch-Ostafrika SS4, 5, 8 u. 14 ist angeordnet worden, 
dass die Sitze und Bezirke der (Gerichtsbehörden durch den Reichs- 
kanzler bestimmt werden, und dass am Sitze des Kommissars bezw. 
(zouverneurs als Berufungs- und Beschwerdesericht an Stelle des 
Reichsgerichts je eine Gerichtsbehörde zweiter Instanz errichtet 
werde, deren Zusammensetzung ebenso geregelt ist, wie die der 
(serichtsbehörden zweiter Instanz in Neu-Guinea und Kamerun. 

Demgemäss gestaltet sich nach den für die einzelnen Schutz- 
gebiete erlassenen Dienstanweisungen die Gerichtsorganisation in 
denselben folgendermassen: 

l. n Kamerun und Togo sind ermächtigt zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit a) für die Gerichtsbehörde erster Instanz in 
Kamerun der Kanzler in Kamerun; b) für die Gerichtsbehörde 
erster Instanz in Togo der Kaiserliche Kommissar in Toso: ec) für 
die Gerichtsbarkeit zweiter Instanz der Gouverneur in Kamerun. 

2, InSüdwestafrika ist zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
zweiter Instanz der Kaiserliche Kommissar (Gouverneur) ermächtigt. 
Die Gerichtsbarkeit erster Instanz wird durch die jeweils vom Reichs- 
kanzler ermächtisten Personen ausgeübt. Für die Ausübung der 
(zerichtsbarkeit erster Instanz sind im südwestafrikanischen Schutz- 
gebiete zwei Amtsbezirke gebildet worden und zwar ein nördlicher, 
umfassend den Bezirk von Windhoek und ein südlicher, umfassend 
(srossnamaland. R 

3. In Ostafrika ist zur Ausübung zweiter Instanz der 
(ouverneur ermächtigt, der sich hierbei durch den Öberrichter 
vertreten lassen kann. Die Gerichtsbarkeit erster Instanz wird 
durch die vom Reichskanzler jeweils ermächtisten Personen aus- 
geübt. 

4. Im Schutzgebiete der Marschall-Inseln ist zur Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit zweiter Instanz der Kaiserliche Kom- 
missar ermächtigt, die Gerichtsbarkeit erster Instanz wird von den 
übrigen durch den Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 


ermächtisten Beamten wahrgenommen. 


144 IV. Kap. Die Gerichtsbarkeit und die Regelung des Personenstandes. 

An der Spitze der Justizverwaltung steht selbstver- 
stindlich der Reichskanzler, der die Dienstaufsicht über alle in der 
Rechtspflege verwendeten Beamten durch die Kolonialabtheiluns 
des Auswärtieen Amtes ausüben lässt. Im übrigen bestimmen die 
Dienstanweisungen (8 2), dass der an der Spitze des betreffenden 
Schntzeebiets stehende Beamte, der auch stets zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit zweiter Instanz ermächtigt ist, die Dienstaufsicht 
über die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in erster Instanz er- 
mächtieten Beamten führt, während letzteren Beamten die Dienst- 
aufsicht iiber die bei den betr. Gerichtsbehörden erster Instanz 
angestellten Beamten und die Regelung der Vertretung derselben 
im Falle ihrer Verhinderung zusteht. 

Zur Ausführung der Vorschriften der Kaiserl. V. v. 27/4 :98 
betr. die Rechtsverhältnisse m Kiautschou hat der Reichs- 
kanzler am 27/4 98 eine Verfügung erlassen (MVBl. S. 151, RıE- 
Bow IV 8. 167 #.), aus welcher folgendes hervorzuheben ist: 

1. Die Gerichtsbehörde führt den Namen „Kaiserliches Gericht 
von Kiautschou®. Der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermäch- 
tiste Beamte führt den Titel „Kaiserl. Richter“. Der Richter führt 
die Dienstaufsicht über die bei der Gerichtsbehörde angestellten 
nd reselt die Vertretung derselben im Falle der Be- 
hinderune. Zur allgemeinen Vertretung des Richters für den Fall 
der Behinderung ist der Civilkommissar berufen. Für den Fall 
der Behinderung des letzteren ist vom Gouverneur ein Vertreter zu 
bestellen. Der Richter ist befugt, geeigneten, ihm zur Verfügung 
stehenden Personen die Erledigung einzelner zu seiner Zuständig- 
keit gehöriger Geschäfte dauernd — mit Zustimmung des Gouverneurs 

oder in bestimmten Fällen zu übertragen. Diese Befugniss er- 
streckt sich nicht auf Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, auf die 
Urtheilsfällung, die Entscheidung über Durchsuchungen und Beschlag- 
nahmen, und Verhaftungen, sowie auch die Ernennung und Be- 
eidieune der Beisitzer und die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
(SITZ 0): 

2, a) Das Verfahren in den nach $ 4 d. V. v. 27/4 98 dem 
Gerichte des Schutzgebiets übertragenen Schn urgerichtssachen regelt 
sich nach den Vorschriften, welche für die im 8 18 KGG. bezeich- 
neten Strafsachen gelten. Es findet daher auch der $9 a. a. 0. 
Anwendung, wonach in dem Falle, dass die Zuziehung von vier 
Beisitzern nicht ausführbar ist, die Zuziehung von zwei Beisitzern 

1] 


genügen soll. 
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b) Soweit nach der Vorschrift des $ 420 Str.Pr.O. vor Er- 
hebung der Privatklage wegen Beleidigungen nachgewiesen werden 
muss, dass die Sühne erfolglos versucht worden, ist für diesen Ver- 


gleichsversuch der Richter zuständige, der mit Vornahme solcher 


Versuche andere Personen allgemein — mit Zustimmung des Gon- 
verneurs oder im einzelnen Falle beauftragen kann (88 5 u. 7). 


Bezüglich der zweiten Instanz ist eine Bestimmung nicht getroffen. 

[l. Das neue KGG. v. 7/4 1900 hat die Vorschriften des KGG. 
v. 10/7 79 über die Gerichtsverfassune im wesentlichen wiederholt: 

l. Die Konsulargerichtsbarkeit wird durch den Konsul. dureh 
das Konsulargericht und durch das Reichsgericht ausgeübt (8 5). 

2. Der Konsul ist zur Ausübune der Gerichtsbarkeit befugt, 
wenn er dazu vom Reichskanzler ermächtigt wird. Der Konsul ist 
zuständig: a. für die durch das Gerichtsverfassungsgesetz, die Pro- 
zessordnungen und die Konkursordnung den Amtsgerichten zuge- 
wiesenen Sachen; b. für die durch keichsgesetze oder in Preussen 
geltende allgemeine Landesgesetze den Amtsgerichten übertragenen 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ($$ 6 u. 7). 

3. Das Konsulargericht besteht aus dem Konsul als Vorsitzen- 
dem und zwei Beisitzern. In Strafsachen sind in der Hauptver- 
handlung vier Beisitzer zuzuziehen, wenn der Beschluss über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen 
zum Gegenstande hat, das weder zur Zuständiekeit der Schöffen- 
gerichte, noch zu den in den S$ 74 u. 75 GVG. bezeichneten Hand- 
lungen gehört. Ist in bürgerlichen Rechtsstreitiekeiten die Zuziehung 
von zwei Beisitzern nicht ausführbar, so tritt an die Stelle des 
Konsulargerichts der Konsul ; ist in Strafsachen die vorgeschriebene 
Zuziehung von vier Beisitzern nicht ausführbar, so genüst die Zu- 
ziehung von zwei Beisitzern. Die Gründe, aus denen die Zuziehung 
von Beisitzern nicht ausführbar war, müssen im Sitzungsprotokolle 
angegeben werden (SS 8, 9). 

3. Das Konsulargericht ist zuständige: 1. für die durch das Ge- 
richtsverfassungsgesetz und die Prozessordnungen den Landgerichten 
in erster Instanz, sowie den Schöffengerichten zugewiesenen Sachen, 
2. für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel 
der Beschwerde gegen die Entscheidungen des Konsuls in Straf- 
sachen ($ 10). Den Beisitzern, welche in Gemässheit des $ 13 zu 
beeidigen sind, steht in den vor das Konsulargericht gehörenden 
Sachen ein unbeschränktes Stimmrecht zu; in den in $ 10 No. 1 
bezeichneten Sachen (Entscheidung von Beschwerden in Straf- 
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sachen) nehmen dieselben jedoch nur an der mündlichen Verhand- 
lung und an den im Laufe oder auf Grund dieser Verhandlung 
erzehenden Entscheidungen Theil; die sonst erforderlichen Ent- 
scheidunsen werden vom Konsul erlassen (S 11). 

4. Für die Dauer eines jeden Geschäftsjahrs ernennt der Konsul 
aus den achtbaren Gerichtseingesessenen oder in Ermangelung sol- 
cher aus sonstigen achtbaren Einwohnern seines Bezirks vier Bei- 
sitzer und mindestens zwei Hilfsbeisitzer. Die Gerichtseingesessenen 


2 


haben der an sie ergehenden Berufung Folge zu leisten; die SS 53, 
55, 56 GVG. (über die Verpflichtung der Berufung zum Schöften- 
amte Folge zu leisten) finden entsprechende Anwendung (S 12). 

5. Nach 8 14 ist das Reichsgericht zuständig für die Verhand- 
lung und endgültige Entscheidung über die Rechtsmittel: 1. der 
Beschwerde und der Berufune in den vor dem Konsul oder dem 
Konsulargerichte verhandelten bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und 
in Konkurssachen ; 2. der Beschwerde und der Berufung gegen die 
Entscheidungen des Konsulargerichts in Strafsachen; 3. der Be- 
schwerde gegen die Entscheidungen des Konsuls in Angelesenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

6. Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft findet, soweit nicht 
gesetzlich ein Anderes vorgeschrieben ist, nach $ 15 in den vor 
den Konsul oder das Konsulargericht gehörenden Sachen nicht statt. 

7. Die Zulassung der Personen zur Rechtsanwaltschaft erfolgt 
nach $ 17 in widerruflicher Weise durch den Konsul. 

8. Endlich ist in $ 18 bestimmt, dass die Vorschriften der 
SS 157—169 GVG. (13. Titel „Rechtshilfe*) und des S 2 RG. über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf die Leistung 
der Rechtshilfe unter den bei der Ausübung der Konsulargerichts- 
barkeit mitwirkenden Behörden, sowie unter diesen Behörden und 
den Behörden im Reichsgebiete und in den deutschen Schutzgebieten 
mit der Massgabe entsprechende Anwendung findet, dass für die im 
$ 160 Abs. 1 GVG. vorgesehene Entscheidung, sofern die Rechts- 
hilfe von dem Konsul versagt oder gewährt wird, das Reichsgericht 
in erster und letzter Instanz zuständig ist. 

Alle diese Bestimmungen selten auch in den Schutzgebieten, 
da das n. Sch@G. in $ 2 bestimmt: „Auf die Gerichtsverfassung 
in den Schutzgebieten finden die Vorschriften der SS 5, 7—15, 17, 
18 KGG. v. 7. April 1900 mit der Massgabe Anwendung, dass an 
die Stelle des Konsuls der von dem Reichskanzler zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte und an die Stelle des 
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Konsulargerichts das in Gemässheit der Vorschriften über das letztere 
zusammengesetzte Gericht des Schutzgebiets tritt.“ 

Nicht anwendbar ist, wie bereits früher bemerkt (8. 26), der 
von der Bestellung der Gerichtsvollzieher u. s. w. durch den Kon- 
sul handelnde $ 16. Im Uebrigen ist darauf hinzuweisen, dass, 
was die Zulässigkeit der Mitwirkung der Staatsanwaltschaft und die 
Ersetzung des Reichsgerichts als Berufungs- und Beschwerdesericht 
durch ein Konsulargericht oder einen Gerichtshof im Schutzgebiete 
betrifft, $S 2 Z. 6 und 9 n! SchG@G. zur Anwendung kommt. 

In Bezug auf die persönliche Stellung der Richter in 
den Schutzgebieten ist zu bemerken, dass von den als Richter fun- 
gierenden Konsuln juristische Vorbildung nach Massgabe des Ti- 
tels I des GV@G. nicht verlangt wird, da dieser Titel auf die Kon- 
sulargerichtsbarkeit keine Anwendung findet. Das Gleiche gilt hin- 
sichtlich des mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit in den Schutz- 
gebieten betrauten Beamten, denn das SchGG. enthält in dieser 
Beziehung keine Abänderung des KGG. 

Ebenso kommen in Bezug auf die persönlichen Rechts- und 
Disciplinarverhältnisse der Richter in den Schutzgebieten im All- 
gemeinen die für die Richterkonsuln geltenden Vorschriften des 
KGG. und Reichsbeamtengesetzes vom 31/3 73 zur Anwendung. 
Dazu tritt für die Richter in den Schutzgebieten noch die Bestim- 
mung des $ 2 RG. vom 31/5 87, wonach die Gouverneure, Kanzler 
und Kommissare für die deutschen Schutzgebiete jederzeit mit Ge- 
währung des gesetzlichen Wartegeldes zur Disposition gestellt wer- 
den können. Die Richter in den Schutzgebieten geniessen daher 
nicht das Vorrecht der richterlichen Unabsetzbarkeit. Dagegen 
muss es als selbstverständlich gelten, dass auch die Richter in den 
Schutzgebieten die im $ 1 GVG. ausgesprochene Unabhängigkeit 
in Bezug auf ihre rechtsprechende Thätigkeit besitzen, Ebenso 
müssen auch die Vorschriften der Prozessgesetze (88 41 fl. CPrO., 
SS 22 fl. StrPrO.) über Ausschliessung des Richters von der Aus- 
übung des Richteramts und Verhinderung desselben an dieser Aus- 
übung auch auf die Richter im Schutzgebiete Anwendung finden!), 

Was den 8 18 KGG. anlangt, so finden nach demselben die 
Vorschriften der $$ 157—169 GVG. und des $ 2 RG. über die 
Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit auf die Leistune der 

') Der in $ 4 EG. z. GVG. enthaltene Grundsatz der Trennung der Justiz 
und Verwaltung findet in den Schutzgebieten sowenie wie in den Konsular- 
gerichtsbezirken Anwendung. 

10 * 
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Rechtshülfe unter den bei der Ausübung der Konsulargerichtsbar- 
keit mitwirkenden Behörden, sowie unter diesen Behörden und den 
Behörden im Reichsgebiet, oder im den deutschen Schutzgebieten 
mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass für die im $ 160 
Abs. 1 GVG. vorgesehene Entscheidung, sofern die Rechtshülfe 
von dem Konsul versagt oder gewährt wird, das Reichsgericht in 
erster und letzter Instanz zuständig ist, 

Zu dieser Bestimmung ist in der Begründung darauf hinge- 
wiesen, dass nach $ 13 KGG. vom 10/7 79 die Vorschriften der 
Titel 13-—16 GVG. über Rechtshülfe, Oeffentlichkeit und Sitzungs- 
polizei, Gerichtssprache, Berathung und Abstimmung entsprechende 
Anwendung fanden. Im Entwurfe seien die Vorschriften der Titel 
14—16 nicht ausdrücklich für anwendbar erklärt worden, da die- 
selben das gerichtliche Verfahren betreffen und daher nach S 19 
des Entwurfs im den Konsulargerichtsbezirken ohne Weiteres zur 
Geltung gelangen. Was aber die Vorschriften des Titels 13 über 
Rechtshülfe anlange, so sei durch die Fassung des $ 18 bestimmter 
wie im früheren Gesetze zum Ausdruck gebracht, dass diese 
Rechtshülfe sowohl unter den bei der Ausübung der ‚Konsular- 
gerichtsbarkeit mitwirkenden Behörden als auch unter diesen Be- 
hörden und den Behörden im Reichsgebiet oder in den deutschen 
Schutzgebieten zu leisten ist. Ferner solle durch Einführung des 
$S 2 RG. über die Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit eine 
entsprechende Rechtshülfe auch für die durch Reichsgesetz den 
(Gerichten übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit gewährt werden. Dagegen sei eine Vorschrift über die 
Leistung der Rechtshülfe in den sonstigen Angelegenheiten der 
freiw. Gerichtsbarkeit (vgl. $S 87 preuss. Ausf.G. z. GVG.) nicht 
aufgenommen worden, da hiefür reichsgesetzliche Vorschriften bis- 
her nicht erlassen sind, und ausserdem nach feststehender Praxis 
auch in diesen Angelegenheiten, die übrigens für den Rechtshülfe- 
verkehr wenig in Betracht kommen, unter den verschiedenen Reichs- 
und Liandesbehörden Rechtshülfe geleistet wird. 

Ueber die Versagung oder Gewährung der Rechtshülfe ent- 
scheidet nach $ 160 Abs. 1 GVG. in letzter Instanz das Ober- 
landesgericht oder das Reichsgericht!).. Da die Anrufung dieser 


1) $ 160 Abs. GVG, lautet: „Wird das Ersuchen abgelehnt oder wird der 
Vorse!] 


hrift des $ 159 Abs. 2 zuwider dem Ersuchen stattgegeben, so entscheidet 
das Oberlandeseericht, zu dessen Bezirk das ersuchte Gericht gehört. Eine 
ı 
I 


Anfechtune dieser Entscheidung findet nur statt, wenn dieselbe die Reehtshülfe 
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Entscheidung im Gesetze nicht als Einlegung eines Rechtsmittels 
bezeichnet werde, das Reichsgericht aber nach $ 14 nur für die 
Entscheidung über Rechtsmittel zuständig sei, empfehle es sich, zur 
Vermeidung von Zweifeln, die Zuständigkeit des Reichsgerichts 
für die im Rede stehende Entscheidung ausdrücklich auszusprechen. 

IV. In das Gebiet der Gerichtsverfassung gehört auch Abs. 2 
des $ 23 KGG., wonach die nach den in $S 19 bezeichneten Reichs- 
gesetzen und preuss. Gesetzen im Verwaltungsstreitverfahren zu 
treffenden Entscheidungen für die Konsulargerichtsbezirke in erster 
und letzter Instanz vom Bundesrath erlassen werden. 

In der Begründung des Entwurfs des KGG. ist darauf hinge- 
wiesen, dass in den Reichsgesetzen und preussischen Liandesgesetzen, 
die nach $ 19 in den Konsulargerichtsbezirken gelten, sich eine 
Reihe von Vorschriften finden, die die Möglichkeit eines Verwal- 
tungsstreitverfahrens voraussetzen. Die sich hienach für die Kon- 
sulargerichtsbezirke ergebende Lücke im Rechtssystem ersetzt S 23 
Abs. 2 dadurch, dass die im Verwaltungsstreitverfahren zu treffenden 
Entscheidungen in erster und letzter Instanz vom Bundesrath ge- 
troffen werden sollen. Fälle dieser Art finden sich im S 81 Abs. 2 
G. betr. die Erwerbs- und Wirthschaftgenossenschaften, im S 62 
Abs. 2 G. betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung und 
im Art. 4 Abs. 2 des preuss. Ausf.G. zu HGB. Eine andere In- 
stanz könne für diese Entscheidungen nicht wohl in Frage kommen, 
wie denn dem Bundesrath auch sonst eine formell wirksame ver- 
waltungsgerichtliche Entscheidung zustehe; vgl. z. B. S 66 Abs. 2 
des Reichsbeamtengesetzes, S 20 Abs. 2 S 33 Unfallversicherungs- 
sesetzes. Selbstredend müssten die Entscheidungen des Bundes- 
raths jeder Anfechtung entzogen sein’). 

V. In 8 49 KGG. vom 10/7 79 war bestimmt, dass die Mi- 
litärgserichtsbarkeit „durch dieses Gesetz“ nicht berührt 
werde. Eine wörtlich gleichlautende Bestimmung enthält S3 KGG. 


für unzulässig erklärt und das ersuchende und das ersuchte Gericht den Be 
zirken verschiedener Öberlandesgerichte angehören. Ueber die Beschwerde 
entscheidet das Reichsgericht. 

!) Dass in derartigen öffentlich-rechtlichen Streitsachen der Bundesrath die 
Entseheidune trifft, ist etwas durchaus Aussergewöhnliches und nur dadurch zu 
erklären, dass z. Z. in den Schutzgebieten keine Behörde besteht, der diese 
Entscheidungen übertragen werden könnten. Würde, worauf in $ 12 hinge- 
wiesen ist, den Gouverneuren ein berathendes bezw. ein entscheidendes Kol- 
legium beigegeben, so könnte demselben die Entscheidung dieser Angelegen- 


heiten ohne Bedenken übertragen werden. 


———— 
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vom 7/4 00. Da der erste Abschnitt dieses Gesetzes, zu welchem 
S 3 gehört, in den Schutzgebieten keine Anwendung findet, so 
wurde ın SE 37 1 SchGG. eine entsprechende selbstständige Bestim- 
mung eingefügt. 

Nach $ 39 Abs. 1 RMilitär-G. vom 2/5 74 erstreckt sich die 
besondere Gerichtsbarkeit über Militärpersonen nicht auf die bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten; die n $5 a. a. O. enthaltene Be- 
schränkung der Gerichtsbarkeit der Gerichte der Schutzgebiete be- 
zieht sich daher nur auf Strafsachen, während die Militärpersonen 
in Civilsachen dieser Gerichtsbarkeit unterliegen, In Folge dessen 
sind alle Personen, welche gemäss dem MilStr&GB. vom 20/6 72 
bezw. dem Reichs-Militär-G. v. 2/5 74 und der MilStrPrO. v. 1/12 98 
der Gerichtsbarkeit der Militärgerichte unterliegen, der Gerichts- 
barkeit in Strafsachen der Richter und Gerichte in den Schutz- 
gebieten entzogen. 

Im Uebrigen ist darauf hinzuweisen, dass durch Kaiserl. V. 
vom 26/7 96 die deutschen Militärstrafgesetze in den afrikanischen 
Schutzgebieten für die Angehörigen der Schutztruppen zur Ein- 
führung gelangt sind und dass sich nach der Kaiserl. Verordnung 
vom 18/7 00 das strafgerichtliche Verfahren gegen die Angehörigen 
der Schutztruppen nach den Vorschriften der MilStrGO. vom 
1/12 98 mit verschiedenen in der V. vom 18/7 00 vorgesehenen 
Abänderungen regelt (vgl. $ 15). 


S 21. Das gerichtliche Verfahren !). 


I. Auf das Verfahren in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten und Konkurssachen hatten nach $ 14 
KGG. v. 10/7 79 die ÖPrO. und die KO. nebst ihren Einführungs- 
gesetzen, sowie die landesgesetzlichen Vorschriften Anwendung zu fin- 
den, welche für die im 83 Abs. 1a. a. ©, bezeichneten preussischen 
L,andestheile zur Ausführung jener Reichsgesetze erlassen oder 
neben denselben in Geltung waren. Verschiedene Abänderuneen 
der CPrO. und KO. enthielten die 88 15—20 KG@.:; auf Grund 
dieser Vorschriften regelte sich das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, vor dem Richter sowie vor dem Schutzgebiets- 
gerichte nach den Bestimmungen der CPrO. über. das Verfahren 
vor den Amtsgerichten — Anwaltszwang findet also auch vor dem 


'), Schutzgebiete $. 198 fi. 
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Konsulargerichte nicht statt mit der Massgabe, dass auch die 


Vorschriften über das vorbereitende Verfahren in Rechnungssachen, 
Auseinandersetzungen und ähnlichen Prozessen (8S 313—319, jetzt 
SS 348-354) Anwendung finden ($ 15 RGG.). 

In den vor das Schutzgebietsgericht gehörenden Sachen neh- 
men die Beisitzer nur an der mündlichen Verhandlung, sowie an 
den im Laufe oder auf Grund derselben ergehenden Entscheidungen 
Theil (8 16). 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft werden nach $ 17 
in Ehesachen im Falle des $ 585, und in Entmündigungssachen 
in den Fällen der $$ 607, 620 Abs. 4, 624 Abs. 3 und 626 Abs. 3 
GPrO. vom Richter im Schutzgebiete einer der zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft zugelassenen Personen, oder in Ermangelung 
soleher einem anderen achtbaren Gerichtseingessenen übertragen. 
Im Uebrigen findet in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten die Mitwir- 
kung der Staatsanwaltschaft nicht statt. 

Was die Rechtsmittel anlangt, so findet m den zur Zu- 
ständiekeit des Richters gehörigen Streitsachen, sofern der Werth 
des Streitgesenstandes die Summe von 300 Mk. nicht übersteigt, 
ein Rechtsmittel überhaupt nicht statt. Im Uebrigen ist in den zur 
Zuständigkeit des Richters oder des Konsulargerichts eehörenden 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, sowie in Konkurssachen zur Ver- 
handlung und Entscheidung über die Rechtsmittel der Beschwerde 
und der Berufung, deren Einlegung u. s. w. in 8 20 genauer ge- 
regelt ist, nach $ 19 KGG. das Reichsgericht zuständig, gegen 
dessen Entscheidung ein weiteres Rechtsmittel nicht stattfindet. 

An die Stelle des Reichsgerichts ist nun als Berufungs- und 
Beschwerdegericht in den Schutzgebieten die durch die verschie- 
denen Einführungs-Verordnungen bestellte Gerichtsbehörde zweiter 
Instanz getreten; eine Veränderung in den nach dem KGG. für zu- 
lässie erklärten Rechtsmitteln ist jedoch nicht eingetreten. Nach 
dem KGG. gehen nämlich die Beschwerde und die Berufung sofort 
an das Reichsgericht; es ist deshalb in Civilsachen eine Revision 
ausgeschlossen, da dies Rechtsmittel nur gegen Entscheidungen der 
Mittelinstanz zulässige ist, die bei der Konsulargerichtsbarkeit fehlt. 
Nun ist allerdings in den Schutzgebieten ein Berufungs- und Be- 
schwerdegericht geschaffen, da dasselbe aber lediglich an die Stelle 
des Reichsgerichts getreten ist und ein weiteres Rechtsmittel gegen 
dessen Entscheidungen nicht für zulässig erklärt wurde, so ist auch 


gegen die Entscheidungen der Gerichtsbehörde zweiter Instanz in 
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den Schutzgebieten eine Revision ausgeschlossen. 

Dasesen ist ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
(Nichtigkeits- und Restitutionsklage) allerdings möglich, da derselbe 
nicht als Rechtsmittel im Sinne des Prozessrechts, sondern als 
eine neue Klage gilt, zu deren Entscheidung das urtheilende Gericht 
selbst, also auch der Konsul, bezw. das Konsularsericht zuständige 
ist (ÖÜPrO. SS: 578 ft.). 

Das Verfahren in zweiter Instanz bestimmt sich, soweit nicht 
die einschlägigen Kaiserl. Verordnuneen besondere Vorschriften 
enthalten, nach $& 20 KGG. und im Uebrigen nach den einschlä- 
gigen Vorschriften der Civilprozessordnung (SS 511 fl.), wobei zu 
bemerken ist, dass die Kaiserl. Verordnungen auch für das Ver- 
fahren in zweiter Instanz die Vertretung durch Rechtsanwälte nicht 
vorgeschrieben und den $ 269 CPrO. (über das Verlesen der An- 
träge aus den vorbereitenden Schriftsätzen) für nicht anwendbar 
erklärt haben. Dagegen selten die für das amtsegerichtliche Ver- 
fahren erlassenen SS 464 und 468 CPrO. auch für das Verfahren 
in zweiter Instanz. 

Was de Zwangsvollstreckune betrifit, so konnte hier- 
tür nach 83 Z. 10 a. SchGG. durch Kaiserl. Verord. die Anwendung 
einfacherer Bestimmungen angeordnet werden. Von dieser Ermäch- 
tisung ist denn auch in den sämmtlichen Einführungs-Verordnungen 
(sebrauch gemacht worden, indem bestimmt wurde, dass die Zwangs- 
vollstreckung ausschliesslich durch die zur Ausübung der Gerichts- 
barkeit erster Instanz ermächtigten Beamten erfolgt, welche in 
Südwestafrika und in Ostafrika unter Oberaufsicht des Gouverneurs 
die hierfür erforderlichen Anordnungen treffen. Dieselben können 
nach Anordnung der Zwangsvollstreckung mit der Ausführung 
andere Personen beauftragen, die wach ihren Anweisungen zu ver- 
fahren haben. Der Beibringung einer vollstreckbaren Ausfertieune 
bedarf es nicht, soweit dieselbe vom Gerichtsschreiber der Gerichts- 
behörde erster Instanz im Schutzgebiete zu ertheilen sein würde. 
Vollstreckbare Ausfertigungen dürfen vom Gerichtsschreiber nur 
auf Anordnung des zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtiegten 
Beamten ertheilt werden. ($$ 9 u. 10 Verordnung vom 2. Juli 1888 
für Kamerun und Togo; SS 8 u. 9 Verordnung v. 10. August 1890 
für Südwestafrika; SS 9 und 10 Verordnung vom 1. Januar 1891 
für Ostafrika; SS 7 und 8 Verordnung vom 5. Juli 1886, bezw. 13. 
Juli 1888 für Neu-Guinea; $$ 7 und 8 Verordnung vom 13. DEep- 


tember 1886, bezw. 7. Februar 1890 für die Marschall-Inseln). 
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In den Dienstanweisungen (S 7) ist dann das Verfahren bei 
Zwangsvollstreeckungen genauer zereeelt. Hervorzuheben ist, dass. 
wenn die Zwangsvollstreckung im Deutschen Reiche erfoleen soll, 
der Gläubiger sich eine vollstreckbare Ausfertieung des Titels er- 
theilen lassen und auf Grund derselben die Zwangsvollstreckung 
selbst betreiben muss. Ein Ersuchen an deutsche Gerichte seitens 
der Gerichtsbehörden der Schutzzebiete findet nicht statt. Jedoch 
kann, soweit die Zwangsvollstreckung durch einen deutschen Ge- 
richtsvollzieher zu bewirken ist, der Gläubiger zur Beauftragung 
desselben sich der Vermittelung der Gerichtsbehörde erster Instanz 
‘bedienen, welche ihrerseits den Auftrag unter Beifüeung der voll- 
streckbaren Ausfertigung dem Gerichtsschreiber desjenigen Amts- 
gerichts übersendet, in dessen Bezirk der Auftrag ausgeführt wer- 
den soll. 

Soll die Zwangsvollstreekung in einem anderen deutschen 
Schutzgebiete erfoleen, so hat die Gerichtsbehörde erster Instanz 
auf Antrag des Gläubigers die Gerichtsbehörde des betreffenden 
Schutzgebiets um die Zwangsvollstreckung zu ersuchen. In gleicher 
Weise ist zu verfahren, wenn die Zwangsvollstreckune im Bezirke 
eines deutschen Konsulargerichts erfolgen soll, jedoch ist dem an 
den Konsul zu richtenden Ersuchungsschreiben eine vollstreckbare 
Ausfertigung beizufügen. 

Mit der Zwangsvollstreckung, welche in einem ausländischen 
Staate erfolgen soll, hat die Gerichtsbehörde sich nicht zu befassen, 
deren Betrieb ist vielmehr dem Gläubiger zu überlassen. 

Ersucht ein deutsches Gericht gemäss & 700 Abs. 2 CPrO. 
um Bewirkung der Zwangsvollstreckung im Schutzgebiete, so ist 
dieselbe auf Grund des Ersuchens anzuordnen, ohne dass die Voll- 
streckbarkeit nachzuprüfen ist. Die Vollstreckung selbst erfolgt 
nach Massgabe der Vorschriften der Dienstanweisungen. 

II. In Bezug auf das gerichtliche Verfahren be- 
stimmt, wie schon erwähnt, S 19 Z.1 und 2 des KG@. v. 7/4 00, 
dass die Vorschriften der Reichsgesetze und die daneben innerhalb 
Preussens im bisherigen Geltungsbereiche des preuss. Allg. Land- 
rechts stehenden allgemeinen Gesetze über das Verfahren und die 
Kosten in bürgerlichen Rechtsstreitiekeiten in Konkurssachen und 
in den Angelesenheiten der freiwilligen Gerichstbarkeit, dann die 
Vorschriften der Reichszesetze über das Verfahren und die Kosten 
in Strafsachen in den Kosulargerichtsbezirken zur Anwendung zu 
kommen haben. 
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Ausserdem enthält das KGG. folgende besondere hier ein- 
schlagende Vorschriften, welche durchweg mit den entsprechenden 
Bestimmungen des älteren Gesetzes übereinstimmen: 

A. Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten: 

l. In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten richtet sich das Ver- 
fahren vor dem Konsul, sowie vor dem Konsulargerichte nach den 
Vorschriften über das Verfahren vor den Amtsgerichten mit der 
Masseabe, dass auch die Vorschriften der $$ 348 bis 354 UPrO. 
Anwendung finden (S #1). 

2. In Rechtsstreitiekeiten, die die Nichtigkeit einer Ehe zum 
Gegenstande haben, werden die Verrichtungen der Staatsanwalt- 
schaft vom Konsul einer der zur Ausübung der Rechstanwaltschaft 
zuselassenen Personen, einem anderen achtbaren Gerichtseinge- 
sessenen oder sonst im Konsulargerichtsbezirke befindlichen Deut- 
schen oder Schutzgenossen übertragen. Das Gleiche gilt in Ent- 
mündieungssachen sowie im Aufgebotsverfahren zum Zwecke der 
Todeserklärung (S 42). 

3. In den nach $ 7 N. 1 zur Zuständigkeit des Konsuls ge- 
hörenden bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten findet, sofern der Werth 
des Streiteegenstandes die Summe von 300 Mk. nicht übersteigt, 
ein Rechtsmittel nicht statt (S 43). 

4. Der Konsul ist nach $ 44 zur Abänderung seiner durch 
sofortiee Beschwerde angefochtenen Entscheidung auch ausser den 
im 8 577 Abs. 3 CPrO. bezeichneten Fällen (Festsetzung der Pro- 
zesskosten im amtsgerichtl. Verfahren nach $ 103 Abs. 1 und S 105 
Abs. 4 CPrO.) befugt. 

5. Das Rechtsmittel der Berufung wird bei dem Konsul ein- 
gelegt und zwar durch Einreichung eines Schriftsatzes. Durch einen 
Rechtsanwalt braucht hiebei die Partei nicht vertreten zu sein. 
Die Berufungsschrift ist der Gegenpartei unter Beachtung der Vor- 
schriften des $ 179 CPrO. (über die Zustellung von Schriftsätzen, 
durch welche Rechtsmittel eingelegt werden) von Amtswegen zuzu- 
stellen. Der Konsul hat die Prozessakten mit dem Nachweise der 
Zustellung dem Reichsgerichte zu übersenden, das den Termin zur 
mündlichen Verhandlung von Amtswegen zu bestimmen und den 
Parteien, bezw. deren Prozessbevollmächtigten oder Zustellungsbe- 
vollmächtigten bekannt zu machen hat. Die in $ 520 UPrO. be- 
zeichnete Frist (zwischen der Zustellung der Berufungsfrist und 
dem Termine zur mündlichen Verhandlung) beginnt mit dem Zeit- 
punkt, in dem der Termin dem Berufungsbeklagten bekannt gemacht 
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worden ist (S 45). 

6. Die Zwangsvollstreckung im Konsulargerichtsbezirk aus den 
bei der Ausübung der Konsulgerichtsbafkeit für diesen Bezirk ent- 
standenen vollstreckbaren Schuldtiteln erfolgt gegen die der Kon- 
sulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen nach den Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung im Inlande. Im Uebrigen wird die 
Vollstreckung im Konsulargerichtsbezirke gesen solche Personen 
durch den Konsul auf ein an ihn gemäss $ 791 CPrO. gerichtetes 
Ersuchen veranlasst (8 46). 

7. In den Fällen der $8$ 110, 179 KO. soll der Termin zur 
Beschlussfassung über die Wahl eines anderen Verwalters und über 
die Bestellung eimes Gläubigerausschusses, sowie der Vergleichs- 
termin nicht über zwei Monate hinaus anberaumt werden. Diese 
Termine können bis auf drei Monate hinausgeschoben werden, wenn 
der Bezirk des Konsulargerichts, vor dem das Verfahren schwebt, 
nicht in Europa, in Egypten oder an der asiatischen Küste des 
Schwarzen oder Mittelländischen Meeres liegt. Der Zeitraum, der 
nach $ 138 KO. zwischen dem Ablaufe der Anmeldefrist und dem 
allgemeinen Prüfungstermin liegt, soll mindestens zwei Wochen und 
höchstens drei Monate betragen. An die Stelle der in den $$ 152, 
203 KO. vorgesehenen Fristen tritt eine Frist von einem Monat, 
im Falle des Abs. 2 eine Frist von zwei Monaten. 

Zu diesen Vorschriften tritt hiezu die Bestimmung des $ 6 
Z. 12 n. Sch@G. inhaltlich deren durch Kaiserl. Verordnung die 
Verlängerung aller zur Geltendmachung von Rechten und zur Er- 
füllung von Pflichten gesetzlich festgestellten Fristen angeordnet 
werden kann, 

B. Für das Verfahren n Angelegenheiten der nicht 
streitigen Gerichtsbarkeit waren in $ 43 KGG. vom 
10/7 79 die für die im $ 3 Abs. 1 bezeichneten preuss. Landestheile 
geltenden Vorschriften für anwendbar erklärt, insoweit dieselben 
nicht Einrichtungen und Verhältnisse voraussetzten, welche in den 
Konsulargerichtsbezirken fehlen. Die Verhandlung und Entschei- 
dung über die nach Massgabe der bezeichneten Vorschriften gegen 
die Entscheidungen des Konsuls zulässigen Rechtsmittel war dem 
Reichseericht übertragen. 

Die Bestimmungen des$ 43 a.a. OÖ. fanden auch in den Schutz- 
gebieten mit der Massgabe Anwendung, dass an die Stelle des 
Reichsgerichts die Gerichtsbehörde zweiter Instanz trat. 


Nach $ 19 KGG. v. 7/4 00 findet jetzt in den Schutzgebieten 
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das RG. v. 17/5 98 über die freiwillige Gerichtsbarkeit mit den 
zur Ausführung desselben erlassenen preussischen Gesetzen An- 
wendung. 

Das G. v. 17/5 98 enthält zunächst allgemeine Vorschriften 
iber das Verfahren im Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, für welche grundsätzlich die Amtsgerichte zuständig sind, 
dann über das Verfahren in Vormundschaftssachen, bei Annahme 
an Kindesstatt. in Personenstandsangelegenheiten, in Nachlass- und 
T’heilunessachen , in Schiffspfandrechtssachen, m Handelssachen 
(Führung des Handelsregisters, Genossenschaftsregisters, Aufma- 
chung von Dispachen u. s. w.), in Vereinssachen, bei Führung der 
Güterrechtsregister, bei Leistung des Offenbarungseides, bei Unter- 
suchung und Aufbewahrung von Sachen, beim Pfandverkauf, und 
Vorschriften, die bei Aufnahme gerichtlicher Urkunden zu beobach- 
ten sind. 

Nach den Vorschriften des BGB. bedarf eine grosse Anzahl 
von wichtigeren Rechtsgeschäften der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung (vgl. auch $ 107 des G. über die freiwill. Gerichts- 
barkeit). Es konkurriren sonach in Bezug auf die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit den Amtsgerichten die Notare. 
Bisher eab es in den Schutzgebieten, sowenig wie in den Konsular- 
gerichtsbezirken Notare. In den letzteren ist diese Lücke dadurch 
ausgefüllt, dass wie oben (S. 72) dargelegt ist, in gewissen Fällen 
die Konsuln als Notare fungiren. Für die Schutzgebiete ist die 
Ernennung von Notaren in Zukunft in Aussicht genommen. Es 
bestimmt deshalb $6 Z. 8 n. Sch.GG., dass für die gerichtliche und 
notarielle Beurkundung von Rechtsgeschäften mit Ausschluss der 
Verfügungen von Todeswegen ein einfacheres Verfahren vorge- 
schrieben, sowie die Zuständigkeit der Notare eingeschränkt wer- 
den kann. 

In der Begründung ist hiezu bemerkt: „Die Ernennung von 
Notaren, deren Fehlen in verschiedenen Scehutzgebieten als ein 
Mangel empfunden worden ist, wird um so weniger bedenklich sein, 
je einfacher das Verfahren für die Notariatsakte gestaltet werden 
kann. Diese Vereinfachung unter vorläufiger Beschränkung der 
Notare auf Rechtsgeschäfte unter Lebenden, will der Entwurf er- 
möglichen, desgleichen die entsprechende Vereinfachung der ge- 
richtliehen Beurkundung solcher Rechtsgeschäfte. 

Sehliesslich ist noch hervorzuheben, dass ın S 48 KGG. be- 
Vorschrift 


stimmt ist, dass die des S 18: Abs. 2. G. v. 17/5 98, 
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wornach das Gericht, das im Uebrigen nach S 18 Abs. 1 eine Ver- 
füeung, die es nachträglich für ungerechtfertiet erachtet, wieder 
aufheben kann, zur Aenderung einer Verfügung die der sofortigen 
Beschwerde unterliegt, nicht befust ist, auf eine durch Beschwerde 
angefochtene Verfürung des Konsuls keine Anwendung findet. Der 
Konsul kann also die Verfügung abändern. 

III. In Bezug auf das Strafverfahren enthielten die 
S 21—42 in Verbindung mit SS 12 und 31 KGG. v. 10/7 79 
folgende Vorschriften: Der Aburtheilung der Konsulargerichte un- 
terliegen nur solche Strafsachen, welche im Inlande entweder vor 
die Schöffengerichte oder vor die Strafkammern der Landgerichte 
gehören. Die Schwurgerichtssachen und die zur Zuständigkeit des 
Reichsgerichts gehörigen Sachen bleiben dagegen den inländischen 
Schwurgerichten, bezw. dem Reichsgerichte vorbehalten. In solchen 
Sachen hat nach $ 31 der Konsul lediglich die zur Strafverfolgung 
erforderlichen Sicherheitsmassregeln zu treffen, sowie die Unter- 
suchungsverhandlungen vorzunehmen, in Ansehung deren Gefahr 
im Verzug obwaltet, oder die Voraussetzungen des $ 65 Abs. 2 
StrPrO. gegeben sind und sodann die Akten der Staatsanwaltschaft 
bei dem zuständigen inländischen Gerichte, bezw. dem Oberreichs- 
anwalt vorzulegen. Durch 83 Z. 7 a. SchG@G. wurde nun der 
Kaiser ermächtigt, durch Verordnung die Gerichtsbarkeit in den 
zur Zuständiekeit der Schwurgerichte gehörigen Strafsachen den 
(zeriehten der Schutzgebiete zu übertragen in der Weise, dass für 
diese Sachen in der Hauptverhandlung vier Beisitzer beizuziehen sind. 

Demnach gestaltete sich die Sache so, dass zwar die Zuziehung 
von vier Beisitzern in Schwurgerichtssachen unbedingt vorgeschrieben 
war, dagegen die Mitwirkung einer Staatsanwaltschaft und die Vor- 
nahme einer Voruntersuchung nur dann stattfand, wenn dies auf 
Grund des $S3 2.4 a. SchGG. durch kaiserliche Verordnung über- 
haupt auch für andere Stafsachen angeordnet war. 

Von der dem Kaiser durch & 3 N. 7 SchG@G. ertheilten Er- 
mächtieung ist m den verschiedenen Einführungsverordnungen in 
der Weise Gebrauch gemacht, dass bestimmt wurde, dass die Ge- 
richtsbarkeit in den zur Zuständigkeit der Schwurgerichte gehören- 
den Sachen für die in den Schutzgebieten gebildeten Gerichtsbe- 
zirken durch die Gerichtsbehörden erster Instanz — für Kamerun 
und Togo durch das Gericht in Kamerun ausgeübt wird, dass 
für diese Sachen die Vorschriften Anwendune finden, welche für 


die in $ 28 KGG. bezeichneten Strafsachen gelten und dass in 
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solchen Sachen die Vertheidigung auch ın der zweiten Instanz noth- 
wendig und in der Hauptverhandlung die Anwesenheit des Ver- 
theidigers erforderlich ist. (Vel. SS 5 und 8 V. vom 13. ‚Juli 1888, 
SS 13, 14 V. vom 2. Juli 1888, SS 12, 13 V. vom 10. August 
1890, SS 13, 14 V. vom 1. Januar 1891.) 

Auf das Strafverfahren finden im Einzelnen die Vorschriften 
der StrPrO. und des Einführungsgesetzes zu derselben Anwendung, 
insoweit das Gesetz vom 10. Juli 1879 nicht selbst Abweichungen 
enthält. 

Die Verrichtungen des Amtsrichters und des Vorsitzenden der 
Strafkammer übt der Konsul aus. An seine Stelle tritt bei den 
Gerichten der Schutzgebiete der vom Reichskanzler zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit ermächtiete Beamte. 

Auf die Zuziehung der Beisitzer findet die Vorschrift des $ 30 
GerVerf@G. entsprechende Anwendung. Danach üben dieselben, 
soweit das Gesetz nicht Ausnahmen bestimmt, während der Haupt- 
verhandlung das Richteramt im vollen Umfange und mit gleichem 
Stimmreehte wie der vorsitzende Richter aus und nehmen auch 
an denjenigen im Laufe der Hauptverhandlung zu erlassenden Ent- 
scheidungen Theil, welche in keiner Beziehung zur Urtheilsfällung 
stehen und welche auch ohne vorgeängeiee mündliche Verhandlung 
erlassen werden können. Die ausserhalb der Hauptverhandlung er- 
forderlichen Entscheidungen dagegen werden vom Vorsitzenden allein 
erlassen. 

Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft fand nach 
s$ 24 Abs. 1 KGG. v. 10/7 79 im den vor die Schutzgebietsgerichte 
gehörigen Strafsachen nicht statt. In Folge dessen wurden a) die Zu- 
stellungen, die Vollstreckung von Beschlüssen und Verfügungen, 
sowie die Strafvollstreekung durch den mit der Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit betrauten Beamten veranlasst, und ist b) soweit nach 
der StrPrO. die Staatsanwaltschaft wegen einer gerichtlich straf- 
baren und verfolgbaren Handlung einzuschreiten hat, der mit der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit betraute Beamte hiezu von Amts- 
wegen verpflichtet, wie er auch die der Staatsanwaltschaft im vor- 
bereitenden Verfahren obliegenden Ermittelungen anzustellen hat. 

Ebenso fand nach $ 26 Abs. 1 KGG. v. 10/7 79 eine Vor- 
untersuchung nicht statt. 

Im Zusammenhange damit, dass eine Mitwirkung der Staats- 
anwaltschaft ausgeschlossen ist und eine Voruntersuchung nicht 
stattfindet, steht die Vorschrift des $ 26 Ges. vom 10. Juli 1879, 
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wonach die Bestimmungen des $S 126 StrPO. über die Auf- 
hebung des vor Erhebung der öffentlichen Klage erlassenen Haft- 
befehls und die Erstreckung der zur Vorbereitung und Erhebung 
der öffentlichen Klage gesteckten Frist ausser Anwendung bleiben. 
Das Gleiche gilt von der Vorschrift, dass die Beeidigung eines 
Zeugen im vorbereitenden Verfahren auch aus den im $ 65 Abs. 2 
der StrPO. bezeichneten Gründen zulässig ist. 

An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den Fällen, in 
denen nicht sofort das Hauptverfahren eröfinet wird, die Verfügung 
des mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten über 
die Einleitung des Strafverfahrens gegen den Beschuldigten. Diese 
Verfügung hat die dem Angeschuldigten zur Last geleete That 
unter Hervorhebung ihrer gesetzlichen Merkmale und des anzu- 
wendenden Strafgesetzes zu bezeichnen. Der Beschluss, durch 
welchen das Hauptverfahren eröffnet ist, hat auch die Beweismittel 
anzugeben. 

In Abänderung der SS 24—27 KGG. hat nun $S3 Z. 4 a. 
SchG@. bestimmt, dass durch kaiserliche Verordnung vorgeschrieben 
werden kann, dass in Strafsachen a) die Mitwirkung einer Staats- 
anwaltschaft eintritt, b) eine Voruntersuchung stattfindet, deren 
Regelung der Verordnung vorbehalten bleibt, ec) der $ 9 Abs. 1 
KGG., wonach, wenn die gesetzlich vorgeschriebene Zuziehung von 
vier Beisitzern nicht ausführbar ist, die Zuziehung von zwei Bei- 
sitzern genügt, keine Anwendung findet. 

Im Einzelnen ist liezu zu bemerken, dass, da die StrPO,. die 
Mitwirkung der Staatsanwaltschaft n allen Strafsachen vorschreibt, 
dieselbe auch durch Kaiserliche Verordnung für alle Strafsachen 
angeordnet werden kann. Dagegen wird eine Voruntersuchung nur 
in den Strafsachen vorgeschrieben werden können, in denen die- 
selbe nach der StrPO. nothwendig bezw. zulässig ist, da durch das 
SchGG. keine grössere Summe von Garantien geschaffen werden 
wollte, als dies durch die StrPO. geschehen ist. 

Anlangend sodann die Ernennung der Beamten der Staats- 
anwaltschaft, so ist es der Kaiser]. Verordnung vorbehalten, hinsicht- 
lich der Bestellung des Personals der Staatsanwaltschaft die er- 
forderlichen Vorschriften zu treffen, da das SchGG. v. .J. 1888 in 
dieser Beziehung keine beschränkenden Bestimmungen enthält, wie dies 
im SchGG. v. 17/4 86 der Fall war. 

Die Kaiserl. V. v. 13/12 97 (RGBl. 1898 S. 1 Kol.-Bl. 1898 


S. 27, RIEBOW ILS. 371) hat nun bestimmt, dass der Staatsanwalt 
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vom obersten Beamten des Schutzgebiets bestellt wird und die Aus- 
wahl aus der Zahl der Beamten des Schutzgebiets erfolgt. Sofern 
dies nicht ausführbar ist, können andere geeignete Gerichtseinge- 
sessene als Staatsanwälte bestellt werden. Der Staatsanwalt 
untersteht der Aufsicht und Leitung des obersten Beamten des 
Schutzzebiets. 

Zur Hauptverhandlung waren nach S1S R6G. v. 10/7 79 
vier Beisitzer beizuziehen, wenn der Beschluss über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen zum Gegen- 
stande hatte, welches weder zur Zuständigkeit der Schöffengerichte, 
noch zu den in den $$ 74 u. 75 GVG. bezeichneten strafbaren 
Handlungen sehört. 

Diese Vorschrift der Beiziehung von vier Beisitzern hatte nach 
S3 Z.7 a. SchGG. auch Anwendung zu finden auf diejenigen zur 
Zuständigkeit der Schwurgerichte gehörigen Sachen, velche durch 
Kaiserl. Verordnung vor die Gerichte der Schutzgebiete verwiesen 
wurden, und zwar war für diese Sachen die Vorschrift eine absolut 
zwingende; die Zuziehung von nur zwei Beisitzern gemäss $ 9 Abs.1 
KGG. v. 10/7 79 war ausgeschlossen. Ebenso konnte nach $ 3 
Z. 4e a. a. ©. durch Kaiserl. V. die Anwendung des $ 9 Abs. 1 
KGG. v. 10/7 79 auch in anderen als Schwurgerichtssachen aus- 
ceschlossen werden. Andererseits konnte nach $S3 2.6a.a. O. an- 
seordnet werden, dass in Strafsachen, wenn der Beschluss über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens eine Handlung zum Gegenstande 
hat. welche zur Zuständiekeit der Schöffengerichte oder zu den ın 
den 88 74, 75 GVG. bezeichneten Vergehen gehört, in der Haupt- 
verhandlung Beisitzer überhaupt nicht zuzuziehen sind. 

Gesen die in Strafsachen wegen Uebertretungen erlassenen 
Entscheidungen sind Rechtsmittel nicht zulässig; in anderen Straf- 
sachen findet gegen die Urtheile des Gerichts das Rechtsmittel der 
Berufung statt. 

Ueber die Beschwerden gegen Entscheidungen des mit der 
(erichtsbarkeit betrauten Beamten entscheidet das Gericht des 
Schutzeebiets. Die Bestimmung des $ 13 Abs. 1 StrPO. (Aus- 
schliessune des Richters, der bei einer durch Rechtsmittel ange- 
fochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, von der Mitwirkung bei der 
Entscheidung in höherer Instanz) findet hiebei keine Anwendung. 
In den Eällen der sofortigen Beschwerde ($ 353 StrPO.) ist der 
mit der Gerichtsbarkeit betraute Beamte zur Abänderung seiner 


durch Beschwerde angefochtenen Entscheidung befugt. 
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Zur Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel der 


Beschwerde gegen Entscheidungen des Konsulargerichts war nach 
S36 KGG. v. 10/7 79 das Reichsgericht zuständig, gegen dessen Ent- 
scheidungen ein weiteres Rechtsmittel nicht stattfand. Dagegen 


konnte nach $3Z. 9 a. SchGG. auch in Strafsachen ein Konsular- 


gericht oder ein Gericht, im Schutzgebiete als Berufunges- oder 


Beschwerdegericht bestellt werden. Dieser Gerichtshof zweiter In- 
stanz hatte nach dem Wortlaut des Gesetzes einfach an die Stelle 
des Reichsgerichts zu treten. Da nun das Reichsgericht lediglich 
zuständig war zur Entscheidung von Beschwerden und Berufungen 
gegen Entscheidungen des Konsulargerichts, so ergab sich daraus 
tolgender Rechtszustand: a) gegen die wegen Uebertretung erlassenen 
Entscheidungen sind auch in den Schutzgebieten keine Rechtsmittel 
zulässig; b) in allen übrigen Strafsachen ist dagegen das Rechts- 
gericht, bezw. das an dessen Stelle in dem betr. Schutzgebiete 
tretende Berufungsgericht zulässig. Diese übrigen Strafsachen um- 
fassen: 1. die Strafkammersachen; 2. die Schwurserichtssachen, 
wenn dieselben durch Kaiserl. Verordnung den Gerichten der Schutz- 
sebiete übertragen worden sind. 

Ein weiteres Rechtsmittel gegen die Entscheidungen der zweiten 
Instanz ist in Strafsachen ebenso und aus denselben Gründen un- 
zulässig als in Civilsachen. Namentlich kann auch nicht davon ge- 
sprochen werden, dass etwa in Schwurgerichtssachen an Stelle der 
Berufung die Revision zu treten hätte, da sich aus dem Gesetze 
nicht ergiebt, dass die Schwurgerichtsachen in Bezug auf die Rechts- 
mittel anders behandelt werden sollten, als die übrigen den Schutz- 
gebietsgerichten überwiesenen Strafsachen. 

Anlangend das Verfahren in Berufungs- und Beschwerdesachen, 
so bestimmen die einschlägigen Vorschriften der betr, Einführungs- 
Verordnungen (V. v. 13/7 88 8 8, V. v. 7/2 8988, V. v. 2/7 88 
88, V.v.10/890 813, V.v.:1/191 $ 14), dass vor der Gerichts- 
behörde zweiter Instanz in Bezug auf die Beisitzer die Vorschrift 
des $ 30 GVG. mit der oben hinsichtlich der Entscheidung über 
Beschwerden bezeichneten Massgabe Anwendung findet. Sie üben 
also wie die Schöffen während der Hauptverhandlung das Rich- 
teramt im vollen Umfange aus und nehmen auch an denjenigen 
im Laufe der Hauptverhandlung zu erlassenden. Entscheidungen 
Teil, welche in keiner Beziehung zur Urtheilsfällune stehen und 
auch ohne vorgängige mündliche Verhandlung gepflogen werden 
können. 
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Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Gericht, ohne 
hierbei durch Anträge, Verzicht oder frühere Beschlüsse gebunden 
zu sein. Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft findet nicht statt. 

Der nicht auf freiem Fusse befindliche Angeklagte hat An- 
spruch auf Anwesenheit in der Hauptverhandlung, wenn er sich 
am Orte des Berufungsgerichts befindet. In den zur Zuständigkeit 
der Schwurgerichte gehörigen Sachen ist die Vertheidigeung auch 
in der zweiten Instanz nothwendig. In der Hauptverhandlung ist 
die Anwesenheit des Vertheidigers erforderlich, der $ 145 StrPO. 
(über Ausbleiben u. s. w. des Vertheidigers; Bestellung eines neuen 
Vertheidigers und in Folge dessen nothwendig werdende Unter- 
brechung oder Aussetzung der Verhandlung) findet Anwendung. 
Im Uebrigen verbleibt es bei Vorschriften des $S 40 KGG., wonach 
der Angeklagte in der Hauptverhandlung vor dem Berufungsgerichte 
erscheinen oder sich durch einen mit schriftlicher Vollmacht ver- 
sehenen Vertheidiger vertreten lassen kann. 

Ausserdem müssen die 88 37—39 KGG. zur Anwendung kom- 
men, da dieselben durch die Einführungs-Verordnungen nicht ab- 
seändert bezw. aufgehoben sind. Nach $ 37 a. a. O. beträgt aber 
die Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde und der Berufung, 
sowie der Rechtfertigung der Berufung und für den Antrag auf 
Entscheidung über einen die Berufung als verspätet zurückweisen- 
den Beschluss des Untergerichts ($$ 353, 355, 358 und 360 StrPO.) 
statt acht Tage zwei Wochen und nach $ 38 beginnt die Frist zur 
Anfechtung einer Entscheidung für den Nebenkläger im Falle des 
8 439 StrPO. mit der Bekanntmachung der Entscheidung an den 
Beschuldigten. 

Ferner bestimmt $ 39, dass der mit der Gerichtsbarkeit be- 
traute Beamte Zeusen und Sachverständige, welche zur Recht- 
fertieung der Berufung benannt sind, vernehmen und beeidigen 
kann, wenn die Voraussetzungen des: $ 65 Abs. 2 StrPO.-vorliegen. 
Die Protokolle über diese Vernehmungen sind dem Staatsanwalt 
einzusenden. Die Vorschriften der $S$ 223 (Benachrichtigung der 
Staatsanwaltschaft, des Vertheidigers und des Angeklagten vom 
Vernehmunestermine) und 250 Abs. 2 (Verlesung des Protokolls 
über die Vernehmung am Erscheinen verhinderter Zeugen und 
Sachverständiger in der Hauptverhandlung) der StrPO. finden ent- 
sprechende Anwendung. 

Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil 


geschlossenen Verfahrens kann gemäss $ 41 KGG. v. 10/7 79 von 
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Amtswegen erfolgen, während nach $ 401 RStrPO, nur der Ver- 
urtheilte bezw. dessen Ehegatte oder Verwandten die Wiederauf- 


nahme beantragen können. 


Nach $ 232 StrPO. kann der Angeklagte auf seinen Antrag 


wegen grosser Entfernung seines Aufenthaltsorts von der Verpflich- 
tung zum Erscheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden, 
wenn nach dem Ermessen des Gerichts voraussichtlich keine andere 
Strafe als Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen oder Geldstrafe oder 
Einziehung, allein oder in Verbindung mit einander, zu erwarten 
steht. 

Diese Bestimmung kommt natürlich auch in den Konsular- 
gerichtsbezirken zur Anwendung, nach S3 Z. 5 a. SchG@G. kann 


jedoch dieselbe für die Schutzgebiete mit der Massgabe erweitert 


werden, dass dem Gericht die Ermächtigung, den Angeklagten von 
der Verpflichtung zum Erscheinen in der Hauptverhandlung zu ent- 
binden, nur für solche Fälle ertheilt werden darf, in welchen nach 
dem Ermessen des Gerichts voraussichtlich keine andere Strafe als 
Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten oder (zeldstrafe oder Einziehung, 
allein oder in Verbindung mit einander, zu erwarten steht. 

Schliesslich ist noch hervorzuheben, dass in den Dienst- 
anweisungen für Neu-Guinea und die Marschalls-Inseln Absch. IX 
auch Bestimmungen über den nach $ 420 StrPO. bei Privatklagen 
wegen Beleidigung anzustellenden Sühneversuch enthalten sind. 

Bezüglich des Begnadigungsrechts bestimmte S42 KGG. 
v. 10/7 79, dass dasselbe in Strafsachen, m welchen der Konsul 
oder das Konsulargericht in erster Instanz erkannt hat, dem Kaiser 
zusteht. 

An diesem Rechtszustande ist durch die SS 52—72 des neuen 
KG@G. bezw. des neuen Sch@@. in der Hauptsache nichts geändert 
werden: 

1. Der Konsul übt in Strafsachen die Verrichtung des Amts- 
vichters und des Vorsitzenden der Strafkammer aus, wie er auch die 
Zustellungen, die Ladungen, die Vollstreekung von Beschlüssen und 


wo 
’ 


Verfüsunsen, sowie die Strafvollstreekung veranlasst (SS 52, 5: 
gun; : ss 


Gehört die strafbare Handlung zur Zuständiekeit des Konsular- 
eerichts oder des Konsuls, so ist an Stelle der Staatsanwaltschatft 
der Konsul zum Einschreiten berufen. Er stellt insbesondere die 
der Staatsanwaltschaft im vorbereitenden Verfahren obliegenden 
Ermittelungen an ($ 56). 
Da die bereits erwähnte Kaiserl. V. v. 13/12 97 über die Ein- 
18 
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richtung einer Staatsanwaltschaft bei den Gerichten der Schutz- 
gebiete vorgeschrieben hat, dass die Mitwirkung einer Staatsanwalt- 
schaft in den vor Gerichtsbehörden der Schutzgebiete anhängigen 
Strafsachen, soweit es sich um Verbrechen und Vergehen handelt, 
nur bei der Hauptverhandlung in erster Instanz, bei der Einlegung 
von Rechtsmitteln und bei dem Verfahren in zweiter Instanz ein- 
zutreten hat, so haben in den Schutzgebieten nicht die Staatsanwälte, 
sondern die mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit betrauten Be- 
amten die nach den vorstehend aufgeführten gesetzlichen Vorschriften 
den Konsuln übertragenen Funktionen auszuüben 

9, Im vorbereitenden Verfahren ist die Beeidigung eines Zeugen 
oder Sachverständigen auch in den im S 65 Abs. 2 StrPO. bezeich- 
neten Fällen (voraussichtliche Verhinderung des Zeugen an dem 
Erscheinen in der Hauptverhandlung, Erschwerung des Erscheinens 
wesen zu erosser Entfernung, Nothwendigkeit der Vereidigung zum 
Zwecke der Herbeiführung einer wahrheitsgemässen Aussage) zu- 
lässie. Die Vorschriften des $ 126 StrPO. über Aufhebung des 
Haftbefehls auf Antrag des Staatsanwalts, bezw. wegen: nicht recht- 
zeitiger Erhebung der öffentl. Klage finden keine Anwendung ($ 54). 

3. In zur Zuständiekeit des Reichtsgerichts oder der Schwur- 
gerichte gehörigen Sachen hat der Konsul nur die zur Strafverfol- 
eune erforderlichen Sicherheitsmassregeln zu treffen, sowie die 
Untersuchunsshandlungen, in Ansehung deren Gefahr im Verzug 
obwaltet, oder die Voraussetzungen des $S 65 Abs. 2 StrPO. zutreffen, 
vorzunehmen ‘und demnächst die Akten der Staatsanwaltschaft bei 
dem zuständigen deutschen Gerichte, in Ermangelung eines solchen 
dem Öberreichsanwalt zu übersenden. In diesem letzteren Falle wird 
das zuständige Gericht vom Reichsgericht bestimmt (8 55). 

Sind die Schwurgerichtssachen dem Schutzgebietsgerichte zur 
Entscheidung überwiesen, so findet natürlich die Vorschrift des S 55 
nur auf die zur Zuständigkeit des Reichsgerichts gehörenden Straf- 
sachen Anwendung. 

4, Gehört die strafbare Handlung zur Zuständigkeit des Kon- 
sulargerichts oder des Konsuls, so ist, wie bereits erwähnt, an Stelle 
der Staatsanwaltschaft der Konsul zum Einschreiten berufen. Er 
stellt insbesondere die der Staatsanwaltschaft im vorbereitenden 
Verfahren obliegenden Ermittelungen an. Eine Voruntersuchung 
findet nicht statt. An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den 
Fällen, in denen nicht sofort das Hauptverfahren eröffnet wird, die 


Verfügung des Konsuls über die Einleitung des Strafverfahrens 
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gegen den Beschuldigten (8$S 56-58). 

5. Eine Voruntersuchung findet nach $ 57 nicht statt. An 
diesem Grundsatze ist auch in den Schutzgebieten eine Aenderung 
nicht vorgenommen worden, da der Kaiser von der ihm durch $ 16 
Nr. 2 n. Sch@G. eingeräumten Ermächtigung, das Stattfinden einer 
Voruntersuchung anzuordnen, keinen Gebrauch gemacht hat. 

6. Gegen die wegen Uebertretungen erlassenen Entscheidungen 
ist, sofern eine Verurtheilung auf Grund des $ 361 Nr. 3—8 StrG@. 
erfolgt oder nur auf Geldstrafe oder auf Geldstrafe und Einziehung 
erkannt wird, ein Rechtsmittel nicht zulässie. Im Uebrigen findet 
in Strafsachen gegen die U} 


63). 


theile des Konsulargerichts das Rechts- 
mittel der Berufung statt (8 


(segenüber dem $ 33 KGG. v. 10/7 79 liegt hier insofern eine 
Aenderung vor, als nach $ 33 gegen alle wegen Uebertretungen er- 
lassenen Entscheidungen Rechtsmittel ausgeschlossen waren, wäh- 
rend nach $ 63 unter gewissen Voraussetzungen auch in Ueber- 
tretungssachen die Berufung zulässig ist. 

7. Auf Beschwerden gesen Entscheidungen des Konsuls findet 
die Vorschrift des $ 23 Abs. 1 StrPO. keine Anwendung. In den 
Fällen des $ 353 StrPO. ist der Konsul zur Abänderung seiner 
durch Beschwerde angefochtenen Entscheidung befugt (8 64). 

8. Die der Staatsanwaltschaft zustehenden Rechtsmittel können 
gegen die Entscheidungen des ‚Konsulargerichts von dem Konsul 
eingelegt werden (8 65). 

Da die Kaiserl. V. v. 13/12 97 vorgeschrieben hat, dass soweit 
es sich um Verbrechen oder Vergehen handelt, bei der Einlegung 
von Rechtsmitteln und bei dem Verfahren in zweiter Instanz der 
Mitwirkung die Staatsanwaltschaft eintritt, so hat in diesen Fällen 
nicht der Konsul, sondern der Staatswalt das Rechtsmittel ein- 
zulegen). 

9. In den Fällen der SS 353, 355, 358, 360 StrPrO. (sofortige 
Beschwerde, Berufung, Rechtfertigung der Berufung, Antrae auf 
Entscheidung des Berufungsgerichts, wenn das Gericht erster Instanz 
der Berufung wegen verspäteter Einigung als unzulässig verworfen 
hat) beträgt nach $ 66 die Frist zwei Wochen (statt einer Woche), 

10. Die Frist zur Anfechtung einer Entscheidung beginnt nach 
S 67 für den Nebenkläger im Falle des $ 439 StrPrO mit der 


!, Vol, Runderlass des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika betr. Dienst- 


anweisung für die Staatsanwälte v. 9/9 98 (Rızsow IIL S. 121). 
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Bekanntmachung an den Beschuldigsten!). 

11. Der Konsul kann Zeugen und Sachverständige, die zur 
Rechtfertieung der Berufung benannt sind, vernehmen und beeidigen, 
wenn die Voraussetzungen des $ 65 Abs. 2 StrPO.?) vorliegen. Die 
Protokolle über diese Vernehmungen sind dem Oberreichsanwalte 
an dessen Stelle in den Schutzgebieten der Staatsanwalt tritt 
zu übersenden. Die Vorschriften des $ 223 und des $ 250 Abs. 2 
StrPrO. (s. o. 8. 162) finden entsprechende Anwendung ($ 68). 

12. Der Angeklaete kann in der Hauptverhandlung vor dem 
Berufungsgericht erscheinen oder sich durch einen mit schriftlicher 
Vollmacht versehenen Vertheidiger vertreten lassen. Der nicht auf 
freiem Fusse befindliche Angeklagte hat keinen Anspruch auf An- 
wesenheit. Soweit der Angeklaete die Berufung eingelegt hat, ist 
über diese auch dann zu verhandeln, wenn weder der Angeklagte, 
noch ein Vertreter für ihn erschienen ist (S 69). 

13. Die Wiederaufnahme emes durch rechtskräftiges Urtheil 
geschlossenen Verfahrens kann von Amtswegen erfolgen ($ 70), 


während nach $$ 399 ff. StrPrO. die Wiederaufnahme nur auf 


Antrag des Verurtheilten bezw. des Staatsanwalts zulässig ist. 

14. Das Ges. betr. die Entschädigung der im Wiederaufnahme- 
verfahren freigesprochenen Personen v. 20/5 98 findet nach $ 71 mit 
der Massgabe Anwendung, dass a) an die Stelle der Staatsanwaltschaft 
des Landgerichts der Konsul tritt, b) die im $ 5 Abs. 3 vorgesehene 
Anussechlussfrist für die Berufung auf den Rechtsweg gegen die Ent- 
scheidung der obersten Behörde der Landesjustizverwaltung sechs 
Monate beträgt, ec) für die Ansprüche auf Entschädigung das Reichs- 
gericht in erster und letzter Instanz zuständig ist. 

15. In Strafsachen, in denen der Konsul oder das Konsular- 
gericht in erster Instanz erkannt hat, steht nach S 72 das Begna- 
dieungsrecht dem Kaiser zu. 

IV. Kostenwesen. 


2) 8 439 lautet: „Entscheidungen, welche schon vor dem Anschluss er- 
sangen und der Staatsanwaltschaft bekannt gemacht waren, bedürfen keiner 
Bekanntmachung an den Nebenklüger. Die Anfechtung solcher Entscheidungen 
steht auch dem Nebenkläger nicht mehr zu, wenn für die Staatsanwaltschaft 
die Frist zur Anfechtung abgelaufen ist. 

2) 8 65 Abs. 2 StrPrO bestimmt, dass die Beeidigung schon in der Vor- 
untersuchung erfolgt, wenn voraussichtlich der Zeuge am Erscheinen im der 
Hauptverhandlung verhindert und sein Erscheinen wegen grosser Entfernung 
erschwert sein wird, oder wenn die Beeidigeung als Mittel zur Herbeiführung 


einer wahrheitsgemässen Aussage erforderlich erscheint. 


S$S 21. Das gerichtliche Verfahren. 167 


Nach 8 44 KG& v. 10/7 79 galten in den Rechtssachen. auf welche 
die CPrO., dieStrPrO. oder die KO. Anwendung findet, das Gerichts- 
kostengesetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für 
Zeusen und Sachverständige, sowie für Rechtsanwälte In den 
Angelegenheiten, welche zur streitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, 
waren in Betreff des Gebührenwesens, soweit reichsgesetzliche Vor- 
schriften nicht bestehen, die Bestimmungen der in den preussischen 
L,andestheilen, in welchen das Allgemeine Landrecht in Kraft ist, 
geltenden Landesgesetze massgebend. Soweit die Gebühren der 
Rechtsanwälte durch Ortsgebrauch geregelt sind, kam dieser zu- 
nächst zur Anwendung. 

Nach den bereits erwähnten Bestimmungen des $ 3 Nr. 10 
a. Sch@G,. konnte jedoch für das Kostenwesen die Anwendung 
einfacherer Bestimmungen vorgeschrieben werden. 

Auf Grund dieser Ermächtigung ist in den Einführungs-Ver- 
ordnungen vorgeschrieben, dass in dem Verfahren vor den Gerichts- 
behörden im Schutzgebiete das (#erichtskostengesetz und die Ge- 
bührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen und Sachver- 
ständige, sowie für Rechtsanwälte keine Anwendung finden und die 
Vorschriften, welche an Stelle der bezeichneten Gesetze zu treten 
haben, vom Reichskanzler erlassen werden (V. vom 5. Juni 1886 
und 13. September 1886 $ 9, V. vom 10. August 1890 $ 15, V. 
vom 1..Jan. 1891 $ 16, V. vom 13. Juli 1888 $ 10). Demgemäss 
sind auch in den Dienstanweisungen entsprechende Bestimmungen 
über das Kostenwesen getroffen: 1. In den Rechtssachen, auf welche 
die CPrO., die KO. und die StrPrO. Anwendung finden, werden 
die wirklich aufgewendeten Auslagen erhoben. Die Gebühren der 
Zeugen, sowie die Tagegelder und Reisekosten der (serichtsbeamten 
werden in jedem einzelnen Falle unter Berücksichtigung der . Um- 
stinde desselben festgesetzt. Ausserdem werden sie in den bezeich- 
neten Rechtssachen nach Massgabe des den Dienstanweisungen 
beigefügten Tarifs erhoben. Bei jedem Antrage auf Vornahme 
einer Handlung, mit welcher baare Auslagen verbunden sind, kann 
in Strafsachen jedoch nur, soweit es sich um das Verfahren auf 
erhobene Privatklage handelt, dem Antragsteller die Zahlung eines 
zur Deckung der Auslagen erforderlichen Vorschusses auferleet 
werden. 2. In den Angelegenheiten, welche zur streitigen Gerichts- 
barkeit niclrtt gehören, werden Kosten nur nach Massgabe der Be- 
stimmungen des Gesetzes, die Gebühren und Kosten bei den Kon- 


sulaten: des Deutschen Reiches vom 1. Juli 1872 erhoben. Bei 
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g g des Personenstandes. 


Vormundschaften, mit Ausnahme der gesetzlichen Vormundschaft, 
sind vom Kapitalbetrag des Vermögens des Mündels, auf welches 
sich die Vormundschaft erstreckt, insoferne dasselbe über 150 Mk. 
beträgt, zu erheben von je 50 Mk. bis zu 300 Mk., von je 100 Mk. 
des Mehrbetrages bis zu 600 Mk., von je 150 Mk. des Mehrbetrages 
bis zu 1500 Mk., von je 300 Mk. des Mehrbetrases 50 Pfennig. 
3. Der Ansatz der Gebühren und Auslagen erfolgt durch die Ge- 
richtsbehörde der ersten Instanz; gegen die in Kostensachen er- 
gehenden Entscheidungen der Gerichtsbehörden erster Instanz fin- 
det Beschwerde an die Gerichtsbehörde zweiter Instanz statt. 

In Bezug auf die Kosten ist in den 8$ 73-76 KGG. vom 
7/4 00 folgendes bestimmt: a) die Gebühren der Gerichte und der 
(serichtsvollzieher in den Konsulargerichtsbezirken werden im dop- 
pelten Betrage der Sätze erhoben, die in den nach $ 19 mass- 
sebenden Vorschriften bestimmt sind. Die Gebühr für eine Zustel- 
lung in den Konsulargerichtsbezirken nach den Vorschriften über 
Zustellungen im Auslande beträgt 3 Mk. Die den Gerichtsbeamten 
und Gerichtsvollziehern zustehenden Tagegelder werden, soweit es 
sich um Konsularbeamte handelt, nach Massgabe der für diese 
geltenden Vorschriften erhoben. b) Die Erhebung und Beitreibung 
der Kosten wird durch den Konsul veranlasst. Die Regelung des 
Beitreibungsverfahrens erfolet im Anschluss an die Vorschriften 
der ÜPrO. durch Anordnung des Reichskanzlers. ce) Die bei der 
Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden Behörden 
haben einander zum Zwecke der Erhebung und Beitreibung der 
Kosten Beistand zu leisten. Das Gleiche eilt für die Beistands- 
leistung unter diesen Behörden und den Behörden im Reichsgebiet 
oder in den deutschen Schutzgebieten. Dabei finden die in S 99 des 
(serichtskostengesetzes erlassenen Vorschriften über den zum Zwecke 
der Einziehung von Gerichtskosten unter den Bundesstaaten zu 
leistenden Beistand entsprechende Anwendung. d) Soweit die Ge- 
bühren der Rechtsanwälte durch Ortsgebrauch geregelt sind, kommt 
dieser zunächst zur Anwendung. 

Diese letztere Vorschrift gilt in den Schutzgebieten nicht: da- 
sesen kommen die übrigen Vorschriften auch in den Schutzgebieten 
zur Anwendung, jedoch hat auch das neue SchGG. in $ 6 Nr. 7 
den Kaiser ermächtigt, die Anwendung einfacherer Bestimmungen 
vorzuschreiben. 

V. Zustelluneen. 


Bezüglich der Zustellungen war in $ 45 KGG. vom 
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lediglich bestimmt, dass die Einrückung einer öffentlichen Bekannt- 
machung in den Reichsanzeiger nicht erforderlich sei. Der 83 
27. 10 a. SchGG. erklärte jedoch ganz allgemein für zulässig, 
dass durch Kaiserl. Verordnung einfachere Vorschriften für die 
Zustellungen getrofien werden können, als in den Prozessgesetzen 
vorgesehen sind. In Folge dessen enthalten die Einführunges-Ver- 
ordnungen ($ 9 V. v. 2/7 88 u. s. w.) Bestimmungen hinsichtlich 
der Zustellungen im Allgemeinen und der Zustellungen in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten im Besonderen. Hervorzuheben ist, dass 
die Zustellungen ausschliesslich durch die zur Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit ermächtigten Beamten veranlasst werden, die dafür 
zu sorgen haben, dass die innerhalb des Bezirks, in welchem die 
Gerichtsbehörde ihren Sitz hat, zu bewirkenden Zustellungen mit 
der nach den vorhandenen Mitteln möglichen Sicherheit erfolgen. 
Diese Beamten erlassen auch die hiefür erforderlichen Anord- 
nungen und überwachen deren Befoleune. In bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten sind in dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden im 
Schutzgebiete alle Entscheidungen einschliesslich der auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung ergehenden, der Zahlungs- und Voll- 
streckungsbefehle, der Pfändungs- und Ueberweisungsbeschlüsse von 
Amtswegen zuzustellen. Soll auch eine Frist gewahrt oder der 
Lauf der Verjährung oder eine Frist unterbrochen werden, so 
treten die Wirkungen der Zustellung bereits mit der Einreichung 
des zuzustellenden Schriftstücks bei der Gerichtsbehörde ein, sofern 
die Zustellung demnächst bewirkt wird. Bei Bewilligung der öftent- 
lichen Zustellung einer Ladung kann die Gerichtsbehörde anordnen, 
dass eine Einrückung in öffentliche Blätter nicht erforderlich sei. 
Zustellungen, die in einer bei einer Gerichtsbehörde in den Schutz- 
gebieten anhängigen Rechtsangelegenheit erforderlich werden, aber 
ausserhalb des Schutzgebiets, in welchem die Gerichtsbehörde ihren 
Sitz hat, zu bewirken sind, erfolgen im Wege des Ersuchens, 
welches zu richten ist: a) bezüglich einer im Deutschen Reiche zu 
bewirkenden Zustellung an den Gerichtsschreiber des Amtsgerichts, 
in dessen Bezirk die Zustellung ausgeführt werden soll ($ 162 
GVG.); b) bezüglich einer in einem anderen deutschen Schutzge- 
biete oder im Bezirke eines deutschen Konsulareerichts zu bewir- 
kenden Zustellung an die Gerichtsbehörde des betreffenden Schutz- 
gebiets, bezw. an den betreffenden Konsul; «) bezüglich einer in 
einem ausländischen Staate zu bewirkenden Zustellung an die in 


den $8S 199 bis 201 GPrO. bezeichneten Behörden und Beamten. 


an 
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Im Schutzgebiete zu bewirkende Zustellungen in emer bei 
einem deutschen Gerichte anhängigen Rechtsangelegenheit erfolgen 
auf Ersuchen desselben durch die Gerichtsbehörde erster Instanz 
in einer in den Dienstanweisungen bezeichneten Weise. 

In den $$ 28 und 29 KGG. vom 7/4 00 sind einzelne Vor- 
schriften bezüglich der Zustellungen gegeben. Dieselben kommen 
jedoch in den Schutzgebieten nicht zur Anwendung; vielmehr hat 
das neue SchGG. in $ 6 Z. 8 die Bestimmung des alten Sch@@G. 
S 3 Z. 10 wiederholt, wonach der Kaiser die Anwendung ein- 
facherer Vorschriften hinsichtlich der Zustellungen anordnen kann. 
Es ist sonach der bisherige Rechtszustand aufrecht erhalten. 

VI. Gerichtsstand. 

Nach $ 1 Abs. 2 KGG. vom 10/7 79 unterlagen der Konsu- 
largerichtsbarkeit die in den Konsulargerichtsbezirken wohnenden 
oder sich aufhaltenden Reichsangehörigen und Schutzgenossen!). 

Vor den Konsulargerichten hatten hienach ihren Gerichts- 
stand nur solehe Personen, bei welchen zwei Voraussetzungen zu- 
treffen: a) Reichsangehörigkeit oder Schutzgenossenschaft, b) Wohn- 
sitz oder Aufenthalt zur Zeit der Klagestellung bezw. der Erhebung 
der öffentlichen Klase. Andere Personen waren der Konsulargerichts- 
barkeit nieht unterstellt und waren hienach also alle anderen in 
den Progessordnungen vorgesehenen Gerichtsstände der Nieder- 
lassune, des Vermögensbesitzes, der Erbschaft u. s. w. vor den 
Konsulargerichten nicht gegeben. Mit Recht war daher in der 
Begründung des Entwurfs eines (resetzes betr. die Rechtspflege in 
den deutschen Schutzgebieten hervorgehoben, dass eine derartige 
Beschränkung der Gerichtsbarkeit, welche für die bestehenden Kon- 
sulargerichtsbezirke nach Lage der dortigen Verhältnisse unbedenk- 
lich erscheine, in den Schutzegebieten nicht ohne empfindliche Be- 
einträchtigung der Rechte und Interessen deutscher Angehöriger 


festgehalten werden könne. 


1) Schutzgenossen sind: „1. Die Schutzgenossen im e. S.,, d. h. Personen, 
welche die deutsche Reichsansehörigkeit nicht besitzen, denen aber durch 
Staatsverträge, wie den Angehörigen von Oesterreich-Ungarn, von Luxemburg 
und der Schweiz oder durch ausdrückliche Anordnung des Reichskanzlers der 
deutsche Konsularsehutz zugesichert ist; 2. die sog. de facto-Unterthanen, nüm- 
lich a) Personen, welche oder deren Eltern früher deutsche Staatsangehörige 
waren, b) Personen, die, im ethnographischen Sinne, „deutsche“ Nationalität 
haben, «) Personen, die eine untere Beamtenstellung im diplomatischen oder 
Konsulardienst bekleiden, oder bekleidet haben (ZORN in den Annalen des 


deutschen Reichs 1887 8. 440 £.). 
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Dazu kommt noch die weitere Erwägung, dass die Konsular- 
gerichtsbarkeit sich als eine in fremdem Staatsgebiete auszuübende 
(serichtsbarkeit über gewisse Personen darstellt, während die 
Schutzgewalt und die einen Bestandtheil derselben bildende Ge- 
richtsbarkeit territorialen Charakter hat. 

Diesen Erwägungen wurde dadurch Rechnung getragen, dass 
S3 Nr. 1a. SchGG. den Kaiser ermächtigte, zu bestimmen, dass 
in den Schutzgebieten auch andere als die im $ 1 Abs. 2 KGG. 
bezeichneten Personen der Gerichtsbarkeit unterliegen. Diese Er- 
mächtigung hatte eine doppelte Bedeutung; der Kaiser konnte nämlich 
auf Grund derselben bestimmen: a) dass auch Personen, welche 
nicht Reichsangehörige oder Schutzgenossen sind, der Gerichtsbar- 
keit in den Schutzgebieten unterliegen; b) dass nicht blos Personen, 
welche in den Schutzgebieten wohnen oder sich aufhalten, vor den 
(serichten der Schutzgebiete Recht zu nehmen haben, sondern auch 
solche, hinsichtlich welcher auch abgesehen von Wohnsitz und Auf- 
enthalt ein Gerichtsstand innerhalb der Schutzgebiete nach den zur 
(Geltung kommenden Gesetzen begründet ist. 

Die Personen, auf welche hienach die Gerichtsbarkeit in den 
Schutzgebieten ausgedehnt werden konnte, waren 1. die Eingeho- 
renen, 2. die Angehörigen anderer zivilisierter Staaten, welche nicht 
Schutzgenossen sind. Die Ausdehnung der deutschen Gerichts- 
barkeit auf die letztere Gruppe von Personen war von Anfang an 
mit Rücksicht auf den’ territorialen Charakter der Schutzherrschaft 
selbstyerständlich; es wäre daher das Einfachste gewesen, wenn im 
SchGG. selbst sofort die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit auf diese 
Personen ausgesprochen worden wäre, zumal dieselben ja mit Rück- 
sicht auf das Territorialprinzip ohnehin im allen übrigen Bezie- 
hungen der Souveränetät unterliegen. Wäre die Ausdehnung nicht 
erfolgt, so wäre geradezu eine im Widerspruch mit dem Territorial- 
prinzip stehende Ausnahme vorgelesen, welche zwar an und für sich 
nicht als unzulässig betrachtet werden könnte, immerhin aber ihre 
grossen Bedenken gehabt hätte, indem dann fremden Staaten die 
Ausübung einer Konsulargerichtsbarkeit über ihre in deutschen 
Schutzgebieten wohnenden und sich aufhaltenden Staatsangehörigen 
gestattet werden musste. 

Anders lagen dagegen die Verhältnisse, insoweit die Ausdeh- 
nung der deutschen Gerichtsbarkeit auf die Eingeborenen in Frage 
steht. Während die Ausdehnung auf die übrigen Europäer und 
überhaupt auf die Angehörigen anderer zivilisirten Staaten wegen 


a 
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der wenigstens grundsätzlichen Gleichmässigkeit des Kulturzustandes 
und der Rechtsanschauungen besondere Schwierigkeiten nicht bie- 
tet, erscheint eine unveränderte Anwendung der deutschen Gesetze 
auf die Eingeborenen begreiflicherweise unthunlich. Dazu kommt 
aber noch, dass das Deutsche Reich in der Ausdehnung der Ge- 
richtsbarkeit auf die Eingeborenen insofern beschränkt ist, als die 
Häuptlinge derselben sich die Gerichtsbarkeit über ihre Unterthanen 
vorbehalten haben. An eine grundsätzliche und allgemeine Aus- 
dehnung der deutschen Gerichtsbarkeit auf die Eingeborenen war 
daher zunächst wenigstens nicht zu denken. 

Durch die Kaiserlichen Einführungsverordnungen ist denn auch 
für alle Schutzgebiete bestimmt worden, dass der deutschen Ge- 
richtsbarkeit alle Personen unterliegen, die in den Schutzgebieten 
wohnen oder sich aufhalten, oder bezüglich deren hievon abgesehen, 
ein Gerichtsstand innerhalb des betreffenden Schutzgebiets nach 
den zur Geltung kommenden Gesetzen begründet ist, die Einge- 
borenen jedoch nur, soweit sie dieser Gerichtsbarkeit besonders 
unterstellt werden, bezw. insoweit sie in Ostafrika nach der bis- 
herigen Uebung der Gerichtsbarkeit des Reichskommissars unter- 
stellt waren. (Verordnung vom 5. Juni 1886 8 2, Verordnung vom 
13. September 1886 $ 2, Verordnung vom 2. Juli 1888 S 2. Ver- 
ordnung vom 10. August 1890 S 1, Verordnung vom 1. ‚Januar 
1891 S 2). 

Wer als Eingeborener zu betrachten ist, hat nach den Ein- 
führungsverordnungen entweder der Reichskanzler oder der an der 
Spitze des betreffenden Schutzgebiets stehende Beamte mit Geneh- 
mieung des Reichskanzlers zu bestimmen. 

(zegenüber diesem unzweifelhaft gekünsteltem Rechtszustand 
hat sich das n. SchGG.: auf den einzig richtigen Standpunkt des 
territorialen Charakters der Schutzgewalt zetellt und demgemäss 
angenommen, dass in den Schutzgebieten alle daselbst befindlichen Per- 
sonen der deutschen Staatshoheit und Gerichtsbarkeit ebenso unter- 
liegen, wie dies im Reichsinlande der Fall ist. Es wurden daher 
die vom Umfange der Konsulargerichtsbarkeit handelnden 88 1—3 
K.GG. v. 7/4 00 in den Schutzgebieten nicht für anwendbar erklärt, 
dagegen wurde als Ausnahme von der Regel des Territorialprinzips 
in $ 4 bestimmt, dass die Eingeborenen den deutschen Gesetzen 
und der deutschen Gerichtsbarkeit nur insoweit unterlieren, als 
dies durch Kaiserl. Verordnung bestimmt ist. Den Eingeborenen 


können durch Kaiserl. Verordnung auch noch andere Theile der 


| 
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Bevölkerung gleichgestellt werden. 

VII. Mit Rücksicht auf die Thatsache der Einführuns des 
Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes bezw. der Reichsjustizgesetze, kann 
man die Schutzgebiete im Sinne der Gesetze über die Gerichtsver- 
fassung. und das gerichtliche Verfahren als Inland bezeichnen. 
Jedoch sind in dieser Beziehung gewisse Unterschiede zu machen. 
Unzweifelhaft sind die von den Richtern und Gerichten in den 
Schutzgebieten ergehenden Entscheidungen als Entscheidungen 
deutscher Gerichtsbehörden zu betrachten. Wie L. SEUFFERT in 
seinem Commentare zur Reichscivilprozessordnung (7. Aufl. 1895) 
S. 838 f. zu $ 660 (722) hervorhebt, ist ausländisch jedes 
Gericht, das nicht vom Deutschen Reiche oder nach Massgabe des 
(serichtsverfassungsgesetzes von einem deutschen Bundesstaate be- 
stellt ist. Zu den unter den Regeln der $$ 660, 661 (722, 723) 
stehenden Urtheilen ausländischer Gerichte gehören daher nicht: 
a) Urtheile, die von einem Reichskönsul oder von einem deutschen 
Konsulargerichte erlassen werden; b) Urtheile, die in einem deut- 
schen Schutzgebiete von einem vom Reichskanzler zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten oder von einem nach 
Massgabe der Bestimmungen über Konsulargerichte zusammenge- 
setzten Gerichte der Schutzgebiete erlassen werden. 

Abgesehen von dem oben erwähnten allgemeinen Grunde spricht 
für diese Auffassung auch, dass nach & 18 KGG. vom 7/4 00 die 
Vorschriften der SS 157—169 GVG. und des $S 2 RG. über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit auf die Leistung der Rechtshilfe, unter 
den bei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden 
Behörden, sowie unter diesen Behörden und den. Behörden im 
Schutzgebiet oder in den Schutzgebieten entsprechende Anwendung 
finden. 

In Folge dessen eilt namentlich für die von den Gerichten der 
Schutzgebiete erlassenen Civilurtheile, dass dieselbe im Reichsgebiete 
vollstreekbar sind, ohne dass es des Vollstreckungsurtheils eines 
im Reichssebiete gelegenen Gerichts oder einer vom Gerichte des 
Orts der Vollstreckung auszustellenden Vollstreckungsklausel bedarf 
(vgl. die bereits erwähnten Bestimmungen der Dienstanweisungen 
betr. die Ausübung der Gerichtsbarkeit in den Schutzgebieten), 
während für die Vollstreckung der Urtheile der im Reichsgebiete 
gelegenen Gerichte die Vorschrift des $ 791 Abs. 2 CPrO. analoge 
Anwendung findet, welche lautet: „Kann die Vollstreekung durch 


einen Reichskonsul erfolgen, so ist das Ersuchen an diesen zu richten.“ 
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Im Uebrigen wird im einzelnen Falle zuzusehen sein, ob die 
Vorschriften der Prozessgesetze bei der Unterscheidung zwischen 
Inland und Ausland von der Annahme ausgehen, dass die fremde 
Rechtspflege nicht ohne Weiteres die gleichen Garantien bietet, wie 
die einheimische oder ob sie die Unterscheidung nur mit Rücksicht 
auf die sich aus der räumlichen Entfernung ergebenden Verkehrs- 


schwieriskeiten machen !!). 


8 22. Das in den Schutzgebieten geltende Strafrecht). 


I. In S 4 Abs: 1 KGG.: v. 10/7 79 hiess es: „In Betreff des 
Strafrechts ist anzunehmen, dass in den Konsulargerichtsbezirken 
das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich und die sonstigen Stral- 
bestimmungen der Reichsgesetze gelten“. 

Auf Grund dieser Bestimmung in Verbindung mit & 2 a. SchGG. 
trat die gesammte Strafgesetzgebung des Reichs erundsätzlich auch 
in den Schutzeebieten in Kraft. Bezüglich der in Specialgesetzen 
enthaltenen Strafvorschriften ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
wie in der Reichstaeskommission zur Berathung des Entwurfs des 
G. v. 17/4 86 festgestellt wurde, unter „Strafgesetzen“ nur Straf- 
vesetze im engeren Sinne zu verstehen sind, wie z. B. das sog. 
Sprengstoffgesetz v. 9/6 84, während die in Verwaltungsgesetzen 
(Zollgesetzen, Gewerbeordnung, Arbeiterversicherungsgesetzen u. del.) 
enthaltenen Strafbestimmungen in den Schutzgebieten erst dann 
Geltung erlangen, wenn diese Gesetze selbst dort eingeführt werden. 
Dagegen traten die Strafvorschriften, welche sich in Reichsgesetzen 
privatrechtlichen Inhalts, wie z. B. in den zum Schutze des Ur- 
heberrechts erlassenen Gesetzen befinden, in den Schutzgebieten ın 
Geltung, weil diese Gesetze gemäss der Bestimmung in $ 3.KGG. 
v. 10/7 79 in den Schutzgebieten Geltung erlangt haben. 

Von den besonderen Strafgesetzen, die in den Schutzgebieten 
in Kraft traten, ist hervorzuheben das RG. v. 28/7 95 betr. die 
Bestrafung des Sklavenraubs und des Sklavenhandels (RGBIl. 8. 425 
Kol.Bl. Resow II 8. 267), das hauptsächlich mit Rücksicht auf 
die Schutzgebiete erlassen wurde. Dasselbe bestimmt nämlich ın 
8 5, dass die Vorschrift des $ 4 Abs. 2 N. 1 RStr&B., wonach 


vewisser im Auslande began- 


a‘ 


ein Deutscher oder Ausländer wegen 


1) Vgl. hierüber die Ausführungen in den „Schutzgebieten® 5. 212 f. 
2) Schutzzebiete S. 216 fi. 
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gener strafbarer Handlungen nach den deutschen Strafgesetzen ver- 
folgt werden kann, gleichgiltig ob die Handlung am Orte der That 
mit Strafe bedroht ist, auch auf die in diesem Gesetze vorgesehenen 
strafbaren Handlungen Anwendung findet. 

Nach dem G. v. 28/7 95 wird die vorsätzliche Mitwirkung an 
einem auf Sklavenraub gerichteten Unternehmen mit Zuchthaus 
bestraft und zwar trifit die Veranstalter und Anführer des Unter- 
nehmens Zuchthaus nicht unter drei Jahren. Ist durch einen zum 
Zwecke des Sklavenraubs unternommenen Streifzug der Tod einer 
der Personen, gegen welche der Streifzug gerichtet war, verursacht 
worden, so ist gegen die Veranstalter und Anführer auf Todesstrafe, 
gegen die übrigen Theilnehmer auf Zuchthaus nicht unter drei 
Jahren zu erkennen. Wer Sklavenhandel betreibt oder bei der 
diesem Handel dienenden Beförderung vorsätzlich mitwirkt, wird 
mit Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit Gefängniss nicht 
unter drei Monaten bestraft (SS 1 und 2). 

Neben der Freiheitsstrafe ist in allen Fällen auf eine Geldstrafe 
von 100000 Mark zu erkennen und kann zugleich auf Pohzeiaufsicht 
erkannt werden, auch kann die Einziehung aller zur Begehung des 
Verbrechens gebrauchten und bestimmten Gegenstände ausgesprochen 

N werden, ohne Unterschied, ob sie dem Verurtheilten gehören oder 
nicht. Ist die Verfolgung einer bestimmten Person nicht ausführ- 
bar, so kann auf die Einziehung selbständig erkannt werden ($ 3). 

Neben dem Reichsstrafgesetzbuche und den besonderen Reichs- 
strafgesetzen kamen nach dem a. SchG@G. als Quellen des Strafrechts 
in den Schutzgebieten noch in Betracht: 1. Strafverordnungen 
des Kaisers. Die Ermächtigung zu solchen Verordnungen kann im 
StrGB. selbst enthalten sein, z. B. ist der Kaiser nach $ 145 Str@B. 
befust, zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf See 
Verordnungen zu erlassen. Die Ermächtigung kann sich aber auch 
in einem Spezialgesetze finden, so ist nach $ 4 @. v. 28/7 95 der 
Kaiser befugt, mit Zustimmung des Bundesraths zur Verhütung des 
Sklavenraubs und Sklavenhandels Verordnungen zu erlassen, deren 
Uebertretung mit Geldstrafe oder Gefängniss bedroht ist. Eine 
sehr weitgehende, allgemeine Ermächtigung des Kaisers enthält 
ferner 83 2. 3 Sch@@., wonach durch Kaiserl. Verordnung in Vor- 
schriften über Materien, die nicht Gegenstand des RStr@B. sind, 
Gefängniss bis zu einem Jahre, Haft, Geldstrafe und Einziehung 
einzelner Gegenstände angedroht werden kann. Dieses allgemeine 
Strafverordnungsrecht des Kaisers entspricht dem $ 2 EG. z. Str&B,., 


nz 
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der bestimmt, dass mit der Einführung des StrGB. die früher ın 
Geltung gewesenen Vorschriften des Reichs- und Landesstrafrechts, 
insoweit dasselbe Materien betraf, welche Gegenstand des Str&@B’s. 
sind, ausser Kraft zu treten hatten, während die besonderen Vor- 
schriften des Reichs- und Landesstrafrechts namentlich über straf- 
bare Verletzungen der Presspolizei-, Post-, Steuer-, Zoll-, Fischerei-, 
Jagd-, Forst- und Feldpolizei- u. 8. w. Gesetze in Kraft bleiben. 
Neben dieser allgemeinen Ermächtigung enthält das SchGG. ın 83 
7. 8 noch die specielle Delegation dahin gehend, dass der Kaiser 
an Stelle der Enthauptung eine andere, eine Schärfung nicht ent- 
haltende Art der Vollstreckung der Todesstrafe durch Verordnung 
anordnen kann. Auf Grund dieser Ermächtigung hat der Kaiser 
in den Verordnungen, durch welche das KGG. v. 10/7 79 mit seinen 
Nebengesetzen in den einzelnen Schutzgebieten in Kraft gesetzt 
wurde, vorgeschrieben, dass die Todesstrafe durch Erschiessen. oder 
Erhängen zu vollziehen sei und dass der an der Spitze des betreft. 
Schutzgebiets stehende Beamte bestimmt, welche der beiden Voll- 
streckunesarten im einzelnen Falle stattzufinden hat. 

9. Strafverordnuneen desReichskanzlers, der 
nach S 11 a. Sch@@. befugt ist, für die Schutzgebiete oder einzelne 
Theile derselben polizeiliche und sonstige die Verwaltung betreffende 
Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefolgung derselben 
(Gefäneniss bis zu drei Monaten, Haft, Geldstrafe und Einziehung 
einzelner Gegenstände anzudrohen. Dieses Strafverordnungsrecht 
umfasst nicht blos den Erlass von Polizeistrafverordnungen, sondern 
auch solche Strafbestimmungen, die im Interesse gewisser Verwal- 
tungszweige, namentlich der Finanzverwaltung nothwendig erscheinen 
(Strafbestimmungen gegen Zoll- und Steuerdefraudationen u. Ss. w.). 
Das ihm eingeräumte Verordnungsrecht kann der Reichskanzler den 
Beamten der Schutzgebiete, sowie auch einer mit einem Kaiser!. 
Schutzbriefe für das betreffende Schutzgebiet versehenen Kolonial- 
gesellschaft übertragen ($ 11 Abs. 3 a. a. ©.). 

3. Polizeistrafverordnungen des vom Reichs- 
kanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er- 
mächtigsten Beamten — Richter im Schutzgebiete. Nach 
S 4Abs 3 KG6GG. v. 10/7 79 stand dem Konsul die Befugniss zu, 
für seinen Gerichtsbezirk oder einen Theil desselben polizeiliche 
Vorschriften mit verbindlicher Kraft für die seiner Gerichtsbarkeit 
unterworfenen Personen zu erlassen und die Nichtbefoleung der- 


selben mit Geldstrafe bis zum Betrage von 150 Mark zu bedrohen. 
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Diese Befugniss ging gemäss $2 a. SchGG. auf den Richter im Schutz- 
sebiete über. 

Il. Was den gegenwärtigen Rechtszustand anlangt, so gelten 
in den Konsulargerichtsbezirken nach $ 19 Z. 2 KG@G. v. 7/4 00 
zunächst die dem Strafrecht angehörenden Vorschriften der Reichs- 
gesetze, also das Reichsstrafgesetzbuch und die Reichs-Spezialge- 
setze, wie das bereits nach dem KGG. v. 10/4 79 der Fall war, 

Ferner heisst es in $ 49, dass in den Konsulargerichtsbezirken 
die von der dortigen Staatsgewalt erlassenen Strafgesetze soweit 
Anwendung finden, als dies durch Herkommen oder durch Staats- 
verträge bestimmt ist. 

Diese Vorschrift findet selbstverständlich in den Schutzgebieten 
keine Anwendung. Ebenso ist aber auch der $ 50 unter den ge- 
mäss S3 n. SchGG. in den Schutzgebieten für anwendbar erklärten 
Paragraphen des KG@G. nicht aufgeführt. Der $ 50 lautet nämlich: 
„Durch Kaiserl. Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit in 
den Konsulargerichtsbezirken die strafrechtlichen Vorschriften der 
allgemeinen Gesetze Anwendung finden, die innerhalb Preussens im 
bisherigen Geltungsbereiche des preuss. Allgemeinen Landrechts in 
Kraft stehen“. 

Der (rund dafür, dass dieser Paragraph in den Schutzgebieten nicht 
zur Anwendung kommt, liegt darin, dass durch $S 6 Nr 1n. Sch@G. 
in gleicher Weise wie n S 3Z.3 a. SchGG. dem Kaiser ein weit- 


gehendes Strafverordnungsrecht einseräumt ist. Ebenso ist — im 
(Gegensatz zum a. Sch@GG. der $S 51 KGG. v. 7/4 00, der dem 


‚ in den Schutz- 
gebieten nieht anwendbar. In der Begründung des Gesetzentwurfs 


Konsul ein Polizeistrafverordnungsrecht einräumt 


ist in dieser Beziehung bemerkt, dass es sich nicht empfohlen habe, 
diese ihrer Natur nach nichtrichterliche Befugniss den richterlichen 
Beamten in den Schutzgebieten zu belassen, da der $ 11 a. SchGG. 
($ 15 n. SchGG.) ein erheblich weitergehendes, allen praktischen 
Bedürfnissen genügendes Verordnungsrecht des Reichskanzlers ge- 
schaffen habe, welches dieser auf Beamte der Schutzgebiete zu über- 
tragen im der Lage ist und thatsächlich in allen Schutzzebieten 
geeigneten Stellen (in der Regel den Gouverneuren) übertragen hat. 

Als Rechtsquellen für das Strafrecht kommen demnach für die 
Schutzgebiete in Zukunft in Betracht: 1. das Reichsstrafgesetzbuch: 
2. die neben dem Strafgesetzbuche geltenden besonderen Strafgesetze 
des Reichs, sowie die Strafvorschriften, welche in den in den Schutz- 
gebieten geltenden Reichsgesetzen bezw. preussischen Gesetzen ent- 


v. Stengel, Rechtsverhältnisse, 12 
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halten sind; 3. Strafverordnungen des Kaisers; 4. Strafverordnungen 
des Reichskanzlers, bezw. der von ihm hiezu ermächtigten Beamten 
der Schutzgebiete. 

III. Die Einführung der Reichsstrafgesetze m den deutschen 
Schutzgebieten hat nicht blos die Bedeutung, dass inhaltlich gleich- 
förmige Strafgesetze in verschiedenen Rechtsgebieten gelten; viel- 
mehr bilden die Schutzgebiete mit dem Reichsgebiete in strafrecht- 
lieher Hinsicht ein einheitliches Rechtsgebiet; sie sind dem Reichs- 
eebiete gegenüber Inland. Allerdings heisst es in $ 8 RStr@GB. 
„Ausland im Sinne dieses Strafgesetzes ist jedes nicht zum Deut- 
schen Reiche gehörige Gebiet“. Da die Schutzgebiete im 'staats- 
rechtlichen Sinne nicht zum Reichsgebiet gehören, so könnte man 
bei wörtlicher Auslesung dieser Bestimmung zu der Auffassung 
kommen, dass die Schutzgebiete, trotzdem das RStr@B. daselbst in 
Kraft steht, doch im strafrechtlichen Sinne als Ausland zu betrach- 
ten sind. Wenn jedoch $ 8 mit $ 3 Str@GB., bezw. S 1 EG. z. Str@GB. 
zusammengehalten wird, so ergiebt sich, dass in $ 3 das Territorial- 
prineip zum Ausdruck gebracht und in$ 8 bezw. $ 1 lediglich das 
(Gebiet bezeichnet ist, in welchem das Strafgesetzbuch ausschliess- 
lich gelten soll. Dadurch ist aber nicht ausgeschlossen, dass auch 
ausserhalb des in $ 8 bezeichneten Gebiets begangene, bezw. abge- 
urtheilte strafbare Handlungen als im Inlande begangen, bezw. 
abgeurtheilt betrachtet werden, wie dies z. B. bezüglich der deut- 
schen Konsulargerichtsbezirke der Fall ist. Daraus folgt, dass jedes 
(Gebiet, in welchem das RStr@GB. in Kraft ist, bezw. soweit dasselbe 
in diesem Gebiete angewendet wird, und im welchem die daselbst 
besansenen strafbaren Handlungen nach Massgabe des RStr@B. 
von deutschen Gerichten, als welche zweifellos die Schutzgebietsge- 
richte zu gelten haben, abzuurtheilen sind, im Sinne des Strafrechts 
Inland ist. Deshalb können die SS 4—8 Str&@B. über die Bestra- 
fung der im Auslande begangenen Handlungen auf die in den Schutz- 
gebieten verübten Strafthaten nicht zur Anwendung kommen. An- 
dererseits kommen die von den deutschen Gerichten im Reichsgebiete 
verhängten Bestrafungen für die Frage des Rückfalls in Betracht, 
wenn die neue Strafthat in den Schutzgebieten abzuurtheilen ist. 
Umgekehrt gilt natürlich das Gleiche. 
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S 23. Das in den Schutzgebieten geltende bürgerliche Recht’). 


I. Bezüslich des bürgerlichen Rechts hiess es in S3 KGG. vom 
10/7 79: „In Betreff des bürgerlichen Rechts ist anzunehmen, dass 
in den Konsulargerichtsbezirken die Reichsgesetze, das preussische 
Allgemeine Landrecht und die das bürgerliche Recht betreffenden 
allgemeinen Gesetze derjenigen preussischen Landestheile, in welchen 
das Allgemeine Landrecht Gesetzeskraft hat, gelten. In Handels- 
sachen kommt zunächst das in dem Konsulargerichtsbezirke geltende 
Handelsgewohnheitsrecht zur Anwendung“. 

Alle diese Reichsgesetze und: preussischen Gesetze traten ge- 
mäss S 2 a. SchGG. auch in den Schutzgebieten in Kraft mit der 
Massgabe, dass nach $3 Z.2 a. SchG@. eine von den nach diesen 
gesetzlichen Vorschriften abweichende Regelung der Rechtsverhält- 
nisse an unbeweglichen Sachen einschliesslich des Bergwerkseigen- 
thums durch Kaiserl. Verordnung für zulässige erklärt wurde, 

Von den hienach in den Schutzgebieten in Kraft setretenen 
Reichsgesetzen kamen vor Allem in Betracht die Wechsel- 
ordnung und das Handelsgesetzbuch mit allen auf das Handelsrecht 
bezüglichen Spezialgesetzen. 

In Bezug auf das Handelsgesetzbuch ist dabei hervorzuheben, 
dass nach Art. 1 dieses Gesetzbuchs Handelsbräuche erst an zweiter 
Stelle zur Anwendung kommen konnten, nämlich nur soweit das 
HGB. selbst keine Vorschriften enthielt. Der $ 3 Abs. 2 KGG. 
v. 10/7 79 drehte dieses Verhältniss um, indem er für die Konsu- 
largerichtsbezirke, bezw. Schutzgebiete in erster Linie das in den- 
selben geltende Handelsgewohnheitsrecht für anwendbar erklärte. 

Neben dem Handels- und Wechselrecht sind diejenigen Reichs- 
gesetze zu erwähnen, welche entweder ausschliesslich oder doch 
theilweise civilrechtliche Bestimmungen enthalten, wie das Haft- 
pflichtgesetz v. 7/6 71, das G. v. 17/2 75 die Grossjährigkeit betr. 

Was das allgemeine preuss. Landrecht anlangt, so 
traten in den Schutzgebieten, bezw. Konsulargerichtsbezirken nur 
diejenigen Vorschriften in Kraft, welche privatrechtlichen Inhalts 
waren, da nach dem Wortlaute des $3 KGG. v. 10/7 79 das preuss, 
Landrecht nur für das bürgerliche Recht zur Anwendung kom- 
men sollte?). 

®»), Schutzgebiete S. 212 ff. 

*) In der Reichstagskommission v. J. 1886 war bezüglich des Kirchen- 
rechts ausdrücklich festgestellt worden, dass dasselbe nicht unter den Be 
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Neben dem Landrechte selbst kamen auch diejenigen zur Er- 
eänzung oder Abänderung desselben erlassenen allgemeinen Gesetze 
privatrechtlichen Inhalts zur Anwendung, die in denjenigen preuss. 
Laandestheilen galten, in denen das Landrecht. Gesetzeskraft hatte, 
wie z. B. die Vormundschaftsordnung vom 5/7 75. 

II. Nach $ 19 Z. 1 KG@G. v. 7/4 00 gelten in den Konsular- 
eerichtsbezirken für die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen 
Personen, soweit nicht in diesem Gesetz ein Anderes voreeschrieben 
ist, die dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vorschrif- 
ten der Reichsgesetze und der daneben innerhalb Preussens im bis- 
herigen Geltungsgebiete des preuss. Allg. LRechts in Kraft stehen- 
den Gesetze. Jedoch finden diese Vorschriften nach $S 20 keine 
Anwendung, soweit sie Einrichtungen und Verhältnisse voraussetzen, 
an denen es für den Konsulargerichtsbezirk fehlt. Durch Kaiser!l. 
Verordnung können diese Vorschriften näher bezeichnet, auch an- 
dere Vorschriften an deren Stelle getroffen werden. — In Folge des 
in$ 19 Z. 1 a. a. O. ausgesprochenen Grundsatzes kommt in den 
Konsulargerichtsbezirken vor Allem das bürgerliche Gesetz- 
buch mit dem dazu gehörigen Einführungsgesetz zur Anwendune. 
Daneben gelten aber auch die sonstigen Reichsgesetze eivilrecht- 
lichen Inhalts, wie z. B. das Reichshaftpflichtgesetz v. 7/6 71, da 
nach der in Art. 32 EG. z. BGB. enthaltenen Regel die Vorschriften 
der Reichsgesetze neben dem BGB. in Kraft bleiben, soweit sie 
nicht durch das BGB. selbst oder des EG. z. BGB. ausser Kraft 
gesetzt worden sind. 

(egenüber dem im Vorstehenden dargelegten Grundsatze hat 
aber das KGG. selbst eine Reihe von Vorbehalten gemacht: 

l. Nach $ 21 können durch Kaiserl. Verordnung die Rechte 
an Grundstücken, das Bergwerkseigenthum, sowie die sonstigen Be- 
rechtigungen, für welche die sich auf Grundstücke beziehenden Vor- 
schriften gelten, abweichend von den nach 8 19 massgebenden Vor- 

i 


schriften des BGB., der Grundbuchordnung u. s. w. geregelt werden. 


griff des bürgerlichen Rechts falle und dass daher die preussischen Maigesetze 
in den Schutzgebieten keinerlei Geltung erlangen können. Diese Feststellung 
erscheint als selbstverständlich, da sie eine Folgerung des Grundsatzes ist, dass 
nur die auf das bürgerliche Recht, nicht auch die auf das öffentliche 
Recht bezüglichen gesetzlichen Vorschriften des Reichsrechts, bezw. preuss. 
Rechts in den Schutzgebieten Anwendung finden sollen, wenn es auch im ein- 


zelnen Falle oft zweifelhaft sein kann, ob ein Gesetz dem einen oder anderen 


Rechtsgebiete angehört. 
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Im Zusammenhang damit steht der Vorbehalt des $ 37, wonach 
durch Kaiserl. Verordnung für die innerhalb der Konsulargerichts- 
bezirke belegenen Grundstücke die Grundsätze bestimmt werden 
können, nach denen die Sicherheit einer Hypothek, einer Grund- 
schuld oder Rentenschuld im Sinne des $ 1807 BGB. festzustellen ist. 

2, Nach $ 22 kann durch Kaiserl. Verordnung bestimmt wer- 
den, inwieweit die Vorschriften der Gesetze über den Schutz von 
Werken der Litteratur und Kunst, von Photographien, von Erfin- 
dungen, von Mustern und Modellen, von Gebrauchsmustern und 
von Waarenbezeichnungen in den Konsularserichtsbezirken Anwen- 
dung finden oder ausser Anwendung bleiben. 

3. Auf Vereine, die ihren Sitz in einem Konsulargerichtsbezirke 
haben, finden gemäss $ 31 die Vorschriften der 88 21, 22, des $ 44 
Abs. 1 und der $$ 55—79 BGB. über den Erwerb der Rechtsfähig- 
keit bei Vereinen, deren Zweck nicht auf einen wirthschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb gerichtet ist, durch Eintragung in das Vereinsregister 
des zuständigen Amtsgerichts, über Erwerb der Rechtsfähirkeit bei 
wirthschaftlichen Vereinen durch staatliche Verleihung, soweit nicht 
in dieser Beziehung besondere reichsgesetzliche Vorschriften be- 
stehen, über Entziehung der Rechtsfähigkeit im Wege des Verwal- 
tungsstreitverfahrens und über die Behandlung der eingetragenen 
Vereine keine Anwendung. 

In der Begründung des Entwurfs ist hiezu bemerkt, dass die 
Möglichkeit gegeben sein müsse, den in den Konsulargerichtsbezirken 
sich bildenden Vereinen aus politischen Gründen die Rechtsfähigkeit 
zu versagen oder wieder zu entziehen, und dass ferner, abgesehen vom 
Bundesrathe (vgl. S 23 Abs. 2) kein Verwaltungsorgan in Frage 
komme, dem für diese Bezirke die nach $ 44 Abs. 1 und $ 62 
Abs. 2 BGB. zu treffenden verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen 
übertragen werden könnten. Den Vereinen in den Konsulargerichts- 
bezirken werde daher gemäss $ 23, $ 44 Abs. 2 BGB., soweit nicht 
besondere gesetzliche Vorschriften wie im HGB. und im Genossen- 
schaftsgesetz bestehen, die Rechtsfähiskeit nur durch Beschluss 
des Bundesraths zu verleihen oder wieder zu entziehen sein. Diese 
Regelung erscheine unbedenklich, zumal im $ 32 für Unternehmungen 
in den Konsulargerichtsbezirken die Bildung besonderer rechtsfähiger 
(sesellschaften vorgesehen sei. 

In $ 32 ist nämlich bestimmt, dass die in den SS 8—10 a. 
SchG@G. für die Errichtung deutscher Kolonialgesellschaften erlas- 
senen Vorschriften entsprechende Anwendung finden auf deutsche 


nz en or 
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(zesellschaften, die den Betrieb eines Unternehmens der im $ 8 
Abs. 1 a. a. O. bezeichneten Art in einem Konsulargerichtsbezirke 
zum (Gresenstande und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in 
einem deutschen Schutzgebiet oder in einem Konsularserichtsbezirke 
haben. 

4. Durch Kaiserl. V. kann nach S 33 für einen Konsularge- 
richtsbezirk oder für einen Theil eines solchen angeordnet werden, 
dass statt der in den SS 246, 247, 288 BGB. und im $ 352 HGB. 
aufgestellten Zinssätze (4 und 6, bezw. 5°/,) em höherer Zinssatz eilt. 

5. Inhaberpapiere, deren Ausstellung nach 8 795 Abs. 1 BGB 
nur mit staatlicher Genehmigung zulässig ist, dürfen, soferne sie in 
einem Konsulargerichtsbezirke von einer der Konsulargerichtsbarkeit 
unterworfenen Person ausgestellt worden sind, nur mit Genehmigung 
des Reichskanzlers in den Verkehr sebracht werden. 

6. Nach $ 35 kann durch Anordnung des Reichskanzlers be- 
stimmt werden, wer in den Fällen der $$ 976—-977 in den Kon- 
sulargerichtsbezirken an die Stelle der Gemeinde des Fundorts und 
im Falle des $ 2072 BGB. (wenn der Erblasser die Armen ohne 
nähere Bestimmung bedacht hat), an die Stelle der öffentlichen 
Armenkasse zu treten hat. 

7. Nach $ 2249 BGB. kann, wenn zu besorgen ist, dass der 
Erblasser früher sterben werde als die Errichtung eines Testaments 
vor einem Richter oder einem Notar möglich ist, derselbe es vor dem 
Vorsteher des Gemeindeverbandes, in dessen Bezirk er sich aufhält, 
unter Zuziehung von zwei Zeugen errichten. In $ 38 KGG. ist 
zugelassen, dass in einem solchen Falle das Testament durch münd- 
liche Erklärung vor drei Zeugen nach $ 2250 BGB. (Testament in 
abgesperrten Orten) errichtet werden kann. 

8. Nach $ 39 können für die Konsulargerichtsbezirke die der 
Landesgesetzgebung vorbehaltenen Bestimmungen über die Hinter- 
legung und die Hinterlegunesstellen durch Kaiserliche Verordnung 
getroffen werden. In Art. 144, bezw. 145 EG. z. BGB. ist nämlich 
bestimmt, dass die landesgesetzlichen Bestimmungen über die sach- 
liche und örtliche Zuständigkeit der Hinterlerungsstellen unberührt 
bleiben und dass die Landesgesetze über die Hinterleeung nähere 
Bestimmungen treffen, insbesondere den Nachweis der Empfangs- 
berechtigung regeln und vorschreiben können, dass die hinterlegten 
(zelder und Wertpapiere gesen die Verpflichtung der Rückerstat- 
tung in das Eigenthum des Fiskus oder der als Hinterlegungesstelle 
bestimmten Anstalt übergehen u. s. w. 


Das in den Schutzgebieten geltende bürgerliche R 


>} 


Alle diese Vorschriften kommen gemäss $ 3 n. SchGG. auch 
in den Schutzgebieten zur Anwendung. 

Neben dem BGB. kommen weiter in Betracht das HGB. v. 
10/7 97 und das dazu gehörige EG., dann die Wechselordnung und 
die sonstigen neben dem HGB. geltenden, auf das Handelsrecht 
bezüslichen Reichsgesetze, wie z. B. das G. v. 1/5 89 über die Er- 
werbs- und Wirthschaftseenossenschaften, des G. v. 20/4 92 über 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung u. s. w. In Bezug 
auf das Handelsrecht, bezw. die dasselbe regelnden Gesetze enthält 
S 40 KGG. v. 17/4 00 insofern eine Einschränkung, als daselbst 
bestimmt ist, dass in Handelssachen die Vorschriften der im $ 19 
bezeichneten Gesetze nur insoweit Anwendung finden, als nicht das 
im Konsulargerichtsbezirke geltende Gewohnheitsrecht ein Anderes 
bestimmt. Als Handelssachen gelten die von einem Kaufmann vor- 
genommenen Rechtsgeschäfte der im $ 1 Abs. 2 HGB. bezeichneten 
Art (Spekulationskauf u. s. :w.), sowie die Angelegenheiten, die eines 
der im $ 101 Nr. a, d, e, ([GVG. aufgeführten Rechtsverhältnisse 
zum Gegenstand haben. 

Da nach $S3 n. SchG@. S40 KGG. auch in den Schutzgebieten 
zur Anwendung zu kommen hat, so gilt daher auch hier der Grund- 
satz, dass das Handelsgewohnheitsreeht den auf das Handelsrecht 
bezüglichen gesetzlichen Vorschriften vorgeht. Dagegen enthält 
$ 346 HGB. lediglich die Bestimmung, dass unter Kaufleuten in 
Ansehune der Bedeutung und Wirkung von Handlungen und Unter- 
lassungen auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und 
(ebräuche Rücksicht zu nehmen ist. 

III. Insoweit die im Vorstehenden erwähnten deutschen und 
preussischen Gesetze privatrechtlichen Inhalts in den Schutzgebieten 
eingeführt sind, gelten diese Gebiete grundsätzlich als Inland und 
zwar in dem Sinne, dass das Verhältniss der Schutzgebiete zum 
Reichsgebiete nicht etwa so aufzufassen ist, dass zwei gleichlautende 
Gesetze in verschiedenen Geltungsbezirken in Kraft gesetzt sind, 
sondern dass die Schutzgebiete mit dem Reiche bezw. den Gel- 
tungsgebiete der betreffenden preussischen Gesetze ein einheitliches 
Rechtsgebiet bilden!). Freilich ist immer noch bei den verschie- 
denen Gesetzen zuzusehen, welche Bedeutung die einzelnen Vor- 
schriften haben, in welchen ein Unterschied zwischen Inland und 

t) Es kommen deshalb. auch- im Verhältnisse ‚der Schutzgebiete zum Reiche 
die Art: 7 fl. EG. z. BGB. über das sog. internationale Privatrecht’ nieht zur 


Anwendung, 
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Ausland gemacht ist. So können selbstverständlich die Bestim- 


mungen in Art. 84 ff. WO. über „ausländische Gesetzgebung“ auf 


die in den Schutzgebieten ausgestellten Wechsel keine Anwendung 
finden, da daselbst die deutsche Wechselordnung gilt. Dagegen 
finden die Vorschriften der Art. 78 und 79 WO. über die Ver- 
jährung der Regressansprüche des Inhabers gegen den Aussteller 
und die übrigen Vormänner, sowie der Indossanten gegen den Aus- 
steller und die übrigen Vormänner selbstrerständlich entsprechende 
Anwendung gleichgültig, ob diese Ansprüche im Reichsgebiete oder 
in den Schutzgebieten geltend gemacht werden, da es sich bei diesen 
Vorschriften nicht um den Unterschied zwischen Inland und Aus- 
land bezw. um das Geltungsgebiet des WO. handelt, sondern um 
die räumliche Entfernung zwischen dem Ausstellunesorte und dem 
Zahlungsorte bezw. dem Wohnungsorte des Regressnehmers. 


$ 24. Die Regelung der Rechtsverhältnisse an unbeweglichen 
Sachen und die Bestimmungen hierüber '). 


I. Für die wirthschaftliche Entwickelung emer jeden Kolonie 
ist von der grössten Bedeutung die Ordnung der Rechtsverhältnisse 
am Grund und Boden, zumal Misseriffe, die in dieser Be- 
ziehung bei Beginn der Besiedelung und Kolonisation gemacht wor- 
den sind, später sich sehr schwer verbessern lassen. 

In erster Linie kommt in Betracht die Regelung der Rechts- 
verhältnisse des herrenlosen Landes und im Zusammenhang 
damit die Bestimmung und Festsetzung der Rechte der Eingeborenen 
auf den in der betreffenden Kolonie vorhandenen Grundbesitz. Da- 
bei muss vor Allem festgestellt werden, was als herrenloses Land 
zu betrachten ist und wer berechtigt erscheint, darüber zu verfügen, 
bezw. von demselben Besitz zu ergreifen. Die Frage, ob und in- 
wieweit Eingeborenen Eigenthums- oder Besitzansprüche geltend 
machen können, ist aber deshalb oft schwer zu lösen, weil den 
wilden und halbwilden Stämmen vielfach der Beeriff des Privat- 
eigenthums am Grund und Boden und deshalb auch ein ausgebil- 
detes Eigenthums- und Besitzreeht fehlt, andererseits sie aber doch 


auch nicht als Herren und Eigenthümer des gesammten Gebiets 


') Vgl. die Abhandlung: „Landfragen in Ostafrika® im Kolonialen 
Jahrbuch Bd VI S. 122 ff. und Stengel, „Herrenloses Land in den dent- 
schen Schutzgebieten“,. Ebendaselbst Bd VII S. 11 f. 


— Die Schutzee- 
biete 8. 218 fi. 
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betrachtet werden können, das sie nomadenhaft durchstreifen oder 
als Jagderünde benützen. 

Um einerseits den Interessen und Bedürfnissen der Eingeborenen 
Reehnune zu tragen, andererseits aber möglichst viel Boden für die 
Kultur durch die Kolonisten zu gewinnen, wird hier von folgenden 
(sesichtspunkten auszugehen sein: 1. wo sich bei den eingeborenen 
Stämmen bereits ein fest und klar ausgebildetes Eisenthums- und 
Besitzrecht an unbewegliehen Sachen findet, sind die Ansprüche 
der Eingeborenen auf den Grund und Boden nach Massgabe ihrer 
Rechtsordnung anzuerkennen: 2, wo sieh der Begriff des Privat- 
eigenthums am Grund und Boden noch nicht entwickelt hat. sind 
Ansprüche der Eingeborenen wenigstens insoweit anzuerkennen, als 
der Grund und Boden von ihnen zu Niederlassungen verwendet 
bezw. in Kultur genommen ist: eventuell sind den eineeborenen 
Stämmen Landstrecken als Reservate zuzuweisen, die ausreichend 
sind, um ihnen den wirthschaftlichen Unterhalt zu sichern. 

In dieser Beziehung ist in dem amtlichen Jahresbericht über die Entwick- 
lung des Deutsch-ostafrikanıschen Schutzgebiets i. J. 1896 8. 88 £. (Beil. z. 
Kol.Bl. 1897)daraut hingewiesen, dass die zahlreichen Verträge, welche in Usam- 
bara durch Private oder Erwerbsgesellschaften mit den Häuptlingen abge- 
schlossen waren, von der Ansicht ausgingen, dass alles Land, das ein Häuptling 
als zu seiner politischen Binflusssphäre gehörend ansieht, zugleich in seinem 
Privateigenthum stehe, dass aber diese Anschauung sich bei näherer Prüfung 
meist als historisch unrichtig erwiesen habe, Allerdines könne das Privateigen- 
thum der Eingeborenen nicht auf das augenblicklich unter Kultur befindliche 
Stück Grund und Boden beschränkt werden, weil dieselben in Ausnützung des 
bisher schier schrankenlosen Areals einem an Raubbau grenzenden Systen 


des 
Wechselbaus huldieten, wohl aber könne der Urwald in seinem eanzen Um- 
fange vom Staate als herrenlos angesehen werden, da er völlie unbenutzt da- 
liege und Niemand an ihm Eigenthumsrechte ausübe. 

Es wurde daher der Urwald in seiner ganzen Ausdehnung sowie das nicht 
unter Kultur der Eingeborenen befindliche Land zum erossen Theile als privat- 
rechtlich herrenloses und nur öffentlich-rechtlich innerhalb der politischen Ein- 
fHusssphäre des jedesmaligen Häuptlings gelegenes Gebiet angesehen. das 
durch die Uebernahme der Hohheitsrechte durch das Reich der Verfügung 
des Kaiserl. Gouvernements unterworfen wurde. Die Annahme dieses Grund- 
satzes war von der weittragendsten kolonialpolitischen Bedeutung, da in Folge 


derselben die bei der geringen Bevölkerungsdiehtiskeit ausserordentlich aus« 


e- 
dehnten Komplexe unbewohnten Landes als im Kieenthum des Reiches stehend. 
als Kronland anerkannt wurden und das Gouvernement die Möglichkeit erhielt, 
die Landvertheilung unter Unterbindung der schädlichen Landspekulation und 
Parzellierung der Gebiete in für den Gross- und Kleinbetrieb angemessene Theile 
in wirthschaftlich richtige Bahnen zu lenken. 


Nachdem diese Rechtsanschauung in der Kais. V. v. 26/11 95 über die 
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Schaffung, Besitzergreifung und Veräusserung von Kronland Ausdruck gefunden 
hatte, erfolete die Regelung der Landesverhältnisse in Usambara in der Weise, 


lass alles Land, welches von den Eingeborenen bebaut war, sowie das Vier- 


fache dieses Gebiets den Einzgeborenen als Eigenthum vorbehalten blieb, alles 


übrire Land aber als herrenlos d. h. als der Regierung gehörig erklärt wurde, 


soweit nicht die deutsch-ostafrikanische Gesellschaft ein vertragsmässiges Ok- 
kupationsrecht besitzt. 

Ist der Umfang des herrenlosen Landes in jeder Kolonie we- 
nigstens grundsätzlich festgestellt, so handelt es sich ferner um die 
Beantwortung der weiteren Frage, wer über das Land zu verfügen, 
bezw. von demselben Besitz zu ergreifen berechtigt sein soll. 

Dabei kommt zu beachten, dass der Staat, der ein völkerrecht- 
lich herrenloses Gebiet okkupiert hat, hiedurch noch keineswegs 
Eicenthümer des in diesem Gebiete befindlichen herrenlosen Landes 
wird, da die privatrechtliche Okkupation und die völkerrechtliche 
Besitzerereifune in ihren Voraussetzungen und in ihrer Wirkung 
durchaus verschieden sind. Zweifellos ist aber andererseits, dass 
der Staat. der über ein bisher völkerrechtlich herrenloses Gebiet 
durch Besitzergreifung die Souveränität erworben hat, die Möglich- 
keit besitzt, gesetzgeberisch die Grundbesitzverhältnisse und damit 
auch die Rechtsverhältnisse am herrenlosen Lande nach seinem Er- 
messen zu rereln, sich daher auch selbst zum Eigenthümer erklären 
kann. Diese Regelung kann nämlich an und für sich in dreifacher Weise 
erfolgen: 1) der Staat kann das gesammte herrenlose Land zu 
Kronland erklären; 2) er kann das ausschliessliche Recht herren- 
loses Land zu okkupieren Kolonialgesellschaften übertragen; 3) er 
kann das herrenlose Land der freien Besitzergreifung eines ‚Jeden 
überlassen. 

Gegen die letzte Alternative sprechen so viele praktische 
(4ründe, dass wohl kein Staat ein vollkommen freies Okkupations- 
recht am herrenlosen: Lande zulassen wird. Es würde auf diese 
Weise der wüstesten Landspekulation Thür und Thor geöffnet, end- 
lose Grundbesitzstreitiekeiten würden hierdurch hervorgerufen wer- 
den und eine klare und sichere Ordnung der Grundbesitzverhält- 
nisse wäre kaum durchführbar. Es kann deshalb nur einer der 
beiden anderen Wege gewählt werden. Dabei muss, um allen 
Missbräuchen und bedenklichen Machenschaften entgegen zu treten, 
bestimmt werden, dass Verträge mit den Eingeborenen über Grund 
und Boden und den Erwerb von Rechten an unbeweglichen Sachen 


© sind, 
| 


nur unter gewissen Voraussetzungen gülti 


Was die Verleihung des Rechts der Besitzergreifung von her- 
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renlosem Lande an Kolonialgesellschaften anlangt, so lässt sich 
dieselbe vielfach nicht vermeiden und ist auch bis zu einem eewissen 
Grade für die wirthschaftliche Entwicklung der Kolonien nothwen- 
dig. Nur müssen sich diese Verleihungen in gewissen Grenzen 
halten; es dürfen nicht, wie es z. B. leider bei der soe, Damara- 
land-Konzession in Südwestafrika geschehen ist, grosse Komplexe 
geradezu verschenkt werden, denn wenn auch in der ersten Zeit 
nach Gründung einer Kolonie der Grund und Boden ziemlich werth- 
los ist, so gewinnt der Grundbesitz doch mit der wirthschaftlichen 
Entwicklung der Kolonie sehr rasch und sehr erheblich an Werth. 
Eine Kolonialverwaltung, die sofort über das herrenlose Land un- 
bedachtsam verfügt, beraubt sich dadurch der Möglichkeit, an der 
später eintretenden, in der Regel sehr erheblichen Werthsteigerung, 
Theil zu nehmen. 

Das Richtigste ist, dass das gesammte herrenlose Land zu 
Kronland, d. h. zu Staatseigenthum, bezw. zu Eigenthum der betr. 
Kolonie erklärt wird. Es erhält auf diese Weise die Kolonialver- 
waltung die Möglichkeit, die Grundbesitzverhältnisse nicht blos in 
einer den Bedürfnissen der betreffenden Kolonien zusagenden Weise, 
sondern auch so zu regeln, dass diese Regelung vom Standpunkte 
allgemeiner soecialpolitischer Interessen richtig erscheint. 

Es kommt dabei zu berücksichtisen, dass zwar bewegliche 
Sachen im Allgemeinen beliebig vermehrbar sind, dass dies aber 
bei Grundstücken nicht der Fall ist. Die Grundeigenthümer haben 
daher eine Art von Monopol, das sich namentlich in der fortwäh- 
renden Steigerung des Werthes des Grundbesitzes in allen eivih- 
sierten Staaten und insbesondere in den Städten zeist. Allerdings 
wird j® die Werthsteigerung theilweise durch die eigene Thätigkeit 
des Grundeigenthümers Urbarmachung, Errichtung von Gebäuden 
u. s. w. — bewirkt. In der Hauptsache wird sie aber einerseits 
durch die Bevölkerungszunahme und andererseits dadurch herbei- 
geführt, dass die Gesammtheit (Staat oder Gemeinde) durch An- 
legung von Wegen, Herstellung von Wasserleitungen u. s. w., ins- 
besondere in bevölkerten Ortschaften, die einzelnen Grundstücke 
brauchbarer macht und daher in ihrem Werthe ungemein erhöht. 
Von diesem Gesichtspunkte aus ist schon wiederholt das Privat- 
eigenthum am Grund und Boden als dem Wesen des Grundbesitzes 
widersprechend bekämpft und die Verstaatlichung des Grundbesitzes 
verlangt worden. Ob und inwieweit dieses Verlangen berechtigt 


ist, kann hier auf sich beruhen. Jedenfalls dürfte aber so viel 
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zweifellos sein, dass bei Regelung der Rechtsverhältnisse am Grund- 
besitze in den Kolonien die Interessen der (Gesammtheit thunlichst 
eewahrt und Privatrechte an demselben nur soweit eingeräumt 
werden, als dies zur Ermöglichung der auch im den Kolonien nicht 
durch die Gemeinwirthschaft zu ersetzenden Privatwirthschaft ge- 
boten ist. 

Zu diesem Behufe erscheint es nothwendig, gewisse Bestand- 
theile des in den Kolonien vorhandenen Grundbesitzes wie grössere 
Waldunsen, Bergwerke, schiffbare Flüsse, zu öffentlichem 
Eigenthum, und daher privates Eigenthum an denselben grundsätz- 
lich für ausgeschlossen zu erklären, während die Verleihung pri- 
vater Nutzungsrechte in grösserem oder geringerem Umfange und 
auf längere und kürzere Zeit zulässig bleibt. Ebenso ist es ange- 
zeigt, denjenigen Theil des „Kronlandes“, der von Anfang an dazu 
bestimmt ist, zur privaten Nutzung und Bewirthschaftung überlassen 
zu werden, wenn irgend möglich nicht zu vollem Eigenthum, son- 
dern lediglich zur Erbpacht zu überlassen, oder wenigstens Bestim- 
mungen zu treften, dass die Werthsteigerung die in sich rasch ent- 
wickelnden Kolonien oft ungemein gross ist, nicht dem Eigenthümer 
allein zugeht, sondern dass wenigstens ein Theil der Kasse der 
Kolonie zu Gute kommt, wie dies in Kiautschou geschehen ist. 

III. In $ 2SchGG. v. 17/4 86 hiess es, dass sich das bürger- 
liche Recht für die Schutzgebiete nach den Vorschriften des KGG. 
v. 10/7 79 bestimmt. Nach $ 3 dieses Gesetzes hatten aber in den 
Konsulargerichtsbezirken und sonach auch in den Schutzgebieten 
die Reichsgesetze, das preuss. Allgemeine Landrecht und die das 
bürgerliche Recht betreffenden allgemeinen Gesetze derjenigen preus- 
sischen Landestheile, in welchen das Alleemeine Landrecht Ge- 
setzeskraft hatte, Anwendung zu finden. Zu diesen preussischen 
Gesetzen gehörten auch die sämmtlichen Gesetze über die Rechts- 
verhältnisse an unbeweglichen Sachen, wie das Gesetz vom 5/5 72, 
die Grundbuchordnung vom gleichen Tage, das Berggesetz vom 
24/6 65, die verschiedenen Wassergesetze u. s. w. Es stellte sich 
aber sehr bald heraus, dass es ganz unmöglich war, diese Gesetze in 
den Schutzgebieten zur Anwendung zu bringen. In Folge dessen 
erging am 7/8 87 eine Novelle zum SchGG., welche den Kaiser 
ermächtigte, durch Verordnung die Rechtsverhältnisse an unbeweg- 
lichen Sachen in einer von den nach $ 2 des Gesetzes v. 17/4 86 
masszebenden Vorschriften abweichenden Weise vorzunehmen. Diese 


Novelle fand in etwas abgeänderter Fassung Aufnahme in das G. 
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v. 15/3 88 als 2.2 des S3 a. SchG@., welche dahin lautete, dass 
durch Kaiserl. Verordnung eine von den nach $ 2 dieses Gesetzes 
massgebenden Vorschriften abweichende Regelung der Rechtsver- 
hältnisse an unbeweglichen Sachen einschliesslich des 
Bergwerkeigenthums erfolgen kann. Auf Grund dieser 
Ermächtigung ist die Regelung der Rechtsverhältnisse an unbeweg- 
lichen Sachen in allen Schutzgebieten durch Kaiserl. Verordnung 
ertolst. 

l. Für das Gebiet dr Neu-Guinea-Kompagnie hat 
die V. v. 20/7 87 betr. den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belastung im Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie zwar in 
S 1 bestimmt, dass der Eigenthumserwerb und die dingliche Be- 
lastung der Grundstücke nach den Vorschriften des preuss. Rechts 
sich regle, insbesondere des G. vom 5/5 72 über den Eigenthums- 
erwerb der Grundstücke, Bergwerke und selbstständigen Gerechtig- 
keiten. Die 8S 2 fi, der Verordnung enthalten jedoch eine Reihe 
von Abweichungen von den soeben angeführten gesetzlichen Vor- 
schriften. Insbesondere können die Auflassungserklärungen des 
eingetragenen Bigenthümers und des neuen Erwerbers ($ 2 G. vom 
5/5 72) auch schriftlich erfolgen; eine gleichzeitige Abgabe beider 
Erklärungen ist nicht erforderlich. Die auf die Grundschuld und 
das Bergwerkseigenthum bezüglichen Vorschriften über den Eigen- 
thumserwerb, sowie die Grundbuchordnune vom 5/5 72 bleiben 
ausser Anwendung. Die an Stelle der letzteren zur Ausführung 
der V. v. 20/7 87 erforderlichen Vorschriften wurden vom Reichs- 
kanzler nach Anhörung der Direktion der Neu-Guinea-Kompagnie 
erlassen. 

Vorstehende Bestimmungen finden auf den Erwerb von herren- 
losem Lande, sowie auf Grundstücke der Einseborenen keine An- 
wendung; jedoch bleiben nach $ 4 Grundstücke, die in das Grund- 
buch eingetragen sind, den Vorschriften der $$ 1 bis 3 der Ver- 
ordnung unterworfen, auch wenn sie in das Eigenthum eines Ein- 
geborenen übergehen. 

In S 13 der V. wurde der Erlass von Vorschriften, durch 
welche zum Schutze der Eingeborenen oder sonst im öffentlichen 
Interesse Eigenthumsbeschränkungen eingeführt werden, ausdrücklich 
vorbehalten. 

Auf Grund des $,3 der V. v. 20/7 87 erliess der Reichskanzler 
am 30/7 87 eine Grundbuchordnung (RGBl. S. 379, RıkBow I, 
S. 475; Nachrichten u. s. w. Ill, S. 104 ff.), nach welcher ($ 1) 
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für jeden Verwaltungsbezirk oder für Theile desselben ein Grund- 
buch angelegt wurde, in das die durch Nichteingeborene erworbenen 
Grundstücke einzutragen sind. Die nähere Bestimmung der Grund- 
buchbezirke, sowie die Bestimmung des Zeitpunktes, au welchem 
das Grundbuch anzulegen ist, wurde dem Landeshauptmann über- 
lassen. Die Bearbeitung der Grundbuchsachen gehört nach 5 9 
der V. zur Zuständiekeit der zur Ausübnng der Gerichtsbarkeit 
ermächtigten Beamten (Grundbuchrichter). 

Behufs Einrichtung der Grundbuchbezirke und Bestimmung 
des Zeitpunkts für Anlegung des Grundbuchs und für die Anträge 
auf Eintragung von Grundeigenthum ergingen die VV. des Landes- 
hauptmanns v. 6/12 97 und 16/10 88 (RıeBow I S. 491 £.). 

Was das zum Neu-Guinea-Schutzgebiet gehörige Inselgebiet 
der Karolinen, Palau und Marianen anlangt, so hat 
die Allerh. O. v. 18/7 99 (Kol.Bl. S. 507, RiEBOwW IV S. 80 £.) 
bestimmt, dass das KGG. v. 10/7 79 im Gemässheit des $ 2a. 
SchG@G. in diesem Inselgebiete v. 1/1 1901 ab zur Anwendung zu 
kommen habe. Für die Zwischenzeit hat die V. des Reichskanzlers 
v. 20/1 1900 (Kol.Bl. S. 94) verboten, von den Eingeborenen Grund- 
eirenthum auf irgend eine Art, sei es durch Kauf, Tausch, Schen- 
kung oder sonst ein Rechtsgeschäft, zu erwerben. 

9, Die für das Schutzgebiet der Marschall-In- 
seln erlassene Kaiserl. Verordnung vom 22/6 89 (RGBl. 8. 145, 
RıeBow I 8. 583) hat den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belastune von Grundstücken durchaus übereinstimmend mit der für 
das Schutzgebiet der Neu-&umea-Kompagnie erlassenen v. 20/7 87 
eeregelt. Es sind also auch hier grundsätzlich die Vorschriften 
des preuss. Rechts mit verschiedenen Abänderungen für anwendbar 
erklärt worden. Der Erlass der an Stelle der Grundbuchsordnung 
vom 5. Mai 1872 tretenden Vorschriften ist dem Reichskanzler 
übertragen. Keine Anwendung finden die Vorschriften des preus- 
sischen Rechts bezw. der 88 1—3 der V. auf den Erwerb von 
herrenlosem Lande, sowie auf die Grundstücke der Eingeborenen, 
vielmehr snd m $ 5 der V. für die Besitzergreifung von herren- 
losem Lande, oder die aus Verträgen mit Eingeborenen wegen Er- 
werbung oder dinglicher Belastung von Grundstücken abzuleitenden 
Rechte die in den Verordnungen des Kaiserl. Kommissars vom 
8. Januar 1887 und 28. Juni 1888 enthaltenen oder später von 
dem Reichskanzler oder mit Genehmigung desselben vom Kaiser]. 


Kommissar zu erlassenden Bestimmungen für massgebend erklärt 
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worden. Durch die V. vom 8. ‚Januar 1887 ist nämlich bis auf 
Weiteres verboten worden, von den Eingeborenen des Schutzgebiets 
Grundeigenthum .auf irgend eine Art, sei es durch Kauf, Tausch, 
Schenkung oder sonst ein Rechtsgeschäft zu erwerben, wie dies 
bereits durch die Proklamation des Kommandanten S. M. Kriegs- 
schiff „Nautilus“ bei Gelegenheit der Hissung der deutschen Flagge 
im Oktober 1885 angeordnet worden war. Zugleich wurden sämmt- 
liche fremde Grundeigenthümer aufgefordert, ihre Ansprüche bei 
dem Kaiserl. Kommissar bis zum 1. Juli 1888 behufs Prüfung an- 
zumelden, die. bezüglichen Kaufbriefe oder sonstisen Dokumente 
einzureichen bezw. die Beweismittel anzugeben, durch welche sie 
den Nachweis ihres Eigenthums zu führen beabsichtigen. In Er- 
weiterung dieser Verordnung erging am 28. Juni 1888 eine fernere 
Verordnung, welche bei Meidung von Haftstrafe oder von Geldstrafe 
bis zu 5000 Mk. verbot, mit Eingeborenen Verträge abzuschliessen, 
welche den Erwerb von Eigenthum oder‘ dinglichen Rechten an 
(srundstücken oder die Benützung der letzteren zum Gegenstande 
haben. 

Die Eintragung bisher erworbener Rechte, welche auf Erwerbs- 
titel der im $ 5 bezeichneten Art gegründet wurden, fand nach 
S 6, soweit die betreffenden Ansprüche nach der Verordnung vom 
8. Januar 1887 beim Kaiserl. Kommissar anzumelden waren, nur 
statt, wenn den Vorschriften dieser Verordnung genüet war, bezw. 
soweit die Pleasant-Insel in Betracht kam, musste der Antrag auf 


Eintragung der vor dem 16. April 1888 dem Tage der Erklä- 
rung der deutschen Schutzherrschaft über die Insel erworbener 


Rechte, spätestens bis zum 1. März 1890 gestellt sein. Die Ein- 
tragung der hierauf angemeldeten und vom Kaiserl. Kommissar 
festgestellten Ansprüche erfolgte von Amtswegen durch die Grund- 
buchbehörde auf Grund einer Prüfung der Rechtsgültigkeit der 
Erwerbstitel des Antragstellers und seiner etwaigen Rechtsvorgänger. 
Zur Ergänzung des Beweises könnte die Grundbuchsbehörde ent- 
sprechende Ermittelungen vornehmen, sowie eine öffentliche Auf- 
forderung zur Anmeldung entgegenstehender Ansprüche erlassen 
(8 MD). 


1) Ebenso wie in der für das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie er- 
lassenen V. vom 20. Juli 1887 ist auch in $.8 der V. vom 22. Juni 1889 vor- 
geschrieben, dass die Bestimmungen der Nr IV der Erklärung, betr. die gegen- 
seitige Handels- und Verkehrsfreiheit in den deutschen und englischen Schutz- 


gebieten im westlichen Stillen Ozean vom 10. April 1886 durch die $$ S ff. der 
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Zur Ausführung der Verordnung vom 22, Juni 1889 ist eme 
Verfügung des Reichskanzlers vom 27. Juni 1889 (RıEBow I 8. 586) 
ergangen; dieselbe schrieb in $ 1 die Anlegung eines Grundbuchs 
für das Schutzgebiet der Marschall-Inseln oder für Theile desselben 
vor, in welches die durch Nichteingeborene erworbenen Grundstücke 
einzutragen sind. Die nähere Bestimmung der Grundbuehbezirke, 
sowie die Bestimmung des Zeitpunktes, an welchem das Grund- 
buch anzulegen war, wurde dem Kaiserl. Kommissar überlassen. 
Die Bearbeitung der Grundbuchsachen wurde dem mit der Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten (Grundbuchrichter) 
übertragen (S$ 9). Vorschriften, durch welche zum Schutze der 
Eingeborenen oder sonst im öÖftentlichen Interesse Eigenthumsbe- 
schränkungen eimgeführt werden, wurden ausdrücklich vorbehalten 
(S 13). 

3. Für Kamerun und Toeo ist in der Kaiserl. Verordnung 
vom 2/7 88 betr. die Rechtsverhältnisse in diesen Schutzgebieten 
(R (+ Bl. 8. 211, RIEBOW I 8. 181) S 17 ebenfalls vorgeschrieben, 
dass das preussische Recht, insbesondere das G. über den Eigen- 
thumserwerb u. s. w. vom 5/5 72 zur Anwendune zu kommen hat 
mit verschiedenen in den SS 18 und 19 enthaltenen, den für das 
(sebiet der Neu-Guinea-Kompagnie und das Schutzgebiet der Mar- 
schall-Inseln getroffenen Bestimmungen nachgebildeten Abweichun- 
sen. Auf die Grundstücke der Emeeborenen finden diese Vorschriften 
keme Anwendung. 


ben} 
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Auf Grund des $ 19 der Verordnung v. 2/7 88 erging dann 
am 7/7 88 eine Verfüsung des Reichskanzlers (RIEBOW I 8. 199), 
welche für jedes der beiden Schutzgebiete die Anleeung eines 
(srundbuchs zur Eintragung der durch Nichteingeborene erworbenen 
Grundstücke anordnete ($ 1) und die Bearbeitung der Grundbuch- 
sachen dem mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit erster Instanz 
betrauten Beamten (Grundbuchrichter) übertrug (8 9). 

4. Was das südwestafrikanische Schutzgebiet 
anlangt, so bestimmte zunächst & 16 der Verordnung v. 10/8 90 
betr. die Rechtsverhältnisse im südwestafrikanischen Schutzgebiet 
(RGBl. S. 171, Kol.Bl. 1890 S. 191, RıeBow I S. 283 f.), dass 


die bezüglich der Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen mass- 


V. nicht berührt werden. Die Eintragung der Ansprüche britischer Staatsan- 
gehöriger im Grundbuch erfolgt, sobald sie durch die Entscheidung der in 
N. IV der Erklärung vorgesehenen gemischten Kommission festgestellt ist, durch 
die Grundbuchbehörde, 
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gebenden Vorschriften des preuss. Rechts keine Anwendung finden, 
die Regelung dieser Verhältnisse vielmehr vorbehalten bleibt. 

Diese Regelung erfolete durch Kaiserl. Verord. vom 5/10 98 
(RGBl. S. 1063, Kol.Bl. S. 677 ft., Rresow III S. 129 f.) dahin, 
dass grundsätzlich für die Rechtsverhältnisse an Grundstücken. so- 
weit nicht die Verordnung selbst abweichende Vorschriften enthält, 
die im Geltungsbereiche des Preuss. Allgem. Landrechts geltenden 
Bestimmungen, insbesondere das G. über den Eieenthumserwerb 
und die dingliche Belastung von Grundstücken, Bergwerken u. s, w. 
v. 5/5 72 Anwendung finden, in Ansehung von Grundstücken, für 
welche ein Grundbuchblatt (8$ 50 fi.) noch nicht angelegt ist, je- 
doch nur dann, wenn das Grundstück im Eigenthum eines Nicht- 
eingeborenen steht. Inwieweit Eingeborene zur Eintragung ihres 
Eigenthums im Grundbuche berechtigt sind, oder hiezu angehalten 
werden können (SS 50 fi.), bestimmt in jedem einzelnen Falle der 
(ouverneur. Jedoch bleiben Grundstücke, welche in das Grund- 
buch eingetragen sind, den Bestimmungen dieser Verordnung unter- 
worfen, auch wenn sie in das Eigenthum eines Eingeborenen über- 
gehen (SS 1 u. 2). 

Keine Anwendung finden die auf die Grundschuld und auf 
das Bergwerkseigenthum bezüglichen Vorschriften des G. v. 5/5 72 
das Berggesetz v. 24/6 65 und die Grundbuchordnunge v. 5/5 72 
(S 3). 

In $ 4 wurde der Gouverneur ermächtigt, wenn und soweit 
es ım öffentlichen Interesse nothwendig ist, den Erwerb von Grund- 
stücken oder von dinglichen Rechten an solchen an besondere Be- 
dingungen oder an eine obrigkeitliche Genehmigung zu knüpfen, 
und die Voraussetzungen für den Bigenthumserwerb durch Besitz- 
ergreifung von herrenlosem Lande zu bestimmen. Die bisherisen Be- 
stimmungen, wonach der Abschluss von Verträgen mit den Einge- 
borenen über den Erwerb von Grundeigenthum oder von Pacht- 
rechten an Grundstücken ohne Genehmigung des Gouverneurs nicht 
rechtsbeständig und unter Strafe gestellt war, blieben in Kraft. 

Im Uebrigen enthält die Verordnung Vorschriften über die Ein- 
richtung der Grundbücher, die Zuständiekeit der Grundbuchbehörde 
und das Verfahren u. s. w., und ermächtigte in $S 58 den Gouverneur 
zum Erlasse von Ausführungsbestimmungen, die am 1/1 99 (Kol.Bl. 
S. 267, RIEBOW IV S. 25) ergingen. Im Zusammenhang mit dieser 
Regelung der Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen steht die 
Kais. V. v. 2/4 96 betr. das Aufgebot von Landansprüchen (RGBl. 


v, Stengel, Rechtsverhältnisse, 13 
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S, 143, Kol.Bl. S. 187, RıEBow I S. 686 ff.) nach welcher zur 
Feststellung der Ansprüche aus Verträgen über den Erwerb von 
Grundeigenthum, welche vor dem Erlasse der Verfügung des Kaiser]. 
Kommissars v. 1/10 88, sowie aus Pachtverträgen, welche vor dem 
Erlasse der Verfücrung des stellvertretenden Kommissars v. 1/5 92 
rechtsgültig abgeschlossen worden sind, ein öffentliches Aufgebot 
nach Massgabe der Vorschriften der Verordnung stattfindet. (Vel. 
auch die Bek. v. 2/2 94 Kol.Bl. S. 183.) 

5. Bezüglich des ostafrikanischen Schutzeebiets 
bestimmt zunächst $ 17 der Kaiserl. V. v. 1/1 91 betr. die Rechts- 
verhältnisse in Ostafrika (RGBl. S. 1, RIEBOW I S. 364), dass die 
nach 8 2 a.SchG@G. für die Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen 
einschliesslich des Bergwerkseisentums massgebenden Vorschriften 
(des preuss. Rechts) keine Anwendung finden und dass der Reichs- 
kanzler und mit dessen Genehmigung der Gouverneur bis auf Weiteres 
befugt sind, die erforderlichen Bestimmungen zu treffen und insbe- 
sondere die Voraussetzungen für den Erwerb und die dineliche Be- 
lastung von Grundstücken durch Verträge mit den Eingeborenen 
festzustellen ?). 

Am 24. Juli 1894 erging sodann eine Kaiserl. V. betr. die 
Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen in Deutsch-Ostafrika 
(Kol.Bl. SD. 889). Nach derselben (S L) regeln sich die Rechtsver- 
hältnisse an Grundstücken soweit sich nicht aus der Verordnung 


selbst ein Anderes ergiebt, nach den im Geltungsbereich des preuss. 


Allgemeinen Landrechts geltenden Bestimmungen insbesondere nach 
dem G. vom 5. Mai 1872 über den Eigenthumserwerb. In Ansehung 
von Grundstücken, für welche ein Grundbuchblatt noch nicht ange- 
legt ist, finden jedoch diese Bestimmungen nur Anwendung, wenn 


das Grundstück im Eigentum eines Europäers steht oder innerhalb 


!) Auf Grund dieser Ermächtigung erliess der Gouverneur am 1/9 91 eine 
durch eine spätere V..v. 27/2 94 abgeänderte V. (Kol.Bl. 1891 S. 500, Kol.Dl. 
1894 S. 250, Rıepow I S. 379 und II S. 79), welche der Regierung allein das 
Recht beilegte, innerhalb der deutschen Interessensphäre, wie sie durch das 
deutsch-englische Abkommen v. 1/7 90 festgesetzt ist, mit Ausschluss des früher 
zum Sultanat Sansibar gehöriren Küstenstreifens und der Landschaften Usa- 


arı, Uguru, Usagua und Ukami, sowie der Insel Mafia, herrenloses Land in 


zu nehmen, und ausserdem vorschrieb, dass innerhalb des durch das 


deutsch-englische Abkommen begrenzten Gebiets alle Verträge, durch welche 


Grundstücke in das Eigenthum oder auf eine mehr als 15jähriee Dauer in den 
Besitz eines Anderen überzeehen | der Genehmigung des (rouvrerneurs unter- 


liegen. 
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eines Stadtgebiets belegen ist. Den Umfang der Stadtgebiete be- 
stimmt der Gouverneur (S 2). Keine Anwendung finden die auf 
die Grundschuld und auf das Bergwerkseigenthum bezüglichen Vor- 
schriften des G. über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872, das 
Berggesetz vom 24. Juni 1865, die Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 und das G. betr. die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen vom 13. Juli 1893 ($ 3). In $ 4 ist ferner dem Gou- 
verneur das Recht beigelegt, wenn und insoweit es im öffentlichen 
Interesse notwendig ist, den Erwerb von Grundstücken oder von ding- 
lichen Rechten an solchen an besondere Bedingunsen oder an eine 
obrigkeitliche Genehmigung zu knüpfen, sowie die Voraussetzungen 
für den Erwerb durch Besitzergreifunge von herrenlosem Lande zu 
bestimmen, Die vom Gouverneur getroffenen Anordnungen kann 
der Reichskanzler wieder aufheben. Die bezüglich des Erwerbs von 
(Grundstücken und von herrenlosem Lande in Geltung befindlichen 
Vorschriften bleiben in Kraft, bis sie nach Massgabe der vorstehen- 
den Bestimmungen aufgehoben werden. 

Unter den auf die Rechtsverhältnisse an unbeweselichen Sachen 
bezüglichen Vorschriften ist auch noch die auf Grund des 8 17 der 
Einführ.-V. vom 17. Januar 1891 erlassene Verordnung des kaiserl. 
(ouyerneurs über die Enteignung von Grundeigentum in Deutsch- 
Ostafrika vom 15. Januar 1894 (Kol.Bl. S. 270 ff.) zu erwähnen. 
Nach dieser auch auf Unternehmungen der Regierung Anwendung 
findenden Verordnung können das Grundeigenthum und alle son- 
stigen Rechte an unbeweglichen Sachen einschliesslich des Bergwerks- 
eisenthums, sowie des Rechts der Besitzergreifung von herrenlosem 
Lande aus Gründen des öffentlichen Wohls für Unternehmungen, 
deren Ausführung die Ausübung des Enteignungsrechts erfordert, 
gegen in Geld oder in Ueberlassung von Grund und Boden zu ge- 
währende Entschädigung des vollen Werthes des zu enteignenden 
Rechtes entzogen oder beschränkt werden. Die Enteienung erfolet 
auf Grund einer Verfügung des Gouverneurs (8SS 1—4). Der Gou- 
verneur hat auch auf Grund der vom Bezirksamte gepflogenen Ver- 
handlungen über die von der Enteignung betroffenen Grundstücke 
und Rechte, sowie die Art und den Umfang der aufzulegenden Be- 
schränkungen und die Frist, binnen welcher das Enteignungsrecht 
seltend zu machen ist, Beschluss zu fassen ($S 5—11). 

Die Feststellung der Entschädieung erfolet durch den Bezirks- 
amtmann, gesen dessen Beschluss innerhalb einer Frist von einem 


Monate der Rechtsweg zulässige ıst (SS 12—18). 
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Die Enteignung wird nach endeültiger Feststellung der Ent- 
schädieung und Leistung, bezw. Sicherstellung derselben vom Be- 
zirksamtmann ausgesprochen (88 19, 20). 

Mit Zustellung des Enteignungsbeschlusses des Bezirksamt- 


mannes an den Entschädigungsberechtieten und den Unternehmer geht 


das zu enteignende Recht auf den Unternehmer über ($ 23). 

6. Was die Grundbesitzverhältnisse im Kiautschou-Gebiet 
anlangt!), so bestand, wie ın ganz China vor der deutschen Erwer- 
bung in Kiautschou theoretisch ein Öbereigenthum des Kaisers, ın 
der Praxis wurde jedoch bei bebautem Boden ein thatsächlich als 
Eisenthum sich darstellendes volles Verfügungsrecht des Besitzers 
anerkannt, sobald derselbe Grundsteuer entrichtete, Da mit Sicher- 


heit zu erwarten war, dass in Folge der deutschen Besitzerereifung 


und der von der deutschen Verwaltung zu treffenden wirthschaftlichen 
Massnahmen der Grund und Boden eine sehr erhebliche Steigerung 
erfahren werde, so wurden sofort Massregeln ergriffen, um zu ver- 
hüten, dass einerseits die Chinesen die Preise ihrer, Grundstücke ins 
Ungemessene hinauftreiben und andererseits fremde Spekulanten 
grosse und gutgelegene Terrains aufkaufen und dann die Preise der 
(arundstücke nach ihrem Ermessen bestimmen. 

Zunächst wurde am Tage der deutschen Besitzergreifung durch 
eine Proklamation des Chefs des Kreuzergeschwaders bis auf Wei- 
teres die Veräusserung von Grund und Boden überhaupt verboten, 
sodann wurde mit den Chinesen eine Vereinbarung getroffen inhalt- 
lich deren die Einwohner der einzelnen Dörfer geren Zahlung des 
doppelten Betrags der chinesischen Jahresgrundsteuern sich ver- 
pflichteten, an Niemand Anderen als die deutsche Regierung zu ver- 
kaufen. Soweit das Land seitens der Regierung wirklich gekauft 
wurde, sollte der ortsübliche, d.h. der vor der Besitzergreifung 
bestandene Preis dafür bezahlt werden. Bis zum Ankauf des Landes 
sollten die bisherigen Eigenthümer ruhig darauf sitzen und dasselbe 
bestellen dürfen. 

Von den in dieser Weise erworbenen Grundstücken behielt die 
Regierung nur diejenigen Grundstücke als Eigenthum, welche zur 
Anlage von Strassen, Plätzen, Hafenanlagen, öffentlichen Gebäuden 
und Befestigungsanlagen erforderlich sind. 

Am 2. September 1898 erliess hierauf der Gouverneur eine den 

‘) Denkschrift betr. die Entwickelung von Kiautschou, 
Oktober 1898 8. 5 fi. 


1899. 


abgeschlossen im 
und Denkschrift für die Zeit vom Oktober 1898 bis Ok- 


tober 
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Landeserwerb regelnde Verordnung, welche für die Landvergebungen 
folgende Grundsätze aufstellte: 

Der (xouverneur schreibt von Zeit zu Zeit auf Grund des that- 
sächlichen Bedürfnisses öffentliche Landverkäufe aus und setzt das 
Mindestgebot fest. Dem Meistbietenden wird das Land zugeschlagen. 
Der Benutzunsszweck ıst dem Gouvernement vorher mitzutheilen. 
das sich eine gewisse Freiheit bei der Zuweisung der Grundstücke 
vorbehält. Von allen späteren Weiterverkäufen des so erstandenen 
Landes ist dem Gouvernement bevor der Verkauf abgeschlossen 
wird, Mittheilung zu machen. Der Verkäufer hat den Kaufpreis, 
der ihm geboten und zu dem er das Grundstück loszuschlagen ge- 
willt ist, mit Abzug des Werthes etwaiger auf demselben errichteter 
(Gebäude der Regierung anzugeben. Das Gouvernement hat das 
Vorkaufsrecht, zu dem ihm angegebenen Preise. Macht das- 
selbe davon keinen Gebrauch, so erhebt es neben einer Umschreib- 
gebühr von 2°/, des Werthes eine Abgabe in Höhe von 33/300 
der Preiserhöhung, wobei aber alle Beträge, die als Baaraus- 
lagen gegen die Preissteigerung geltend gemacht und als solche an- 
erkannt werden abzugsfähig sind. Der Gouverneur behält sich einen 
Einfluss: auf die Bauverpflichtung gemäss dem ursprünglich einge- 
reichten und genehmigten Plan vor. Nach 25 Jahren können solche 
(Grundstücke die ihren Eigenthümer durch freiwilligen Verkauf nicht 
gewechselt haben, mit einer einmaligen Auflage ebenfalls bis zu 
331/,%/, der eingetretenen Werthsteigerung belegt werden. 

Die Rechtfertigung dieser Massregeln liegt darin, dass die bei 
den ersten Verkäufen gebotenen Preise keine Normalpreise sind, 
wie sie dem wirklichen Werthe des Grund und Bodens später ent- 
sprechen werden, und dass die Werthsteigerung durch Verhältnisse 
entstanden ist, die der Besitzer nicht herbeigeführt hat, die vielmehr 
allen dem durch die Thätiekeit des Gouvernements, bew. der Ge- 
sammtheit der Gemeinde veranlassten Emporblühen des Platzes zu- 
zuschreiben sind. Auf diese Weise werden ungesunde Landspeku- 
lationen hintangehalten; dasselbe bezweckt die Einführung emer 
(rundsteuer von 6°/, des Schätzungsswerths des Grundstücks als 
welcher zunächst der vom Käufer an das Gouvernement bezahlte 
Kaufpreis angenommen wurde, da hiedurch bewirkt wird, dass kein 
Kaufmann anders als im Falle wirklichen Bedürfnisses sein Kapital 
in Grundstücken anlegen wird, da er es sofort zu 6°/, verzinsen 
muss. 

Das neue Schutzgebietsgesetz v. 25/7 1900 enthält eine dem $ 3 
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Z. 2 a. SchG@. entsprechende Vorschrift bezi 


hältnisse an unbeweglichen Sachen nicht. Eine solche Bestimmung 


lich der Rechtsver- 


war deshalb nicht erforderlich, weil nach $ 21 KGG. vom 7/4 00 


durch Kais. V. die Rechte an Grundstücken, das Bergwerkseigen- 


thum, sowie die sonstigen Berechtigungen, für welche die sich auf 


(Grundstücke beziehenden Vorschriften gelten, abweichend von den 
nach $ 19 massgebenden Vorschriften des Reichsrechts, bezw. preuss. 
Rechts geregelt werden können, der S 21 a. a. OÖ. aber nach S 3 
n. Sch@G. auch in den Schutzgebieten zur Anwendung zu kom- 
men hat. 

Dass in Folge dessen die bisher auf die Regelung der Rechts- 
verhältnisse an unbeweglichen Sachen bezüglichen Vorschriften bis 
auf Weiteres ihre Geltung behalten, bedarf keiner Hervorhebung. 

Ill. Im Interesse einer zweckmässigen Regelung Grundbesitzver- 
hältnisse wurde, wie bereits erwähnt, bei der Besitzergreifung einzelner 
Schutzgebiete verboten, Rechte an Grundstücken von den Einge- 
borenen zu erwerben). Im Uebrieen ist die Regelung der Rechts- 
verhältnisse an herrenlosem Lande in den einzelnen Schutz- 
gebieten in verschiedener Weise erfolet: 

1. Für das Gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie 
wurde in dem kaiserl. Schutzbriefe v. 17/5 85 der Kompagnie das 
„ausschliessliche Recht“ verliehen, in dem Schutzgebiete herrenloses 
Land in Besitz zu nehmen und darüber zu verfügen, und Verträge 
mit den Eingeborenen über Land- und Grundberechtigungen abzu- 
schliessen. 

Die Kaiserl. V. v. 20/7 87 betr. den Grunderwerb und die ding- 
liche Belastung der Grundstücke im Schutzgebiete der Neu-Guinea- 
Kompamie (RGBl. 8. 279, RıeBow S. 469, Nachrichten u. s. w. IH 
S. 100 #f.), auf welche bereits eingegansen worden ist, hat sodann in 


S 5 bestimmt, dass die Grundsätze, nach welchen bei dem der Kom- 


!), Was im Besonderen das Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompaenie an- 


langt, so hatte auf Befehl des Reichskanzlers der Kaiserl. Kommissar am 
22. Mai 1885 eine Verordnung veröffentlicht. dass im deutschen Schutzeebiet 
neue Landerwerbungen ohne Genehmigung der deutschen Behörde ungiltie 
sind und nur ältere wohlerworbene Rechte geschützt werden. In Verfolg dieser 
Verordnung erliess der Kaiserl. Kommissar am 16. Februar 1886 eine weitere 
Verordnung, durch welche alle diejenigen, welche vor dem 22. Mai 1885 Eigen- 
thumsrechte an Ländereien im Bismarck-Archipel erworben hatten, aufgetor- 
dert wurden, ihre Besitztitel zum Zwecke der Prüfung und eventuellen Re- 
gistrirung bis zum 1. Mai 1886 bei ihm vorzulegen (Nachrichten u. s. w. 1886, 


2. Heft S. 58) hatten. 
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pagnie ausschliesslich vorbehaltenen Erwerb von Grundstücken durch 
Verträge mit Eingeborenen oder durch Besitzergreifung von herren- 
losem Lande zu versehen ist, durch die Neu-Guinea-Kompagnie mit 
(enehmigung des Reichskanzlers festzustellen sind. Die Eintragung 
der auf diese Weise von der Kompagnie erworbenen Grundstücke 
in das Grundbuch erfolgt auf Grund einer über den Erwerb er- 
theilten Bescheinigung des Landeshauptmanns oder eines von dem- 
selben hiezu ermächtieten Beamten. Andere Personen, d.h. solche, 
welche ihre Rechte nicht von der Neu-Guinea-Kompagnie erwor- 
ben haben, konnten nach den SS 6—9 aus der Besitzergreifung 
herrenlosen Landes oder aus Verträgen mit Eingeborenen wegen 
Erwerbung oder dinglicher Belastung von Grundstücken Rechte nur 
ableiten, wenn der Erwerb vor dem 21/5 85 bezw. für die Salomons- 
Inseln vor dem 28/10 86 stattgefunden hatte. 

Die erwähnte Festsetzung erfolgte durch die mit Genehmigung 
des Reichskanzlers von der Direction der Neu-Guinea-Kompagnie 
erlassene Anweisung vom 10/8 87 (Nachrichten u. s. w. 1887 S. 123). 
Nach derselben hat der Besitzergreifung von herrenlosem Land eine 
Untersuchung vorauszugehen, ob das Land, von welchem Besitz er- 
griffen wird, von Eingebornen angebaut oder sonst benützt oder mit 
üblichen Bezeichnungen als einem Einzelnen oder einer Gemein- 
schaft gehörig versehen ist, und ob es in Folge dessen von be- 
stimmten Personen als Eigenthum in Anspruch genommen wird. 
[st dies nicht der Fall, so erfolgt die Besitzergreifung durch An- 
bringung von Grenzpfählen, Steinen, Einhegung oder anderen Zeichen, 
aus welchen erkennbar wird, dass und im welchem Umfange das 
Grundstück für die Neu-Guinea-Kompagnie in Besitz genommen 
wird (8S 1—4). — Soll dagegen Land erworben werden, welches 
sich im Besitze von Eingeborenen befindet oder auf welches einzelne 
derselben oder Gemeinschaften als ihnen gehörig Anspruch machen 
und sind der oder die Besitzer bereit, dasselbe abzutreten, so ist 
die Uebertragung durch einen schriftlichen Vertrag zu bekunden. 
Die Uebergabe des erworbenen Grundstücks hat grundsätzlich als- 
bald nach der Verständieung über den Inhalt des Vertrags that- 
sächlich zu erfolgen und ebenso die Zahlung des Kaufpreises in 
Geld und Waaren unmittelbar nach der Uebergabe ($$ 9 und 10). 

Während die Anweisung v. 10/8 87 die Grundsätze feststellte, 
nach welchen die Neu-Guinea-Kompagnie herrenloses Land in Besitz 
nimmt und Grundbesitz von den Eingeborenen erwirbt, ist die Art 
und Weise wie die Gesellschaft das ihr gehörige Land weiter ver- 
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äussert, durch die am 15/2 88 von der Direction bekannt gegebenen 
allgemeinen Bedingungen für die Ueberlassung von Grundstücken 
an Ansiedler im Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie geregelt 
worden (Nachrichten u. s. w. 1889 8, 2 fi.). 

Für die zum Neu-Guinea-Schutzgebiete gehörige Inselgruppe der 
Karolinen, Palau und Marianen hat die bereits erwähnte 
V.d. Reichskanzlers v. 30/1 00 (Kol.Bl. S. 9 b) verböten. von den 
Eingeborenen Grundeigentum auf irgend eine Art, sei es durch Kauf, 
Tausch, Schenkung oder sonst ein Rechtsgeschäft zu erwerben. 

2. Was das Schutzgebiet der Marschall-Inseln anlangt, 
so wurde am 21. Januar 1888 vom Auswärtigen Amte des deut- 
schen Reichs mit der Jaluitgesellschaft in Hambure über die Ver- 
valtung des Schutzgebiets der Marschall-, Brown- und Providence- 


Inseln ein Vertrag abgeschlossen (ve 


bu} 


>. 45), nach welchem sich 
die Jaluitgesellschaft verpflichtete, für die Kosten der durch das 
Reich zu führenden Verwaltung des Schutzgebiets aufzukommen, 


vogegen sie verschiedene ausschliessliche Befugnisse und Privilegien 
verliehen erhielt, namentlich das ausschliessliche Recht, herrenloses 
Land in Besitz zu nehmen. Darauf hin erliess der Kaiserl. Kom- 
missar am 21. ‚Juni 1886 eine Verordnung, welche in den SS 1 
und 2 bestimmte, dass anderen Personen als der ‚Jaluitgesellschaft 
die Besitzergreifung von herrenlosem Lande bei Strafe (Haft oder 
(zeldstrafe bis 5000 Mark) verboten ist. 

Die Kaiserl. V. v. 22/6 89 betr. den Eigenthumserwerb u. s. w. 
hat ferner ($ 5) für die Besitzergreifung von herrenlosem Lande 
oder die aus Verträgen mit Eingeborenen wegen Erwerbung oder 
dinglicher Belastung von Grundstücken abzuleitenden Rechte die 
in den Verordnungen des Kaiser. Kommissars vom 8/1 87 und 
28/6 88 enthaltenen oder später vom Reichskanzler oder mit dessen 
Genehmigung vom Kaiserl. Kommissar zu erlassenden Bestimmungen 
als massgebend erklärt. Solche Bestimmunsen sind bisher nicht 
erlassen worden. 

Die Eintragung bisher erworbener Rechte, welche auf Erwerbs- 
titel der im $ 5 bezeichneten Art gegründet wurden, fand gemäss 
S 6 V. v. 22/6 89, soweit die betreff. Ansprüche nach SS 3 und 4 
V. v. 8/1 87 beim Kaiserl. Kommissar anzumelden waren, nur statt, 
wenn den Vorschriften dieser Verordnung über Einhaltung der Frist 
zur Anmeldung Genüze «eleistet war. 

3. Für Kamerun ist auf Grund der Kaiserl. V. v. 19/7 S6, 


welche den Gouverneur von Kamerun und den Kommissar von Togo 
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ermächtigte, auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung Verord- 
nungen zu erlassen, vom Gouverneur in der V. v. 27/3 88 (RıEBoOW 
S. 249), bestimmt worden, dass Verträge, durch welche das Eigen- 
thum an Grundstücken erworben werden soll, die bisher im Eigen- 
thum oder Besitz von Eingeborenen sich befanden, vom 1/4 88 an 
zu ihrer Rechtswirksamkeit der (Genehmigung des Gouverneurs be- 
dürfen. 

Die Ertheilung der Genehmigung kann an Bedingungen geknüpft 
werden, deren Nichterfüllung innerhalb der dafür festgesetzten Zeit 
den Verlust des Eigenthums für den Erwerber und seine Rechts- 
nachfolger von Rechtswegen zur Folge hat. In diesem Falle gehen 
die Grundstücke nebst den darauf errichteten mit ihnen verbundenen 
Gebäude frei von allen Lasten in das Eigenthum der Regierung des 
Schutzgebiets über ($$ 1—8 der Verordnung). 

Die Besitzer solcher innerhalb des Schutzgebiets gelegener 
(rundstücke, welche sie schon vor dem 1. April 1888 erworben 
hatten, waren nach $ 4 der Verordnung verpflichtet, dieselben inner- 
halb einer Frist von vier Monaten in Benützung zu nehmen. Ge- 
schah dies nicht oder wurde das früher in Benützung genommene 
(Grundstück später mindestens 4 Jahre nicht mehr benutzt, so eing 
ebenfalls das Grundstück in das Eigenthum der Regierung des 
Schutzgebiets über (SS 6 und 7). 

Die Verord. v. 2/7 88 betr. die Rechtsverhältnisse in den Schutz- 
gebieten Kamerun und Togo hat dann in S 21 den Gouverneur 
von Kamerun ermächtigt die Voraussetzungen für den Erwerb von 
(srundstücken durch Verträge mit den Eingeborenen und durch Be- 
sitzergreifung von herrenlosem Land mit (renehmigung des Reichs- 
kanzlers festzustellen. Diese Feststellung erfolgte durch V., v. 24/12 94 
(Kol.Bl. 1895 S. 101) unter Aufrechthaltung der Bestimmungen der 
V. v. 27/3 88 dahin, dass Verträge, die von Nichteingeborenen mit 
Eingeborenen über Grunderwerb geschlossen werden sollen, bei Ver- 
meidung der Nichtirkeit vor einem hiezu ermächtigten Beamten 
verlautbart werden müssen und dass die Besitzergreifung von herren- 
losem Lande zu ihrer Rechtswirksamkeit der (senehmigung des Goun- 
verneurs bedarf, der in jedem einzelnen Falle die Bedingungen fest- 
setzt, unter welchen das Land erworben werden darf (88 1-3). 

Von der grössten Bedeutung ist jedoch die Allerh. V. v. 15/6 96 
über die Schaffung, Besitzergreifung und Veräusserung von Kron- 
land und über den Erwerb und die Veräusserung von Grundstücken 
im Schutzgebiete von Kamerun (Kol.Bl. S. 435 ff, RIEBOW 1] 
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Dieselbe bestimmt 


ins 1, 


Die Gerichtsbarkeit und die Regelung des Personenstandes. 


dass vorbehaltlich der Eigen- 


thumsansprüche oder sonstigen dinglichen Ansprüche, welche Private 


oder juristische Personen, Häuptlinge oder unter den Eingeborenen 


bestehende Gemeinschaften nachweisen können, sowie vorbehaltlich 


der durch Verträee mit der Kaiserl. Regierung begründeten Okku- 


pationsrechte Dritter alles Landinnerhalb des Schutz- 


gebiets Kamerun 


alsherrenlos Kronland ist und 


das Eigenthum daran dem Reiche zusteht (S ]). 


Die Besitznahme von Kronland erfolet grundsätzlich durch di« 


Regierung, jedoch kann nach näherer Anordnung des Reiehskanzlers 


dem Gouverneur die Befueniss beigelegt werden, einzelnen Personen 


und Gesellschaften die Ermächtigung zu ertheilen, in Gebieten, in wel- 


chen die mit der Ermittelung und Feststellung des herrenlosen Landes 


betrauten Landkommissionen (8 4) noch nicht in Thätigkeit getreten 


sind, ihrerseits Land aufzusuchen, mit etwaigen Eigenthümern oder 


sonstigen Berechtigten wegen Ueberlassung von Land Abkommen 


zu treffen und solches Land 


nehmen ($$ 2 und 12). 


Umgebung 


bestehender 


sowie herrenloses Land 


in Besitz zu 


Bei der Besitznahme von Kronland in der 


Niederlassungen 


von 


Eingeborenen sind 


Flächen vorzubehalten, deren Bebauung oder Nutzung den Unter- 


halt der Eingeborenen auch mit Rücksicht auf künftige Bevölkerungs- 


zunahme sichert. Die Ueberlassung von Kronland erfolgt ($ 3) durch 


den Gouverneur, und zwar entweder durch Uebertragung zu Eigen- 


thum oder durch Verpachtune. 
| | 


Die bestehenden oder noch zu er- 


lassenden bererechtlichen Bestimmungen hinsichtlich der Verfügung 
D b io} T 


über die unterirdischen Bodenschätze bleiben dabei unberührt. 


Bei 


der Ueberlassung von Kronland sind genügende Flächen für öffent- 


liche Zwecke zurückzubehalten, 


insbesondere auch 


Waldbestände, 


deren Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt, von der Veräusserung 


auszuschliessen. 


Auch ist das Recht vorzubehalten, das zu Wegen, 


Eisenbahnen, Kanälen, Telegraphenanlagen und anderen öffentlichen 


Einrichtungen erforderliche Land gegen Ersatz des den Berechtigten 


wirklich 


entstandenen 


l 
unmittelbaren 


Schadens 


zurückzunehmen. 


Schiffbare Ströme und Flüsse sind vor der Ueberlassung zu Eigen- 


thum auszuschliessen (88 6 


3), 


Zum Eigenthumserwerb oder zur Pachtung von Grundstücken, 


welche 


im 


Eigenthum 


oder 


Pachtbesitz 


eines 


Nichteingeborenen 


stehen, ist eine obrigkeitliche Genehmigung nicht erforderlich, der 


Gouverneur ist jedoch befugt, allgemein oder für bestimmte Bezirke 


die Verpflichtung zur Anzeige derartiger Rechtsgeschäfte vorzu- 
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schreiben (S 10). 

Die Ueberlassung von städtischen Grundstücken, welehe mehr 
als 1 ha Fläche haben, sowie von allen ländlichen Grundstücken 
von Neiten Eingeborner an Nichteingeborene zu Eigenthum oder in 
Pacht von länger als fünfzehnjähriger Dauer ist nur mit (Genehmieung 
des (souverneurs zulässie. Hienach der (senehmigeung bedürfende 
Verträge, zu welchen die Genehmigung nicht ertheilt wird, sind 
rechtsunwirksam ($ 11). Zur Ausführung der V. v. 15/6 96 ist 
die Verfügung des Reichskanzlers vom 17/10 96 ergangen (Kol.Bl. 
S. 667 f., RIEBOW II S. 291 f£.) 

4. To 0. 

Durch Verordnung des Kommissars v. 15/1 88 (RıEBOW IS. 279) 
wurde bestimmt, dass Landerwerbungen innerhalb des Togogebiets, 
sofern die erworbene Fläche 10 Hektar übersteigt und bisher im 
Besitze von Eingeborenen war, der Genehmigung des Kommissars 
bedürfen. Bezüglich der über solche Landerwerbungen abgeschlos- 
senen Verträge wurden die Bestimmungen der zum Zweck der An- 
legung eines Grundbuchs erlassenen Verordnung vom 15. Januar 
1888 aufrecht erhalten, wonach die Verträge über Grunderwerb vor 
dem Kommissar zu verlautbaren oder in urkundlicher Form einzu- 
reichen sind. 

5. Was Deutsch-Ostafrika anlangt, so ist in dem der ‚Ge- 
sellschaft für deutsche Kolonisation“ ertheilten Kaiserl. Schutzbriefe 
v. 27/285 der Gesellschaft das ausschliessliche Recht, herrenloses Land 
in ihrem Gebiete in Besitz zu nehmen, nicht eingeräumt worden. 
Der Schutzbrief erkannte jedoch die von Dr. Karl Peters mit den 
Herrschern von Usagara, Nguru, Useguha und Ukami im November 
und Dezember 1884 abgeschlossenen Verträge an und verlieh der 
Gesellschaft die Befugniss zur Ausübung aller aus diesen Verträgen 
fliessenden Rechte. Inhaltlich dieser Verträge, im Ganzen zwölf. 
hatten nun die betr. Herrscher und Sultane an die genannte Ge- 
sellschaft nicht blos ihre Hoheitsrechte über die von ihnen beherrsch- 
ten, in den Verträgen aufgeführten Gebiete, sondern auch das von 
ihnen an diesen Ländereien zustehende Privateigenthum vorbehalt- 
lich gewisser Bestandtheile abgetreten und ihr insbesondere auch das 
Recht eingeräumt, Farmen, Häuser, Strassen, Bergwerke u. s. w. 
anzulegen, Grund und Boden, Forsten, Flüsse u. s, w. in jeder be- 
liebigen Weise auszunutzen. Indem der Schutzbrief diese Verträge 
anerkannte, erkannte er auch die der Gesellschaft durch dieselben 
erworbenen Privatrechte am Grund und Boden an. In der Haupt- 
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sache den eleichen Inhalt hatten die Verträge, welche später Ver- 
treter der deutsch-ostafrikanischen Gesellscaft mit verschiedenen 
anderen ostafrikanischen Sultanen, wie dem Sultan von Mandara, 
von Dschagga und dem Sultan Mwango von Usambara abschlossen, 
indem auch in diesen Verträgen die Sultane alle Hoheitsrechte über 
ihr Land abtraten und ebenso in privatrechtlicher Hinsicht den 
Miteliedern der Gesellschaft freie Verfügung über dasselbe ein- 
räumten, oder das Recht, „soviel Grund und Boden zu nehmen, 
als sie immer gebrauchen, mit Ausnahme der Aecker, welche ihr 
Volk und sie selbst bebauen*. 

In Betracht kommt ferner der am 28/4 88 zwischen der deutsch- 
ostafrikanischen Gesellschaft und dem Sultan von Sansibar über den 
10 Seemeilen breiten Küstentsreifen südlich des Umbaflusses abge- 
schlossene Vertrag, in dessen Art. I insbesondere bestimmt war, dass 
Niemand ausser der Gesellschaft das, Recht haben soll, öffentliche 
Ländereien innerhalb des fraglichen Gebiets zu kaufen, es sei denn, 
dass der Erwerb durch Vermittelung der Gesellschaft geschehe. 
Ausserdem trat in Art. II der Sultan der Gesellschaft, abgesehen 
von seinen Privatländereien und Schambas alle Grundgerechtsame 
ab, die ihm in dem fraglichen (zebiete zustanden und verpflichtete 
sich. ihr alle Forts und nicht im Gebrauche befindlichen Gebäude 
zu übergeben, sofern er sie nicht zu seinem Privatbesitz zurückzu- 
behalten wünschte, Ebenso ermächtigte der Sultan die Gesellschatt, 
alles noch nicht in Besitz genommene Land zu erwerben und Be- 
stimmungen über die Okkupation von solchem Lande zu treffen. 
Endlich war in Art. VI der Gesellschaft das ausschliessliche Recht 
eingeräumt, in dem fraglichen Gebiete Blei, Kohlen, Eisen, Kupfer, 
Zinn, Gold, Silber, Edelsteine, sonstige Metalle und Mineralien, 
sowie Mineralöle aller Art aufzusuchen und zu gewinnen. 

In dem am 20/11 90 abgeschlossenen Vertrage (S. 42), inhaltlich 
dessen die Gesellschaft auf die ihr durch den Schutzbrief übertragene 
Ausübune der Landeshoheit und die im Vertrage v. 28/4 83 sowie im 
Nachtragsübereinkommen vom Sultan überlassenen Rechte verzichtete, 
wurden dagegen ($ 7) der Gesellschaft verschiedene Befugnisse von 
der Kaiserl. Regierung eingeräumt, namentlich ist der Gesellschaft 
unbeschadet der ihr ausserhalb des Küstensebiets, seiner Zube- 
hörungen und der Insel Mafia, sowie ausserhalb des Gebiets, für 
welches der Schutzbrief v. 27/2 85 ertheilt war, vertragsmässig 
erworbenen Rechte, für alle diese Gebiete das ausschliessliche Recht 


auf den Eigenthumserwerb durch Okkupation von herrenlosen Grund- 
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stücken und deren unbeweglichen Zubehörungen,, vornehmlich 
also auch das Okkupationsrecht an Wäldern eingeräumt worden, 
jedoch mit dem Vorbehalt: a) der wohlerworbenen Rechte Dritter 
an dergleichen herrenlosen Grundstücken: b) des Rechts der Kaiserl. 
Regierung, herrenlose Grundstücke, insoweit solche nach ihrem Er- 
messen zu Öffentlichen Bauten im Interesse der Verwaltung und der 
Sicherung des Küsten- und des Schutzgebiets erfordert werden, 
durch Okkupation für das Reich zum Eigenthum zu erwerben: e) 
des Rechts der Kaiserl. Regierung für die Ausnützung der Wälder 
auch für die Gesellschaft verbindliche Gesetze und Verordnungen 
im Interesse der Landes- und Forstkultur zu erlassen. 

Durch diese Bestimmungen des Vertrages vom 20. November 
1890 ist also der Deutsch-ostafrikanischen Gesellschaft für das be- 
zeichnete Gebiet das ausschliessliche Recht auf den Erwerb herren- 
losen Landes durch Okkupation in der eleichen Weise eingeräumt 
worden, wie dies durch den Kaiserl. Schutzbrief vom 17. Mai 1885 
gegenüber der Neu-Guinea-Kompagnie geschehen ist. 

Nach dem Vertrage vom 20. November 1890 gestaltete sich 
zunächst die Sachlage so, dass die Gesellschaft innerhalb des ange- 
eebenen Gebiets das ausschliessliche Recht der Besitzerereifung 
herrenlosen Landes erhalten hatte, während die Frage, welche Rechte 
aut Grundbesitz und herrenloses Land auf Grund der übrigen mit 
verschiedenen Sultanen abgeschlossen, durch den Schutzbrief nicht 
anerkannten Verträge der Gesellschaft erwachsen waren, durch den 
Vertrag vom 20. November 1890 nicht berührt worden war. In 
dieser Hinsicht trat aber eine Aenderung ein durch den zwischen 
der Regieruug und der Gesellschaft abgeschlössenen Vertrag vom 
3. August 1891 über den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von 
Tanga nach Korogwe. 5 

Inhaltlich $ 3 dieses Vertrages trat nämlich die Deutsch-ost- 
afrikanische Gesellschaft an die Regierung ohne Vorbehalt, aber 
auch ohne alle Gewähr für Inhalt und Umfang alle Rechte ab. welche 
ihr kraft der von ihren Beauftragten abgeschlossenen Landerwer- 
bungsverträge in demjenigen Gebiete zustanden, welches umschlossen 
wird: 1) vom Panganiflusse und zwar von seinem Schnittpunkt mit 
dem vierten Grad südlicher Breite an bis zu demjenisen Punkte, wo 
er in das deutsche Küstengebiet eintritt; 2) von der westlichen 
Grenzlinie des deutschen Küstengebiets und zwar von ihrem Sehnitt- 
punkte mit dem Panganiflusse an bis zu ihrem Schnittpunkte mit 
der Grenzlinie der englischen Interessensphäre; 3) von der südlichen 
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Grenzlinie der englischen Interessensphäre und zwar von ihrem 
Schnittpunkte mit der westlichen Grenzlinie des deutschen Küsten- 
eebiets an bis zu ihrem Schnittpunkte mit dem vierten Grad süd- 
licher Breite: 4) vom vierten Grad südlicher Breite und zwar von 
seinem Schnittpunkte mit der südliehen Grenzlinie der englischen 
Interessensphäre an bis zu seinem Schnittpunkte mit dem Pangani- 
fiusse. 

Als Gegenleistung gewährte die Regierung der Gesellschaft zu 
vollem Eigenthume alles dasjenige Gebiet sammt allen unbeweglichen 
Zusehörungen, welches innerhalb zweier durch das Bahngelände 
getrennten und je drei Kilometer von demselben entfernten Grenz- 
linien zu beiden Seiten der Eisenbahn von Tanga nach Korogwe 


belegen ist und sich entweder kraft eines privaten oder öftentlich- 


rechtlichen Titels im Eigenthum der Kaiserl. Regierung befindet 
oder als herrenloses Land dem Okkupationsrecht der Regierung 
untersteht. Ausserdem erhielt die Gesellschaft die Befugniss, für 
jeden Kilometer der Eisenbahn von Tanga nach Korogwe in dem- 
jenigen Landgebiet, dessen Grenzen in $ 3 des Vertrages angegeben 
sind und zwar aus denjenigen T'heilen des Gebiets, welche entweder 
der Regierung kraft eines privaten oder öffentlich-rechtlichen Titels 
eieenthümlich gehören oder als herrenlos ihrem Okkupationsrechte 
unterstehen. innerhalb einer im Vertrage angegebenen Frist, ein 
Terrain von je 4000 Hektar nach eigenem Belieben auszuwählen 
und zu vollem Eigenthum in Besitz zu nehmen, ohne dass es hiezu 
eines weiteren Rechtsaktes als die Bezeichnung des ausgewählten 
Areals nach seinen Grenzen bedarf. Ausgeschlossen von der Besitz- 
erereifung sind diejenigen Ländereien, welche die Regierung zu 
Zwecken des öffentlichen Wohls und der öffentlichen Sicherheit in 
Anspruch nimmt. , 

Am 1. September 1891 erging sodann eine V. des Kaiserl. 
Gouverneurs abgeändert durch V. vom 27. Februar 1894 des In- 
halts, dass innerhalb der deutschen Interessensphäre von Ostafrika, 
wie sie durch das deutsch-englische Abkommen vom 1. Juli 1890 
festgesetzt ist, mit Ausschluss des früher zum Sultanat Sansibar ge- 
hörigen Küstenstreifens in den Landschaften Usagara, Nguru, Usagua 
und Ukami, sowie der Insel Mafia, das Recht, herrenloses Land in 
Besitz zu nehmen, allein der Regierung zusteht und Verträge, durch 
welche Grundstücke in das Eigenthum oder auf eine mehr als 
löjährige Dauer in den Besitz eines Anderen übergehen, innerhalb 
des durch das deutsch-enelische Abkommen begrenzten Gebiets der 


S 24. Die Regelung der Rechtsverhältnisse an unbeweglichen Sachen ete, 907 
(enehmigung des Gouverneurs unterliegen (RIEBOW I 8. 279, Kol.Bl. 
1894 S. 250). 

Der durch diese Vereinbarunsen und Vorschriften seschäffene ; 
Rechtszustand ging demnach dahin, dass m einem Theile des Schutz- 4 
gebiets der ostafrikanischen Gesellschaft das ausschliessliche Recht 
zusteht, herrenloses Land durch Besitzergreifung zu Eierenthum zu 
erwerben, während für das übrige Schutzgebiet dieses Recht für 
die Regierung in Anspruch genommen wird. Freilich blieb dabei 
die Frage offen, ob und in welchem Umfange etwa die deutsch- 
ostafrikanische Gesellschaft auch ausserhalb des Küstenstreifens 
sammt Zubehörungen und der Insel Mafia, sowie des Gebiets des 
Schutzbriefes vom 27/2 85 auf Grund der von ihr mit ostafrikani- 
schen Herrschern abgeschlossenen Verträge Grundberechtigungen 
beanspruchen kann. 

Ebenso war bestritten, in welchem Umfange im ostafrikanischen 
Schutzgebiete, namentlich in den an der Küste gelegenen Strecken 
noch herrenloses Land vorhanden sei (vgl. in dieser Beziehung die 
Ausführungen auf 8. 185). 

Zur Regelung dieses Punktes erging sodann die Allerh. Ver- 
ordnung betr, Kronland in Ostafrika vom 26/11 95 (Kol.Bl. 1895 
Beil. z. Nr. 23, RıeBow Il S. 200 fi), welche mit der Verordnung 
v. 15/6 96 für Kamerun vollkommen übereinstimmt. Dieselbe hat 
vorbehaltlich der Eigenthumsansprüche oder sonstigen dinglichen 
Ansprüche, welche Private oder juristische Personen, Häuptlinge 
oder unter den Eingeborenen bestehende Gemeinschaften nachweisen 
können, sowie vorbehaltlich der durch Verträge mit der Kaiser. 
Regierung begründeten Okkupationsrechte Dritter alles Land inner- 
halb Deutsch-Ostafrikas für herrenloses Kronland erklärt, an wel- 


chem das Eigenthum dem Reiche zusteht. 

Zur Ausführung der Verordnung ist dann die Verfügung des 
Reichskanzlers vom 27/11 95 (RıeBow II 8. 202 fi.) erganeen. 
Ferner ist zu erwähnen die V. des Gouverneurs v. 4/12 96 (Rır- 
BOW II S. 317), welche die mit der Ermittelung und Feststellung 
des herrenlosen Landes beauftragten Landkommissionen anwies, 
dass ausser den von Eingeborenen bepflanzten Grundstücken jedem 
Dorfe, jeder (semeinde oder jedem Gehöfte das ungefähr 4fache 
| des wirklich bepflanzten Gebiets in einer für die Landeskultur gün- 

stigen Lage und Beschaffenheit zuzusprechen ist. | 
4, Südwestafrika!). | 


‘) In der Denkschrift betr, das südwestafrikanische Schutzgebiet (KolLBl. 


nn nern in 


_. 
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a) Die Verordnung des Kaiserl. Kommissars vom 1/10 88 im 
Zusammenhalte mit der V. vom 1/5 92 (Rıesow I S. 299) verbot 
unter Androhung der Geldstrafe bis zum Betrage von 2000 Mark 
und der Uneültigkeit der Besitzergreifung, im Geltungsbereiche 
der deutschen Interessensphäre herrenloses Land ohne Genehmigung 
des Kaiserl. Kommissars in Besitz zu nehmen, oder Kaufverträge 
oder Pachtverträge mit Eingeborenen über ( trundstücke abzuschliessen 
und von letzteren Besitz zu ergreifen. Im Anschluss daran erging 
am 2/4 93 die bereits erwähnte Kaiserl. V. betr, das Aufgebot von 
Landansprüchen. 

b. Die Allerh. Verordnung betr. die Rechtsverhältnisse an un- 
beweglichen Sachen in Südwestafrika v. 5/10 98 (RGBl. 5. 1063, 
Kol.Bl. S. 677 #., Rıesow III S. 129 fi.) hat dann in $S 4 den 
Gouverneur ermächtigt, wenn und soweit es im öffentlichen Inter- 
esse nothwendig ist, den Erwerb von Grundstücken oder von dıng- 
lichen Rechten an solchen an besondere Bedingungen oder an eine 
obrigkeitliche Genehmigung zu knüpfen, sowie die Vorausset- 
zuneenfürden Eigenthumserwerb durch Besitz- 
ergreifung von herrenlosem Lande zu bestimmen. 
Gleichzeitig wurden die bisherigen Bestimmungen, wonach der Ab- 
schluss von Verträgen mit den Eingeborenen über den Erwerb von 
Eigenthum oder von Pachtrechten an Grundstücken ohne Geneh- 
mieung des Gouverneurs nicht rechtsbeständig und unter Strafe 
gestellt ist, aufrecht erhalten. (Vgl. hiezu $ 1 der Ausf.-Best. v. 
1/1 99, Kol.Bl. S. 267, wonach es bezüglich des Eigenthums- 


erwerbs durch Besitzergreifung von herrenlosem Lande bis auf 


1893 Beil. Nr. 23) ist dargelegt, dass nur ein geringer Theil des Schutzgebiets 
von den eingehorenen Stämmen thatsächlich bewohnt und bewirthschaftet 
wird, dass aber trotzdem dieselben das Verfügungsrecht über ausgedehnte Ge 
biete für sich in Anspruch nehmen. Die Regierung trage jedoch Bedenken, 


die Ansprüche, welche von Eingeborenen auf Grund eines vorübergehenden 
Besitzes auf das Eigenthum am Grund und Boden erhoben werden, allgemein 
anzuerkennen, zumal es fraelich sei, ob der Begriff des Eirenthums bei den 


Einzeborenen früher überhaupt bestanden hat, und nicht erst durch die Weis- 


sen zu ihnen gebracht worden ist. Sie wolle daher die Einreborenen, solange 


sie sich der deutschen Schutzherrschaft gegenüber treu und ergeben verhalten, 
in ihrem thatsächlichen Besitze erhalten und schützen, gleichzeitig aber, um 
eine Besiedelung der von ihnen nicht benützten Ländereien mit Europäern zu 
ermöglichen und um zugleich den fortwährenden Grenzstreitiekeiten ein Einde 
zu bereiten, die Grenzen der Stammesgebiete genau feststellen und diese 
Strecken den Eingeborenen als sog. Reservate zuweisen, die übrigen Theile 


des Schutzgebiets aber allmählig zu Kronland erklären. 
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Weiteres bei den Bestimmungen. der Verordnung vom 1/10 88 ver- 
bleibt). 

e) Allerh. Verordnung vom 10/4 98 betr. die Schaffung von 
Eingeborenen -Reservaten (Kol.Bl. S. 199 ff., Resow Ill S. 26). 
Dieselbe ermächtigte den Reichskanzler und mit dessen Genehmi- 
sung den Landeshauptmann, innerhalb des Schutzgebiets gelegene, 
Eingeborenen gehörige oder der Regierung zur Verfügung stehende 
Ländereien, für das unveräusserliche Eigenthum eines Eingebore- 
nenstammes oder Verbandes von Stämmen zu erklären und zu 
Wohnplätzen für die zu dem Stamme oder Verbande gehörigen 
Personen vorzubehalten (Reservate). Die innerhalb eines solchen 
Reservats belegenen Grundstücke können, unbeschadet bereits er- 
worbener Rechte Dritter nur mit Genehmigung des Landeshaupt- 
manns Gegenstand von Rechtsgeschäften zu Gunsten Fremder wer- 
den. Aus anderen Rechtsgeschäften finden Zwangsvollstreekungen 
zu Gunsten Fremder weder in die Grundstücke selbst noch in 
deren räumlich davon nicht getrennten Zubehörstücke statt. 

Kein Fremder darf ohne Erlaubniss des Landeshauptmanns 
in dem Reservat wohnen, Land in Benutzung nehmen, oder Handel 
oder Gewerbe daselbst betreiben. 

Fremde im Sinne dieser Verordnung sind alle nicht demjenigen 
Stamme oder Verbande gehörigen Personen, für welche das Reser- 


vat geschaffen worden ist?). 


$ 25. Die Kolonialgesellschaften 2). 


I. Als Kolonialsesellschaften erscheinen solche 
Gesellschaften, welche sich die Betreibung oder Förderung „kolo- 
nialer* Unternehmungen zum Zweck setzen. Zu den kolonialen 
Unternehmunsen sind aber zu rechnen: 1) Die Anlesuns von Ko- 
lonien in überseeischen Ländern einschliesslich der. dazu gehörigen 


vorbereitenden Thätiekeit, wie Ankauf von Land zum Zwecke der 


ı!) Eine Kolonialgesellschaft mit dem ausschliesslichen Rechte, herrenloses 
Land in Besitz zu nehmen, besteht in Südwestafrika nicht; wohl aber hat die 
Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika umfassende Landansprüche 
im Schutzgebiete, durch welche das der Regierung zur Verfügung stehende 
Land nicht unerheblich eingeschränkt ist. Das Gleiche gilt von den Landan- 
sprüchen, welche durch die sog. Damaraland-Konzession v. 12/9 92 der South- 
Westafrican-Company in London eingeräumt worden sind. (Vgl. über diese 
verschiedenen Ansprüche die Darlegung in den „Schutzgebieten* S. 232 f.) 

”) Schutz eebiete Ss. 138 fi., 144 ff. 

‚Ster 


el, 


Rechtsverhäültnisse, 
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Wiederveräusserung an Kolonisten, Erforschung einer: Gegend be- 
hufs Anlegung einer Kolonie, die Veranlassung der Ansiedelung 
deutscher Reichsangehöriger in überseeischen Ländem n. del.!). 
2. Der Betrieb und die Förderung von wirthschaftlichen Unter- 
nehmungen jeder Art in den Kolonien, landwirthschaftliche und 
bergbauliche Unternehmungen, Plantagenwirthschaft u. s. w. ein- 
schliesslich des überseeischen Handels mit den Kolonien. 3. Die 
Ausübung von Hoheitsrechten und die Theilnahme an der Regie- 
rung und Verwaltung der Deutschen Schutzgebiete auf Grund aus- 
drücklicher Verleihung, insbesondere in der Form von Kaiserlichen 
Schutzbriefen °). 

Als nach der Entdeckung der neuen Welt und des Seewees 
nach Indien die europäischen Völker daran gingen, die ungeheuren 
neu entdeckten oder doch neu aufgeschlossenen Gebiete wirthschaft- 
lich auszubeuten und daselbst koloniale Niederlassungen anzulegen, 
bildeten sich bekanntlich eme Menge von Kolonialgesellschaften, 
insbesondere in England, Frankreich und Holland, von denen na- 
mentlich zwei, die holländisch-ostindische Kompag- 


i 1 


nie und die englisch-ostindische Kompagnie eine 
besondere Bedeutung dadurch erlangten, dass sie nicht blos wirth- 
schaftliche Unternehmungen in den Kolonien betrieben, sondern die 
erstere bis Anfang dieses ‚Jahrhunderts, die letztere bis Mitte dieses 
Jahrhunderts grosse Kolonialgebiete unter dem Schutze und unter 
Aufsicht des Mutterlandes regierten und verwalteten. 

Nachdem das Deutsche Reich die Bahn einer activen Kolonial- 
politik betreten hatte, war zunächst die Reichsregierung der An- 
sicht, es werde möglich sein, die deutschen Kolonien nach Analo- 
gie der englisch-ostindischen und holländisch-ostindischen Handels- 
kompagnie durch deutsche Kolonialgesellschaften unter dem Schutze 
und der Aufsicht des Reiches verwalten zu lassen. Die gegenüber 
dem 17. und 18. Jahrhundert sehr wesentlich veränderten wirth- 
schaftlichen und politischen Verhältnisse machten aber die Durch- 


!) Dagegen gehören nicht hieher der Betrieb von blossen Auswanderungs- 


geschäften nach Massgabe des RG. v. 9/6 97. 

*) Nicht zu den kolonialen Unternehmungen in dem im Texte erwähnten 
Sinne ist die Thätigkeit derjenigen Gesellschaften und Vereine zu rechnen, 
die lediglich den Zweck haben, das Interesse für koloniale Bestrebungen zu 


erregen und wach zu halten, denn derartige Vereinigungen haben nur die 


ideale Förderung des Kolonialwesens zum Zwecke, beschäftigen sich aber nicht 


mit kolonialen Unternehmungen in wirthschaftlich-politischem Sinne. 
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führung dieses Planes unmöglich. Allerdings bildeten sich zwei 
Kolonialgesellschaften, die Deutsch-ostafrikanische Gesellschaft und 
die Neu-Guinea-Kompagnie, denen durch Kaiserl. Schutzbriefe vom 
27/2 85 und 17/5 85 die Ausübung von Hoheitsrechten in ihren 
(sebieten übertragen wurde. Allein auf die Dauer war diese Eim- 
richtung, wie bereits in 8 8 Ill des Näheren dargelegt wurde, nicht 
haltbar und zegenwärtie bestehen keine deutschen Kolonialgesell- 
schaften mehr, welche eine öffentlich-reehtliche Stellung in der 
Beziehung einnehmen, dass sie auf Grund eines Kaiserl. Schutz- 
briefes Hoheitsrechte ausüben. Sämmtliche Kolonialgesellschaften 
beschäftigen sich nur mit wirthschaftlichen Unternehmungen). 

II. Bei der Entstehung der ersten deutschen Kolonialgesell- 
schaften ergab sich insofern eine eigenthümliche Schwierigkeit, als 
man nicht recht wusste, welche Rechtsform man denselben geben 
solle. Auf den ersten Blick hätte man denken sollen, dass die 
Wahl der Verfassung der Aktiengesellschaft das Einfachste und 
/weckmässieste gewesen wäre, da diese Gesellschaftsform die Möe- 
lichkeit bietet, grosse Kapitalien für einen bestimmten Zweck zu- 
sammenzubringen,, ohne dass die Gesellschafter eine über den Be- 
trag ihrer Aktien hinausgehende Haftung zu übernehmen brauchen. 
Nach diesen beiden Richtungen passt die Aktiengesellschaft für 
koloniale Unternehmungen, die einerseits beträchtliche Mittel erfor- 
dern und andererseits im Erfolge zweifelhaft und schwer zu über- 
sehen sind. In der That ist denn auch die Form der Aktiengesell- 
schaft, wenn sie nicht überhaupt ihre Entstehung den Bedürfnissen 
der kolonialen Unternehmungen ıIhreEirtstehung verdankt, zunächst 
hauptsächlich für Kolonialgesellschaften zur Anwendung gekommen. 

Einzelne deutsche Kolonialgesellschaften haben denn auch so- 
fort die Form der Aktiengesellschaft angenommen. Andererseits 
zeigte es sich aber, dass das deutsche Aktienrecht, insbesondere, 
wie es durch die Novelle vom 18/7 84 gestaltet wurde, verschiedene 
Bestimmungen enthielt, die die Bildung von Kolonialgesellschaften 
in der Form des Aktienvereins erschwerten, oder, welche wenigstens 
die Gründer der ersten grossen Kolonialgesellschaften veranlassten, 
eine andere Rechtsform zu wählen, wie die Vorschriften über die 
Gründung der Aktiengesellschaft, die Haftung der Gründer und 
der Verwaltungsorgane u. s. w. Dazu kommt noch, dass die Ver- 


)‚ Vel. P. DschAramer, Les grandes compagnies coloniales allemandes, 
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fassung des Aktienvereins für die Bedürfnisse der Kolonialeesell- 
schaften nicht immer ausreicht. Die Verfassung der Aktiensesell- 
schaft setzt nämlich ein bestimmtes in Aktien zerlegtes Kapital 
voraus, dessen Erhöhung oder Verminderung zwar zulässige, aber 
nur unter eewissen Voraussetzungen ausführbar ist. Bei kolonialen 
Unternehmungen wird es aber häufig sehr schwer sein, die Höhe 
des erforderlichen Betriebskapitals von vorne herein richtig zu be- 
stimmen, namentlich kann es vorkommen, dass die Durchführung 
des Unternehmens mehr Mittel erfordert, als anfänglich in Aussicht 
genommen war. Für solche Fälle ist die Verfassung der Aktien- 
gesellschaft nicht bieesam genug, denn die Erhöhung des Grund- 
kapitals wird unter Umständen schwierig durchzuführen, die Inan- 
spruchnahme des Kredits aber vielleicht ebenso schwierig wie be- 
denklich sein. 

Von diesen Erwägungen ausgehend wurden gerade die bedeu- 
tenderen der deutschen Kolonialgesellschaften: Die Kolonialgesell- 
schaft für Südwestafrika, die Neu-Guinea-Kompagnie, die Deutsch- 
ostafrikanische Gesellschaft und die Witugesellschaft wurden: in der 
Form von Korporationen nach den Bestimmungen des preuss. Land- 
rechts gegründet, wobei sich die Verfassung dieser Gesellschaften 
theils an die Verfassung der Aktiengesellschaft, theils, was na- 
mentlich die Haftung und Zuschusspflicht der Mitglieder anlangt, 
an die bererechtliche Gewerkschaft anschloss. 

Den Schwieriekeiten, welche in Bezug auf die Entstehung und 
Verfassung der deutschen Kolonialgesellschaften bestanden, suchte 
man durch die Novelle v. 15/3 88 zu beeeenen, durch welche die 
SS S—10 dem SchGG. emgefügt wurden. Die $$ S und 10 erhielten 
durch die Novelle v. 2/7 99 eine neue Fassung. Nach $ 8 kann 
deutschen Kolonialgesellschaften, welche die Kolonisation der deut- 
schen Schutzgebiete, insbesondere den Erwerb und die Verwerthung 
von Grundbesitz, den Betrieb von Land- oder Plantagenwirthschaft, 
den Betrieb von Bergbau, gewerblichen Unternehmungen und Han- 
delsgeschäften in denselben zum ausschliesslichen Gegenstand ihres 
Unternehmens und ihren Sitz entweder im Reichsgebiete oder in 
einem Schutzgebiete oder in einem Konsulargerichtsbezirke haben 
oder denen durch Kaiserl. Schutzbriefe die Ausübung von Hoheits- 
rechten in den deutschen Schutzgebieten übertragen ist, auf Grund 
eines vom Reichskanzler genehmigten Gesellschaftsvertrags (Statuts) 
durch Beschluss des Bundesraths die Fähigkeit beigelegt werden, 


unter ihrem Namen Rechte, insbesondere Eigenthum und dingliche 
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Rechte an Grundstücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, 
vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. In solchen Fällen 
haftet den Gläubigern der Gesellschaft für alle Verbindlichkeiten 
nur das Vermögen derselben. Das Gleiche gilt für deutsche Ge- 
sellschaften, welche den Betrieb eines Unternehmens der im Abs. 1 
bezeichneten Art in dem Hinterland eines deutschen Schutzgebietes 
oder in sonstigen dem Schutzgebiete benachbarten Bezirken zum 
Gegenstand und ihren Sitz entweder im Reichsgebiete oder in einem 
Schutzgebiete oder in einem Konsulärgerichtsbezirke haben. Der 
Beschluss des Bundesraths und im Auszuge der Gesellschaftsvertrag 
sind durch den Reichsanzeiger zu veröffentlichen. 

Der Gesellsehaftsvertrag hat nach 8.9 insbesondere Bestim- 
mungen zu enthalten über den Erwerb und den Verlust der Mit- 
eliedschaft, über die Vertretung der Gesellschaft Dritten gegen- 
über, über die Befugnisse der die Gesellschaft leitenden und der 
die Leitung beaufsichtigenden Organe derselben, über die ‚Jahres- 
rechnung und Vertheilung des Gewinnes, über die Auflösung der 
(esellschaft und die nach derselben eintretende Vermögenstheilung. 

Die Gesellschaften, welche die im $ S erwähnte Fähigkeit 
durch Beschluss des Bundesraths erhalten haben, unterstehen der 
Aufsicht des Reichskanzlers. Die einzelnen Befugnisse derselben 
sind in den Gesellschaftsvertrag aufzunehmen ($ 10). 

III. Durch die in den $$ 8—10 SchG@. enthaltenen Bestim- 
mungen sollte nur eine einzelne Möglichkeit für die Grün- 
dung von Kolonialgesellschaften gegeben werden. Es ist aber nicht 
auseeschlossen, dass Kolonialgesellschaften als Aktiengesellschaften 
oder in Form sonstiger nach dem BGB., dem HGB. oder Special- 
vesetzen zulässiser Arten z. B. nach Masseabe des RG. über die 
(Gesellschaften mit beschränkter Haftung gebildet werden. Derartige 
Gesellschaften unterliegen dann selbstverständlich nicht den Vor- 
schriften der $$ 8—10 Sch@G. Insbesondere gilt dies von der ın 
$ 10 vorgeschriebenen allgemeinen Beaufsichtigung, die sich 
nur auf diejenigen Kolonialgesellschaften bezieht, die sich nach 
Massgabe des $& 8 gebildet haben. Andere Gesellschaften unter- 
lieeen nur insoweit und insofern einer Beaufsichtigung, als dies 
durch die betreffenden gesetzlichen Bestimmungen vorgeschrieben 
oder zugelassen ist. 

Die auf den Inhalt des Gesellschaftsvertrags sich beziehenden 
Vorschriften des $ 9 sind so allgemein gehalten, dass sich die @e- 


sellschaften, welche sich auf Grund der $$ 8—10 bilden, an eine 
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jede bereits bestehende Gesellschaftsform, namentlich auch an die 


Aktiengesellschaft oder Gewerkschaft anschliessen können mit der 


einzigen Schranke, dass durch den Gesellschaftsvertrae& zwar Dis- 
positivbestimmungen des gemeinen Rechts, nicht aber zwingende 


Vorschriften desselben seändert werden können. 


Nach dem Wortlaute des $ 8 fallen nur solche Gesellschaften 
unter die Vorschriften der SS 8—10, welche die daselbst aufee- 
führten kolonialen Unternehmungen zum ausschliesslichen 
(segenstande ihrer Thätiskeit machen. Gesellschaften, welehe nur 
nebenher eine dieser Unternehmungen betreiben, fallen daher nicht 
unter SS S—10 Sch@&G. 

Die SS 8—10 finden endlieh nur auf deutsche Kolonial- 
gesellschaften in dem in Art. S näher entwickelten Sinne Anwen- 
dung. 

Die S$ 8—10 a. Sch@G. sind in der Fassung der Novelle v. 
2/7 99 unverändert in die $$ 11—13 des n. Sch@G. übernommen wor- 
den, so dass auch in Zukunft sich Kolonialgesellschaften auf Grund 


dieser Bestimmungen bilden können!), 
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I. In$ 4a. Sch@G. hiess es: „Das Gesetz betreffend die 
Eheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes von 
Reichsangehörigen im Auslande vom 4/5 70 findet für die Schutz- 
gebiete mit der Massgabe Anwendung, dass dasselbe durch Kaiserl. 
Verordnung auch auf andere Personen als Reichsangehörige aus- 
gedehnt werden kann und an Stelle des Bundeskonsuls der von 
dem Reichskanzler zur Eheschliessung und zur Beurkunduns des 
Personenstandes ermächtiete Beamte tritt. Der Zeitpunkt des In- 
krafttretens wird durch Kaiser]. Verordnung bestimmt.“ 

Das Gesetz vom 4/5 70 ist zuerst auf Grund Kaiserl. Verord. 
vom 21/4 86 (RGBl. S. 128, RiEeBow I 8. 217) am 1. Juli 1886 
für die Schutzgebiete Kamerun und Togo bezüglich aller Per- 


sonen, die nicht Eingeborene sind, in Kraft getreten. Wer als 


') Ueber die Frage, ob und inwieweit etwa sich die Stellung der auf 
Grund der $$ S—10 a. SchGG. zebildeten Kolonial 


ß gesellschaften durch die 
Einführung des BGB. und des HGB. v. 10/5 97 geändert hat und ob dieselben 
eventuell verpflichtet waren, Statutenänderuneen vorzunehmen. vgl. Beiträge 


zur Kolonialpohtik 1899/1900 8. 421 #. 


‚Schutzeebiete S, 233 f. 
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Einseborener im Sinne der Verordnung anzusehen ist, hat der Gou- 
verneur vorbehaltlich der Genehmigung des Reichskanzlers zu be- 
stimmen. In dem zur Ausführung der V. v. 21/4 86 ergangenen 
Erlasse des Reichskanzlers vom 28/4 86 an den Gouverneur von 
Kamerun und an den Kommissar von Togo, welche beiden Beamten 
ebenso wie der Kanzler als Stellvertreter des Gouverneurs persön- 
lich zur Vornahme von Eheschliessungen ermächtist wurden, war 
bezüglich des Begriffs der Eingeborenen ausgeführt, dass dieser 
Besriff nicht ein- für allemal festgestellt werden konnte, weil in 
den betreffenden Schutzgebieten ausser daselbst geborenen Angehö- 
rieen afrikanischer Stämme auch noch Angehörige benachbarter 
Stimme sich aufhalten. Jedenfalls könnten als „Eingeborene* weder 
die von europäischen Eltern in den Schutzgebieten Geborenen noch 
die Angehörigen einer Nation betrachtet werden, welche vom Deut- 
schen Reiche auf Grund von Verträgen oder kraft des Herkommens 
in privatrechtlicher Hinsicht wie Reichsangehörige behandelt wür- 
den. Andererseits unterliege es aber keinem Bedenken, auf solche 
Einseborene, welche Christen geworden sind, die V. vom 21/4 86 
anzuwenden. Ebenso sei es zulässig, im einzelnen Falle zu be- 
stimmen, wer als „Eingeborener* anzusehen sei, wenn auch als 
Regel gelten müsse, dass die Feststellung des Begriffs Eingeborene 
durch allgemeine Verordnung zu erfolgen habe. 

Im Gebiete der Neu-Guinea-Kompagnie erfolgte die 
Einführung des Gesetzes v. 4/5 70 durch $ 10 der V. v. 5/6 86 
(vgl. $ 19 ID) vom 1. September 1886 ab und für die Salomons-In- 
seln durch Kaiserl. Verordn. v. 1/3 88 (RGBI. S. 63, RızBow | 
S. 492) vom 1. April 1889 ab bezüglich aller Personen, die nicht 
Eingeborene sind. Wer als Eingeborener zu betrachten ist, hatte 
aber gemäss 8 2 Abs. 2 V. v. 5/6 86 der Reichskanzler nach An- 
hörung der Direetion der Neu-Guinea-Kompagnie zu bestimmen. 
Nach der Verf. des Reichskanzlers v. 1/11 86 (Rıesow I 8. 532) 
sind als Eingeborene im Sinne der V. v. 5/6 86 zu betrachten so- 
wohl die Angehörigen der im Schutzgebiete heimischen Stämme, 
wie auch die Angehörieen anderer farbigen Stämme. (Vgl. auch 
die Verfügung des Landeshauptmanns v. 21/9 93 Kol.Bl. S. 556, 
RıEBoWw Il S. 39.) 

Im Schutzgebiete der Marschall-Inseln wurde das G. 
v. 45 70 durch $ 10 der Kaiserl. Verordnung vom 13/9 86, vom 
I. Dezember 1886 ab ebenfalls bezüglich aller Personen, welche 
nicht Eingeborene sind, in Kraft gesetzt. Wer als Eingeborener 
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zu betrachten ist, hat der Reichskanzler zu bestimmen, der durch 
Verfügung vom 2/2 86 ausgesprochen hat, dass die Angehörigen 
der im Schutzgebiete heimischen Stämme und die Angehörigen an- 
derer farbigen Stämme als Eingeborene zu gelten haben, 
Im südwestafrikanischen Schutzgebiete ist das 
(x. v. 4/5 70 auf Grund der Kaiserl. V. v. 8/11 92 (Resow L 
) am 1. Januar 1893 in Kraft getreten für alle Persönen, 
die nicht Einzeborene sind. Wer als Eingehorener zu betrachten 
ist, hat der Kommissar vorbehaltlich der Genehmigung des Reichs- 
kanzlers zu bestimmen. Durch Verfügung vom 1/12 93 (Kol.Bl. 
S. 123) hat der Kommissar bestimmt, dass als Eingeborene zu be- 
trachten sind: 1. die Angehörigen der im Schutzgebiete heimischen 
Stämme; 2. die Angehörigen anderer farbisen Stämme; 3, die sog, 
Bastards. 
Im ostafrikanischen Schutzgebiete findet das G. 
„vw. 1/1 91 Anwendung 
auf alle Personen, die nicht Eingeborene sind. Wer als Einge- 


borener zu betrachten ist, bestimmt mit Genehmigung des Reichs- 


v. 4/5 70 auf Grund des $ 18 der Kais. 


kanzlers der Gouverneur. 

In Bezug auf Kiautschou heisst es in S 8.der Kais. V. 
v.27/498 betr. die Rechtsverhältnisse in Kiautschou (RGBI. $S. 173 
RıEBow IV S. 165 f.), dass das G. 


v. 4/5 70 vom 1. Juni 1898 
auf alle Personen Anwendung findet, welche nicht Chinesen sind, 
der (Gouverneur ist befugt, für Angehörige farbiger Völkerstimme 
abweichende Bestimmungen zu treffen. 

Il. In 8 1 RG. v. 4/5 70 heisst es nun: „Der Bundeskanzler 
kann einem diplomatischen Vertreter ..... und einem Bundes- 
konsul die allgemeine Ermächtigung ertheilen, bürgerlich gültige 
Eheschliessungen von Bundesangehörigen zu beurkunden*. 

Die übrieen Paragraphen des Gesetzes enthalten Vorschriften 
über die Civilstandregister und die beim Eheabschluss zu beobach- 
tenden Förmlichkeiten. Hervorzuheben ist, dass die zur Eheschlies- 
sung und zur Beurkundung des Personenstandes ermächtigten Be- 
amten über die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbe- 
fälle nach $ 2 (vgl. auch SS 9, 11 und 12 über die Heirathsur- 
kunden, Geburtsurkunden und Urkunden über Sterbefälle) getrennte 
Register zu führen haben, dass nach den SS 3—5 der Schliessung 
der Ehe ein Aufgebot vorauszugehen haben, von welchem jedoch der 
Beamte aus besonders dringenden Gründen dispensiren kann, und 


dass die Ehe, wenn sie in der in S 7 vorgeschriebenen Form ertolgt 
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ist, mit dem Abschlusse vor dem Beamten bürgerliche Wirkung erlangt. 
Zum G. v. 4/5 70 ist am 1/3 71 eine Instruktion und am 11/12 85 
ein Erlass des Reichskanzlers ergangen (RıEBOwW IS. 58 ft.). Die 
in $ 15 der Instruktion v. 1/3 71 für die Geburtsanzeigen gesteckte 
dreitägige Frist hat ein für die Schutzgebiete ergangener Erlass des 
Reichkanzlers vom 15/4 93 (RiEBOow I. S. 689) auf sechs Monate 
verlängert. 

Was nun die Bedeutung der Einführung des G. v. 4/5 70 in 
den Schutzgebieten anlangt, so ist zu beachten, dass das Personen- 
standsgesetz v. 6/2 75 vorschrieb ($ 41), dass innerhalb des deutschen 
Reichsgebiets eine Ehe rechtsgültig nur von dem Civilstandsbeamten 
unter den im Gesetze selbst vorgesehenen Voraussetzungen und 
unter Beobachtung der vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfolgen 
kann. Das Reichsg. v. 4/5 70 dagegen hatte nicht den Zweck, den 
Eheabschluss von Reichsangehörigen voreinem diplomatischen Beamten 
oder Konsul des Reichs obligatorisch zu machen. Essollte nur den im 
Auslandesich aufhaltenden Reichsangehörigen die Möglichkeit gewährt 
werden, vor einem dentschen Reichsbeamten eine im Reichslande giltige 
Ehe zu schliessen. Dagegen können die Reichsangehörigen ihre Ehen 
ebenso gut in der nach dem ausländischen Rechte zulässigen oder 
von demselben vorgeschriebenen Form abschliessen. 

Dieses Verhältniss wurde dadurch geändert, dass durch das 
Sch@GG. das Reichsgesetz vom 4. Mai 1870 in den deutschen Schutz- 
gebieten für anwendbar erklärt wurde, denn die deutschen Sehutz- 
gebiete sind nicht Gebiete, in denen die Rechtsordnung eines fremden 
Staates gilt, nach deren Vorschriften eine giltiee Eheschliessung 
möglich wäre, sondern (febiete, in denen für die Reichsangehörigen 
nur deutsches Recht gelten kann. Nun wollten doch offenbar die 
gesetzgebenden Faktoren des Reichs durch Einführung des Reichs- 
gesetzes vom 4. Mai 1870 ein für alle Reichsangehörigen bindendes 
Recht schaften. 

Es konnte daher die Vorschrift der Anwendbarkeit des Reichs- 
gesetzes vom 4. Mai 1870 in den Schutzgebieten wohl nicht anders 
aufgefasst werden, als dass der Grundsatz der obligatorischen Civil- 
ehe und der durch vom Staate aufzustellende Civilstandsbeamte zu 
erfolgenden Beurkundung des Personenstandes auch in den Schutz- 
gebieten zur Geltung gelangen soll, dass aber mit Rücksicht auf die 
besonderen Verhältnisse der Schutzgebiete in Bezug auf die Bestel- 
lung der Civilstandsbeamten und die bei der Eheabschliessung, sowie 


bei Beurkundung des Personenstandes zu beobachtenden Förmlich- 


Personenstandes, 
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keiten nicht die Vorschriften des (resetzes vom 6. Februar 1875, 
sondern die des Gesetzes vom 4. Mai 1870 zur Anwendung kommen 
sollen. 

Von diesem Standpunkte eeht auch die von der Direktion der 
Neu-Guinea-Kompagnie am 12. November 1886 erlassene In- 
struktion zu dem Reichsgeesetz vom 4. Mai 1870 (RıEBoOW |] 
S, 494 #t.. Nachriehten u. s: w. 1886 S. 112) aus. Es heisst näm- 
lich daselbst zunächst nm $ 1: „Das Gesetz vom 4. Mai 1870 findet 


im Bereiche des Schutzgebiets nicht nur auf Reichsangehörige, 
sondern nach $ 10 und $ 2 der kaiserlichen Verordnung vom 


5. Juni 1886 auf alle Personen Anwendung, welche im Schutzgebiete 


wohnen oder sich aufhalten, sofern sie nicht Eingeborene sind, 


ohne Unterschied der Nationalität oder Staatsangehörigkeit. Für 
die bezeichneten Personen erfolgt die Beurkundung der Geburten, 
Heirathen und Sterbefälle ausschliesslich durch die nach $4 
des Gesetzes vom 17. April 1886 dazu ermächtigten Standesbeamten 
mittels Eintragung in die dazu bestimmten Register.* 

Ebenso ist in $ 24 der Instruktion gesagt: „Die Form der 
Eheschliessung bestimmt sich für die im $ 1 dieser Instruktion be- 
zeichneten Personen ledielich nach den Vorschriften des Gesetzes 
vom 4. Mai 1870, und es kann daher von solchen Personen inner- 
halb des Schutzgebietes eine Ehe rechtsgiltig nur vor dem 
Standesbeamten seschlossen werden. * 

In Uebereinstimmung mit dieser Instruktion schreibt die auf 
Grund des S4 a. KGG. und $ 3 der kaiserl. Verordnung vom 5. Juni 
1886, betreffend die Rechtsverhältnisse im Schutzgebiete der Neu- 
Guinea-Kompagnie, ergangene Verordnung des Landeshauptmanns, 
betr. die Durchführung des Gesetzes vom 4. Mai 1870 über die 
Eheschliessung u. s. w., vom 22. Februar 1887 („Nachrichten* u. s. w. 
S. 76 fi.) zunächst in $ I vor, dass jede Geburt eines Kindes 
innerhalb zweier Monate dem Standesbeamten desjenigen Bezirks, 
in welchem die Niederkunft stattgefunden hat, mündlich anzueienen 
ist, und bezeichnet als zur Anzeige verpflichtet: 1. den ehelichen 
Vater; 2. jede bei der Niederkunft zugegen gewesene Person; 3. die 
Mutter. Ebenso ist nach S 2 jeder Sterbefall spätestens binnen 
einem Monat dem Standesbeamten des Bezirks, in welchem der 
Tod erfolgt ist, mündlich anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind: 


1. das Familienhaupt; 2. die zur Familie gehörenden Hausgenossen ; 


5} 


3. die sonstigen Mitbewohner der Behausung, in welcher sich der 


Sterbefall ereignet hat. Ausserdem ist auch Derjenige zur Anzeige 
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verpflichtet, welcher einen Leichnam findet. 

Wer bei dem Eintritt eines Geburts- oder Sterbefalls zusesen 
gewesen ist oder sonst von dem Falle Kenntniss erlangt hat, ist 
verpflichtet, auf die Aufforderung des Standesbeamten als Zeuge 
vor demselben zu erscheinen. 

Wer der in den $S 1 und 2 vorgeschriebenen Anzeigepflicht 
oder der in $ 3 vorgesehenen Zeugnisspflicht nicht nachkommt, wird 
in $ 4 mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haftstrafe bedroht. 
Ausserdem sind die Standesbeamten für befugt erklärt, die zu An- 
zeigen oder sonstigen Handlungen auf Grund dieser Verordnung 
Verpflichteten hiezu durch Geldstrafen anzuhalten, welche für jeden 
einzelnen Fall den Betrag von 15 Mark: nicht übersteisen dürfen. 


Nach $ 5 wird ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener 


welcher zu den religiösen Keierlichkeiten einer Eheschliessung 
schreitet, bevor ıhm der Eheabschluss vor dem Civilstandsbeamten 
nachgewiesen worden ist, mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark oder 
mit Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft. 


In 


unter Ausserachtlassung der im Gesetze vom 4. Mai 1870 gegebenen 


gleicher Weise soll gemäss $ 6 ein Standesbeamter, welcher 
Vorschriften eine Eheschhessune vollzieht, mit Geldstrafe bis zu 
500 Mark bestraft werden. 

Endlich ist in S 7 bestimmt, dass die Verordnung auf Geburts- 
und Sterbefälle von Eingeborenen, sowie auf Eheschliessungen 
zwischen Eingeborenen keine Anwendung findet. 

III. Das EG. z. BGB. hat m Art. 40 das G. vom 4/5 70 mit 
den einschlägigen Vorschriften des BGB. in Einklang gebracht und 
zu diesem Zwecke zunächst bestimmt, dass in den $$ 3 Abs. 1 
Satz 1, 89, S 11 Abs. 2 und 8 12 Abs. 1 Satz 2 das Wort: 
„muss“ durch das Wort „soll“ ersetzt wird. 

Ausserdem sind die SS 7 und 8 durch folgende Vorschriften 
ersetzt worden: 

S 7. Die Ehe wird dadurch abgeschlossen, dass die Verlobten 
vor dem Beamten persönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit er- 
klären, die Ehe miteinander einsehen zu wollen. Der Beamte muss 
zur Entgegennahme der Erklärungen bereit sein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder Zeit- 
bestimmung abgegeben werden. 

S Ta. Der Beamte soll bei der Eheschliessung in Gegenwart 
von zwei Zeusen an die Verlobten einzeln und nacheinander die 


Frage richten, ob sie die Ehe mit einander eingehen wollen, und 
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nachdem die Verlobten die Frage bejaht haben, aussprechen, dass 
sie kraft dieses Gesetzes nunmehr rechtmässig verbundene Ehe- 
gatten seien. 

Als Zeusen sollen Personen, die der bürgerlichen Ehrenrechte 
für verlustie erklärt sind, während der Zeit, für welche die Aber- 
kennung der Ehrenrechte erfolgt ist, sowie Volljährige nicht zuge- 
zoseen werden. Pessonen, die mit einem der Verlobten, mit (dem 
Beamten oder mit einander verwandt sind, dürfen als Zeugen zu- 
vezogen werden. 

$ 8. Als zur Eheschliessung ermächtigter Beamter ($ 1) gilt 
auch derjenige, welcher, ohne ein solcher Beamter zu sein, das Amt 
eines solehen öffentlich ausübt, es sei denn, dass die Verlobten den 
Maneel der amtlichen Befueniss bei der Eheschliessung kannten. 

$ 8a. Eine Ehe, die vor einem zur Eheschliessung ermächtigten 
Beamten ($ 1) oder vor einer im $ 8 einem solchen Beamten gleich- 
gestellten Person geschlossen wird, ist wegen Formmangels nur dann 
nichtig, wenn bei der Eheschliessung die im $ 7 vorgeschriebene 
Form nicht beobachtet worden ist. 

Ist die Ehe nm das Heirathsregister eingetragen worden, und 
haben die Eheeatten nach der Eheschliessung zehn Jahre oder falls 
einer von ihnen vorher gestorben ist, bis zu dessen Tode, jedoch 
mindestens drei Jahre als Ehegatten mit einander gelebt, so ist die 
Ehe als von Anfang an eiltig anzusehen. Diese Vorschrift findet keine 
Anwendune, wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre und zur Zeit 
des Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben ist. 

Das KGG. vom 7/4 00 schreibt nun in S 36 vor, dass die Form 
der Ehe, diein einem Konsulargerichtsbezirke von einem Deutschen 
oder von einem Schutzgenossen, der keinem Staate angehört, ge- 
schlossen wird, sich ausschliesslich nach den Vorschriften des RG. 
v. 4/5 70 bestimmt. 

Dieser $ 36 findet gemäss $3 n. Sch@G. in den Schutzgebieten 
keine Anwendung. Dagegen heisst es in $ 7 dieses Gesetzes, dass 
auf die Eheschliessung und die Beurkundung des Personenstandes 
in den Schutzgebieten die $S 2 bis 9, 11, 12 und 14 des RG. v. 
1/5 70 entsprechende Anwendung finden, die Ermächtigung zur 
Eheschliessung und zur Beurkundung des Personenstandes durch den 
Reichskanzler ertheilt wird und die Form einer Ehe, die in einem 
Schutzgebiete geschlossen wird, sich ausschliesslich nach den Vor- 
schriften des RG. v. 4/5 70 bestimmt. Die Eingeborenen unter- 


liegen diesen Vorschriften nur insoweit, als dies durch Kaiserl. 


S 26. Die Rerelune des Personenstandes. 29] 
Verordnung bestimmt wird, dureh welehe auch andere Theile der 
Bevölkerung den Eingeborenen gleichgestellt werden können. 

Von den nicht in den Schutzgebieten zur Anwendung kommen- 
den Paragraphen des RG. v. 4/5 70 handelt $ 1 von der Ermäch- 
tigung der diplomatischen Beamten zur Eheschliessung durch den 
Reichskanzler, $ 10 von dem Falle, dass nicht beide Verlobte, 
sondern nur einer derselben, Bundesangehöriger ist, $ 13 enthält 
eine hier nicht weiter interessirende Uebergangsbestimmune. 

Was die übrigen SS anlangt, so schreibt $ 2 vor, dass die zur 
Eheschliessung und die zur Beurkundung des Personenstandes er- 
mächtigten Beamten getrennte Geburts-, Heiraths- und Sterberegister 


zu führen haben, die S$ 3—6 handeln von Eheaufgeboten, die S$ 7 
und 8 sind im Vorstehenden wiedergegeben, $ 9 trifft Bestimmungen 
über Inhalt und Form der Heirathsurkunden, die $S 11 und 12 
handeln von den Geburts- bezw. Sterbeurkunden und $ 14 von den 
(Gebühren. 

Bezüglich des $ 7 Sch@@G. v. 25/7 00 ist in der Begründung be- 
merkt, dass sich der $ 4 a. SchGG. wie das darin erwähnte G. v. 
4/5 70 selbst nur auf Reichsangehörige beziehe, vorbehaltlich der 
Ausdehnung auf andere Personen im Wege Kaiserl. Verordnung. 
Entsprechend dem territorialen Charakter der Schutzgewalt erscheine 
es jedoch angemessen, auch die territoriale Geltung des hier in 
Rede stehenden Gesetzes zum Ausdruck zu bringen, wozu es nur 
der Ausschaltung einiger Paragraphen, insbesondere des $ 1 be- 
dürfe. Alle sich in den Schutzeebieten aufhaltenden Personen, mit 
Ausnahme der Eingeborenen, welche wie bezüglich der Unterwer- 
fung unter die Gerichtsbarkeit behandelt werden, sind nunmehr den 
Vorschriften des G. v. 4/5 70 unterstellt und zwar entsprechend 
der Regel des S 36 KGG. v. 7/4 00 mit der Massgabe, dass sich 
die Form der Ehe auschliesslich nach jenem Gesetz bestimmt, 
während selbstverständlich im Uebrigen, was die Ehehindernisse 
u. s. w. anlangt, das BGB. zur Anwendung kommt. 

Die bisher in Bezug auf die Eheschliessung und die Beurkun- 
dung des Personenstandes erlassenen Vorschriften bleiben selbstver- 
Weiteres ın 


ständlich bis auf Kraft. 
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& 27. Die Regelung der Gerichtsbarkeit über die Einge- 
borenen'). 


Mit Rücksicht auf den territorialen Charakter der Schutz- 


T. 
sewalt unterstehen die FE 


| ingeborenen der deutschen Schutzgebiete 
der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit des Reichs wie die Europäer, 
soweit nicht gewisse Ausnahmen in Folge der mit den Häuptlingen 
einzelner Stämme getroffenen Vereinbarungen bestehen (vgl. S 11). 

Selbstverständlicher Weise konnte man aber nicht daran den- 
ken, die Eingeborenen sofort der deutschen Gesetzgebung und Ge- 
richtsbarkeit zu unterwerfen, es wurde vielmehr dem Kaiser über- 
lassen, zu bestimmen, ob und inwieweit dies geschehen soll. 

Zunächst wurde in der Weise vorgegangen, dass durch das 
SchGG. vom 17/4 86, das lediglich die Reichsangehörigen und die 
deutschen Schutzgenossen der deutschen Gerichtsbarkeit unterwer- 
fende KGG. in den Schutzgebieten für anwendbar erklärt und im 
Uebrigen der Kaiser in $3 Z. 1 SchGG. v. 17/4 86 ermächtigt 
wurde, auch andere Personen, also insbesondere namentlich die Ein- 
eeborenen der deutschen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen. In dem neuen 
Sch@@. kommt der territoriale Charakter der sog. Schutzgewalt 
schärfer zum Ausdruck ; es ist aber in $ 4 bezw. S 7 bestimmt, 
dass die Einzeborenen der deutschen Gesetzgebung und (serichts- 
barkeit nur insoweit unterliegen, als dies durch Kaiserl. Verordnung 
bestimmt wird. 

Auf Grund der dem Kaiser ertheilten Ermächtigung sind s. 
7. für die einzelnen Schutzgebiete eine ganze Anzahl die Rechts- 
verhältnisse der Eingeborenen regelnde Verordnungen ergangen, 
welehe theils das materielle Recht, theils die Ausübung der Ciml- 
und Strafgerichtsbarkeit betreffen. 

II. Von Verordnungen, die sich auf das materielle Recht be- 
ziehen, sind anzuführen: 

\. Kamerun 

1. V, des Kaiserl. Gouverneurs v. 18/4 86 (RIEBOW IS. 248 betr. die Verpfändung 
von Elfenbein und sonstigen Handelsgegenständen, sowie die Einlösung bereits 
verfallener Pfandstücke. Danach sind Elfenbein und sonstige von den Einge- 
borenen an fremde Kauflente in Pfand gegebene Gegenstände, soferne nicht 


eine anderweitige Abmachung getroffen ist, binnen Jahresfrist vom Tage der 


-} 


Verpfändung an gerechnet einzulösen, widrigenfalls dieselben verfallen und 


Eigenthum des Pfandnehmers werden. Der Eingeborene hat das Recht, vom 


1) Schutzgebiete S$. 278. 
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Pfandnehmer einen Pfandschein zu verlangen, in welchem der Tag der Ver- 


pfändung und der in Pfand gerebene Gegenstand, sowie der darauf geliehene 


F 


Macht er von diesem Rechte keinen Gebrauch 


Betrag angegeben sein muss 


oder geht der. Pfandschein verloren, so sind die Bücher des Pfandinhabers mass- 
Hex bend, 
2. V. des Kais 


3). Dieselbe verbietet das Anwerben von Eineeborenen des deutschen 


rl. Gouverneurs vom 6. Juni/7. Oktober 1887 (RıEerow I 


1 


Sehutzgebiets bei Strafe und schreibt vor, dass Dampfer und Segelschiffe, Kutter 


und dgl. Fahrzeuge, welche die tberseeischen Fährten machen, mit Ausnahme 


der zur Vermittlung des Küstenverkehrs bestimmten zur Anwerbung von Ein- 


geborenen für diese Fahrten der Genehmigung 


3. V. des Kais, Gouverneurs vom 11/12 98 (Kol.Bl. 1894 S, 105. Rızsow Il 
S. 64.£,) Nach derselben ist die Auswanderun« von Eingeborenen des Schutz- 
gebiets nach Plätzen ausserhalb desselben nur mit Genehmieunge des Gouver- 
1 
] 


4. Bek. des Kaiserl. Gouy. v. 13/8 98 (Kol.Bl. S. 641, Rıssow II S. 119), 


betr. Meldepflicht der Eingeborenen (An- und Abmeldungen bei Ankunft im 


Schutzgebiete, bezw. bei Verlassen desselben sowie Anzeieen von Geburten und 


l. V. des Kaiserl. Gouverneurs vom 15/11 99 (Kol.Bl. S. 54 #.), welche unter 


Aufhebung einer V. gleichen Betreffs v. 24/12 91 den 


1 1 rm 
Ierenorenen des Toro- 


gebiets bei Meidung von Strafe die Auswanderung nur mit Genehmigung des 


Gouverneurs gestattet (RıIEBOW IV S. 1: 


). 
N 
) 


2, V. des Kais, Kommissars v. 15/1 93 (Kol.Bl. S. 105, Rresow IS, 281), 


betr. Inhaltlich dieser Verordnung erlangen Personen, welche sich im Zustande 


der Sklaverei, Haussklaverei oder Höriekeit befinden, ihre volle Freiheit da- 


1.1 


durch, dass ihr bisherieer Herr ein ihr Ve 


iltniss zu ihm lösendes Rechtsge- 
schäft, Kauf, T b 


st 


Schenkung u. s, w. mit einem Dritten oder ihnen se] 
abschliesst. Jeder Loskauf eines Sklaven ist von dem Befreienden innerhalb 
vier Wochen dem Kais, Kommissar oder dem Amtsvyorsteher des Bezirks, in wel- 
chem der Freigewordene oder der ‚Befreiende seinen Wohnsitz hat, anzuzeicen, 


worauf auf Antrag dem Sklaven unt 


Siegel und Unterschrift ein Freibrief un- 


enteeltlich auszustellen ist. In gleicher Weise kann auch solchen Personen, 


welche kraft einer behördlichen Verfügung oder sonst einem Grunde die 


Freiheit erlangt haben, ein Freibrief ertheilt werden ($ 1 und 2). 


G. Südwestafrika 


1. V. des Kaiserl. Kommissars v. 17/5 91 (RieROwW I S. 322), Dieselbe ver- 


bietet Bergdamaras oder andere Eingeborene des Schutzgebiets anzuwerben 
und als Arbeiter aus dem Schutzgebiete auszuführen oder dieselben zur Aus- 


wanderung zu veranlassen. Agenturen zu diesem Zwecke dürfen innerhalb des 
Schutzgebiets nicht errichtet werden. Zuwiderhandelnden ist die Ausweisune 


aus dem Schutzgebiete anzedroht. 


2, Runderlass des Kaiserl. Gouverneurs v. 26/10 98 (RıEszow IV S. 123) 


”) Vgl. auch den allgemeinen Runderlass der Kol.-Abth, betr, Auswande- 


rung der Eingeborenen aus den Schutzgebieten v. 16/8 98 (Bisrow IV 8. 92 


er en u rn u 
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betr. die Ausfuhr 
der V. v. 17/5 91 e 


3. Bekanntm. d. Gouv. v. 23/2 99 be 


(Kol.Bl. S. 269, Rıezow IV S. 42 
D. Deutsch-Ostafrika. 


des Kaiserlichen Gouverneurs vom 1. September 1 
Sklaven (Rıspow S. 431). Diese Verordı 


Icher durch Kauf oder 


en Herrn an einen Nichteine: 


wird, biedurch die Nach 8 2 ist jeder Loskauf eines Sklaven 


innerhalb vier Wochen der zuständigen Behörde desjenisen Ortes, wo der Sklave 


‚der der Loskaufende seinen Wohnsitz hat, anzuzei 


Sklaven unter Si« und Unterschrift einen I USZU- 
! stellen hat 
| 
' Eine zwischen dem Loskaufenden und dem Losgekauften getroffene Ver- 


einbarung, wonach dieser die Loskaufsumme zanz oder theilweise abverdienen 


! soll, ist nach $ 3 an sich zulässig, doch muss eine de ; Vereinbarung vor 


] einer de iriftlich abzeschlossen werden, von wel- 
cher jeder eine Ausfertigung auszuhändigen ist, 
It und unterlieet der mieune derselben. ı auf diese Weise Loseekaufter 
ist alsbald nach Bezahlung der Loskaufsumme als Freier zu betrachten, dem von 
der zuständ le ein Freibrief & werden kann. Dem neuen Herrn 
stehen kei Rechte zeren ihn zu, als die, welche in der mit dem 
i Losgekauften eetroffenen schriftlichen Vereinbarung 'e B 
ii ($ 6). Jede deutsche Ortsbehörde des Schutzgebiets hat ein Register zu 
in welches jeder al Idete Loskauf ı er 'ender Nummer einzutragzeı 
IST (S Ne) 
), Verordnunz des Kaiserlichen G Sept ‚e- 
t end dic hw e eine ältere 
Verordnung oleichen wurde (Kol. 186). 
dieser Verordnung müssen einseit chtsgeschäfte Farbiger, sowie 
Rechtsgeschäfte zwischen Farbigen untereinander durch die zuständige Behörde 
| beurkundet werden. Zuständig für die Beurkundung ist jeder Bezirksamtmann 
bezw. Stationschef. Betrifft das Rechtsgeschäft eineunbeweeliche Sache, so ist der 
| Bezirksamtmann bi Stationschef, in dessen Bezirk die Sache belegen ist, aus- 


schliesslie} 


ıständie. Die Beurkundungerfoletnach Wal heilisten entwe- 


der 1, in der Weise, dass der Beamten tiger Ermittelung des Willens der 


Aussteller ledielich den Inhalt der abgegebenen Erklärungen in deutscher Sprache 


in wiedergibt oder 2. in der Weise, dass die Betheiligten dem Beamten ein in der 


ihnen geläufigen Sprache abgefasstes Schriftstück vorlegen, und dieser darauf 


wesentlichen Inhalt in deutscher Sprache vermerkt. Rechtsgeschäfte, welche 


ht behördlich beurkundet sind, sind nicht klaebar, wenn die Erfüllune der- 
, x 


selben noch von keiner Seite begonnen worden ist. Hat aber auf Grund eines 


icht behördlich beurkundeten Rechts 


‚schäftes die Erfüllung auch nur von 


einer Seite begonnen, so ist die Klage zulässig, es sind aber diejenigen, welche 


| das Rechtsgeschäft errichtet haben, mit dem doppelten Betrage der nach dem 


Werthe zu entriehtenden Beurkundungsgebühr zu bestrafen. Ueber die auf- 


$ 27. Die Regelung der Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen. &% 


) 


genommenen Urkunden ist ein Register betr. Handlungen der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit zu führen. 

3. Im Zusammenhang mit dieser Verordnung steht die Verord- 
nung desselben Beamten vom 4. November 1893, betreffend die 
Erhebung einer Erbschaftssteuer und die Regelung von Nachlässen 
Farbiger (Kol.Bl. S. 41). Nach dieser Verordnung muss jeder 
Todesfall Farbiger, wenn ein Nachlass vorhanden ist, durch die 
Angehörigen des Verstorbenen, in Ermangelung solcher dureh die 
Mitbewohner des Hauses dem Bezirksamt zur Anzeige «ebracht 
werden. Von dem durch den Bezirksamtmann festgestellten Werthe 
des Nachlasses sind nach Abzug der Schulden beim Uebergang 
auf Erben erster Klasse 2 Prozent, ausserdem 5 Prozent als Erb- 
schaftssteuer zu erheben. Wenn der Erbe oder ein Gläubiger des 
Nachlasses es beantragt, hat der Bezirksamtmann die Regelung 
der Hinterlassenschaft in die Hand zu nehmen. In diesem Falle 
werden an Stelle der Erbschaftssteuer stets 5 Prozent der vorhan- 
denen Aktivmasse vor Abzug der Schulden als Gebühr für die 
Nachlassreeulirung erhoben. Zur Unterstützung des Bezirksamt- 
mannes bei der Nachlassregulirung sind bei jedem Bezirksamt Kom- 
missionen von je drei bis vier Leuten jeder Sekte, bezw. Kaste der 
Araber, Inder, Weimaleute auszuwählen, welchen der Bezirks- 
amtmann die Abwickelung der Erbschaft unter seiner Aufsicht über- 
träet. Ist der Nachlass völlig regulirt, so werden die Mitelieder 


der Kommission durch das Bezirksamt entlastet und wird auf 


Grund von deren Vorschlägen die endeiltige Erbvertheilung durch 
den Bezirksamtmann vorgenommen, der den Erben eine schriftliche 
Erbbescheinigung ertheilt. 

{. Runderlass v. 13/11 93 (Kol.Bl. 1894 S. 2, Rıseow 1 8. 53) betr. Er- 
einer Naturalabgabe (zur Deckung der Verpflegung der Stationsbe- 


hebur 


IS 
satzungen). 

5. V. d. Gouv. v. 26/3 96 betr. das Verbot der Anwerbung von Ar- 
beitern zum Zweck .der Ausfuhr aus Deutsch-Ostafrika nach fremden Gebieten 
(Kol.Bl. 1896 S. 280, Rıegow II S. 214). 

6. V. betr. Arbeitsverträge mit Farbigen in Deutsch-Ostafrika v. 27/12 96 
(Kol.Bl. 1897 S. 160. Rıssow II S. 318), welche insbesondere vorschrieb, dass 
alle Verträge zwischen Europäern und Farbigen über ländliche und gewerb- 
liche Arbeitsleistungen von längerer als einmonatlicher Dauer — ausser den 
Verträ 


tirkeit vor einer zur Abschliessung von Verträgen zuständigen Kaiserl. Behörde 


ren von Gesinde und Karawanenbegleitern bei Vermeidung der Nich- 


schriftlich abgeschlossen werden, Ausserdem sind in der Verordnung die Rechte 
und Pflichten des Arbeitgebers und des Arbeiters genau geregelt. Vertragsbruch 
seitens Farbiger wird mit Geldstrafe bis zu 100 Rupien alleın oder in Verbin- 
dune mit Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten bestraft. Ebenso tiiflt Geldstrafe 


v. Stengel, Rechtsverhältnisse, 15 
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” . 4 } . . . . "Par }- } ni ry 
bis zu 500 Rupien emen Arbeitgeber, der wissentlich fremde kontraktbrüchiee 


Arbeiter in Dienst nimmt. Diese V. wurde ersetzt rch die inhaltliel 


überein&timmende Verordnung vom 12/11 97 (Kol.Bl., 1898 S. 77 


Riebow Il 


7 : her. di Behandiune okfasi 
7. Bestimmungen über dıe behandlung ostası 


v. 30/7 95 (Kol.Bl. 1896 S. 95, Rıesow II S, 168). 


8. Runderlass v. 13/2 99 be träce (RIEBoOw IV 8. 381. 
9, Runderlass v. 3 vährunge (Rıesow IV S. 120). 
und 11. Runder + 99 betr. die Rerelung der Nach- \ 


y, durch welehe die Verordnungen vom 4/11 93 bezw. 1/9 96 e 


[. V. des Landeshauptmanns v. 13/1 87, bezw. 27/1 88 (Rıesow IS. 


von Munition, Sprengstoffen und Spirituosen an Ein- 


seborene, ihrung von Eingeborenen als Arbeiter bei Strafe, 


verbot, bezw. nur unter gewissen Vorausset 


zungen 21 


9, V, dess, Beamten v. 15/5 88, bezw. 18/10 94, welche die nur unter amt 


licher Kontrolle zulässige Anwerbune und Ausführung von Einzeborenen als 


Arbeiter genauer rerelte (RıiEBOowW IS. 555 IS. 181). 


3, V. des Kaiserl. Kommissars v. 20/2 90 betr. die Zurü 


kbeförderune der 


fi 


im Schutzzebiete angeworbenen Arbeiter (Rızsow 1 S. 549). 


anns vom 16/8 88 (RrEpow IS. 549 ff.) welch: 


t. V. des Landeshauptn 


Bestimmungen traf fü 


iehtung und 


‚nrichtung von Depots { 


die ausserhalb des zgebiets Verwendung finden sollen. 


der Direetion der Neu-Guinea-Kompagnie v, 


SS bezw. V, des 


Kais. Kommissars v. 19/12 89 (Rısgow IS 55t fl ach diesen Verordnungen 


können durch die Stationsvorsteher gegen die in einem festen Arbeitsyer} 


1 ct 
n15S6 St 


haltung der Ordnung und des Gehor 


sams Disci ‘änkung der Nahrung und Entziehung von 
ich 


oder ohne Anschliessung in gesonderten Räumen; 4. körperliche Züch 


Genussmi 


+] 
gewöhıl 


ie Arbeitszeit hinaus; 3. Einsper 


- gegen in Niederländisch-Indien angeworbene Arbeiter auch Geldstrafe 


bis zu 380 M. — verhängt werden. 


6. V, des Kaiserl. Kommissars vom 19/11 91 (Rıegow IS. 553) betr. d 


gesundheitliche Kontrolle der als Arbei 


F. Marschall-Inseln. 


l. V..des Kaiserl. Kommissars vom 1/9 93 (Kol.Bl. 8. 186, Riesow ILS. 37 


DyER 
durch welche bei Strafe verboten wurde, ohne vorherize Erlaubniss des Kommis- 


1 


ars Eingehborene des Schutzgebiets zu irgend welchen Zwecken nach ausserhalb 
des Schutzgebiets belegenen Plätzen zu überführen. 


2, bezw. 14/1 87, bezw. 7/3 99 betr. das Kreditzeben an Ein- 


eeborene (Rrerow IS. 267, IV S. 45), durch welche bei Strafe verboten ist, 


Kinreborenen, d.h. den Angehörigen der im Schutzgebie 


heimischen Stämme, 


sowie den Angehörigen anderer farbiger Stämme, soweit nicht 


für Gattunren 


von Personen oder einzelnen P 


sönlichkeiten Ausnahmen „emacht werden, 
Kredit Zu «eben 
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III. Was die Regelung der Rechtspflege in Vivil- 
und Strafsachen anlangt, so kommt hier vor Allem in Be- 
tracht die Kaiserl. Verordnung v. 252 96 (Kol.Bl. 1896 Beil. zu 
Nr. 5, RıEBow II 8. 213) betr. die Gerichtsbarkeit über die Ein- 
seborenen in den afrikanischen Schutzgebieten, welche den 
Reichskanzler ermächtigte, bis auf Weiteres die erforderlichen An- 
ordnungen für die Regelung der Gerichtsbarkeit über die Einge- 
borenen der afrikanischen Schutzgebiete zu treffen. Auf Grund 
dieser Verordnung hat der Reichskanzler am 27/2 1896 eine Ver- 
füeuns erlassen, in welcher er bestimmte: „In dem Gerichtsver- 
fahren über Einseborene sind zur Herbeiführung von (Geständnissen 
und Aussagen andere als die im den deutschen Prozessordnungen 
zuselassenen Massnahmen untersagt. Ingleichen ist die Verhän- 
unge von ausserordentlichen Strafen, insbesondere von Verdachts- 
strafen. verboten.* Eine senauere Regelung der Ausübung der 
Strafeerichtsbarkeit und der Diseiplinargewalt gegenüber den Ein- 
eeborenen in den Schutzgebieten von Ostafrika, Kamerun 
und To«o erfolgte durch die Verfügung des Reichskanzlers vom 
23/4 1896 (Kol.Bl. 8. 241). Der hauptsächlichste Inhalt dieser 
Verfügung ist folgender: 1) In den Küstenbezirken wird die Straf- 
verichtsbarkeit und das Strafverfahren über die farbige Bevölkerung 
vom Gouverneur (Landeshauptmann) ausgeübt, an dessen Stelle in 
den Bezirksämtern der Bezirksamtmann (Amtsvorsteher) bezw. für 
die Stationen und amtlichen Expeditionen im Innern der Stations- 
vorsteher, bezw. Expeditionsführer tritt. 2) Die zulässigen Strafen 
sind: Körperliche Züchtigung (Prügelstrafe, Rutenstrafe), Geld- 
strafen, Gefänsniss mit Zwangsarbeit, Kettenhaft, Todesstrafe. 
Gegen Araber und Inder ist die Anwendung körperlicher Züchti- 
oune als Strafmittel ausgeschlossen. Gegen Frauenspersonen darf 
auf Prüsel- oder Rutenstrafe nicht erkannt werden. Gegen männ- 
liche Personen unter 16 ‚Jahren ist nur Rutenstrafe zulässig. Die 
endeiltige Verhängung der Todesstrafe steht einzig und allein dem 
Gouverneur (Landeshauptmann) zu, weshalb der Bezirksamtmann 
(Amtsvorsteher), der auf diese Strafe erkannt hat, sofort dem Gou- 
verneur unter Zusendung des Aktenmaterials Bericht erstatten 
muss. 3) Zu den Strafverhandlungen soll der Wali (Jumbe, Dorf- 
älteste) hinzurezogen werden. Bei schweren Verbrechen hat der 
Bezirksamtmann (Amtsvorsteher, Stationsvorsteher, Expeditions- 
führer) mehrere angesehene Ri ıweborene zuzuziehen. Ueber die 
Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen. Das Urtheil ist schrift- 
15 * 
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lich abzufassen. 4) Kann in den im Innern belegenen Stationen 
oder bei den dort befindlichen Expeditionen im Falle eines Auf- 
ruhrs, eines Ueberfalls oder in einem sonstigen Nothstande aus 
zwingenden Gründen über eine ausgesprochene Todesstrafe dem 
(3ouverneur nicht Bericht erstattet werden, erscheint vielmehr eine 
sofortige Vollstreckung dieser Strafe an einem Eingeborenen er- 


forderlich, so ist von dem Stationsvorsteher bezw. Expeditionsführer 


geren den Angeschuldigten thunlichst unter Hinzuziehung von min- 
destens zwei Beisitzern ein summarisches Verfahren einzuleiten und 
das über die stattgefundenen Verhandlungen aufzunehmende Pro- 
tokoll, sowie das gefällte Urtheil nebst Gründen nachträglich dem 


(souverneur 


Landeshauptmann) mit Bericht einzureichen. 5) Wenn 
in einem Theile oder an einem Orte des Schutzgebietes durch den 
Gouverneur (Landeshauptmann) oder seine Stellvertreter oder in 
Fällen dringender Gefahr durch einen selbstständigen Gouverne- 
mentsbeamten oder einen selbstständigen Militärbefehlshaber der 
Kriegszustand erklärt ist, so tritt gegenüber allen Eingeborenen, 
welche sich strafbar machen, das sub 4 angeführte summarische 
Verfahren in Kraft. 6) Eingeborene, welche in einem Dienstver- 
hältniss oder Arbeitsvertragsverhältniss stehen, können auf Antrag 
der Dienst- oder Arbeitgeber wegen fortgesetzter Ptlichtverletzung 
und Träerheit, wesen Widersetzlichkeit oder unbeeründeten Verlas- 
sens ihrer Dienst- oder Arbeitsstellen, sowie wegen sonstiger er- 
heblicher Verletzungen des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses dis- 


ciplinarisch von dem mit Ausübung der Strafgerichtsbarkeit betrauten 


Beamten mit körperlicher Züchtigung und in Verbindung mit die- 
ser Strafe oder allein mit Kettenhaft nicht über 14 Tage bestraft 
werden. 

Der Erlass der Kaiserl. Verordnung v. 25/2 96 und die Ver- 
füeungen des Reichskanzlers v. 27/2 und 22/4 96?) sind dadurch 
veranlasst worden, dass sich begründete Zweifel ergaben, ob die 
Ausschreitungen, welche sich Kanzler Leist und Assessor Wehlau 
in Kamerun hatten zu Schulden kommen lassen, strafrechtlich ver- 
folgt werden können. Es wurde namentlich eeltend gemacht, dass 
S 343 Str&B., durch welchen Beamte mit Zuchthausstrafe bis zu 
fünf Jahren bedroht sind, die in emer Untersuchung Zwanesmittel 
anwenden oder anwenden lassen, nur dann Anwendune finden 


könne, wenn das Verfahren gegen die Eingeborenen ein gesetzlich 


iss des Reichskanzlers betr. das Verhalten der Be- 


amten und Offiziere in den Schutzgebieten v. 25/3 95 (Rrerow II S. 153). 


ur 


a. 
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geregeltes wäre und die Amtsgewalt der Beamten der Schutzgebiete 
sich in fest geregelten Grenzen bewegen würde. Dies sei aber 
nieht der Fall, da die bezüslichen Vorschriften des Konsulargerichts- 
barkeitgesetzes und seiner Nebengesetze auf die Eimgeborenen keine 
Anwendune finden. In Folge dessen seien dem arbiträren Ermessen 
der Beamten bei Behandlung der Eingeborenen keinerlei bestimmte 
Grenzen durch irgend eine gesetzliche Vorschrift gezogen. (Verh. 
des Reichstages IX. Leeisl.-Periode IV. Session 1895/97 Bd. Il 
S. 1421 fi. 1457 ft.) 

Unter diesen Umständen war nur eine disciplinäre Verfolgung 
der betreffenden Beamten möglich, da eine Disciplinarstrafe gegen 
einen Beamten schon dann zulässig ist, wenn er sich durch sein 
Verhalten in oder ausser Amt der Achtung, die sein Beruf 
erfordert, unwürdie zeigt, ein derartiges Verhalten aber in dem 
Vorgehen der beiden Beamten zu erblicken war. 

Es wurde deshalb die Lücke in der Gesetzgebung in der an- 
vegebenen Weise ausgefüllt. 

Dass sich die Verfügung vom 22/4 96 auf das ostafrikanische 
Schutzgebiet, Kamerun und Togo, beschränkt, hat seinen Grund 
darin, dass in Südwestafrika sich die Häuptlinge der eingeborenen 
Völkerstämme durchweg die Gerichtsbarkeit über ihre Unterthanen 
vorbehalten haben, und im Gebiete der Neu-Guinea-Kompagnie, 
sowie im Schutzgebiete der Marschall-Inseln das Strafverfahren 
gegen die Eingeborenen bereits durch die VV. v. 21. w 22. Ok- 
tober 1890, bezw. 10. März 1890 geregelt ist. 

Auf den ersten Blick erscheint auffällig die Bestimmung der 
Verfügung vom 22/4 96, dass BEingeborene, die in einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältniss stehen, wegen fortgesetzter Pflichtverletzung 
Trägheit u. s. w. bestraft werden können. Es erklärt sich diese 
Bestimmung jedoch daraus, dass die besonderen Verhältnisse der 
Kolonien in wirthschaftlicher, socialer und ethnographischer Bezie- 
hung allenthalben, also auch in den deutschen Schutzgebieten, dazu 
oeführt haben, die Beziehungen der weissen Arbeitgeber zu den 
farbigen Arbeitern eingehend gesetzlich zu regeln und behördlich 
zu beaufsichtigen und insbesondere auch den Kontraktbruch der 
Arbeiter zu bestrafen). 

Im Uebrigen sind folgende Vorschriften zu erwähnen: 

> Vel. über diese Fragen meine Abhandlung: „Die Arbeiterfrage ın 
den Kolonien“ Jahrb. der internationalen Vereinigung für vergleich. Rechts 


wissenschaft u. 8. w. Bd. IV S. 241 fi. 
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l. Gouvernementsbefehl v. 4/4 96 betr, das Gerichtszerfahren zeren Kinze 


oeo 


ne (Kol,Bl. S. 339, Rısesow IT S. 215); enthält eine In 


1) 
des Reichskanzlers v. 27/2 96. 2. Runderlass des Gouv, v. 1/3 99 betr. Be- 
handlung der Strafthaten aus der Zeit vor der deutschen Schutzherrscha 


(RıiEBow 
I 


betr. die Strafi 


3. Runderlass des Gouv. v. 


1. V. des Landeshauptmanns vom 8/11 96 (Rızsow IL S 


Strafe richtshbarkeit der Sineehorenen in Südwestafrika, welche die Verf. de: 


Reichskanzlers vom 22/4 96 mit verschiedenen Al 


nderungen in Kr: 


setzte 


SEE , i ; BR 
und ınsbesondere bestimmte, dass diese Verf. in Bezue auf 


‚borenen unter sich. 


des Gerichtsverfahrens bei inneren Angelegenheiten der King 


soweit diese besonderen Kapitänschaften angehören, nur nach Massgabe der in 


den Sehutzverträren ent 


tenen Festsetzuneen u. Ss, w. zur Anwendung kommt, 

v. 31 95 (Kol.Bl. 1899, S. 231. Rısgow IV 
S. 10 ff.) betr. Kinklagung von Schulden gesen FRingeborene. — 3. V. d. Gourv. ı 
1/1 99 (Kol.Bl. S. 2 


Eingeborenen des Schut 


ben des 


V. 
) 


} RIEBOW IV S. 232 {.) hetr. « Gerichtsbarkeit über die 


rebiets von Südwestafrika einschl, der Bastards in bürger- 


lichen Rechtsstreitigkeiten. Dieselbe übertrug die Entscheidune bürgerlicher 


Rechtsstreitigkeiten, zwischen Weissen und Eingeborenen insoweit letztere Be- 


a ' 128 Lint 
ingsbehörden des Schutzrebiets, 


klagte sind, den Verwa 


nämlich den Bezirks- 


hauptleuten, welehe die ihnen zustehenden Befuenisse an die Distriktschefs ihres 


Bezirks übertragen können. Zu den Verhandlungen ist in Gemässheit der ab- 
geschlossenen Schutzverträge und in sinngemässer Anwendung des $ 13 VE. d. 
Reichskanzlers vom 22/4 96 ein Eingeborener als Beisitzer hinz 


G. Kamerun. 
Verordnung des Kaiserl. rs vom 16. Mai 1892 wegen Abän 
eines Eingeborenen-Schiedseerichts 


v den Duallastamm (Rıesow S. 251 #.). Diese \ 


derung der Verordnung betr. Ei 


röordnung hat 


1 . » 
bung einer Alt 


eren Verordnung vom 7. Oktober 1890 bestimmt, 


keiten zwischen Eingeborenen des Duallastammes durch den 


Häuptling des Beklagten zu & 


edigen sind, wenn in bürgerlichen Streitsachen 


der Werth des Streitgegenstandes 100 Mk. nieht über 


eitet und in Straf- 
sachen der Gegenstand der Urtheilsfindunz eine That bildet. deren \hndung 


32008 1 
Keine N 


jhere Strafe als 300 Mk. oder 6 Monate Gefäneniss 


die Entscheidung der Häuptlinge ist Berufune an ein F 


1 
1 nreborenen 


richt zulä 
licher Wi 


instanzielles 


dessen Mitglieder, wie deren St llvertreter in jeder 


it 


e vom (souverneur ernannt werden. Dasselbe ist zueleich als erst 


(Gerieht zuständie für diejenigen Civil- und Strafprozesse, velche 
r Zuständigkeit der Häuptlinge gehören; das Verbrechen des Mordes 


bleibt 


nicht 


ı m.J 
und Todschlas 


doch der Jurisdiktion 


Iren, 


Je 
das auch nicht befugt ist, auf Todesstrafe, sowie auf eine Freiheitsstrafe von 


mehr als zwei Jahren zu erkennen. Für die Rechts 


o des Schiedsee- 


riehts sind die an Ort und Stelle in Uebune stehenden (sebräuche und Gewohn- 
l 


nach Verkündigung der 


heiten massgebend. Gegen die Entscheidune des Scehie: 


gerichts ist Berufung 
an den (Gouverneur zulässig, die binnen einer Woche 


Entscheidung schriftlich oder mündlich beim Gouvernementssekretär einzele 


ruction zur Verf. 


IV 8. 89), 


Handhabung 


nr 
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werden muUBS, Die der Kompetenz des Schiedsgerichts nicht unterworfen nl 


Strafsachen sind der Jurisdiktion des Kaiserl. Gouverneurs vorbehalten, 


2. Eine in allen wesentlichen Bes immungen oleichlautende Verordnung 


desselben Beamten vom 9. Dezember 1893 (Kol.Bl. 1894 S, 104 fi.) betr. Ein- 


führung eines Eingeborenen-Schiedsgerichts für den Viktoriabezirk hat für 
Streitigkeiten zwischen Viktorianern, Bakwiris und Subuleuten ebenfalls ein 


Schiedsgericht eingeführt. 
3. Ebenso erging am 16. September 1894 eine Verordnung desselben Be- 


rleichen Inhalts betr. die Einfü 


vichts für den Mangambastamm (Kol.Bl. S. 618 fi.). 


Weitere Ver 
richten für verschiedene Theile des Schutzgebiets ergeinzen am 12/9 95, 30/9 95. 


amten rung eines eingeborenen Schiedsge- 


‘ordnungen betr. die Einführung von Eingeborenen-Schiedsge- 


95/4 96, 21/5 96, 3/7 96, 27/7 96 und 20/11 97 (Kol.Bl. 1895 570, 571, 
Ko1.Bl. 1896: S. 364, 439, 575 und 607, Kl.Bl. 1898 8. 51, Rıegow II 8. 
78,182, 218, 229, 230,247. 262, 369). 


D. Toeo. 


In Togo sind bisher keine anf die Gerichtsbarkeit über die 


horenen bezüslichen Verordnungen ergangen. Aus der Denkschrift betr. die 
Entwickelung des Schutsgebiets Togo (Berichtsjahre 1893/94) — Beilage zum 
Kol.Bl. 1895 


Keitt 


sich jedoch, dass sowohl bürgerliche Rechtsstreitig- 


Einseborenen von den in allen erösseren Orten mit 


wıe »tr 


Genehmigung der Regierung vorhandenen eingeborenen Gerichten bestehend 
aus Häuptlingen und Aeltesten, in althergebrachter Weise (Palaver) entschieden 
werden. Diese vollziehen gewöhnlich die gefüllten Urtheile selbst. Nur die 
Todesstrafe darf ohne Genehmigung des Landeshauptmanns nicht vollstreckt 
werden. Die Thätigkeit der Amtsvorsteher ist fast durchweg eine schiedsrich- 
terliche, Weitergehende Befugnisse haben die Stationsvorsteher, doch können 
auch von diesen schwere Strafen gegen Eingeborene nur mit Genehmigung des 
Landeshauptmanns verhängt werden. „Mit diesem Zustande sind die Einge- 
borenen recht zufrieden, da ihre Gebräuche berücksichtigt werden und die Re- 
sierung hat den Vortheil, dass sie an Personal spart, ohne an Einfluss zu ver- 
lieren.* (Vgl. auch die Denkschrift für 1897/98 5. 27 und: 1898/99 S, 24.) 
E. Neu-Guinea. 


Von der dem Kaiser zustehenden Befugniss, die Rechtspflege über die Einge- 
pHeg ! 


borenen selbstständig zu regeln, machte derselbe zunächst dadurch Gebrauch, dass 


er durch Verord. v. 88 der Neu-Guinea-Kompagnie die Ausübung der (Ge- 


richtsbarkeit über Eineeborenen ihres Schutzrebiets übertrug und diese 


Uebertragu durch V. v. 25/10 97 (Kol.Bl. S. 631) bis auf Weiteres in Geltung 


liess. Auf Grund dieser Ermächtigung erliess die Direktion der Neu-Guinea 


; ff.) eine Strafverordnung für die Ein 


Kompagnie am 21/10 83 (RiEBOW 1:S.% 


eeborenen ihres Schutzgebiets, sowie. die ihnen eleicheestellten Angehörigen 


anderer farbiger Stämme, sofern sie nicht dureh Naturalisation die Reichsan- 
eehöriskeit erworben haben und infolgedessen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
unterstellt sind. Nach dieser Verordnung ist die Strafverfolgung nur zulässig 
wegen Handlungen, welche nach den Gesetzen des deutschen Reichs als Ver- 
brechen oder Vergehen bezw. auf Grund von Strafvorschriften strafbar sind, 
die in Gemässheit des $ 11 a. Sch@@. für die Eingeborenen erlassen werden, Ob 


die hienach strafbaren Handlungen zur Strafverfolgung geeignet sind, oder 0b 


en 
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diese Verfoleung zu unterbleiben h 


htsvorsteher) nach den Umständen des Falls entsehiede 


Die zulässieen Strafen sind: Die Todesstrafe, die durch Eı ollstreckt 


wird), Gefängeniss mit Zwangsarbeit, von drei Taxen bis 5 Jahren. anesarbeit 
ohne Verwahrung im Gefängniss von einem Tage bis zu drei Jahren, Gelı 
strafen von einer Mark bis zu dreihundert Mark (SS 4—12) 


Auf Todesstrafe kann nur erkannt werden: 1. wegen des vollendeten Vei 


jwechens des Mordes oder Todtschlags; 


\uf Gefäneniss mit Zwangsarbeit ht unter sechs Monaten ist zu erkennen: 


veeen Aufruhrs, wegen schwerer Körperverletzun; sen Nothzucht u 


, W 


wegen Raubes. Ist in diesen FE 


h die strafbare Handlung der Tod 


arhatrt 
DALDOIL 


Gefüneniss mit Zwan: 


eines Menschen verurs: 


nieht unter zwei Jahren zu erkennen ($ 15). Im Uebrieen hat das erkennende 


Gerieht nach den Umstär zu beurtheilen. ob die str: 


äneniss mit Zwangsarbeit, Zwangsarbeit ohne Gefäneniss oder mit 


(seldstrafe oder zleichzeitige mit der einen und anderen dieser Strafen zu ahnden 
ist (S 16). 
Wo nach den Anschauungen und Gewohnheiten der Eingebornen dem Ver- 


letzten von dem Thäter eine 


rung zu leisten ist, kann in dem Urtheil 


zugleich auch die Gewährung er solehen Entschädieunz erkannt werden 
(s 17). 
Für die Verhandlunz und Entscheidung sind Gerichte zuständie, die aus 


einem Gerichtsvorsteher und einem Gerichtsschreiber bestehen. In den Fällen, 
in denen auf Todesstrafe bezw. Gefängniss mit Zwangsarbeit nicht unter sechs 
Monaten e 


bei der Verhandlung und 
Entscheidune zwei aus den Stationsbeamten oder aus den achtbaren Weissen 


annt werden kann, DEZW. muss, 8 


> 
3 


seines Bezirks vom Geri »r beizuziehen (8 


Das gerichtliche Verfahren ist in den $$ 20-30 genauer 


ırYPoeit 
regeit. 


heben ist, dass die Entscheidung auf Grund einer mündlichen Verhandlung zu 


erfoloen hat, in welcher der Anveschuldi vernommen und der Beweis 


hoben wird. Das Gericht entscheidet nach freier Ueberzeueung, welche es 


andlune bildet; haben Beisitzer mit«: "kt. so entsch« 


die Stimmenmehrheit. Das Urtheil ist schriftlich abzufassen und mit Gründen 
I 


zu versehen. Ein Rechts findet 


gegen die Entscheidunsen des Gerichts, 


3 ung lauten können, nicht statt. Ist auf 


die nur auf Freisprechung oder Bes 
en Gerichtsvorsteher mittels 
der Sache er 


sünzende Ermittelungen oder unter Aufhebung des Verfahrens eine neue Ver- 


Todesstrafe erkannt, so sind die Akten durch « 


Berichts dem Landeshauptmann einzureichen, der nach 


handlung der Sache von demselben oder einem anderen Gerichte anordnen 


kann. Kein Todesurtheil darf vollstreekt werden, bevor es vom Landeshaupt- 


mann bestätigt ist. Der Landeshauptmann kann erkannte Strafen im Were 


der Gnade mildern oder zanz erlassen. Die Strafvollstreel 


Dig nen 
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Leitung des Gerichtsvorstehers gemäss der Urtheilsformel und nach den über 


den Strafvollzug erlassenen Verordnungen. 


Y, Eine mit dieser Verordnung mutatis mutandis wörtlich übereinstim- 


mende Straf-Verordnung für die Eingeborenen des Schutzgebiets der Maı 


sehall-Inseln hat auf Grund einer Kaiserl. V. v. 26/2 90 der Reichskanzler 


am 10/3 90 erlassen. (Rıesow IS. 
G. Was Samoa anlangt, so sind nach & 3 der V. des Gouverneurs v. 
1/3 00 (Kol.Bl. $. 312) die Eingeborenen d. h. die Samoaner und die Ange- 


Eu 


iven anderer farbirer Stämme der deutschen Gerichtsbarkeit in denjenig 


Fällen unterstellt. in welchen dieselben bisher der Gerichtsbarkeit des Ober- 


oerichts von Samoa oder des Munieipalmagistrats von Apia unterworfen ge- 


ich Art. III Abschn. 9 der Generalakte der Samoa-Konferenz 


wesen sind. 


“chter bestehende oberste Gerichtshof 


v. 14/6 89 ist aber der aus einem Ober 
für Samoa ausschliesslich zuständig: 1. für alle Civilprozesse betreffend Grund- 
+) 


a und alle darauf bezüglichen Rechte; für alle Civilpro- 


eieenthum in Samo 


ıden oder zwischen Frem- 


zesse jedweder Art zwischen Eingeborenen und Fı 


3, für alle Verbrechen und Vereehen von Ein- 


: RE 
den verschiedener 
oeborenen geren Fremde oder von solchen Fremden, die nicht einer Konsular- 


Nach Art. V Absch. 4 der Acte hatte ferner 


gericl tsbarkeit unterworfen 


des Municipalmagistrat ausschliessliche Gerichtsbarkeit in erster Instanz über 
alle Personen ohne Ansehung der Nationalität in Fällen der Verletzung von 


Gesetzen, Verordnungen und Regulationen,. die vom Munieipalrath in Ueber- 


einstimmune mit den Vorschriften der Acte erlassen sind, vorausgesetzt, dass 


die Strafe Geldbusse von 200 Dollars oder Geldstrafe von 180 Tagen nicht 
übersteigt. In den Fällen, in denen die verhängte Strafe Geldbusse von 20 
Dollars oder Gefünenissstrafe von 10 Tagen beträgt ist Berufung an den ober- 
sten Gerichtshof zı 

An die Stelle des Obergerichts bezw. Municipalr 


ISSIO, 


ıths tritt der zur Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte, der befust ist, einzelne der im 


Vorstehenden bezeichneten Fälle einem anderen Richter zu überweisen und 


auch für diese Fälle eine Berufungsinstanz zu bezeichnen ($ 3 Abs. 3 V. 
vom 1/3 00). 
H. Bezü 


bestimmt ‘die V. des Gouverneurs vom 15/4 99 (MarVBl. 1899 Anhang N. 5 


lich der Gerichtsbarkeit über die Chinesen in Kiautschou 


S XXV) dass, wenn bei einer strafbaren Handlung Chinesen und. Nichtchinesen 


als Thäter, 'Theilnehmer, Begünstiger oder Hehler gemeinschaftlich "be- 


schuldigt oder Chinesen und htehinesen in emen bürgerlichen Rechts- 
streit verwickelt werden, das Kaiserl. Gericht auch zur Verhandlung und 
Entscheidung gegen Chinesen zuständig ist und in einem solehen Falle 
das für Nichtehinesen zeltende Recht auch auf Chinesen Anwendung 
findet. Im WUebrigen wird die Gerichtsbarkeit über Chinesen durch den 
Richter und vom Gouyerneur ernannte Beamte (Bezirksamtmänner) ausgeübt, 
welche soweit sie noch nicht als Reichsbeamte beeidiet sind, bei: ihrem Antritt 
einen besonderen Eid zu leisten haben. Zur Erforschung der’ chinesischen 


Rechtsanschauuneen sind erforderlichenfalls die Do 


ältesten oder andere ge 


veeigonete Persönlichkeiten zu hören (SS 1-4). 
Was die Strafrechts pH ere anlanet, so sind nach $5 alle Handlunsen 


£ 


etrafbar, welche 1. dureh Verordnungen des Gouverneurs mit Strafen bedroht 


Lam Dan Bear 


in ri .— a ne ee nn nn en ee 


des Personenstandes 


2D l 
Sim 2. nach den Gesetzen des deutschen Reichs den Thatbestand eines gegen 
das Reich sowie gegen Gesundheit, Leben, Freiheit und: Eigenthum ein: 
Anderen gerit hteter Verbre 1i ode Vereehen odeıI 3. den Thatbestand 
einer Uebertretung enthalten. oder #4 im chinesischen Reich mit Strafen belegt 
werden. 

Le sınd nach 8 6: ] © 
(veeen Personen wei Geschlech ir zu 
Doll. 5000, welch: a ssen (8 16), 2. rafe bis zu 


15 Jahren, 4. leben he Freiheitsstrafe, 5. 


mit einander oder mit Ausweisung aus 


fen kann allein oder in Verbindun; 


dem Schutzgebiete rerden. ei der Ausweisung ist dem Beschuldigten 


4 N 1 } y 4 
traie anzudrohen, weiche sofort voll 


sreckt 
werden kann, wenn der *te wieder innerhalb des Schutzezebiets be- 


troffen wird. Bei Umwa on Geldstrafen in Freiheitsstrafen ist der Be- 


ven Freiheitsstrafe oleich zu acht 


Die Strafmündigkeit beginnt mit dem vollendeten 12. Lebensjahre. Per- 
sonen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind nur in Aus- 
nahmsfällen zu Freiheitsstrafen zu verurtheilen und dann von anderen Ver- 


die Hand 


breehern zetrennt zu halten. Fi jugendlicher Personen kann 


deren Vater, älterer Bruder, Vormund oder diejenige Person zu einer Stı 


verurtheilt werden, deren Obhut der jugendliche Verbrecher anvertraut ist ($ 7). 


Die | 


iheitsstrafe kann mit Zwangsarbeit ($ 10), 


Zur Verf: iner strafbaren. H: ksamtmann 
A lie, in dessen Bezirk die That be 

2 \ ' 
15 bezw, d { n desst bit 
($ 11) 


fen bis zu drei Mo- 


ıiet, auf Freiheitsst 


Doll. 500 allem oder in Verbinduns 


mit Ausweisung zu erkennen. Das Urtheil, welches einer 


n Begründung nicht bedarf, ist dem Angeschuldisten zu verkünden 


Strafgewalt nieht für ausreichend, so 


($ 12). Hält der Bezirksamtmann 


tandlungen vorzunehmen und die Akten 


dem Richter einzusenden, deı auf Grund der Akten entscheidet. jedocl 


weitere Beweise erheben oder die I ntersuchung persönlich führen kann ($ 33). 


Urtheile, durch welche auf Todesstrafe erl 


en nach S 14 der 


durch den Gouverneur, der die Art, in welcher die Todesstrafe 


an den Richter 


läss wenn auf höhere Strafe erkannt ist, als Freihe ‘von 6 Wochen 
oder Geldstrafe von Doll.250. Die Berufun innerhalb 3 Taeen nach deı 


Verkündigung des Urtheils bei dem Bezirksamtmann, dessen Entscheidung an- 


eefochten wird, zu Protokoll zu erklären; ist die Bi rufung zulässige so ri 


as: weitere Verfahren nach s 13 (S 15), 
Den Entscheidungen in Givilrechtsst reitiekeiten, bei denen die 


schriftlich eingereicht oder. zu Protokoll erklärt werden DIUSS, 


ist die 


örtliche Gewohnheit zu Grunde zu lesen. Der Gouverneur bestimmt durch 


jedesmalire rordnung, welche Reichseesetze bei Civil eiten, wo nur 


Chinesen betl 


finden ($$ 17, 18 
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Wenn der Werth des Streitgegenstandes Doll. 250 nicht übersteiet, sind die 
Bezirksamtmänner zur Entscheidung zuständig. Oertlich zuständie 3 


ist der I 
zivksamtmann, in dessen Bezirk der Beklaete sich aufhält oder seinen Wohn- 
sitz hat. Ist der Streitgegenstand eine unbewegliche Sache, so ist derjenige 
Bezirksamtmann zuständig, in dessen Bezirk die Sache gelegen ist ($ 20). 

In allen Fällen, die nicht zur Zuständigkeit der Bezirksamtmänner sehören, 
entscheidet der Richter. Gegen die Urtheile der Bezirksamtmänner ist die 
Berufung an den Richter zulässig, wenn der Werth des Streitgegenstandes 
Doll. 150 übersteigt ($ 21). Wird der Kläger abgewiesen, weil sich die von ihm 
behaupteten Thatsachen als unwahr herausgestellt haben, so kann er in eine 
event. in Freiheitsstrafe, verbunden mit Zwangsarbeit umzuwandelnde Geld- 
strafe, welche den Werth des Streiteerenständes nicht übersteigen darf, verfällt 
werden ($ 22). Wird der Beklagte verurtheilt, so kann gegen ihn für den 
Fall, dass’er dem Urtheil nieht binnen einer bestimmten Frist nachkommt. eine 
Geld- oder Freiheitsstrafe festgesetzt werden. Von der eingehenden Geldstrafe 
ist der Kläger zu befriedisen ($$ 22, 23). Die Art der Zwangsvollstreckung 
bestimmt der Beamte, der das Urtheil erster Instanz gesprochen hat ($ 25). 

Bezüglich der Kosten ve]. 8$ 16 und 26. 

V. Bei den bisherigen Massnahmen zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Eingeborenen handelt es sich selbstverständlich 
erst um Anfänge, zumal keineswees alle einseborenen Stämme in 
den verschiedenen Schutzgebieten schon vollständig der deutschen 
Herrschaft unterworfen sind. Mit der grösseren Ausdehnung und 
Befestigung der deutschen Herrschaft werden natürlich auch die 
Rechtsverhältnisse der Eingeborenen in den einzelnen Sehutzeebieten 
genauer zu ordnen sein. Dabei wird als Grundsatz zu gelten 
haben, dass die Einrichtungen, Gebräuche und Gewohnheiten der 
Eingeborenen insoweit aufrecht zu erhalten sind, als dies mit der 
zivilisatorischen Aufgabe, welche das Reich in seinen Kolonien zu 
erfüllen hat, und der Sicherheit und Wohlfahrt der Schutzgebiete 
verträglich erscheint. Deshalb wird von einem Eingreifen in die 
dem bürgerlichen Rechte, namentlich dem Familienrechte, aneehö- 
rigen Verhältnisse möglichst abzusehen sein. Es wird genügen, 
wenn Bestimmungen getroffen werden, welche die Verkehrsbezie- 
hungen der Eingeborenen mit den Europäern und die Entscheidung 
der sich aus diesen Beziehungen ergebenden Streitiekeiten regeln. 
Derartige Streitigkeiten sind vor ein deutsches (zericht, welchem 
eingeborene Beisitzer beigegeben werden mögen, zu verweisen. 

Streitigkeiten der F 


für's Erste ihren eigenen Obrigkeiten überlassen, wie dies m Ka- 


ingeborenen unter sich werden am Besten 


merun und Togo seschehen ist, sofern sie nicht selbst den Wunsch 
hegen, von den deutschen Gerichten abgeurtheilt zu werden; erst 


nach und nach wird versucht werden können, die Gerichtsbarkeit 
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der deutschen Gerichte auch auf diese Streitigkeiten auszudehnen, 
in der Weise, dass eine freiwillige Unterwerfung unter deutsches 


Reeht und Gericht für zulässig erachtet, oder wenigstens in wich- 
tireren Fällen die Berufung von den eingeborenen Richtern an die 
deutschen Gerichte gestattet wird. 


In höherem Masse als auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts 


wird das Eingreifen auf dem Gebiete des Strafrechtes und der 


Strafrechtspflege nothwendig sein. Nicht blos die strafbaren Hand- 
lungen der Eingeborenen sesen Weisse werden nach deutschem 


Rechte und von deutschen Gerichten zu beurtheilen sein, sondern 
es werden wenigstens die schwereren Strafthaten der Eingeborenen 
überhaupt der deutschen Gerichtsbarkeit unterworfen werden müs- 
sen, soweit nicht ausdrückliche vertragsmässige Abmachungen ent- 
segenstehen. Es 1st dies um desswillen geboten, weil es sich hei 


allen strafbaren Handlungen, welche in einem Schutzgebiete vor- 
fallen, schliesslich nicht blos um die Interessen der durch dieselben 
Verletzten, sondern vor Allem um: die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit handelt. Von diesem Gesichts- 
punkte aus ist namentlich die obenerwähnte Strafverordnung betr. 
die Eingeborenen im Schutzgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie 
durchaus gerechtfertigt. 

Wie sich die Ueberlassung der Gerichtsbarkeit über die Ein- 
geborenen an deren eigene Obrigkeiten, wo es immer angeht, em- 
pfiehlt, so ist es auch im Uebrigen keineswegs angezeigt, die Au- 
torität der Häuptlinge der eingeborenen Stämme zu beeinträchtigen, 
vielmehr besteht aller Anlass, dieselbe aufrecht zu halten und zu 


kräftisen!). Auf diese Weise wird nicht blos ein sonst nöthiger 


Verwaltungsapparat erspart, sondern es werden auch manche ausser- 
dem unvermeidliche Reibungen vermieden. Ueberdies wird es bei 
einem solchen Systeme am ehesten”gelingen, die Eingeborenen an 
die neuen Verhältnisse zu gewöhnen. 

1) In dieser Beziehune kann wohl in den deutschen Schutzgebieten das 


Beispiel der Holländer in Ostindien nachgeahmt werden, welche die eingeborene 
I 


jevölkerunge im Wesentlichen durch ihre eigenen von der Regierung besti 


ten Häupter und Vorsteher verwalten lässt. 


Sachregister, 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A, 


\ckerbaukolonien >. 

Aktiengesellschaft 211. 

Angehörige der Sch. 57 ff. 

Anleihen, zu Lasten der Seh. 9. 

Ansiedelungskolonien 5. 

Anwerbune von Eingeborenen 223 f. 

Arbeitsverträge Farbiger 

Aufgebot von Landansprüchen 193 f. 

Ausländer, rechtliche Stellung und Na- 
turalisation 58 fl. 

Ausland, die Sch. als Ausland, 35, 98 
(in Zollsachen) 173, 178. 

Auswärtiges Amt 69. 

Auswanderung von Eingeborenen 223 f. 

Ausweisungen 110. 


Baupolizei 115. 

Beamte der Sch,, rechtliche Stellung 
derselben 74 ff., Gerichtsstand 78. 
Begnadieungsrecht des Kaisers 163, 166. 

Berufung 151 fi. 160 ft. 

Beschwerde 151 #. 160 ff. 

Berewesen 116 ff 

Besitzergreifung, effektive 8. 

Biafrabai s. Kamerun. 

Brüsseler Generalacte 62, 98, Konven- 
tion 100. 

Bürgerliches Gesetzbuch 136, 180. 

Bundesrath, Stellung desselben in Be- 
zug auf die Sch. 38, Entscheidung 
in Verwaltunesstreitsachen 149, Zu- 
ständirkeit in Bezug auf Vereine 131. 


(5 
Chinesen, Gerichtsbarkeit über diesel- 
ben 233 F. 
Givilehe 217. 


D. 


Deutschostafrikanische Gesellschaft 
41 fl., 204 f. (herrenloses Land). 
Doppelbesteuerung, Verbot der D. 36, 94. 


E 
in 


Eheaufgebot 216 f. 

Eheschliessung 216 #. 

Eingeborene 59 #., 61 fi, 215 ft, 222, 
Einkommensteuer (Neu-Guinea) 96. 
Einnahmen der Sch. 93 ft. 
Eisenbahnwesen 130. 


Enteignung von Grundeigenthum 195. 


Erbschaftssteuer 


Erwerb von Kolonien 7 #. 


F. 

Farbire s. Eingeborene. 

Feuerwaffen, Verbot der Einfuhr 63, 
226: 

Fischerei 121. 

Flagge, Recht der Führung der Fl. durch 
Eingeborene 59. 

Forstpolizei 120 £. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit 136. 139. 
153. 

Fristen, Verlängerung der Fr. 158. 


v. 1/11 67 11. 


Freizüriekeitsgese 
(. 


Gebühren 96 #. (Gerichtskosten) 167 


Geistige Getrünke, Einfuhr, Besteuerung 


u.'8, w: 98 FE: 226. 

Geldstrafen 97. 

Geltungsbereich der für die Sch. er- 
lassenen Gesetze und Verordnungen 
56. 

Gemeinden 70. 

Gerichtsbarkeit 141 f. über die Einge- 


999 fi 


borenen 
Gerichtskosten 167 #. 
Geriehtsschreiber 141. 
Gerichtsstand 170 #. 
Gerichtsverfassung 139 1. 
Gerichtsvollzieher 26, 147. 
Gesetzeebung 46 ff. 
Gesundheitspolizei 115. 
(Gewerbesteuern 95 ft. 
Gewerbewesen 122 Hi 


u 


238 


(ewi 


(Gouverneure 67 #, 76 
Grund und 
184 #. 


Boden, 


Grundbuchordnunge 193. 


andel 122 ff. 


andelsgebräuche 183. 


I 
I 
Handelseres 
I 
I 


I 
1 
1. 


154 


15, 95, 200. 
ls Inland 35, 98, 173 


178. 


Interessensphi 
Inter 


nationales Privatrecht 
K. 
Kaiser, Inhaber der Schu 
Verordnungsrecht S. 
canisationseewalt 67 f£. 
un 11 fi 
Kaı 
Karolinen 16, 
Kiautschou I22-T. 
Kirchenrecht 179 N. 
Kirchl. Verhältnisse 130 f. 
Kolonialabtheilung. 65 ff. 
Koloniale Unternehmungen 
Kolonialrath 66 #. 
Kolonien, Begriff 
werbung 7 
Kolonialzesellseh: 


209. 


Er- 


Arten 8 fi, 


209 


Kolonialeesellschaft 
1, 209 N. 1. 
Kommissionen der 

110 N, 1. 


Kongoacte 


für Südwestafrika 


Beamten der Sch. 


98, 

150 

Konsularische Befugnisse der Beamten 
der Sch, 71 £, 


Konsula 


Konkurssachen 


Sachregister. 


Macht sphärt 
Marlane 


esen 


Meldewesen 


112. 
Militärgerichtsbarkeit 
130 £. 

Mittelbare Schutzezebiete 41 #f. 
Münzwesen 126 


149 
Missionen 


N. 
Naturalisation von Ausländern und Ein- 
‚orenen 58, 64 
Neu-Guinea 15 fi. 
Neu Guinex-Kompagnie 41 #., 
Notare 156. 


b+ 


el 


VO. 
Okkupation 186. 
Ostafrika 14 #. 


P. 
16. 


IA 
1% 


Palau-Inseln 
Personenstand 
214 #. 
Pllanzun 
Polizeistrafe: 
Polizeitruppen 112. 
Polizeiverfüruneen 


if., der Eingeborenen 


S 


-(Plantagen-)Kolonien 6. 
it 111. 


richtsbarl 


110, 


Polizeiverordnungen 110, des Konsuls 
50, 


125 # 


Protectoratsländer 3, 9 


Q. 


Postw esen 


(Quarantäne 115. 


R. 
146. 
148, 


Rechtsanwälte 
Rechtshilfe 146, 


kostensachen). 


168 (in (zerichts- 


Einge- 


ff, über die 


> 4 y 1} 
Reichsgericht 


141, 146, 151 ff. 

Reichskanzler, Verordnunesrecht 47, 
Kolonialminister Aufsicht 
Kolonialgesellschaften 213. 


65, über 


Reichsmarineamt 73. 
Reservate der Eingeborenen 186, 208 
N. 1,209. 
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Sachregisteı 939 
S. T 
Samoa-Inseln 17, 21 f., 32 N. 1. richtung 182, 
Schifffahrt 124 #. 
Schulden der Sch. 92. V; 
Schulwesen 130 f£. "ereine 181. 
Schusswaffen, Verbot der Einführung | Yerkündieune von Gesetzen und Ver- 
112, 226. dhunsan50, 
Schutzbriefe 41 M. Vermögen der Sch. 94. 
Schutzgebiete, öffentlich Verordnungen 46 ff., in Kiautschou 57. 
lung 23 11,, 32 ie als Verträge, völkerrechtliche 81 t, 
liche Persönlichkeit 34, Inland odeı Verträge mit Eineeborenen über Grund- 
Ausland 35. erwerb 198 #.- 
Schutzgebietsgesetz v. 25/7 00 29 f. Verträge mit Häuptlingen der Einge- 
Schutzeenossen 170 N. 1. borenen 6IN. 1. 
Schutzgewalt 38, 112. Verwaltungsstreitverfahren 149. 
Schutztruppen 33. HM. Viehzucht 119. 
Schw urgerichtssachen 1 4, 160 f. \ orunteı ıchune 1 19 f, 
Sicherheitspolizei 109. > 
Sklaven, Freikauf 223 f. W, 
Sklavenhandel, Sklavenraub, Bestrafung | Wälder 205. 
desselben 62, 172 £. Walfisehbai 10. 
Spirituosen Verbot der Wehrpflicht, Erfüllung derselben 84, in 
‚ Verbot der Südwestafrika 59, in Kiautschou W. 
altschaft 140, Wiederaufnahme des Verfahrens 162 £. 
Stantspllege 109. 2 
Steuern 94 H. 2. 
Strafgesetzbuch 174 #. Zollwesen 97 #, 
Strafkolonien 7. Zustellungen 168 f. 
Strafverfahren 157 ft. Zwangsgewalt des Beamten 110 #, 
Südwestafrika 10 ff. Zwanesvollstreckung 152 f. 
Berichtigung 
S. 14 2. 6 von oben muss es heissen 60.000 qkın statt: 600 000, 
a 
S. 83. N. 1 ist hinzuzufügen: B. v. Könıs, Militär und Marine, in Beiträge für 
Kolonialpolitik u. s. w. S. 70 #. 
S. 135: Das KGG. v. 7/4 00 erlangt nach der Kaiserl. Ver. vom 25/10 00 (Reichs- 
anz. v. 2/XI 00) am 1. Januar 1901 Geltune. 
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